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Rechtsprechung
Strafrecht

§§ 65, 185, 194 StGB.; § 1846 BGB. Die
Befugnis des VormGer., unter den im § 1846 
BGB. bezeichneten Voraussetzungen im 
Interesse des Mündels selbst Maßnahmen zu 
treuen, umfaßt auch die Stellung eines Straf­
antrags. Ob die Voraussetzungen für das 
Eingreifen des VormGer. Vorgelegen haben, 
ist im Strafverfahren nicht nachzuprüfen. 
RG.: DR. 1941, 1837 Nr. 1

§§ 153 ff. StGB. Beihilfe zum Meineid durch 
Unterlassen. RG.: DR. 1941, 1837 Nr. 2

§§ 183, 200 StGB. Der Rechtsbegriff der 
Öffentlichkeit ist im Falle des § 183 StGB, ein 
anderer als im Falle des § 200 StGB. RG.: 
DR. 1941, 1838 Nr. 3

§ 263 StGB. Prozeßbetrug. Im Fall der 
Aussetzung der Verhandlung gemäß § 149 
ZPO. ist der Betrugsversuch, der in  dem 
Vortrag falscher Parteibehauptungen vor 
Gericht liegt, m it dem Erlaß des Aussetzungs­
beschlusses beendet.

Für den Betrugsversuch ist es nicht erfor­
derlich, daß die falschen Prozeßbehauptun­
gen w irk lich  geeignet waren, das U rte il zu­
gunsten der Partei zu beeinflussen, für die 
sie aufgestellt waren. Es genügt vielmehr, 
wenn der Täter sie dazu für geeignet gehal­
ten hat. RG.: DR. 1941, 1838 Nr. 4 (M itte l­
bach)

§ 235 StGB. Entziehen i. S. des § 235 StGB, 
umfaßt auch solche Handlungen des Täters, 
die darauf gerichtet sind, daß die Entrückung 
des Kindes aus der Gewalt der Berechtigten 
fortbestehen bleibt. RG.: DR. 1941,1840N r.5

§ 350 StGB. Für die Anwendung des § 350 
StGB, ist nicht allein die Frage entscheidend, 
ob der Beamte für die Handlung amtlich zu­
ständig ist oder nicht. Der Begriff „ in  amt­
licher Eigenschaft“  ist nicht gleichbedeutend 
m it dem Begriffe der amtlichen Zuständig­
keit. Ersterer geht über die Grenzen des letz­
teren hinaus und legt den Schwerpunkt auf 
das amtliche Handeln des Beamten. RG.: DR. 
1941, 1840 Nr. 6

§ 1 Abs. 2 VO. v. 11. Juni 1940 steht der 
Anrechnung von Untersuchungshaft bei zu 
Zuchthaus verurteilten Wehrpflichtigen 
grundsätzlich nicht entgegen. SondG* 
Hamburg: DR. 1941, 1841 Nr. 7

Zivilrecht

jer.

Ehegesetz
§ 56 EheG. Dem verzeihenden Ehegatten 

unbekannte Verfehlungen wie auch ihm un­
bekannte Umstände, die die sittliche Bedeu­
tung der Verfehlung und ihre Rückwirkung 
auf das Eheleben zu einer wesentlich anderen 
Einstellung hätten führen können, gelten nur 
dann als verziehen, wenn eindeutig aus der 
Äußerung zu entnehmen ist, daß der Ver­
zeihungswille sich auch darauf bezog. RG.: 
DR. 1941, 1841 Nr. 8 (von Scanzoni)

§ 60 EheG.; A rt. 17 EGBGB.; A rt. 142 
Schweiz. ZGB.
_ In einem Scheidungsstreit von schweize­

rischen Staatsangehörigen kann das überwie­
gende Verschulden eines von beiden nicht 
ausgesprochen werden.

§ 60 Abs. 3 EheG, enthält eine sachlich­
rechtliche Vorschrift. Dem schweizerischen 
Recht ist eine entsprechende Bestimmung 
unbekannt, so daß auf einen bloßen M it­
schuldantrag eine Schuldfeststellung in einem 
Scheidungsstreit von schweizerischen Staats­
angehörigen nicht getroffen werden kann. 
KG.: DR. 1941, 1842 N r .9

§ 66 EheG. Die Leistung* 
schiedenen Ehemanns 1S -neri Ei(l ®i 
Sprüchen der Frau nach sei zUf
und Vermögensverhältnis j t i l y
Scheidung zu bemessen. j : urlgei>i Jf
liehen Einkommensverbess ^  ItK,
der Scheidung eingetretei tejl, »
schiedene Ehefrau keinen 1

1941, 1843 Nr. 10 r . |
§§ 66, 96 EheG.; §,242,

rlichen Le‘. ;.#1
terhaltsvertrage der ver&6 so

Sind die vertraglichen - - ' -
menslage angepaßt, s o ^  „¡ci

f f0'1

§ 96 EheG, bezieht 
krafttreten des EheG, ve „ 0  ß  V j  
Zahlungen; auf die durf J ie A b? V  
derte Rechtslage kann g1

diese Vereinbarung, so’ 
andere Regelung fordert.

klage aus § 323 ZPO. n'c,1j 1& ^
K d :  DR. 1941, 1844 ^

§§ 74, 96 EheG. Zur A gel t e ,
EheG, auf vertraglich g 0^% ^  
ansprüche geschieden r gcaU ¿1 

DRi 1941, 1844 Nr-12 (* ° > e V  
§ 97 Satz 1 EheO-Ist ein tsiirajt y

en aes a«s d M ' J
den, so bestimmt sich y0rsC . .-■.„.-.cren

Sche! ¡st
dann nach den bisherige” 
nach dem Inkrafttreten * Sc g
der Restitutionsklage

y
im  Schuldausspruch a
DR. 1941, 1848 Nr. D

tifldVertragshilfever^dnU^^gen^^Oj

§ 5 Abs. 1
von

Satz 2 Vertr?|
30. Nov. 1939. Der R > fh ^ )t
liehe Kündigung1

'* , i■sfrist

f j

dr-OLG. Darmstadt:
(Vogels)

§§ 1, 2 VO. über die g
ferverträgen v._ 20. ^ hvvRr^eft|^#(

- t l i t l J

J cl

im Wege der
1941, 1849 Nr. 15 (V S a  j  ) 

peebt

Ober den Rek»»

K  bewilBSt , 941, ¡iji1» \i1O S tU B U . 1V>"
OLG. Wien. RO-*. v e r l * V ’ #7»ä 

§ 3 östZPO. E i” * flieh* 0 t 
Zi ff. 2 ÖstZPO- , h f v e r ^ s  ■
BG. die nochmalige ^ ^  ic\iK, 
gen deshalb unte grstg 
weiswiirdigung ” 0

gehen w ill. RO-: ^
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Rechtskampf gegen den Bolschewismus*)
Von Dozent D r. ju r. habil. H .-H . D i e t z e ,  K ie l

?"
von V o lk und Staat

bewegt. E r war in  seinem tiefsten 
r r f a s s u n g ,  die es

l>ncl
\r 1, v Ult, v-o

Kräfte auf 2- ermögliche, seine vielgestal-
stan aa.dürch R;„ ei"  großes Z ie l hin auszurichten 
erfiiinSle zu zutn Einsatz zu bringen, an-
C nt. in Rß!l ersPbttern. Das Großdeutsche F

an- 
Reich1/35 uronaeutscne Keicn 

Dich* aen- Qesrt,- r,estaIt diesen letzten Sinn der
glejcj "Ul* ain g. j*b te . aber PC cfphf ripciin lh  iTnrTiaber es steht deshalb doch 

• einer Entw icklung, sondern zu- 
"Z1 Vo]£e ,einer Epoche, die sowohl unserem 
| r°ße 7 „u,.s auch dem ganzen Abendlande

jj'De

heut»”,?*ch dTe vcrbürgt. In seinem Schutz 
Beich l,tl>ms f r „ ;Wl8en.K u ltu r-u n d  Rechtswerte des 
tl0tiaison-tI Ehren aUAwirl<eil: Rasse> Boden, Arbeit, 
p6bvirbelabsmus V, ?as deutsche V o lk  hat im  Na­
h e  v A chten RV ' i ; d dem durch die Be'
% tVerfas:

* & S “ U N

Bewegung
sun» eigenes Wesen, seine rich-

*  Wledergefunden und k ra ftvo ll ent-

Weit nat'OHale Wiedergeburt in ihrer 
die hinaus |-r (Be Grenzen des deutschen 
es iih'r£0päischp n  j  bat das Reich auch wieder 

e iJrühen M i Ä nSSmacht erkennen lassen,

Dis 
die

{Sehe1‘V ^ h e n  M ^™ nungsmacht erkennen lassen, 
i  IaIter  ^w e s e n  war. Der euro-l 

idf>̂  . ’ der eine ebensolche Ze it der
w *e das deutsche V o lk  zu er- 

Rr.:'.'l |ue hpi-o,.nunrnebr aus seiner k ra ftvo llfchafttea Mitte rJa|  "Unmehr 
K £ " n ^ r. v ölkcrUn e‘ne Ordnung der Qemein-
! & r'  u L  ' ^ e r 3), d]e A-Uch- er finde t eine V e r ‘

ü b l^ ie  FiHDeuisclTeCR l-du S. ALbend,andes gewähr- 
j® R,c'ch hat im Bunde m it Ita-

1 können ; leser Neuordnung deshalb

1 ...............
Verlesung Über

Rerz

nDHrr„V8:i.

men der „Woche der Universität

ttJigs* ‘- niir 'pai Führerstn’Jreel}tsSrundiegung des natio- 
>, TtWacl«-< i na3 z er Sn ates‘ . 1938, S 17 ff.
N  i S  _D*,1940. ’ »Das Reich als europäische Ord-

Verfas^"! deutschen Verfassungsrecht 
Sl|ng:srprh+“  • DR. 1041, 801 ff.

eUr,

Länder in  der durch das Versailler D ik ta t verur­
sachten allgemeinen Auflösung und Zerrü ttung als 
erste das Beispiel eines sozialen Aufbaues gaben 
und die Grundsätze der Gemeinschaft als Grund­
bedingungen jedes aufbauenden Lebens erwiesen. 
Für den europäischen Führungsanspruch der 
Achsenmächte sind also in  erster L in ie  weniger 
geographische Voraussetzungen maßgebend als 
vielmehr das Vorb ild , das die nationalsozialistische 
und die faschistische Bewegung bei der Lösung all 
jener Probleme boten, die ihre V ö lker ebensogut 
w ie alle Vö lker Europas bedrängten. Indem diese 
revolutionären Bewegungen ihre V ö lker w ieder zu 
sich selber zurückführten, leiteten sie eine allge­
meine europäische Selbstbesinnung ein. Sie sind 
daher nichts anderes als „n u r Teile, nationale Lö ­
sungen der gesamteuropäischen Revolution“ 4) und 
haben die unheilvolle „E u ropa fluch t“ 5) ebenso zu 
beenden begonnen, w ie sie die innerstaatliche Zer­
setzung beendigt haben. D ie nationalsozialistische 
und die faschistische Revolution sind in  ihrem Kern 
zwar nationale Erscheinungen, aber in  ihnen sind 
doch auch „übernationale Geschichtskräfte am 
W erke, die der Geistes- und Schicksalsverwandt­
schaft der kontinental-europäischen V ö lker nach lan­
ger Verschüttung w ieder in  nationaler Form zu 
ihrem Recht verhelfen“ 6). Durch sie wurden auch 
in  anderen Vö lkern  ähnliche Bewegungen der 
Selbsterneuerung entfesselt, ja  der europäische Kon­
tinent stand dam it in  seiner Gesamtheit vo r der 
Aufgabe, ebenfalls gleichsam sein eigenes Wesen 
wieder zu entdecken und all jenen fremden Ideo­
log ien gegenüber m achtvoll durchzusetzen, in die 
er als Ganzes ebensosehr wie seine einzelnen Vö lker 
und Staaten auf das Betreiben bestimmter überstaat­
licher Mächte hin hineingeraten war.

Daß das kontinentale Europa seine geistige, p o li­
tische und rechtliche E inheit wiederherstelle, indem 
es sein eigenes Wesen erkenne und gestalte, daß es 
m ith in  aus jener pluralistischen Zerreißung heraus-

4) D a i t z ,  „Das neue Europa, seine Lebenseinheit und 
Rechtsordnung“ : DR. 1940, 2084.

6) S i x ,  „Reich und Westen“ , 1940, S.30.
6) D ü s s e i ,  „Europa und die Achse“  1940, S .66.
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finden müsse, in deren System es statt echter Ge­
meinschaft nur den Kom prom iß oder die D ik ta tu r 
als form ale Regeln sozialen Lebens g ib t7), ja daß 
es die verfassungsrechtlichen Grundsätze jeder 
echten Gemeinschaft: E inhe it und G liederung so­
w ie Führung und Verantw ortung in  sich ve rw irk­
liche — diese Forderung mochte vor zehn, ja  noch 
vo r fü n f Jahren als bloße U topie gelten, sie erwies 
sich jedoch m it der Z e it imm er deutlicher als das 
drängende Gebot einer historischen Stunde, und 
sie erlebt seit Kriegsbeginn ihre Verw irklichung. 
Ja, die erst im  Kriege offenbar gewordene Einheit 
Europas besteht heute bereits ihre erste Probe, in ­
dem sie sich als so stark erweist, alle Vö lker des 
Festlandes (m it Ausnahme der Schweiz) zum Kampf 
gegen einen gemeinsamen Feind — den Bolsche­
wismus — zu führen. Denn wenn heute Soldaten 
aller europäischen Nationen unter dem Hakenkreuz­
banner gegen den Bolschewismus kämpfen, so 
äußert sich darin  der Glaube eines ganzen Erdteils 
an den Sieg einer Idee, an die Sendung der a ri­
schen, kulturschöpferischen Menschheit und ihre 
W erte. „D ie  Aufgabe dieser F ron t is t somit nicht 
mehr der Schutz einzelner Länder, sondern die 
Sicherung Europas und dam it die Rettung a ller“ 8). 
Gerade der Kam pf gegen die Sowjetunion is t ein 
entscheidendes geistiges Ringen und dam it „ in  sei­
ner tiefsten Bedeutung ein R e c h t s k a m p f ,  ein 
Kam pf um eine neue sinnvolle O rdnung mensch­
lichen Zusammenlebens und um soziale Gerechtig­
ke it“ 9).

D ie Fronten auch dieses Kampfes sind daher klar 
zu erkennen, und die deutsche Rechtswissenschaft 
is t wiederum vo r eine große Aufgabe gestellt, die 
sie indessen nicht unvorbereite t t r i f f t 10).

*

Der Bolschewismus verneint die Gesamtheit der 
Ideale, in  deren Besitz sich das Abendland lange 
Z e it geeint wußte. E r setzt die ungegliederte, ge­
schichtslose Masse an die Stelle der schöpferischen 
Persönlichkeit und Gemeinschaft, e r errichtet eine 
seelenlose D ik ta tu r über w illen los gemachte M en­
schen und verneint die innersten ¡Werte des Mensch­
seins überhaupt: M oral, Religion, Lebensfreude und 
A k tiv itä t. Es is t durch und durch nih ilistisch. Daher 
läßt sich der R e c h t s b o l s c h e w i s m u s  a l s  
R e c h t s n i h i l i s m u s  begreifen.

Denn auch dort, wo es sich um Recht, Staat und 
V o lk  handelt, gelangt der Bolschewismus zu einer 
ebenso schroffen wie o ffen zugegebenen Ablehnung 
der selbstverständlichsten Grundlagen eines geord­
neten menschlichen Lebens. E r erstrebt — ohne daß 
dies hier im  einzelnen ausgeführt und belegt zu 
werden brauchte — die W eltrevo lu tion  und steht 
dam it den Begriffen Volk, Recht und Staat in  ab­
soluter Feindschaft gegenüber. D er S t a a t  g ilt  in

’ ) Vgl. R i t t e r b u s c h ,  „Demokratie und Diktatur“ , 
1939 S. 35 ff.

8) A d o l f  H i t l e r  in seinem Aufruf v. 22. Juli 1941: 
VB. 174/41.

9) „Kampf um soziale Gerechtigkeit“ : DR. 1941,1505.
10) Zum Folgenden vgl. vor allem G r e i f e ,  „Sowjet­

forschung“ , 1936; B o c k  h o f f ,  „Völker-Recht gegen
Bolschewismus“ , 1937; L e i b b r a n d ,  „Bolschewismus
und Abendland“ , 1939; M au  r ac h ,  „Sowjetverfassung,
Klassenkampf und Völkerrecht“ : „Völkerbund und Völker­
recht“  III, 600 ff.; ders., „D ie Sowjetunion — ein M it­
glied der Völkerrechtsgemeinschaft?“ : Ztschr. f. Völker­
recht XXI, 19ff.; D i e t z e ,  „Rechtskampf gegen den
Bolschewismus“ : „Gesetzgebung und Literatur“  19. Jg. 
317/18 sowie das in den weiteren Anmerkungen an­
gegebene Schrifttum.

der
jeder Form als „das Produkt und die Äußei'unS a[s 
Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze“ ,
„O rgan  der Unterdrückung der einen Klasse ^  
«• . - - • '-";t

Klassen.die andere“ 11), und er w ird, wenn dere inst1" 
„fre ien  sozialistischen Gesellschaft“  alle. K1̂  ^
unterschiede beseitigt sein werden, Überfluss S {. 
und „absterben“  und „ins  Museum der Alter “ 
neben das Spinnrad und die bronzene Axt 
setzt werden. In dieser klassen- und Staat ^e\ 
Internationale des W eltpro letaria ts soll J<- ° ¡hf  
nach seinen Bedürfnissen nehmen können i b n0ch
g ib t es angeblich weder Gewaltanwendung v0u 
Unfreiheit, sondern allein „die Verwaltung eS.

...................  Produktionsakte

/ £
A n a r c h i e  bilden, weil sie sich allein „  , T > ?

Sachen und die Leitung von Produktion»! n 
sen“ 14). In W ahrheit aber w ird  diese ieije 
freie sozialistische Gesellschaft eine voll* ! ¿\e 
A n a r c h i e  bilden, weil sie sich allein 
Kom pliziertheit, die Vollkom menheit ih rpr j-jer1____..............._  _________ ___ -  , j i e
usw. von der p rim itiven  Organisation e}nkSnscherl 
Affen, die zu Stöcken greifen, oder y rlI L r W ' 
unterscheiden“ 15) soll. Denn so wenig ein. ! yera11' 
antwortung zu tragen und in einer sittlic ^  ¿çs 
kerten Rechtsordnung zu leben verm ag,.'f ^¡ihaft1» 
nur dem Menschen eigenen Geistes nicht s er- 
ist, so wenig kennt jene, vom BolscheWi reC[it- 
strebte Zukunftsgesellschaft irgendeine tic t ¡’£irne11 
lieh gebundene Gemeinschaftsordnung- ged1’ 
verneint der Bolschewismus gerade jedweuj^jijc^ 1 
in  dem er im m er nur eine Funktion ,uflg $  
Macht und U nterdrückung oder die ,,Kef.e Jen j  
gesellschaftlichen Beziehungen“ , sieht, ,,c j. jg UK 
teressen der herrschenden Klasse eP s| eITi St8̂
von deren organisierter Gewalt (d. l ;.. j,erlicfy ,5 
beschützt w ird “ 16 *). E r hält es fü r  »‘a<jhstän^% 
der Idee der Gerechtigkeit irgendein se prj1 
und absolutes K rite rium  zu erblicken“  r  
Internationale w ird  daher durch „das vc j
des juristischen Moments aus den Bezie 1 ge,n- y 
Menschen zueinander“ 18) gekennzeichne w
von K a n t  fü r d ie  gesamte abendlän pflicb1̂ ,. 
bindend geprägte Gemeinschafts- 1111 , f enp,f0tl£ri 
danke w ird  als „d ie  typische E th ik  der rnaC‘,er- 
zierenden Gesellschaft“ 19) verächtlich ^e isO  jii 
versucht bzw. klassenkämpferisch in -  so, ?> )■

*
Nach alledem ist der Bolschewismus jA ,

deres als „de r aktive Versuch, den Min ptirc11 
tisch zu organisieren“ , „d ie  konseque  ̂ RechV^ 
rung absoluter Rechtsfeindschaft“ 3 . r jn ab y 0lK
archismus. E r erweist sich gerade 11 griffe ¡¿et1 
Aktion  des J u d e n t u m s ,  dein die 
und Staat ebenso fremd sind wie g|e'

der p

fälscht, daß es nunmehr heißt: „Handle ® g St! 
der Klasse den größtmöglichen Nutzen ^

h ) L e n i n ,  „Staat und Revolution“ ^ ( gdç/lO.J U. C 11 1 U j y J»J Lauv LI 11C1 J1\W “ c' * 1
mentarbiieher des Kommunismus), 1920 

>2) Ebenda S. 11.
1S) Ebenda S. 92.

Ebenda S. 17.
15i Ebenda S. 11. der^jieb
16\

ebenda b. 11. AeZtzefl
Vorspruch zu den Strafrechtsgrund ¡n v de’N
919. Zur ..Rechtslehre“  n V f,r-

nd Völkerrecht“ , 1935, S- 1 „ P W
von 1919. Zur 
G ü r k e ,  „Vo lk und

m*14
U u r k e ,  „Vo lk und Völkerrecnt-,
„Der Stand der Völkerrechtswissens 0 ß, »
Rechtswissenschaft“  II, 64 ff. und V e 
recht“ , 1937, S.27f. . „ R e c h Ä , ßje

17) P a s c h u k a n i s , „Allgemeine «¡bliotl1 
Marxismus“  (Bd. 22 der marxistische -cn A 
der Veröffentlichungen der kommun -
in Moskau), 1923, S. 143.

18) Ebenda S. 34.
1S) Ebenda S. 136.
2ü) Ebenda S. 141.
21) B o c k  h o f f  S.37.
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Mächten. _ Das Judentum kann seine 
eitler vöIHohnftAund ■d iktatur nur  auf dem Boden 
ScI,er Binri,?n Auflösung organischer, völkisch-rassi- 
!phte q p nSen deshalb aufrichten, weil ihm jede 
,ha°s au« nlnj chaftsauffassun£ fehlt. Es geht vom 

!• n Weil (>?nr#e,anl?t über das Chaos zur D iktatur, 
. lcmals eniu Chaos, wo es zum System erhoben ist, 
Uiiner niIr e F iihrung und Gefolgschaft, sondern 

F,e.rv°rbrin cmu , ta tur oder eine weitere Anarchie 
? aJ% g e h ^a  ^ant1, Sobald jede raum- oder bluts- 

von Gn, , ne Einheit und Ganzheit geleugnet 
ta+ra,ismus auf zerstö rt w ird, b ildet die diesem 

- 2)> wP„„n :sPrechende Herrschaftsform  die D ik- 
Jfj? zum Zom Kompromiß als der Form des 
m, h wird c.h?eben geneigten Paktierens abge- 
heis widersnIo!Lsl^ der_Kadikalität des Bolschewis- 
kö
E S ^ S o Ä 8i« der Radikalität t o B Ä  
lG> %  sei ‘ch -  p e r  Bolschewismus arbeitet da- 
rüunen) bewnR+ e 9 evoIutionsP,ane durchführen zu 
ihr« nS der , • aPd planmäßig an der inneren Zer- 
enw schlieRiJr ^ lsch-staatlichen Ordnungen und
? ehende r ? etl L ö s u n g ,  weil nur das dann 
1% fii. Vhaos d,V «,*t,,;5 \ r __________

anr,M°den der~ rüu „£ieicuen seine Methoden den
® e & S lsi8c h e ibp f f?1IiS 'I0m Judeiltum geleiteten 
eürn^?hs dip ^ lutokratie. Denn diese erstrebt 
klnfRaischen p ;nu ei e Auflösung der kontinental- 
*ii a ‘Sinus der* um über dem schließlichen 
;\Ve[? r|thten p.Machte und Gruppen die D ik ta tu r;Veu '“ vnten r ."«»v-*ue una u ruppen  die D ikta tur 
^Wauacht Und u r Aufstieg Großbritanniens zur 
kohij'1 läßt s ,v ier Ausbau seiner absoluten Befehls- 
Sfeifp^^heum .gera<3ezu als die Kehrseite der 
sclie eh23), AurinPai®chen Kräftezersplitterung be­
fisch k ^einsclinfr er feb!t Jede tiefere, sozialisti- 
h e ^ ^ s t i^ i f f t s a u f fa s s u n g ,  und auch das iü- 
hhd ^Paaren pr,eng!lscbe Denken verläu ft in den 
bri+* «ralismus nnH niLrfiifnrinh. Xl<tiur n  ... UI1U uuer vanaos

- l / k 11 Und d as .Jüdisch-p lutokratische Groß- 
s¡ch 1, ep ¡¿r c as jüdisch-bolschewistische Ruß- 

läf die beid 'eei?verwandtschaft entdeckt undgUr,

J*1d' ‘^paaren ln.,enS!ische Denken verläu ft in den 
'htamt- atur ,Prahsmus und D ik ta tu r oder Chaos
S«A» Wd”f a' '

ßaropii;; UlC kpj i — .. Hiiu.tfviiui, v.mu\.ki\L uuu

eide„Schen t  ei! letzten Außenseiter auf dem 
?Ur Diu°hen s;„ ptinent die Hand gereicht“ 24). 
^WjSSp atiir Zll das Chaos, um durch das Chaos 

p utersch;jgen* Dnd wenn auch vielleicht 
r ades’,- So sind lede zwischen beiden bestehen 
eM  h! 11! der d1 € s . doch

eb
Kda-'h.üer prnries ,d°ch nur Unterschiede des 

JsichtL]üdisch-niPug,ierUng ihrer Zic[e- Denn wäh- 
Ä s 0etl ,ScheinhP;,°kratiscbe Denken seine letzten 

r’oi e‘ch»ng ?ben g und geschickt hinter den 
gewicht der1 Unverbindlichen Begriffen 

Machte“  und »Schiedsrichter- 
$!?ls;ch zm Ulnstürzlpr;Ve[.steht’ gibt der Bolschewis- 
tSüfteif^’ ^nd es u sShen PIane ebenso offen wie 

*r, hm nd sonst; bedarf nur eines Blickes in dierete
seiner Ver- 
Bewegung

0

haf <3ieVrstaUnIichP ,
vor'Ja8 ew-ChtswisspSchei?t es m  sein> daß ge' 

WacheS r ns -c h a f t ’ die die Aufgabe 
zu SPl-„ Gewissen völkischer Rechts--U Sein , y T v vjiMöLllc
in ih r ’ ~JS zum Jahre 1933 kaum, 

als cjeil ^^aesam theit nicht, den Bol-►p _ t *A*11IC1L lilL.Illj ULII DU1“
1 odfeind gesitteten mensch-

D iJ isS e n  P ' t t e r b „  
p ^Päische

cht D ü 6 , ivoy,
) 5 \v^4o' eur°Päischp p ’ ” EuroPa und die Achse. 

%  he Frage als Kehrseite britischer
?r ^ ii« Chtn id t  ah ,1941 j 4i ’§»Moskaus Verrat an Europa'*:

Rr'■pPäisch'ir Cn  ?*35f,f* v 2[- auch Hahn, 
d cht Düs» 9 rclnune > 1939, S. 27f.

liehen Zusammenlebens wertete. Sie erkannte die 
Sowjetunion vielmehr als „gleichberechtigten Staat“  
neben anderen Staaten an, oder sie bemühte sich 
günstigstenfalls um eine „ob jek tive “  Darstellung 
dieses Systems, ohne jedoch die K ra ft zu besitzen, 
eine gegnerische Stellung zu beziehen. Dies lag an 
der grauenvollen Entartung, der die liberale Rechts­
und Staatslehre im Laufe der Z e it anheimgefallen 
w a r25). Diese Wissenschaft gab V or, „o b je k tiv “  zu 
sein, und verbarg doch nur h in ter dieser ih rer sog. 
O b jek tiv itä t ihre geistige K ra ftlos igke it und U n­
fähigkeit, gewissenhafte Entscheidungen zu fällen. 
Sie huldigte einem Relativismus, der es ih r  erm ög­
lichte, ja  vorschrieb, jedem Recht zu geben und sich 
niemals festzulegen. O bwohl sie durchaus zu der 
Erkenntnis befähigt war, im  Bolschewismus eine 
zur Anarchie hindrängende Bewegung zu erblicken, 
vermochte sie doch n icht die letzte Konsequenz aus 
dieser E insicht zu ziehen und die Sowjetunion gei­
stig  in  Acht und Bann zu tun. Sie war eben derart 
substanzlos, ind ifferent, ja  tatsächlich derart „v o r ­
aussetzungslos“  geworden, daß sie auch die Rechts­
und Staatsordnung von den p rim itivs ten  und selbst­
verständlichsten Voraussetzungen befre it und damit 
zu einem v ö llig  abstrakten G ebilde gemacht hatte. 
Im Zeichen der „Reinen Rechtslehre“  und des Posi­
tivismus waren Recht und Staat zu Begriffen herab­
gew ürd ig t worden, die m it jedem beliebigen, ja so­
gar m it einem ausgesprochen rechts- und staats­
feindlichen Inha lt angefü llt werden konnten, w ie es 
uns das Beispiel der Behandlung der Sowjetunion 
gelehrt hat. Die von dieser W issenschaft geflissent­
lich entwickelten abstrakten A llgem einbegriffe  b il­
deten nichts anderes a l s T a r n k a p p e n  fü r jedwede 
Bewegung. Im inneren Verfassungsrecht bedachte 
diese Lehre die kommunistische Partei m it dem­
selben Schutz w ie eine nationale Partei, und im  sog. 
Völkerrecht jener Z e it wurde die Sowjetunion eben­
so behandelt w ie ein echter Nationalstaat. D ie 
Voraussetzung fü r  eine derartige Behandlung hätte 
allein „d ie  Voraussetzung der G le ichw ertigkeit aller 
Staatsformen“  bilden können — eine Voraussetzung, 
die zwar im 19. Jahrhundert noch gegeben war, die 
aber in  dem Augenblick schwand, „ in  dem ein Staat 
entstand, der alle G rundlagen der sittlichen, ku ltu r­
ellen und w irtschaftlichen O rdnung verneinte und 
der es zugleich fü r seine oberste Aufgabe erklärte, 
diese Verneinung auf dem ganzen Erdba ll zur Gel­
tung  zu bringen“ 26). Der Versuch, m it diesem Sy­
stem eine politische und rechtliche Gemeinschaft 
einzugehen, w ar juristischer und staatlicher Selbst­
m ord 27), zu dem allein die liberale W issenschaft im ­
stande war, weil sie sich in  dem Verzicht, auch nur 
die geringsten weltanschaulichen Anforderungen zu 
stellen, gleichsam ih r G rab selber schaufelte.

Ihren Höhepunkt fand diese Entw icklung m it der 
Aufnahme der Sowjetunion in  den Völkerbund. 
Denn hier zeigte es sich, daß dieser „B u nd “  keiner­
le i H om ogenitä t seiner M itg lieder mehr aufwies. 
E in echter Völkerbund kann ja nur dann bestehen, 
„w enn wenigstens ein M indestmaß von moralischer 
und politischer Verwandtschaft zwischen seinen M it­
g liedern“  gegeben is t28). Daß gerade diese selbst-

26) Vgl. die scharfe K ritik vor allem bei B o c k h o f f  
S. 13 ff., 71 ff. und 211 ff., demselben, „Bolschewismus und 
Demokratie“ : „Jugend und Recht“  1937, 69ff. und bei 
G r e i f e  S. 7 (im Geleitwort von A d o l f  E h r t )  u. 21 ff 

2(:) F r e y t a g h - L o r i n g h o v e n ,  „Sowjetrußland und 
das Völkerrecht“ : „Völkerbund und Völkerrecht“  III

Ebenda S. 370.
F r e y t a g h - L o r i n g h o v e n ,  „Sowjet-Rußland im
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verständliche Voraussetzung aber auf die Genfer 
Ins titu tion  n icht mehr zutraf, bewies die Aufnahme 
der V ertre te r eines Systems, das, w ie das bolsche­
wistische, die rechtlichen und staatlichen G rund­
ordnungen der z iv ilis ierten Menschheit radikal ver­
neint, ja  zu zerstören sucht. Aus dem Bund war ein 
Bündnis (gegen Deutschland) gew orden29). Die Idee 
des Völkerrechts wurde damals geradezu verhöhnt, 
und das sog. Völkerrecht jener Z e it o ffenbarte hier 
ganz o ffenkund ig  seinen M angel an einem allgemein 
verbindlichen Rechtsprinzip. V o r hundert Jahren 
noch wäre eine derartige Selbsterniedrigung nicht 
m öglich gewesen, weil sich damals die europäischen 
Staaten im m erhin im Geiste des christlich-leg itim i- 
stischen Prinzips geeint wußten, w ie sehr man auch 
sonst dieses Ideal als solches verneinen mag. In  der 
Nachkriegszeit fehlte es demgegenüber überhaupt 
an irgendeiner Grundsubstanz des Völkerrechts, und 
die Zerfaserung und Auflösung Europas in fe ind­
liche Gruppen fand daher ihren theoretisch einzig 
rich tigen Ausdruck in  der Auffassung des P lura lis­
mus, die von einer Mehrzahl g leichberechtigt neben­
einander stehender „Rechtskreise“  verschiedenen 
Inhalts ausg ing30). D ie h ie rm it anerkannte A u f­
lösung und Selbstzerstörung des Völkerrechts er­
m öglichte es den Sowjets, daß ih r  System in  einer 
iWeise, wie es eben nur der vollkommene Rechts­
nih ilism us des Liberalismus tun  konnte, fü r ernst 
genommen und als „e ine  eigenartige neue vö lker­
rechtliche [Weltanschauung“ 31) in  den Kreis der 
bereits bestehenden Rechtskreise aufgenommen 
wurde — und dies, obwohl die Sow jetjuristen nie- 
mals ein H ehl daraus gemacht haben, daß sie ein 
Völkerrecht vollkomm en leugnen32).

Es wäre nicht nötig , über die heute allgemein an­
erkannte Schwäche dieser W issenschaft auch nur 
ein einziges W o rt zu verlieren, wenn n icht der L i ­
b e r a l i s m u s  geradezu zum S c h r i t t m a c h e r  d es  
B o l s c h e w i s m u s  geworden w äre33). A u f diesen 
Sachverhalt is t daher noch ein B lick zu werfen. Der 
Bolschewismus hat die fortschreitende Entleerung 
und Veräußerlichung der liberalen Rechts- und 
Staatslehre m it unverhüllte r Schadenfreude ve rfo lg t 
w e il er durch diese Entw icklung in den Stand ver­
setzt wurde, sich der liberalen B egriffe  zur Tarnung 
seiner Z iele zu bedienen. Recht und Staat waren so 
sehr zu einer bloßen Kulisse geworden, daß sich 
dahinter sogar die umstürzlerischen Tendenzen der 
Sowjetunion verbergen konnten. V ö llig  zu Recht 
haben S t a l i n  und seine Sow jetjuristen die Forde­
rung  erhoben, das liberale Rechts- und Staatssystem 
genau zu studieren, um sich seiner Begriffsw e lt zu 
bedienen und um dadurch die liberale .Welt ju r i­
stisch gleichsam zu übertölpeln. Diese is t denn auch 
den scheinheiligen Legalitätsbeteuerungen der Sow­
jets und ih re r „Verfassungspropaganda“ 34 *) zum

Völkerbund“ : „Völkerbund und Völkerrecht“  1,312. Vel 
allgemem auch C a r l  S c h m i t t ,  „D ie Kernfrage des' 
Völkerbundes“  S. 63.
va7 ! V# L m a r ,, ,..?TCfYn i t t ’ »Sowjetunion und Genfer 
Volkerbund“ : „Volkerbund und Völkerrecht“  I, 266.
wismuB“  S 71°ffk h ° f f ’ ” Völker' Recht Segen Bolsche-

31) H e r b e r t  K r a u s  in der Vorbemerkung zu der 
deutschen Ausgabe von K o r o w i n ,  „Das Völkerrecht 
der Übergangszeit“ , 1929, S. 14.

32) Vgl K o r o w i n ,  „Das Völkerrecht der Übergangs- 
zeit , und P a s c h u k a n  is a.a.O. Dazu M a k a r o v ,  „Die 
Volkerrechtswisaenschaft in Sowjet-Rußland“ : Ztschr. f 
au? ?nÄ sches öfrentl; Recht und Völkerrecht Vf 479 ff

33) Ebenso B o c k  h o f f  a.a.O. S. 38 ff. und G u r k e
” 4 f f  ¿tand cl(T  Volkerrechtswissenschaft“  a.a.O. S 6ö’

) Die sog. Verfassung der UdSSR, von 1936 ist nichts

O pfer gefallen, ohne die drohende politische 
lichkeit, die dahinter stand, zu erkennen oder/ ' 
nur erkennen zu wollen. So hat der Bolschewik' 
aus der Abstrakthe it dieser Lehre seinen bu

[Deutsches Recht, W ochenaus^.

gezogen und fü r seine Fortentw icklung einen f, 
vorgefunden, der so günstig wie kein anderer r 
Denn wenn einmal, wie es in der liberalen Le/re ¿¡. 
Fall war, „de r Staat n icht einen ausschiießhe ^  
kischen Gemeinschaftsinhalt hat, dann kaijj1̂  -• 
jeder Betrüger den Inha lt geben, den er will 1 
er kann ihn zur Basis der W eltrevo lu tion auslw 
Der Liberalismus w ar durch und durch Pr° 7?l|jcti' 
wistisch, indem er dem Bolschewismus die MOjLfie 
keit gab, nach Belieben die letzte „fo rm a l-j|1IlSi jhe- 
Kulisse“  fortzuziehen und den Staat, den der ^  
ralismus bereits seines völkischen Inhalts ~TräliS' 
hatte, vö llig  ad absurdum zu führen. Der /¡ ¡¡ ¡m H 
mus hatte keine völkische Substanz zu ve r*^  ^ef 
und hat som it — gew ollt oder ungewollt "T $  
restlosen Zerstörung des Staates und des 
durch den Bolschewismus vorgearbeitet. . jjesd 

Doch blieb es damals n icht etwa nur be} 0tscbe' 
Passivität und N eutra litä t gegenüber dem “  .¡¡bei 
wistischen W eltverbrecher. V ielmehr gab es <*‘W  
hinaus innerhalb der deutschen Wissenschaf 
mutigen, die sich offen fü r eine Verbrüdere1* a„t 
dem Bolschewismus einsetzten36). Sie h r v j  # e 
der Annahme, daß der Bolschewismus ,nlC„t,nissi'
i n t __natioie1 jgf

von.
seiinei

international-jüdische, sondern eine nah01 
sehe Angelegenheit sei. H ie r war die Rede geljiv- 
„E vo lu tio n “  des Sowjetstaates, d. h. y°?*eVR ' 
Entw icklung zu einem Nationalstaat, der ke JtjO ' 
revolutionspläne kenne37), von einem {¡o#! 
SChewismUS, ia m n  clnom C+-.Uncrlien ^  [rt'cH1ja von einem „Stalinschefl J ^ f Ieich

’, der es dem N ationa lsozia list ¿jese»
mache, ja  geradezu nahelege, im  Verein U>‘ 
ihm angeblich verwandten Bewegung £7 ^ 11# ’ 
„W esten“  vorzugehen. Zu diesem Zwet ,r;stiscK 
zahlreiche Parallelen zwischen der bolschc j,gbtfti®
Revolution und der nationalsozialistischen £
711 7 lVflPn linrl onf nlir» T U , «/-vflä*
versucht. Hand in Hand m it diesen sog. 
b o l s c h e w i s t e n  ( R a t h e n a u ,  O t t °, o ey, A . 
und seiner „Schwarzen F ron t“ , E s s a duuu ö u u a  „oenwarzen r ro n t  , c b » » ;  ( u, 
t h u r  W.  J u s t  u. a.) arbeiteten die KU jVU j 
s c h e w i s t e n  ( O t t o  H o e t z s c h ,  ,K i r e l l^ v l t -  
n e r t ,  der „T a t“ -Kreis u. a.), die die 
sonstigen Zustände in  der Sowjetunion '»
ten und auf diese W eise Nationalsoziau* 
Bolschewismus m iteinander zu vermenge os 
H inzu  tra t weiterh in  jene Verhängnis j j e i \ v5je 
i d e o l o g i e “ , die vor allem durch p,vc\e“
d e n  B r u c k  heraufgeführt worden ,,st LpissisCc(it 
erblickte im Bolschewismus eine „nation „ ji fl ( 
Bewegung. Sie hoffte, daß Deutschland ege n j  
durch sich selbst, dann doch auf dem ^
Moskau noch einmal zu sich kommen 
empfahl sogar eine blutsmäßige Verm^ jaSseü■ ypciupiam  sogar eine mutsmaßige v w u JaS=’- 
einen neuen Menschentypus entstehen : -$e „ 
um das deutsche B lu t auf diese i ^ nieum das deutsche B lu t auf diese 
frischen“ . Und schließlich hat es

an

anderes als ein Tarnungsmanöver; V 
S. 604 und eingehend B o c k h o f f  ■

ac
!, a.

r l  MaUr 
;. 105 ff

Sowjetf°f5CS6) B o c k h o f f  a.a.O. S. 77. QnW|t..
^ 3̂ ) Zum Folgenden vgl. G r e i f e ,  >0 • ö f e*lc"

37) Darstellung und Kritik dieser Leine ’ „ atio 
„Is t eine Entwicklung der Sowjetunion 

. Staat möglich?“ , 1939. . , , weftc mE,
3S) In iiervorragender Weise schildert sejnctfl ,:i ’

in u t R ö d e l  diese Anschauungen Jn̂ ncrtiinS' 
„Moeller van den Bruck (Standort und 
vor allem S. 78 ff.
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v°n de f /u l’  i ’ <̂en, Bolschewismus ausschließ- 
Spd, lfltl als e ir, °  ° ^ lscIien Seite Iier m  „e rk lären“  
zu l6 nicht nur "  Tellg!oscn Ausdruck der russischen 

> jahen JE anzusehen, sondern auch als solchen 
in d ir  K Ä  L l.e b > W i lh .  v. S c h r a m m ) .  

S  g illre Ä  r?(C,chti w,ssenscha ft schlug diese Mei- 
J f eii ak eiÜ m ” ' ,Es, genügt, h ier auf eine einzige

1813

weden bespöttelt, ja  als Schafott einer m ißverstan­
d e n  Freiheit angeprangert worden, aber sie 
i?"r?t^ ber dJLeses Gerede liberaler Rechtsnihilisten 
nicht nur zur Tagesordnung übergehen, sondern sie 
* 1 “ -  h‘nf us, cinen e fsten wirksamen Damm

bi

i l !nD als 3er ' tm , ” aati üie 1 atsachen stärker 
owipi^eise HPo !aube. an theoretische Systeme“ , 

¡blcn n 'cn  £  angeführt, daß durch die
tleolorrjp „W and lung  von der internatio- 

l/ .he Und s ?  russischen staatlichen Den-
r 'W fc h te  ■"

mache i
-intSri 7Usd r i W n cs wirü in ü 
K klllag z Z h oda,s. W ort T r o tz k is  von der

„daß die Tatsachen stärker

E

di,ea

gegengehalten und sie dam it offen ins Unrecht ge- 
Sietzt. Die Grundthese, die sie ve rtritt, ist die eben- 
so einfache wie überzeugende Anschauung, daß 
V o l k s f e i n d e  a u c h  R e c h t s f e i n d e  sind. H ie r 
w ird  es den Bolschewisten n icht erm öglicht, tro tz  
ih rer k lar erkannten Volks- und Staatsfeindlichkeit 
durch die H in te rtü r einer formalen Rechts- und 
Staatslehre doch w ieder ihren E inzug zu halten. D ie 
E inheit von P o litik  und Recht besagt, daß unsere 
politischen Qegner auch unsere juristischen Gegner

mrn&x&m sssssss
Rechts und des Staats entschieden betont und in 
seinen gesetzgeberischen Maßnahmen ve rw irk lich t 
is t er zum Vorkäm pfer gegen den Bolschewismus 
^ o r i e n .  D er m ilitärischen Führung Deutschlands 
im W affenkam pf gegen das Sowjetregime entspricht 

'¡T  Preise uurT" 7 *U| uIucJvomiscner Cliquen in  jeder Beziehung die Führim g der na tLnakozH Ii

und bleiben nicht nur „d ie  Erbfeinde des Bolsche- 
diesf r  der „E rb fe ind  der ewigen 

Rechtsidee ist, sondern sie stehen auch als Rechts­
wahrer in  der vordersten F ron t m it allen W ahrem  
der Lebensrechte der N ation “ 41).

,P®ch cs is t n ich t einmal nötig , die strengen Maß-

fi ass e n  ^ t n d e n » n ä m l i c h  d e r  i ü d i  Lehre ”  ddS s ° w Jetr egime anzulegen, um dieses als
aß b lc h f n!M c.n u e r  l u d >- den ausgemachten Rechts- und Staatsfeind d e rW e lt

zu erkennen. Es genügt vielmehr, im  Angesicht der 
bolschewistischen Rechtszerstörung die normalen 
und selbstverständliVfiPn __  __

als n .  a„  zuvor auch M o e l l e r . v a n  
" J|T,ständ( Wah,rsmann genannt w ird. Unter 

d». ~ mache eine völkerrechtliche An- 
iow je tun ion  keinerlei Schwierig-, v, *r.

Sh e;Yertret
dieser Auffassungenl Kl,,h ünsichtlv7r'(, nieser Auffassungen waren 

Ä f t eubs> KrJse i? .Ba-,nd, nbe'-völkischer Cliquen 
V  alle\ antereinaenr d Z rkc1' LoSe» und Gesell- 
np^oitim11 digten S , Und nutemander verbunden.
£  VorsUHaren> romaßdschen und ver-% r ,5?eutUn,v V.rstHIungen vom Osfpn“  <>»;_; aer ö ^u tu n„  S ^ u n g e n  vom „O sten“  und sei- 
äS o i , > f e „ „ ä  £ « < |c l. la » < l. Auch fielen sie 
Wakt gek r — ein,? d se f i aumes nnd seiner Kräfte 
Wie &

ist 40

Sek* "  ein," n ,  unu seiner Kräfte
iie pnnt i sj  ,y ,cdahr, die selbst heute noch 

,5'rke'Uitmc i ndln.en insbesondere fehlte, 
‘1jZeItien ¿r da , der B o l s c h e w i s m u s ,

Si^aß
%  r

ha

e blpikr enz n ä m l i c h  d e r  j ü d i -  
ichi ,,i. Urid a^s solche zu werten 

ein w irtschaftliches 
ein rassisch-weltan-«de? Ö Ä .

V o ^ S ^ ^ K e S f S f e  Ä Ä S O Ä  ef„ern°arS
Werden ° f lscbe „Deutungsversuche“  ver- d lben Rechtsauffassung zurechtzurücken. Es genügt, 
ä“ Ä , . S ^ c  is , c f  „ ic h ,  £  « 5 .  S S i s S S Ä Ä ä S

f &  Brninßig r i7 l.smus“ zu
C 1 & h^ f e i ruxß,land<<‘ zu sagen Denn 
darf ^ r ilre ?  ^ ußlan!i dle N atl°n  verneint, so ver-
i Gbeflr'Ur a|lUn£  der „.'c e-r  ?ann n icht aIs die Jegi- 

WeJ s ^erköm pSS1SCben V °Iker, sondern er 
C & n * *  ange-

! otWp? der ^  WissenUif ibolschewismus erkannt 
jo ieuuteiln,?,!C j1 1 J'ene absolute Sicher­

en. b> Um . g des Bolschewismus, die 
öle klaren Entscheidungen zu

^ ^ » 5 '{ w „ s t e h tS?he 'l s c h a , ‘  hal seither

J jN & C lS ih c ,

---------- --- *\cuu!,m iim sinus aonanaen
gekommen waren und doch anerkannt werden müs- 
sen wenn überhaupt noch in der .Welt von Recht 
und Staat die Rede sein soll.

So dü rfte  es n ich t zuviel verlangt sein, wenn 
folgende Forderung aufgestellt w ird : ein politisches 
System kann und darf nur dann als gleichberech­
tig tes Völkerrechtssubjekt neben anderen anerkannt 
werden, wenn es den W illen  zum Recht und zum 
Staat überhaupt in  sich trä g t und ve rw irk lich t, einer­
lei, w ie diese rechtliche und staatliche O rdnung im 
einzelnen auch aussehen mag. Das is t die m inimalste 
Forderung, die überhaupt erhoben werden kann 
Aber n icht einmal sie t r i f f t  auf das Sowjetsystem 
zu. Denn dieses leugnet ja  expressis verbis, wie w ir  
gesehen haben, eine O rdnung der W e lt nach V ö l­
kern und Staaten. Es denkt im „W eltm aßstab“  und 
egt dam it die A x t an die Grundtatsache eines über­

haupt irgendwie geordneten menschlichen Lebens 
an die Existenz fre ier V ö lker und Staaten Ja es

“ ) F r a n k  im Vorwort zu B o c k h o f f a. a. O. S. 12.



1814 Aufsätze [Deutsches Recht Wochenausj^J

spricht sich sogar selber die Staatsqualität ab42), 
w ill also seinem eigenen Wunsche entsprechend gar 
n icht als „S taat“  unter Staaten gelten. Daher is t es 
weder ein Zeichen besonderer Radikalität noch eine 
Folge überspitzter Rechtsauffassungen, sondern nur 
das prim itivste  Gebot wissenschaftlicher Gewissen­
haftigkeit, wenn das Sowjetsystem einmal w irk lich  
beim eigenen W o rt genommen und außerhalb der 
Gemeinschaft der z iv ilis ierten Staaten gestellt 
w ird.

Es muß ferner von jedem Staatswesen, das m it 
Fug und Recht als solches bezeichnet werden w ill, 
b illigerweise verlangt werden müssen, daß es in 
sich eine nationale Idee verkörpert, wobei es wieder­
um fü r unsere Betrachtung gänzlich außer Betracht 
bleiben kann, wie diese Nationalidee sich konkret 
äußert. Aber auch diese M in im a lforderung e rfü llt 
d ie Sowjetunion insofern nicht, als sie die W e lt­
revo lu tion  erstrebt und dam it einer internationalen 
Sendungsidee huldigt. Das Wappen der Sowjet­
union ist h ie rfü r der schlagendste und sichtbarste 
Beweis. Es ste llt bekanntlich Sichel und Hammer 
auf einem E r d b a l l  dar und träg t die Inschrift: 
„P ro le ta rie r aller Länder vere in ig t euch!“  Das be­
deutet, daß der Bolschewismus sich im Z ie l n icht 
m it einem bestimmt umgrenzten Staatsterritorium  
begnügt, sondern die gesamte .Welt als sein W ir ­
kungsfeld betrachtet, daß er also einen ausge­
sprochen internationalen Charakter träg t und damit 
jeder nationalen E in igung und Fre iheit in  Perma­
nenz den K rieg  e rk lä rt43).

D am it w ird  unm itte lbar die Frage nach dem 
S t a a t s c h a r a k t e r  der Sowjetunion aufgeworfen. 
Sie muß dahin beantwortet werden, daß das vom 
Bolschewismus in  Rußland errichtete System einen 
Staat im  normalen Sinne nicht darstellt. Zur Begrün­
dung dessen mag der eine H inw eis auf das T e rr ito ­
rium  genügen. Jeder normale Staat, mag er sonst 
aussehen, wie er w ill, betrachtet seine te rrito ria le  
Basis als eine nationale Basis. Der Bolschewismus 
hingegen hat sich in  Rußland eine territo ria le  Basis 
geschaffen, die n icht national, sondern international 
insofern ist, als sie n icht etwa nur das Sprungbrett 
fü r die .W eltrevolution darsiellt, sondern bereits fü r 
diesen Te il der Erde die erstrebte bolschewistische 
W eltverfassung vorweggenommen und in einer A rt 
V orfo rm  ausgebildet h a t44). E r hat sich seiner Zeit 
nur deshalb — zunächst! — in Rußland etabliert, 
weil er h ier besonders günstige Umstände fü r seine 
Ausbreitung, ja  überhaupt fü r seine Verwurzelung 
vorfand. Aber wenn er sich som it auch notgedrun­
gen vorerst nur auf einem bestimmten T errito rium  
ausgebreitet hat, so bedeutet doch der B eg riff 
„S ow je tun ion“  etwas v ö llig  anderes als „d ie  auf 
einem T errito rium  konzentrierte und organisierte 
politische G ew alt“ , w orin  die liberale Lehre ein 
M erkm al jedes Staates erblickte. V ielm ehr is t die 
Sowjetunion, eben weil der Bolschewismus im Z ie l 
und Grundsatz an kein T errito rium  gebunden, son­
dern übe rte rrito ria l und international ist, nichts an­
deres als ein „bewußter, tatsächlich bereits konkret 
existierender T e i l  d e r  z u k ü n f t i g e n  b o l s c h e ­
w i s t i s c h - i n t e r n a t i o n a l e n  W e l t r e p u b l i k ,  
d. h. der Föderationen der W e ltp ro le ta rie r“ 45). Ruß­
land is t nur der O rt der jetzigen Machtausübung 
des Weltbolschewismus. Es wurde sozusagen das 
erste Beuteobjekt des Bolschewismus. Sein Schicksal

42) Vgl. das Selbstzeugnis L e n i n s  a. a. O. S. 18 
( „ . . .  der proletarische Staat oder H albstaat...“ ).

4S) So mit Recht B o c k h o f f  a. a. O. S. 178.
41) Vgl. hierzu B o c k h o f f  S. 110ff. und 216ff.
45) Ebenda S. 110/111.

" flist allen übrigen Staaten zugedacht. Wenn sic» ĵ e 
der Bolschewismus vo rläu fig  auf das alte rus=i ^  
T errito rium  beschränkt hat, so war dies «TiriieJ1jCiit 
eine Frage der form alen Organisation, aber ^  
von grundsätzlicher Bedeutung. Die Versuch 
das Gebiet anderer Staaten (Spanien, Südarne ^  
Baltikum usw.) überzugreifen, dürften ohlI  den &  
Beweis dafür sein, daß der Bolschewismus d \  
g r if f  eines normalen Staatsgebiets verneint u_ g0i- 
m it n icht nur ein Wesensmerkmal des Staate 
dern diesen selber im  Grunde leugnet. Die 
Union darf daher n icht als Staat im normalem piti 
angesprochen werden46), sondern als das au ¿¡v 
von Recht und Staat stehende erste (und bis 
zige) Teilg lied  der erstrebten W eltrepublik- ß  

Es genügt m ith in  ein einfaches Einstenê /£rte 
Recht und Staat und die darin verkörperte“  a jic i 
überhaupt, um den Bolschewismus auch 4 
als Gegner zu beurteilen. Sobald die R'eC“ L 
Staatslehre n icht gerade in  der vollkomme11 p rft 
nie des weltanschauungslosen Liberalismus ^ ußt»el!j 
sondern auch nur einen Funken Selbstbe ¡Jot'uuu i uui ciucn i  uimcn • a . nt# 1Y,
in  sich spürt, muß sie zu einer entschiede l„ 0\sc^' 
wehr- und Abwehrstellung gegenüber demTjtivs^11 
wismus kommen, weil dieser selbst die PrO ^
Grundlagen jener normalen O rdnung angrL

Inzwischen haben die Vö lker des eU £$ 
Kontinents auch diejenigen Gefahren ^  ¿¡afl1
rfpr iirQnritno-lirfion Ppof-i+eoinfioii deS1 , ..«rifijl

erkai
sa AbenJJrt

von seifen des Liberalismus und des B?*s„c;!.mals,.'!!
der ursprünglichen Rechtseinheit des
vuu seneri ues Lioerausmus unu uc» y - r j„iil 
drohen. V o r allem Deutschland is t sich ^ ¡t dy 
unklaren darüber gewesen, was es hem ^
Bolschewismus zu paktieren. W enn es  ̂ ¡¡y. 
schon mehrfach angeführten Sowjetw .etdip

D or k'.nmnf um Anr\ Frio/fon flotl die ^ ^„D e r Kampf um den Frieden, den die
matie führt, is t eines der M itte l, um die soz’ r- 
zu verlängern, deren w ir  bedürfen, um 
stischen Aufbau zu vollenden und au ^ „a ankellrt0ct1 
massen zu gewinnen, die fü r den G ug n.¡. 
revolutionären Vernichtung des KäP11, imßya# 
nicht reif, aber doch schon Gegner d e V 
stischen Ziele sind“ 47), und wenn sie» .„gen 
auch beinahe w örtlich  m it den Auslas pa 
l i n s  über den Sinn des deutsch-sowjeu ge&yjr 
von 1939 decken, durch den man Zei a 
hoffte, um dann über ein „entkräfte . gffa“LJ.mmuc, um uuuu uuer cm „em-***—  ,. 
land herzufallen, so hat inzwischen v'erf,fsch'
gelehrt, wer die Z e it w irk lich  zu n} [ L eS DcU ein 
Denn heute steht n icht ein geschwa s0pde., f  
land allein der Sowjetunion g eg en um ’ ^a ftv  gaP
in te r  der F üh rung ' ' d e r  Achsenmächte

. ,  -  .6  . .  j r -  n-eme» oJ1I1en u.

' " W '
eintes Europa, das sich auf die g ^ V eSoiuiei 
stanz seiner K u ltu r- und Rechtswege , elnstanz seiner K u ltu r- und R e c h ts w e g  ' j s{
Aus einem in  sich zerrissenen Erdt ^ g-ew ¡¡¡s' 
tische, kulturelle und rechtliche c i V 
die sich bereits je tzt in  e iner bestim etir°K
s u n g  befindet. . , ,  ^ ¡ t

Gerade die Idee und die W irkhc f3o ^ gf ‘f
Verfassung erm öglicht es, £S bj ¡, 
ich schärfer zu beurteilen, J , \0g\f

:or\
irt1i

ischen 
mus noch
Fall sein konnte, ueuu  -- .^ „n re ^ ^ tu
den Bolschewismus Völkerrechts 
so anzusehen wie einen Verbreche und cfi- v 
Strafrecht, eben weil beide das K  zlirP n  ^  
nung verneinen, oder in  Analog4 ^

4li) Vgl. auch bereits H o l d - F e r n ^ j  , por*'!0-
Völkerrechts“ , I. Teil, 1930, S. 48 A■ ' t a g h 7« a-

47) P a s c h u k a n i s ,  zit. bei 4 rv /ikerreC 
h o v e n ,  „Sowjetrußland und das 
S. 309.
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d o r l, die zerrissenen europäischen
,“ ng ile r Vriit.r>e„ _S_ire ^ e’ cVvenn, €I di?  ü ru n d - Staatensystem noch m öglich gewesene Koalitions-

und Alhanzmethode der Sowjets, die sich — eben-

£ " *>  "■?««« »iewjch- S Ä s t £ Ä f e £ £  M d r t t f e t S d
«  d“  -e^nSropä

Für Deutschland schließlich w iederho lt sich auch 
in  dieser H insicht der, einst im  Innern geführte 
Kampf heute auf der höheren europäischen Ebene. 
Auch hier ist aus dem früheren inneren Gegner der 

artei nunmehr der äußere Gegner des Reiches 
geworden. .Wieder also läßt sich, w ie es der Führer

UmnüngderSv)fuVismus treibe’ wenn €r die Grund- 
Fnnllstürzen ‘Sfmeinschaft in ihren Elementen

'■^Chi'P 48̂  er» \uof rliöCM ~I 

l f e a,nt n o r h '^ V r 1̂ , ulc cLuupaisLiien vonter 
tiici! en und n '!lc,,'i  rwie<Jer zu den selbstverständ- 
(Itt.M efuutlcn hÜlflr ic lsten Rechtsgrundsätzen zu- 
$?!?• ^U erha lK -11 und insofern eine Einheit bil- 
Verkgê alt pub ei.nes Staates tritt die Hoheits- und 
baiK^her, dleses Staates zum Schutz gegen 
s°IchrUtr Staatem' ^L a n d e s v e rrä te r auf, inner- 
DoS n übempn^e ! h,ngegen fehlt es an einer
'schP„ ,enn sinh i, j , f -wangs- unu btratgewalt. 
bo]Sp? Völkgj. „ nHeUc f  die Gesamtheit der europä- 
tiat 7ie'vistischcnU D St.aaten m ‘t  M acht gegen den 
h i c Ä 11 voll7,v!MRec,htsbrecher zur W ehr gesetzt 
^Us s St r , (  SIcb. dar‘n gleichsam ein völker- 
öber ¿bnlicij 0:, & e r i c h t  über den Bolschewis- 
^rfa* ch- unH 'erm innerstaatlichen Strafgericht 
f t i f f e ^ g ,  die n Landesverräter. Die europäische 
bietet*1 Ä  teih ! te te ils nocb im Entstehen be- 
bdeiIuhUrchaus h» feste Gestalt gewonnen hat, 
C N  ie rii! bere>ts die Maßstäbe fü r eine Re^
h^uii» rchaiiQ u l ■! ‘ “ le ejestair gewonnen Hat, 
^ r0ß !g jeder rf ei s die Maßstäbe fü r eine Be- 
SondL: w'rd n;Pm.Um'  oder volksfremden Macht. 
N  w  auch nur m ilitärisch oder politisch, 
Nzenenn seine v  lcb immer mehr eine Einheit, 
t”1 D h ^h a u t H,vei i assung  sich auf jenen Grund- 
^chioifj’hruch lbr<:. schöpferische K ra ft bereits 
i nUen .c.hen nationalsozialistischen und der 
^ g Sr' die Vernein Utl°.n erwiesen haben, dann 
?'6 Ve ht.s keine0 -?6!, dleses europäischen Verfas- 
l?bts. fe ine r ein„a„ndere Behandlung erfahren als 
?aberj G Ie nes innervölkischen Verfassungs- 
S ä *  Verbrechern kein r e e l l
rf?. So^'Jg g ibt di n auf der Ebene der Gleich- 
r!̂ t rrJets eine’n-bInsowenig kann es dort mit 
h % S n- ^ ie  r i k.uss‘on um Recht oder Un-

]

FF und „ " IT T “ *'“ ' • ' ‘« ic icnpiura iism us 
u Parteipolitische Kombinations-

dç;
svviri„■ 'Wie er D  U1U 'veeni Oder un-

, diea ¿ge A ngriff bie! , das Notwehrrecht gegen 
C i  iüd,vrLaft efer f,e--?,lb t\ s0 au?h dort. W ie sich 
s? cbge Sch-komm, v.°^ischen E inheit gegenüber 

? e del Und Lni^ ? cbe.n. ParteienpTuralismus 
^PD, Un i l aijteipoIitische Kombinations- 

Un°ghch gemacht hat, so scheitert
VI!‘ rîer2u R 
:ür°Päk' e ° C Kh 0 f f s. 240 ff.

chen Vplf ° m deutschen Verfassungsrecht 
erfassungsrecht“  a. a. O. S. 804.

. • Y f i , , vJiv-iij vv IV» Lo ULI 1 Ulli CI

w iederholt tat, von jener „m erkw ürd igen Gesetz- 
îchkeit sprechen, „m it  der sich der innerdeutsche 

Kampf des Nationalsozialismus in  den Aktionen des
S?it  1933 Außenpolitischen 

w iederholt ,l). W ie  damals um die E inheit der deut­
schen Verfassung und ihre endgültige Sicherung 
gelungen wurde, so geht es heute n icht nur um die 
Schaffung, sondern bereits auch um die Bewährung 
der im Kriege entstandenen europäischen Verfas- 
sung Diese w ird  ihre stärkste K ra ft zwar immer 
aus den VoUcern selber, deren Leben sie schützt und 
zur Entfa ltung bring t, ziehen, sie gew innt aber eben- 
SÄ  an, K larheit im Angesicht jenes totalen 
^echtsfemdes der im Bolschewismus seine sichtbare 

Gestalt gefunden hat. Und auch dann, wenn es im 
Leben jedes einzelnen Volkes und im Leben der 
Voiker keinen Bolschewismus mehr geben w ird  
muß das Erlebnis des Kampfes gegen diesen Ver- 
neiner von Recht und O rdnung fü r alle Z e it leben­
d ig  bleiben — nicht im Sinne einer mehr oder 
m inder töten H istorie  oder selbstgefälligen Rück- 
erinnerung, sondern im Sinne echter T rad ition  und 
geschichtlichen Selbstbewußtseins. W ie  das national­
sozialistische Reich in  der Kam pfzeit von 1919—1933 
einen lebendigen Bestandteil seiner geschichtlich- 
politischen Verfassung erblickt, so w ird  auch ganz 
Europa in  seiner heutigen Kam pfzeit jenen großen 
Aufbruch seiner gesunden Krä fte  erblicken, der als 
Grundzug seiner Verfassung fü r alle Zeiten m it­
bestimmend sein w ird .

M) Auf diese Parallele weist C a r l  S c h m i t t ,  „Sowjet- 
l?vn,Vn,d ,Qei\ fei; Völkerbund“  a. a. O. S. 268, hin 
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lach ,i L*as Problem der Staatenlosigkeit 
V  v .,„  <f m Zerfal1 der ehemaligen Tschecho-Slowakei *)

die r, eglerungsoberinspektor H a n n s - H e r m a n n  B e r g e r ,  zur Z e it Paris

ehemals
1 d ie p 

^ i f l  0vvDl-' Fra

h‘Ń,

te t man zweckmäßigerweise die Entw icklung der 
losE ,MCs tschppbr,  ̂ i ‘-6 T" im0/ u2 e Staatsangehörigkeitsverhältnisse in  folgender Glie-
■ gkeit  a n h e il  " / „ w a t s c h e n  Staates derung

aaneimgefallen sind, so betrach- , ■ B . . . .  * , . D . ,
Ha„,iv 1- in den m it dem Deutschen Reich vereinigten

ehemals tschecho-slowakischen Gebieten, in den 
an Polen und Ungarn abgetretenen Gebieten 
und in der Rest-Tschecho-Slowakei,

II. im  späteren Protektorat Böhmen und Mähren 
I II .  iin  jetzigen selbständigen Staat Slowakei und

ln eT„™  ta v S & u n e  1V' ^  U” garn gefaIlenen Karpatho-Ukraine.

'-'Das S,aats'
< Ä kS;6 ',-0H^ k ‘ vouc|e+i4nrv , v u id g  cüuarci

1941 uinUI v UI?d die Besprechung 
ahgenaanten r °  <K r i eser ) .  Alle in die- 

% i A  ^eĉ rUckt ^ e,se ẑ.esbestimmungen sind
kh, .‘aajj ragsbancj einem in Vorbereitung

ill ’N, ninekdr'Rkeiic dClt? tfandbuch werden u. a.
C  L aif  A^.WrhaUnissc in der Ostmark, zum Ausdruck gebracht, daß im Zusammenhang'm it

den d“ rCh de"  AnSch,U“  der Sude,engebiete J k  die
ssaktionen ausführlich behandelt.

Bereits an anderer S telle2) hatte ich die Ansicht 
zum Ausdruck gebracht, daß im Zusammenhang m it
den durch den Anschluß rW  ___

2) S. 91 meines Handbuches.

I
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Errich tung des Protektorates Böhmen und Mähren 
eingetretenen Umwälzungen niemand staatenlos ge­
worden is t; es ergeben sich jedoch immer wieder 
Grenzfälle und Streitfragen, die es wohl angezeigt 
erscheinen lassen, das Problem der Staatenlosigkeit 
im  ehemals tschecho-slowakischen Staatsgebiet ein­
mal etwas eingehender zu beleuchten.

I.
Die Staatsangehörigkeitsregelung fü r die m it dem 

Deutschen Reich vereinigten ehemals tschecho-slo­
wakischen G ebiete3) is t k lar und läßt kaum Fragen 
hinsichtlich der Staatenlosigkeit offen.

Anders dagegen in  den auf G rund des W iener 
Schiedsspruches am 2. Nov. 1938 Ungarn zugespro­
chenen Gebieten der tschecho-slowakischen Länder 
Slowakei und Karpatho-Ukraine, da der Staatsver­
trag  zwischen Ungarn und der Tschecho-Slowakei 
über Fragen der Staatsbürgerschaft v. 18. Febr. 1939 
(Sammlung der Gesetze und Verordnungen der 
Tschecho-Slowakei N r. 43/1939)*) manche Stre it­
punkte au fw irft. Es ergeben sich nämlich in  der 
Praxis n icht selten Fälle, in denen die Frage geprüft 
werden muß, ob eine Person, die zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses zwischen der Tschecho-Slowa­
kei und Ungarn zwar im  Besitz des Heimatrechts, 
jedoch n icht eines ständigen Wohnsitzes seit dem 
2. Nov. 1938 in  einer Gemeinde der an Ungarn an­
geschlossenen Gebiete war, deshalb am 2. Nov. 1938 
staatenlos geworden ist, w e il die Heimatgemeinde 
m it diesem Tage aus dem Gebiete der Tschecho­
slow akei ausschied, oder ob sie w eiterhin tschecho­
slowakischer Staatsangehöriger geblieben is t (vgl. 
unten Beispiel 1).

Wenn sich auch grundsätzlich das Staatsange­
hörigkeitsrecht der Tschtecho-SIovvskei auf dem Be­
sitz des Heimatrechts in  einer tschecho-slowakischen 
Gemeinde aufbaute, so kann m. E. aus dem Aus­
scheiden der das Staatsbürgerrecht in  der Tschecho­
slow akei begründenden Gemeinde aus dem tschecho­
slowakischen Staatsgebiet doch nicht ohne Weiteres 
auf den Verlust der tschecho-slowakischen Staats­
bürgerschaft (als Folge des Verlustes des H e im iit- 
rechts) geschlossen werden; es w ar vielmehr durch 
Zuweisung einer neuen Heimatgemeinde im Gebiet 
der Rest-Tschecho-Slowakei fü r das Weiterbestehen 
des Heimatrechts (und dam it der tschecho-slowaki­
schen Staatsangehörigkeit) zu sorgen, wenn der Be­
treffende n icht k ra ft Gesetzes eine fremde Staats­
angehörigkeit erworben hatte. Dies e rg ib t sich schon 
aus § 2 des deutsch-tschechö-slowakischen Staats- 
angehörigkeits- und Optionsvertrages v. 20. Nov. 
1938 (RG Bl. II, 895) im  Zusammenhang m it § 2 der 
RegierungsVO. v. 25. Nov. 1938 (Sammlung der 
Gesetze und Verordnungen der Tschecho-Slowakei 
N r. 301), in  denen von Personen die Rede ist, die 
die tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit „b e i­
behalten“  haben (und zwar sind dies alle diejenigen 
Personen, die n icht k ra ft Gesetzes die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben haben) und fü r die 
nunmehr eine neue Heimatgemeinde zu bestimmen 
war. Beim Anschluß der sudetendeutschen Gebiete 
an das Deutsche Reich sind also alle Personen 
tschecho-slowakischer Staatsangehörigkeit, die am 
10. O kt. 1938 ih r  Heim atrecht in einer m it dem 
Deutschen Reich vereinigten Gemeinde besaßen und 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund des 
Optionsvertrages n i c h t  erworben hatten — gleich­
gültig , ob sie im Bereich der Rest-Tschecho-SIowa-

3) Vgl. S. 44—67 meines Handbuches.
4) Auf S. 171 meines Handbuches abgedruckt.

[Deutsches Recht, W o c h e n ^

kei, in Deutschland oder im Ausland wohnt » 
auch nach dem 10. Okt. 1938 als tschecho-s ^¡, 
kische Staatsangehörige anerkannt worden U en 
behaltene“  Staatsangehörigkeit). Diese I ef  ¿¿¡¡i 
hatten ih r Heimatrecht in der bisherigen, }ni ^¡t 
Deutschen Reich vereinigten Heimatgemein , Ler 
W irkun g  v. 10. Okt. 1938 ve rlo ren6), hatten 
Anspruch auf Bestimmung einer neuen 
gemeinde im  G ebiet der Rest-Tschecho-bi ■ ^  
auf G rund des § 2 der RegVO. v. 25. ^ ¡ c|jter- 
und haben — wenn die Zuweisung damals n 
fo lg t ist — noch jetzt Anspruch auf ^ ü pr0tek' 
einer neuen Heimatgemeinde im Gebiet des ^  
torats Böhmen und Mähren auf Grund des 9 j 9) 
RegVO. v. 11. Jan. 1940 (Sammlung us^ ’ PdEn1 
in Verbindung m it Abs. 2 u. 3 letzter Satz de 
des R M dl. v. 7. Juni 1940 (RM BIiV . S. 111 \ L  &  

Da im A rt. 2 des Übereinkommens zw*sC 
Tschecho-Slowakei und dem Königreich \jiv 
v. 18. Febr. 1939 nur von „Bewohnern des eged 
garn angeschlossenen Gebietes“ , nicht ¿¡¡gieß 
auch von i n diesem Gebiet „heimatber vet- 
Personen“  die Rede ist, könnte die Auffas» 
treten werden, daß alle ehemals tschechO' ^ g e ­
sehen Staatsangehörigen gleich welcher v 
hörigkeit, die a ckr

a) n icht z u r  alteingesessenen Bcvölkct 
m it dem Deutschen Reich vereinigte 
zählten, . . , l ;n d^nicht 1®.befanb) ihren W ohnsitz am 2. Nov. 1938 a„-
an Ungarn abgetretenen Gebiet ha'tt ^38 - ,

c) am 10. Okt. 1938 in dein am 2.,
Ungarn abgetretenen Gebiet heim» 
waren,

staatenlos geworden sind.
M einer Ansicht nach müssen jedoch s ^ eKn- 

stehenden, fü r die am 10. O kt. 1938 11r hech°'SL  
deutschen Gebiet heimatberechtigten t o eStirUI1T 1ti 
wakischen Staatsangehörigen geltenden g ¡¡j d 
gen analog auch auf die am 10. Okt. 1 ¿ e c h ts t 
an Ungarn gefallenen Gebiet heimat
tschecho-slowakischen Staatsangehörigen ^of al 
werden. Diese Auffassung erscheint » j1 tscheC<jje 
auch deshalb fo lgerich tig , weil sonst a* j gI1en ^  
slowakischen Staatsangehörigen, bei e.
;irlpirlinn VAi*onceofT,iM/rrtii , i' i .. hd d— _ Jll .

vöf'

k>'gleichen Voraussetzungen w ie  bei . 
Beispie l 1 beurteilten Personen vorheg ’ j 0 via e. 
sonJere also auch Personen t s c h e c h  ^ j o S  | eS 
s c h e T  V o l k s z u g e h ö r i g k e i t  bI bschld^ ¿et 
worden' seili w ürden; dies kann ,e* ¡m grÜP, 44) 
Übereinkommens m it Ungarn und oe b 1' p- 
RegVO. v. 24. Febr. 1939 (S a m m lu n g J J ^ o J  {iir 
jedoch keineswegs im Sinne der tsen sch° at-jeuoen K e i^bw cg b  im oiunc viv-* - ¿etfi 
sehen Regierung gelegen haben, nau* daS n /  $

recht — nichi, auf den W ohnsitz ^  . t  , id s ä*sV 1,11 
machungen ge tro ffen  waren, die g.. 
Staatenlosigkeit ausschlossen'). D f ' “ boS ¿erJLl

losigkeit anheim .gefallen sind (TeI ..„ndba^ „e^ 1

die Bevölkerung der Sudetengebiete at^ este1jte|icJ' 
r*»rlrfr   mVliT auf den W ohnsitz sä*

tei1'

d*
losigkeit anheim .gefallen sind ( 
ukrainischen Bevcjlkerung), die An e^ et‘ Sl°
Bestimmungen üb\er die _ Fes.tsetp ,lSf-Tsc^e;Certref / r 
Heimatgemeinde ir.O -Gebiet der R VA
wakei -  jetzt a lso \d es  P r o t e k ^ bcs ^ *  ;  g  
werden (vgl. unten A b sch n itt IV ). 1 .  ̂
in. E. kaum noch eiln Zweife l, d>e
Übereinkommens zw ischen °e r ng du ¡gj-iii1 
und Ungarn -  in detf RcchtsauslcL ts,} Reg 
tschecho-slowakische ( fe tz t Protek

6) Vgl. S.
«) Vgl. s.

66/67 meines .Handbuches 
57 u. 91 meine ’S

Handbuches.
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h? an Uno-^! »Bewohner“ , sondern auch auf 
me'.echtigtei(8n rn abgetretenen Gebieten „hei“  

Kr> als di( CrSOnen bezieht:) -  und dies ur. uie p'eRAm-fß ___fgebu 1s die ~ uc^icnr — una dies um so 
ra+0lnS der Staatsangehörigkeitsgesetz-
¿1 nBöhmenuSeĈ °LSlowakei und des Pl'otekto- 
nZ %gVo \  "/d Mahren (insbesondere auch § 1 c

t n *c h t äuf'a ' ¿*n- 1949) auf das Heimatrecht 
]o?ie Staat- den -Wohnsitz abgestellt ist. 
tr:Z  v°n ^^^ ‘¡lebärigkeitsregelung für das im Okt.K °  von der r n .gk eits rege lu n g für das im Okt. 
QeL/J'Sagehipi ^eeho-Slovvakei an Polen abgetre- 

,r^-erf°lfit d {?* e in s e i t i g  durch polnisches 
eino sehen dI ,  zwischen der früheren tschecho- 

„L^schensH-fd^ii^ und der Republik Polen ist 
eh°rigkeif aathehe Abmachung über die Staats-

gekiÜ! des OJs tiusse aus Anlaß der Inbesitz-
ano-pi^en. D i/in!,bletes durch Polen nicht zustande 
scli„ °dgen ,[L n i£en tschecho-slowakischen Staats- 
lJO s \ ^ ekretG , dien Voraussetzungen des polni- 
PolniJ4A  S. i 2^ V(  19; . ° k t- 1933 (Dz. U. P. N r. 81, 
Sonenc*le Staats-m 1! lu llte n 8), waren automatisch 
die 9  tschPni, „ "g e h ö rig e  geworden. Für die Per-

«mouiVl OLddLö
ten, err/vh .aatsangehörigkeit m e n t  erv 

sich fo lgender Rechtszustand:
ü b S f n .  dieu )<:rganges\ ' lj [ am Stichtage (Tag des Gebiets- 
[i^U ia trec ii j?ren .-Wohnsitz im Olsagebiet, ih r 
SJ. «der n a5er ln der Rest-Tschecho-Slowa- 

haben r r °  ,sudetendeutschen Gebieten

slowakischen Regienmg nicht erlassen worden 
w ar; im  übrigen konnte fü r diese Personen die 
Anwendung der RegVO. v. 27. Dez. 1939 über 
die Überprüfung der tschecho-slowakischen 
Staatsbürgerschaft (Sammlung usw. N r 9) in 
Frage kommen, die jedoch h ier n icht näher er­
läutert zu werden braucht10) ;

3. Personen die am Stichtage ih r  Heimatrecht im 
Olsagebiet, ihren -Wohnsitz aber in den m it 
dem Deutschen Reich vereinigten Gebieten 
hatten, sind
a) wenn sie als „alteingesessen“  die Voraus­

setzungen des § 1 Abs. 1 des Optionsvertra- 
ges v. 20. Nov. 1938 erfüllen, deutsche 
Staatsangehörige geworden,

b) wenn sie n i c h t  deutsche Staatsangehörige 
geworden sind, tschecho-slowakisch! Staats­
angehörige geblieben, ebenso w ie  die oben 
unter 2. bezeichneten Personen;

4- Personen die am Stichtage ihren W ohnsitz 
u n d  ih r Heim atrecht im  Olsagebiet hatten, sind 
staatenlos geworden. D iejenigen von ihnen je- 
doch, die deutscher Volkszugehörigkeit sind, 
haben m it W irku n g  v. 16. März 1939 die deut- 
sche Staatsangehörigkeit erworben, da das 

sagebiet zu dem früheren tschecho-slowa- 
kischen Lande Schlesien gehörte (8 1 der VO

d ,J2p'HFPin i i  1939 f f ™ '  l> 815I und Z iff. 27 
e S  def. R M d l. v. 25. M a i 1939 [R M B liV . 

S. 12dJJ)u); d iese Personen besaßen also bis 
zdnF J.9- Okt. 1938 die tschecho-slowakische 
Staatsbürgerschaft, waren v. 10. Okt. 1938 bis 
z,um ,M.arz 1939 staatenlos und sind seit 
dem 16. März 1939 deutsche Staatsangehörige.

Überblickt man die Regelung der Staatsangehörig- 
keitsverhaltmsse im Sudetengau, in  den an Polen 
t ”  t, uga£? ^ge tre te n en  Gebieten und in  der Rest- 
Tschecho-SIowakei12) und faßt man die einschlägi­
gen Bestimmungen m it den vorstehenden Ausfüh- 
rungen zusammen, so komm t man zu nachstehender 
öcnlubfo lgerung:

Ausgenommen von dem unter 4. bezeichneten 
Personenkreis_ haben a l l e  tschecho-slowakischen 
Staatsangehörigen, die nach den Oktober- und 
Novemberereignissen des Jahres 1938 nicht deut­
sche, polnische oder ungarische Staatsangehörige 
^ 'Y ° ,rd 9n, smd> d*e tschecho-slowakische Staatsange- 
horigke jt b e i b  eh a l t e n ,  und es is t daher bis zum 
16. M arz 1939 in keinem weiteren Falle Staaten- 
osigkeit eingetreten. A llerd ings darf ein etwaiger 

Verlust der Staatsangehörigkeit durch Aberkennung 
auf Grund der RegVO. v. 27. Jan. 1939 (Sammlung 
usw. N r. 9) n icht übersehen werden, was praktisch 
jedoch nur höchst selten vorgekommen sein d ü rfte 13).

II.
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 

durch die Volksdeutsche Bevölkerung im Protektorat 
Böhmen und Mähren is t durch die VO. v. 20. A p ril 

■Vrise V 1 aie ¡n c-M‘5 inzwischen „  1939 (RGBl. I, 815) und den RdErl. des R M d l v
‘ 6 (2- AbsatlTerw^hntTnd1 25’ M ai 1939 (R M B liV . S. 1233) geregelt. Die fol-'

>■ Qemefnt?e^aren: Wohnsitz und  Hei- genden Feststellungen, die sich bei der Anwendung
cr - dieser Vorschriften ergeben haben, scheinen m ir im

E ^ h ö r ig ^ i  die tschecho-slowakische Staats- 
Sta°9cben des lHlbeba *en (e‘n G rund  fü r das 

2. b l tsangehörifT, e-imatrechtes und dam it ihrer 
r9 rs°nen ,]■ gked w ar n icht gegeben); 
Tschgebict. ih rai?  Stichtage ih r Heim atrecht im 
V u ,'echo-Slo!v-?i”  .W ohnsitz aber in  der Rest- 
die -/Sche S ta a r i! 1 Jetten, sind tschecho-slo-

geblieben, da allein 
—-  tn ie r  abgetretenen ehe- 

J °  wakisehen Gemeinde heirnat-fe r t i^ 'g t  Waren iVaklsdlen Gemeinde beimat- 
Alslgt> daß sj "> keineswegs den Schluß reeht- 
^schp’^e w o liiie r^ 11 staatenlos geworden seien. 

eupuho'S low dL- des Gebietes der Rest- 
" -„hieitnaWmß- r.nußten sie vielmehr eine 

aUch ln.de zugewiesen erhalten (vgl.

deig
anai
vOrhpg. auch h ;, * zugewiesen erhalten (vgl.
iiber !?en Absa+75 9 sfuhruri^en in den drei 

- ^ e in r f^  Pestsef n^’ aucb wenn eine VO. 
\ ! ! " de9) fü r r i f Ung .einer neuen Heimatge- 
ta/ )  Se Pülie v°n  der tschecho-

in Böh”en 
«R iiC -'n -n  neuen

(ori Qebw eih(„ seüUn u Absatz) erwähnt sind. 
C r 5 i ^ ü b c t , Qememd e Wohnsitz und  Hei- 

i*1 Vat^uges, ]edoÄ -s Olsagebietes am Tage 
Ber.0v. i,j!°scs ü ;> bej einen1 mußte der Betreffende
fi>f n idi 8 bÄ matrecht oh^ Killde die
&eU.PVlnisch eitles^"-Und V “ ttrb rechung seit dem

am Tage

In k i cines e‘!  und durf?,? V nterbrechnng seit dem 
l /gl i*e V0|. ofRaitlicb'/ Adl<;Ses Recht nicht durch 

s l/ugehorirr’ ^rworben haben;s n iugehnrin.7 erworben Hanen;
Ck 20/71 nie in po gH tcn, Sonderbestimmun- 

der bereu?eSuHandbuches.
Is °heu zitierten RegVO. vom

25. Nov. 1939 (Abschnitt I, 3. Absatz); vgl. auch S. 73/74 
meines Handbuches. '

u \ wg!' ied£de i f f- S-.74“ 76 meines Handbuches.1 ) Vgl. auch S. 84 meines Handbuches 
lf) D,c einschlägigen Bestimmungen sind in Kapitel 4 

memes Handbuches eingehend dargestellt. 1 
')  Vgl. S. 74—76 meines Handbuches.
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Rahmen dieser Abhandlung jedoch; erwähnt werden 
zu müssen.

Neben den Ehefrauen deutscher Volkszugehörig­
keit, die vom Erw erb der deutschen Staatsange­
hörigke it deshalb ausgeschlossen sind) w eil ih r 
Ehemann die deutsche Staatsangehörigkeit nicht 
erworben hatte, g ib t es noch fün f Personenkreise 
von deutschen Volkszugehörigen im Protektorat 
Böhmen und Mähren und in den m it dem Deutschen 
Reich vereinigten Gebieten, die die deutsche Staats­
angehörigkeit n icht erworben haben:

1. deutsche Volkszugehörige, die am 10. Okt. 1938 
im Gebiet des Protektorates heimatberechtigt 
waren, am 2. Nov. 1938 in den damals an Un­
garn abgetretenen Gebieten der Slowakei und 
der Karpatho-Ukraine ihren ständigen W ohn­
sitz hatten und damit die tschecho-slowakische 
Staatsangehörigkeit beibehielten14),

2. deutsche Volkszugehörige, die ebenfalls am
2. Nov. 1938 in den damals an Ungarn abge­
tretenen Gebieten der Slowakei und der Kar­
patho-Ukraine ihren ständigen W ohnsitz hat­
ten, am 10. Okt. 1938 aber in diesen Gebieten 
auch ih r Heim atrecht besaßen15 16),

3. deutsche Volkszugehörige, die am 2. Nov. 1938 
in den damals an Ungarn abgetretenen Gebie­
ten der Slowakei und der Karpatho-Ukraine 
n i c h t  ihren W ohnsitz hatten, w oh l aber an 
diesem Tage (und am 10. Okt. 1938) do rt ih r 
Heim atrecht besaßen (vgl. oben Abschnitt I 
und unten Beispiel 1),

4. deutsche Volkszugehörige, die am 16. März 1939 
im Gebiet der Karpatho-Ukraine ihren W ohn­
sitz hatten, am 10. O kt. 1938 aber in  den m it 
dem Deutschen Reich vereinigten Gebieten 
oder itn Protektorat Böhmen und Mähren hei­
m atberechtigt waren (vgl. unten Abschnitt IV  
und Beispiel 2),

5. deutsche Volkszugehörige, die am 16. März 
1939 ihren W ohnsitz und am 10. Okt. 1938 
ih r Heim atrecht in der beim Z erfa ll der Rest- 
Tschecho-SIowakei an Ungarn angeschlossenen 
Karpatho-Ukraine hatten (vgl. unten Abschn. IV  
und Beispiel 2)

und die entweder
a) Protektoratsangehörige geworden sind, w eil sie 

am 16. M ärz 1939 im Gebiet des Protektorates 
heimatberechtigt waren (das ist der oben unter
1. genannte Personenkreis),

b) Protektoratsangehörige geworden sind, w eil sie 
am 16. M ärz 1939 Anspruch auf Bestimmung 
einer neuen Heimatgemeinde im Gebiet des 
Protektorates hatten (das sind die oben unter 
2., 3. u. 4. genannten Personenkreise) oder

c) staatenlos geworden sind, w e il sie keine der 
zur E rlangung der Protektoratsangehörigkeit 
notwendigen Voraussetzungen erfüllen (das is t 
der oben unter 5. genannte Personenkreis); 
diese Personen können allerdings — w ie unten 
im Abschnitt IV  dargestellt — nachträglich die 
Zuerkennung einer neuen Heimatgemeinde im 
Gebiet des Protektorates beantragen und kom­
men dann auch in den Besitz der Protektorats­
angehörigkeit.

T ro tz  des aus dem Staatsangehörigkeits- und Op­
tionsvertrag v. 20. Nov. 1938 und aus der VO. v. 
20. A p ril 1939 (RGBl. I, 815) deutlich zu entnehmen­
den Bestrebens, alle bisher tschecho-slowakischen

u ) Vgl. S. 73 meines Handbuches.
16) Vgl. S. 73 und 77 meines Handbuches.

[Deutsches Recht, Wochenausgab5

Staatsangehörigen deutscher Volkszugehörigk£ 
deutschen Staatsangehörigen zu machen (aUS,?Cßei!t' 
men die Volksdeutschen Ehefrauen nicht v0*f»t,s,2 
scher M änner — § 1 Abs. 3 O ptVertr. und § ^ , oCh 
der VO. v. 20. A p ril 1939), g ib t es also doch ^  
die fün f oben erwähnten Personenkreise von u 
sehen Volkszugehörigen, die jetzt Protektorats^ 
hörige sind oder auf ihren Antrag hin noch v 
können. Insofern ist die Scheidung der ^  
Staatsangehörigkeiten (also der deutschen 11 
Protektoratsangehörigkeit) von vornherein r U Utig 
fa lls nach dem jetzigen Stand der Gesetzg• ¿̂en 
zu u rte ilen10) — nicht scharf nach den 
Volkstümern getrennt durchgeführt worden. , -rjg- 

Überblickt man die Regelung der Staatsang 
keitsverhältnisse im Protektorat Böhmen ll”  njss£l1 
ren (und im Sudetengau nach den MärzereK■ ¿eti 
1939)17) und faßt man sie m it den vorst ^fr- 
Ausführungen zusammen, so kommt man 7 
stehender Schlußfolgerung: cm atsa^'

A lle  diejenigen tschecho-slowakischen bja nlb£r' 
hörigen, die nach den Oktober- und No yii-
ereignissen 1938 nicht deutsche, polnische j^eH 
crarische S+aatsancrpfinrio-p o-pwnrrfetl ® .■ jJjjt)garische Staatsangehörige geworden 
(w ie bereits oben in Abschnitt I bjS 
tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit 7 upü :̂, 
16. März 1939 beibehalten; bis zu diesem 
is t also — von dem einen genannten A us +qch£C!f" 
abgesehen (s. Abschnitt I Z iff. 4) — kein f  Be' 
slowakischer Staatsangehöriger gesetzt! ¡g 
Stimmungen halber staatenlos geworden- $¡$0™ 
Personen m it beibehaltener tschecho-sl° 
Staatsangehörigkeit sind — .. jer

sofern sie n ich t13) im Zusammenhang ^  j jVU1
a) Errich tung des Protektorats Böhmen

ren deutsche Staatsangehörige, Sl°'v +s-
b) Schaffung des selbständigen Staate gtaat

slowakische Staatsangehörige, ^ e, untefl ^ 
angehörige oder staatenlos (vgl- „
schnitt I I I )  oder . „ n

c) Angliederung der Karpatho-Ukraine gj.aaterl 
ungarische Staatsangehörige oder 
(vgl. unten Abschnitt IV )

geworden sind —

16) Ergänzende Vorschriften, die die , ^ V e r.riê Vot 
Fragen zum Gegenstand haben, sollen “ e j jeSe ('U. be' 
nach in Kürze erlassen werden. Durch A“ ,ffenbIlCtäC(ie

c h h C i

bereitung befindliche VO. werden die im ,aß deb th0! 
stehenden unbefriedigenden Verhältnisse, 
Volkszugehörige aus der Slowakei oder aus , ße 
Ukraine ggf. z. Z. Protektoratsangehönge \]0[
werden. . „ 1in d ie ^ M

Während der Drucklegung erschien 11 n gegejg4f  ̂
zur Regelung von Staatsangehörigkeitstrcb^ j L|tii ||<S'
dem Protektorat Böhmen und Mähren , ' utsche h<jie- 
(RGB1. I, 308). Nach der VO. können p
zugehörige nicht Protektoratsangehörige, üfrSche!l
Bestimmung erlangen also diejenigen u w 'prote 
zugehörigen, die in der Abhandlung a(ieutschUp, ™ 
angehörige festgestellt worden sind, die j er v pro 
angehörigkeit. Das gleiche g ilt nach 5 ¡f e«E
Frauen deutscher Volkszugehörigkeit, u am 1 j ¿A
tektoratsangehörigen verheiratet sind oa „
1939 verheiratet waren, sofern der Eh einf, \jie ; rt
§ 1 die Protektoratsangehörigkeit vern ’ gejt, 
Staatsangehörige deutscher Volkszuge« Jjjjeß1; a, T,
Ehe mit einem Protektoratsangehönge« ¿¡g fl«- yo'K 
die deutsche Staatsangehörigkeit ,re® j eutscjKaefl
Kind, das einer Ehe zwischen i
zugehörigen und einem Protektorat s^^gge
stammt, erwirbt die deutsche .Staaman&lbst). . 0itel 
die Geburt (im übrigen vgl. die VO. L , ¡n K v .

17) Die einschlägigen Bestimmungen j^iit15
meines Handbuches eingehend dargest • p an

18) Vgl. S.80—84, 93, 97, 99—101 mein
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^  ul
entwederr° tekt0ratsangehörige anzLlse!ien> weil

mals *^38 *Eren W ohnsitz in einer da-
meinde t iC!em Deutschen Reich vereinigten Ge­
länder R -i. e^ emahgen tschecho-slowakischen 
bei der v - e? und Mähren/Schlesien hatten, 
bische o,Vef ein igung aber die tschecho-slowa- 
dürch rri uxanSchörigke it beibehalten oder sie 
^ tten  gültige O ption zurückerworben
RefrVn „3 O ptVertr. i. Verb. m. § 2  der 
v. ; v. 25. Nov. 1938, 8 1b der RegVO. 

n RMdl i  n; 1?40 und Abs. 3 des RdErl. des 
am 15 Juni 1940 [R M B liV . S. 1117]) oder 

. *939 ihren W ohnsitz oder ih r

3

i eim aW n+ • . lhren W ohnsitz oder ihi
torats Rai, ln einer Gemeinde des Protek- 
RegVn ,, Und Mähren hatten (§ 1 a der 
RdErl n . / an- 1940 i- Verb. m. Abs. 2 des
f in d e s t  dRMAL v‘ 7- Juni 194°) oder
■ .eimatyno+"en>. Anspruch auf Bestimmung der 
b>et des r?ndl&keit in einer Gemeinde im Ge­
l t e n  fs 010/ ebtorates Böhmen und Mähren 
f  2 der p l  RegVO. v. 25. Nov. 1938 und 
Abs. 2 u v - 24. Febr. 1939 i. Verb. m.
V' 7-Juni in in t2rte r Satz des RdErl. des RM dl. 

49 [vgl. auch oben Abschnitt I]).

,D
% n  f i aatsar

III.
v. 25n ^taat Slmvin^i^beitsverhältnisse im selbstän- 
bid „ P t .  193q / c f 1 reg eI"  sich nach dem VerfG . 
•27 Äch dem .wdowakisches Gesetzblatt, Te il 57)’ •27 n  1 Uetn h;» i  , °'-ucs 'Jesetzoiau, r e n o / i  

14 r Cz. 193g /n r-^h -s low ak ischen  Staatsvertrag 
bönna, u. I 94i  m p n 1 JR 78) 19), m it Zusatzvertrag 
’"enget i n nachstl?R ^79)- Diese Vorschriften 

Von !,ßt W e hender Schlußfolgerung zusam-
^ t u  J e.u bis 2 

*S1

tTs seih6?.Und am̂  l°7Vn isĉ cn Staatsangehörigkeit 
p fW g J ?  J7- OW. 1939 s«) auf dem Gebiete

S r  ?es selbs+I01, ,14’ M ärz 1939 (Tag der Er- 
tscbecho.cin^ 1̂ ,ef1 Staates Slowakei) im  Be- 

«Cs seih6?.Und am i°7V™isc*ien Staatsangehörigkeit 
Ä  p stä nd ig j?  J7- Okt. 1939 s«) auf dem Gebiete 
^ o r d Pers°nen u i  *aa4es Slowakei heimatberech-

a) d;P 11 Se‘U odpi-n ilen, nur diejenigen staatenlos 
c; die fri , er noch werden,

desCil?n Staatsakt,Beanspruchung der slowa-

v. 25. Sept. 1939 ver-

v0rn'\, der gestellter Antrag auf Zuerken- 
'vord?i°!vakischpn S Chcn Staatsangehörigkeit 

c) die ?etl * s t n5n Innenministerium abgelehnt 
ben V s c h e; ’v d,?r
der 9', aUch c ß l f  gehörige22) sind und ne-
? /l,nd ?Wakischen "  QfCT äße Beanspruchung 

-v. H. ja von Arf 5 Staatsangehörigkeit auf 
V i  l94l (/u ' f  ,des Zusatzvertrages vom

Wenf RapdeI ' Arß 1 u- 3 des deutsch-slowa-

H ! sĉ s isf . me’nes Handbuches eingehend dar-

des S,0.

f i j )  SU“ at, Ablehnung '?* aber anzunehmen, daß
ArttlsPr^]aRische ^ Cn ln beschränktem Rahmen

¿ ^ ^ e k ö r ig e ,  die die fristgemäße 
bah»1retp?aSi an ?̂ aatsvertiaftaau angebdr igkeit gemäß 
4 ^ 1 ^ d e ^ | a dem BÄ a g e s  bis zum 21. Sept. 1939 

n in ^ e r t r a . p l 'n  Von ® Monaten nach In- 
4et dil v°u a1! staateninS abgeiaufen ist) verabsäumt 

‘e aloVArt,] dae7 *0a geworden, sondern haben
ohne weiteres

matsangehörigkeit erlangt.
,Wai d 4 des

1819

kischen Staatsvertrages v. 27. Dez. 1939) verab­
säumen; der Stichtag fü r  die Beanspruchung 
is t der 14. Nov. 1941 (d. i. der Tag, an dem 
die F ris t von 6 Monaten nach Inkra fttre ten des 
Zusatzvertrages abläuft).

Ferner fallen diejenigen am 14. M ärz 1939 staaten­
los gewesenen slowakischen Volkszugehörigen, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß A rt. 2 des 
Zusatzvertrages (zu A rt. 2 u. 3 des Staatsvertrages) 
nicht bis zum 14. Nov. 1941 beanspruchen, der 
Staatenlosigkeit anheim; das gleiche g ilt  fü r die­
jenigen am 14. M ärz 1939 staatenlos gewesenen 
deutschen Volkszugehörigen, die die slowakische 
Staatsangehörigkeit gemäß A rt. 3 des Zusatzver­
trages (zu A rt. 1 u. 3 des Staatsvertrages) n icht bis 
zum 14. Nov. 1941 beanspruchen.

Wenn also ein d e u t s c h e r  Volkszugehöriger im 
Zusammenhang m it der Schaffung des selbständigen 
Staates Slowakei staatenlos geworden is t und (nach 
Rückgängigmachung dieses Vorgangs auf G rund 
des A rt. 3 des Zusatzvertrages —  also nach Einset­
zung in  den vorigen Stand —) m it Ab lau f des 
14. Nov. 1941 erneut staatenlos w ird , dann nicht 
gesetzlicher Bestimmungen halber, sondern einzig 
und allein durch eigene Schuld (vgl. unten Bei­
spiel 3).

IV.
Die Staatsangehörigkeitsverhältnisse in  dem nach 

dem 14. M ärz 1939 an Ungarn gefallenen Restgebiet 
der Karpatho-Ukraine richten sich nach dem § 5 
des ungarischen Gesetzes VI/1939 v. 23. Juni 1939.

Faßt man diese Vorschriften m it den obengewon­
nenen Ergebnissen zusammen, so komm t man zu 
nachstehender Schlußfolgerung:

A lle  nicht unter die Bestimmungen des § 5 des 
ungarischen Gesetzes v. 23. Juni 1939 fallenden ehe­
mals tschecho-slowakischen Staatsangehörigen, die 
am 16. M ärz 1939 ihren W ohnsitz in der m it diesem 
Zeitpunkt an Ungarn angeschlossenen Karpatho- 
Ukraine gehabt haben, sind — 

sofern sie nicht
a) am 10. Okt. 1938 im Sudetengau ihren ständi­

gen W ohnsitz hatten und — gleich welcher 
Volkszugehörigkeit — zur alteingesessenen Be­
völkerung zählen (also auf G rund des § 1 des 
O ptV ertr. deütsche Staatsangehörige geworden 
sind),

b) am 16. März 1939 im Gebiet des Protektorates 
Böhmen und Mähren heimatberechtigt waren 
(und auf G rund des § 1 a der RegVO. vom
11. Jan. 1940 Protektoratsangehörige geworden 
s in d 23),

c) deutsche Volkszugehörige sind und am 10. Okt. 
1938 das Fieimatrecht im  Gebiet des selbstän­
digen Staates Slowakei hatten (und die slowa­
kische Staatsangehörigkeit durch Beanspru­
chung auf G rund des A rt. 1 des deutsch-slowa­
kischen Staats Vertrages v. 27. Dez. 1939 bzw. 
des Zusatzvertrages hierzu v. 14. Jan. 1941 er­
worben haben),

d) tschechische Volkszugehörige sind und am 
16. M ärz 1939 das Heim atrecht in  der Slowa­
kei oder in der Karpatho-Ukraine hatten (und

2S) Deutsche Volkszugehörige, die am 16. März 1939 
im Protektoratsgebiet oder im Gebiet des Sudetengaues 
heimatberechtigt waren, können nicht die deutsche Staats­
angehörigkeit erworben haben, da dies 8 2 Abs 1 der 
VO. v. 20. April 1939 ausschließt.

Vgl. hierzu jedoch die inzwischen ergangenen neuen 
Bestimmungen, die in Fußnote 16 (2. Absatz) erwähnt sind.
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auf G rund des § 1 c der RegVO. v . l l .  Jan. 1940 
Protektoratsangehörige geworden sind) —

zunächst als staatenlos zu betrachten (vgl. untea 
Beispiel 2).

Zu diesem der Staatenlosigkeit anheimgefallenen 
Personenkreis gehören auch die am 10. Okt. 1938 
in einer m it dem Deutschen Reich vereinigten Ge­
meinde heimatberechtigt gewesenen d e u t s c h e n  
V o l k s z u g e h ö r i g e n ,  da diese

1. gemäß § 2 Abs. 1 der VO. v. 20. A p ril 1939 
vom Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
ausgeschlossen sind, w eil sie am 16. M ärz 1939 
ihren ständigen W ohnsitz in  der Karpatho- 
Ukraine hatten (vgl. ebenfalls unten Beispiel 2) 
und

2. auch nicht auf G rund des § 1 a der RegVO. 
v. 11. Jan. 1940 Protektoratsangehörige gew or­
den sind, w e il sie das Heim atrecht am 10. Okt. 
1938 n icht im  Protektoratsgebiet, sondern im 
Sudetengau hatten.

Dagegen sind deutsche Volkszugehörige, die am
16. M ärz 1939 in der Karpatho-Ukraine ihren ständi­
gen W ohnsitz hatten, am 16. M ärz 1939 aber im 
Gebiet des Protektorats Böhmen und Mähren das 
Heim atrecht besaßen, auf G rund  des § 1 a der 
RegVO. v. 11. Jan. 1940 Protektoratsangehörige ge­
worden, obw ohl auch sie gemäß § 2 Abs. 1 der VO. 
v. 20. A p ril 1939 vom Erwerb der deutschen Staats­
angehörigkeit ausgeschlossen w aren2i *).

Es lieg t nun nahe, auf alle diese zunächst staaten­
los gewordenen Personen — ganz gleich, ob deut­
scher oder frem der Volkszugehörigkeit — sinn­
gemäß die Bestimmungen der RegVO. v. 25. Nov. 
1939 bzw. der RegVO. v. 24. Febr. 1940 über die 
Festsetzung einer neuen Heimatgemeinde anzuwen­
den, die gleichen Bestimmungen also, die fü r die­
jenigen Personen in  den m it dem Deutschen Reich 
vereinigten Gebieten, in  dem an Ungarn angeglie­
derten Gebiet des Landes Slowakei und in dem 
ebenfalls Ungarn am 2. Nov. 1938 zugesprochenen 
Gebiet des Landes Karpatho-Ukraine galten, die 
damals die tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit 
beibehalten hatten. Insbesondere fü r die d e u t ­
s c h e n  Volkszugehörigen wäre das nicht mehr als 
recht und b illig , da diese sonst schlechter gestellt 
wären als die t s c h e c h i s c h e n  Volkszugehörigen 
(bei denen dieselben Voraussetzungen vorliegen) 
die auf Grund des § 1 c der RegVO. v. 11. Jan. 1940 
Protektoratsangehörige geworden sind (vgl. oben 
Buchstabe d).

Der Reichsprotektor in  Böhmen und Mähren hat 
in  Einzelfällen bereits w iederho lt die M ög lichke it 
einer analogen Anwendung dieser Bestimmungen 
vertreten und es is t daher m it Sicherheit anzu­
nehmen, daß die Protektoratsbehörden allen staaten­
los gewordenen, ehemals tschecho-slowakischen 
Staatsangehörigen aus der Karpatho-Ukraine auf 
ihren A n trag  eine neue Heimatgemeinde im Gebiet 
des Protektorates Böhmen und Mähren rückw irkend 
vom 16. März 1939 ab zuweisen werden. Dam it 
fallen dann auch diese Personen unter die Voraus­
setzungen des § l a  der RegVO. v. 11. Jan. 1940 
und erwerben die Staatsangehörigkeit des Protek­
torates Böhmen und Mähren. Deutschen Volkszuge­
hörigen, die auf diese Weise durch Inanspruch­
nahme der P rotektoratsangehörigkeit den unange­
nehmen Zustand der Staatenlosigkeit von sich ab­
wenden, b le ib t es dann belassen, zu gegebener Z e it

21) Vgl. hierzu jedoch die inzwischen ergangenen neuen
Bestimmungen, die in Fußnote 16 (2. Absatz) erwäiint sind.

[Deutsches Recht, Wochena

die E inbürgerung in den deutschen StaatsverbaB 
au beantragen25).

V.
D re i praktische Beispiele zu den vorste^ 11 

Ausführungen:
B e i s p i e l  1 :

B e u r t e i l u n g s m e r k m a l e  
A. ist am 20. M ai 1878 in Budapest als Sohn ^ e, 

Ungarn und einer Deutschen geboren, seit 
rechtig t in Ungvar (früher Karpatho-Ukraine,,grl
dem 2. Nov. 1938 Ungarn), auf Grund des $  
des R M dl. v. 29. M ärz 1939 (R M BliV . S- /Ö{ V  
deutscher Volkszugehöriger anerkannt; vom te^i- 
1912 bis zum 31. M ärz 1937 hatte er seinen i  s£j 
gen W ohnsitz in Kaschau (früher SloWaK. ’^ r i ' 
dem 2. Nov. 1938 Ungarn) und verzog atT1 
1937 nach Reichenberg (Sudetengau).

E n t s c h e i d u n g
A. hat die deutsche Staatsangehörigkeit e( 

des § 1 des O ptV ertr. v. 20. Nov. 1 938 ^  ( 
worben, da weder er noch einer seiner .1  
Großeltern in einer m it dem Deutschen 
einigten Gemeinde geboren is t; er hat die ^ ¡ ¡0  
Staatsangehörigkeit jedoch auch nicht am 
des § 1 der VO. v. 20. A p ril 1939 erNV°inem 
seine Heimatgemeinde Ungvar nicht in m j eri> 
Länder Böhmen oder Mähren/Schlesien, ŝ arpn^0' 
dem an Ungarn gefallenen Te il der «v 
Ukraine liegt. . Re;cfiefl'

Da A. schon seit 1937 ununterbrochen m gberP' 
berg wohnt, hat er auch nach Art. 1 de» UJJ(j V»
kommens zwischen der Tschecho-SIowake e w

garn v. 18. Febr. 1939 — ohne daß 
früheren Besitzes der ungarischen ¿¡e WF
schaft näher geprü ft zu werden braucht: w
garische Staatsangehörigkeit nicht ervvo 
er n icht seit dem 2. Nov. 1928 se n̂e r,ebiet ^nl2 
W ohnsitz in dem an Ungarn gefallenen p gZ, i 
(in diesem Gebiet wohnte er nur vom 
bis zum 31. M ärz 1937). d3 ef ^

0 rand

jef

:ht.Zw eife lha ft erscheint jedoch, ob A- TT nicp.^ 
2. Nov. 1938 seinen ständigen Wöhns s , 
dem an Ungarn gefallenen Gebiet har ^ e i   ̂
tschecho-slowakische Staatsangehörigem1 
ten hatte oder aber staatenlos gevvora ^
A rt. 2 des genannten Übereinkomme1 nen jet 
„Bewohnern des an Ungarn angesen i[fl u 
bietes“ , nicht dagegen auch von^in d j^ e ¡st. f,

i

fassung ist A. n i c h t  staatenlos Se^ ° \^ t S e0Ae ^

' t & f
' P

, . 3 f Uclfec&LH dUCIl von VPÜQ Atlr
„heim aiberechtigten Personen“  die ieaefl %  

Nach meiner oben in  Abschnitt I ve^ eIi,

mußte nach A b tre tung  seiner 
Ungvar an Ungarn eine neue Heim 3 *  v|e_se ,
Gebiet der Rest-Tschecho-Slowakei z
halten (ungeachtet seiner Volkszugeh ( 
dem lediglich auf G rund der Tatsaeh > 
zum 2. Nov. 1938 tschecho-slowakis ^ t>?zum z. inov. iy jö  tscnecno-siowa..-- ^  w
gehöriger war). Er hat daher nach ar , hfrig%h % 
seine tschecho-slowakische Staatsang , ¿luy1 \(ß9
u..i...u.._ ___■ t.. / __ ł  A,.ecnrUCI'
oviiiv- touiütnu-öiuwaivibuiü OIUI*»“’ ~ r  J V»*" y,
behalten und besitzt (nach Ausspi u ^ £¿0'
Protektoratsregierung) rückw irkend '^¿c  cie
n fl titln r \ n c s  W 1 ti otflPl* van nun das Heim atrecht in einer <nun uuo UCUUdll CLill iu _
der Böhmen oder Mähren/Schlesien- <KS ^  

Im Zusammenhang m it der Er( ’cr!nte ef ^ 
tektorates Böhmen und Mähren k^Jjtschel1
Ofl'irtn a Koiü oi-ii/'"iiti( _ tfOtZ SClHCT ^

Va,P'

schon oben erwähnt —
■ rS aUS

25) Diese Möglichkeit scheidet neuer 
Fußnote 16 (2. Absatz).
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Heim atrecht in ßöh-

4 & & eh ö r S i t r  r i f  d  d f L  16: M ärz 1939 die 6. r,,5n Und dnr^u j es Protektorates Böhmen und 
„  m 1941 » f t *  diese auf G rund  der VO. vom 
ße‘ sPiel  2 '  ^  deu*sche Staatsangehörigkeit.

Und ßB2 Urtei"IungSmerkmaIe 

M ?  >n EgernCUatü ?3‘ A ug ' 1904 als Zw illings- 
ä Ä ^ h ö n V e ' ( H,,deuCn^ n) g ^ o re n , deutsche 
H ^ gehöriie ’ 1,„d,UrchI. p e b o rt österreichische 
• M ä ^ u )  l1Py " d,,nach t,hrem Vater in Karlsbad

Wo €r V 925 n a e K berechtigt- B1 verz° g  am 
>  t e h mehr  aii5 °n,r ^ Id (Karpatho-Ukraine), 
?fUe u  ,hns>tz auf /e bo jah rig em  ununterbroche- 
» a S ^ a t z u s t ä n d i i0. ^  im  Jahre 1925 eine 
; 5-MaTU *  in erwarb (und dam it sein
Ö Ä Ä  5 ,2 . '»!«*? ami?> i n§ l!s s e J fe ^ - B ^ d e r 6 n a S  K ön igsfdd , wo 

u ttle r ihren ständigen W ohnsitz

v. 23. Juni 1939 — obw oh l er seit demj 15. März 1929 
seinen ständigen W ohnsitz in dem Gebiete der 
Karpatho-Ukraine hatte -  nicht erwerben, da er 
zum Zeitpunkt des Inkrafttre tens des Trianoner 
Friedensvertrages n icht ungarischer Staatsbürger 
^on de rn  österreichischer Staatsangehöriger) war. 
O bwohl B l  a so bis zum 16. M ärz 1939 im Besitz
s d t dem Ci ° M OWioaohen- Staatsangehörigkeit war, seit dem 1. M ai 1939 seinen ständigen W ohnsitz 
w ieder rm Sudetengau hat und deutscher Volkszucre- 
£enlgh o Ä  er dennoch (gesetzlicher Bestimmun- 
f e f d c n  zunächst der Staatenlosigkeit anheim- 
getallen. — Wegen nachträglicher Zuerkennung 
einer neuen Heimatgemeinde im  Gebiet des Protei? 
torates Böhmen und Mähren darf auf die Ausfüh- 
rungen oben in Abschnitt IV  verwiesen werden.

W enn B l  also nachträglich eine neue H eim at­
gemeinde im Gebiet des Protektorates Böhmen und 
Mahren zugewiesen erhält, sind auch auf ihn die 
Bestimmungen der RegVO. v. 11. Jan. 1940 an- 
- endt ’ so da£ - eL T  ebenso w ie sein Bruder B 2

d e fv o ig e ^ 'V i n
anWÄ Ve1t 6e r g t m ' “ ) dfc “  ^

j. h
N t

cg C f  A n s itz ’n fA  +SI-e am 10- ° k t- 1938 ihren
¿ ? che8S fChlossenen? t i ! ” xdi m an das Deutsche 
- ^  S ^ t s a n S f ?  P fb ie t hatten. Sie *■-«—  -

,®„v°-. » ? %°TS XäS*
haben die 

auch nicht aufin,0> Mär v . 2n T  ■, J®aocn auch nicht auf 
!93Q ih?;nApi d j.939 erworben, da sie 

n,3.hat ma,ne hatten stand'gen ¡Wohnsitz in der

B e i s p i e l  3:

B e u r t e i l u n g s m e r k m a l e
C  ist am 7. M ärz 1911 in  W arnsdorf (Sudeten- 

f  . J g eb?r en und hat von G eburt an bis je tzt dort 
seinen ständigen W ohnsitz; er is t deutscher Volks- 

,, .. -*auen w- zugehöriger, Je(̂ 9cklt nach seinem Vater in Bad
„Hicf> n d  cjes 9 Je deutsche Staatsangehörig- f ^ 'b en (Slowakei) heimatberechtigt. W eder seine 
'igen^w^orben V  deS ° P tV e rtr - v. 20. Nov. , e^n noch seine G roßeltern sind in einer m it dem 
1 a i^ ? h n s itz  ’ndau,SI? 10- ° k i - 1938 ihren ä t s c h e n  Reich vereinigten Gemeinde geboren.

E n t s c h e i d u n g

de?' S f  £ _d£utsche Staatsangehörigkeit auf Grund 
des §1 des O ptV ertr. v. 20. Nov. 1938 nicht er­
worben, da er n icht v o r  dem 1. Jan. 1910 in einer

g e b o ? e T is f i id Sdh e L- -Reich .vere in igten Gemeinde 
f i w f + .  • d da kemer seiner Eltern- oderG roß- 
elternteile in  einer m it dem Deutschen Reich ver-
SGUcn" G ,eiüie ir}d?, geboren is t; er hat die deutsche 
S aatsangehongkert jedoch auch nicht auf G rund 
des § 1 der VO. v. 20. A p ril erworben, da seine

S o w a k e f Hei" " 6 ^  StUben im se'bständigen Staat

h i Ga G  T  ° Ik t' 1938 das Heim atrecht im Ge-
ii i t e d die 1SChCn Staat es besaß, fa Ilt er jedoch 
w a k k r l on ^ m m m g e n  des § 1 des deutsih-slo- 
dnok Dh L St tiSVortrages v - 27- Dez- 1939 und hatte 
, f L ReChtk .au f, Beanspruchung der slowakischen 
Staatsangehörigkeit. Obgleich im Regierungsbezirk 
Äussig durch Zeitungsveröffentlichung ausdrücklich 
auf die N otw end igke it einer solchen schriftlichen 
Inanspruchnahme hingewiesen wurde, hat C. einen 
derartigen A n trag  an das slowakische Innenministe- 
rmm verabsäumt. Er is t daher auf G rund des 8 3 
a. ¡a. O. durch eigene Schuld zunächst der Staatenlosig­
ke it anheimgefallen. Durch A r t  3 des Zusatzvertrages 
v. 14. Jan. 1941 zum deutsch-slowakischen Staats­
vertrag v. 27. Dez. 1939 is t C. w ieder in den alten 
Stand eingesetzt worden, d. h. er kann die auf 
G rund von A rt. 1 des Staatsvertrages erlangte slo­
wakische Staatsangehörigkeit bis zum 14. Nov. 1941 
beanspruchen, um sie dann fü r  dauernd und recht 
mäßig zu besitzen. M acht er von diesem ihm zu­
stehenden Recht bis zum 14. Nov. 1941 w ieder n k h t 
Gebrauch, dann w ird  er endgü ltig  staatenlos, und

S d iu ld ^h 6™ 3 S e'nZlg Und aIlein durch eigene

In‘c au/H B 2 k..E n t s c b e i d u n g  

C  t>i h?rUnd des“  sd !e deut®che Staatsangehörig-
t>atldirŷ ot s § 1 dpc v,

f % CLagesch] " scltz n icht 
2,%ci !  Staatsan en,Cn Qe

f & p »
¡;> hi
‘ikJa^ht8! 5 cles^n^ 1! 0 Staatsangehörigkeit auf 
^ ¿ S t e ^ o r b e n  d f  I r  che? Gesetzes v. 23. Juni
%  CI,er des da er W p ,w  -------------  ’
lQ29Sa,?.gehöa-atsbi
% r war ' ; T ü u . usiciTwcniscner

de,f ln dem se,t dem 15- Marz
S  i 0Qebietam 2- N (S  bi g 4 der Karpatho-Ukraine 

O u Semen \y> , 3 / in  Ungarn angeglie- 
Ä rf ö ? 38 ¿ i  nf z batte. Da er nach
ÄVn^m atJp jpbeh ie lt v5HCho' sIow.akische Staats- 
JHer • v. 25Ĉ bt in je ’ ^  i° r  er m it diesem Tage

V C> c f Û h i 0v- 1938 I n ad27) uUnd hatte g emäß 
Au'Siowai^Mgenieind813-1110̂  au i Bestimmung Gemeinde im Gebiete der Rest-_____

S9,39 die daher m it W irkun g
t s f c l i ader ReJvn°ratSi ngehörigkeit aid

A " 1940und

i > % r i.oder d ^ er seinen W ohnsitz noch seinV R i  o d e l^ e r  seinen W

¡ V ge>IV§ l  andigkeb  imP Q eh-afUf Besdmnn,ng
^«it a k §5 a . a . o f  , .Geblet des Protekto-

P  3i i r l   ̂b u j ’ ber auch die Voraus- 
,rUndC5 die u n L  - \ ° -  n icht e rfü llt. E r 

„  gansche Staatsangchörig- 
s ungarischen Gesetzes06/ ^ 16.

C'ncs Handbuches

«Uri me »m.111 e rru iii. n rä,l v®. k des § 5 f?anscbe Staatsangehörig- 
VSI. sußti^ 8 des ungarischen Gccc+7|e
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Der Reichskreditkassenschein als Truppenzahlungsmittel
Von Regierungsassessor W . L e p e n i e s ,  Berlin

Bereits die Tatsache der Ausdehnung des Krieges 
auf die unterschiedlichsten W irtschafts- und W äh­
rungsgebiete kennzeichnet die Bedeutung aber auch 
die Schwierigkeiten, die bei der Truppengeldversor­
gung in außerdeutschen Gebieten zu überwinden 
waren. Dabei galt es bei den einzelnen Aktionen 
häufig  n icht nur, geeignete Zahlungsm ittel bereit­
zustellen, um der vorrückenden Truppe die er­
forderlichen Beschaffungen zu ermöglichen und die 
Wehrmachtsangehörigen zu besolden, sondern vor 
allem auch, Zahlungsm ittel fü r die Versorgung des 
gesamten Gebietes als Voraussetzung fü r die W ie­
deringangsetzung der W irtschaft des besetzten Lan­
des und ihre Nutzbarmachung fü r die eigene Kriegs­
w irtschaft bereitzustellen. M it  Rücksicht auf die 
deutsche W ährung mußte hierbei im  E inklang m it 
den Grundsätzen der deutschen Devisenbewirtschaf­
tung  ein Herausströmen deutscher Reichsmarkzah­
lungsm itte l in  das Devisenausland, ebenso wie ein 
Rückfluß geflüchteter Reichsmark in das Reichs­
gebiet verhindert werden. W ie  die Erfahrungen von 
13A Kriegsjahren lehren, is t d i e s e s  P r o b l e m  
d u r c h  d i e  S c h a f f u n g  d e r  R e i c h s k r e d i t ­
k a s s e n  u n d  d i e  A u s g a b e  v o n  R e i c h s k r e d i t ­
k a s s e n s c h e i n e n  f ü r  d e n  Z a h l u n g s m i t t e l ­
v e r k e h r  d e r  b e s e t z t e n  G e b i e t e  i n  e i n e r  
a l l e n  A n f o r d e r u n g e n  g e r e c h t  w e r d e n d e n  
W e i s e  g e l ö s t  w o r d e n .  Im  Nachfolgenden soll 
ein kurzer Überblick über die gesetzliche Grundlage 
und die Organisation der Reichskreditkassen (RKK.) 
sowie über ihren Einsatz in den einzelnen Gebieten 
und anschließend über die Zahlungsregelungen der 
Wehrmacht gegeben w erden1). Dabei sei gleich an 
dieser Stelle auf das kürzlich erschienene Buch von 
K a s t e n  über die Zahlungsm itte lversorgung der von 
deutschen Truppen besetzten außerdeutschen Ge­
biete hingewiesen, das die erste umfassende Be­
handlung dieser Fragen b r in g t2).

D ie  e r s t e n  R e i c h s k r e d i t k a s s e n  wurden im 
O ktober 1939 in Polen errichtet, w o die deutschen 
Truppen nach ihrem Einmarsch weder arbeitsfähige 
Kreditinstitu te  noch die zur W iederingangsetzung 
der W irtschaft erforderlichen Zahlungsm itte l vo r­
fanden3). D ie gesetzliche Grundlage h ie rfür b ildete 
eine VO. des Oberbefehlshabers des Heeres über 
Reichskreditkassen v. 23. Sept. 19394). M it  der Rück­
gliederung der deutschen Ostgebiete in  das Reich

*) Vgl. hierüber u. a. K r e t z s c h m a n n ,  „Die Geld­
versorgung der besetzten Gebiete“ : „Die deutsche Volks­
wirtschaft“  1939, 1077ff., und „Reichskreditkassenscheine 
als Truppengeld“ : „D ie Bank“  1940, 584ff.; C a r a v i a s ,  
„Zahlungsregelung für die Wehrmachtsangehörigen in 
den besetzten Gebieten“ : BankArch. 1941, 161 ff.; Verf., 
„Der Weg des Reichskreditkassenscheins“ : DevArch. 1940 
Sp. 865 ff.

2) Nachstehende Ausführungen sollen zugleich eine Be­
sprechung des sehr empfehlenswerten Buches von H e l ­
m u t  K a s t e n  „Die Neuordnung der Währung in den 
besetzten Gebieten und die Tätigkeit der RKK. während 
des Krieges 1939/40“ , Bankverlag 1941, bilden.

3) RKK. wurden zunächst in Bromberg, Gnesen, Grau- 
denz, Hohensalza, Kalisch, Könitz, Krakau, Lissa, Lodsch, 
Ostrowo, Posen, Pr.-Stargard, Tarnow, Thorn, Tschen- 
stochau eröffnet. Es folgten RKK. in Gotenhafen u. a. 
sowie später im Generalgouvernement. Ostoberschlesien 
und Danzig waren vom Geltungsbereich der VO. aus­
genommen, weil diese unmittelbar deutsches Währungs­
gebiet wurden.

<*) VOB1. f. die besetzten Gebiete in Polen Nr. 2 S. 11 ff

A**s'
entfiel dort die N otwendigkeit der weite1/; ^  
gäbe von RKKScheinen; an Stelle der RKN ¡c|,s- 
in  den neuen Ostgauen nach Einführung deOgfleral' 
markwährung Reichsbankanstalten. Im « * $ 0  
gouvernement wurden die RKKScheine alv a¡tuflU 
durch Zlotynoten ersetzt und zur Aufrechte ^ I t  
des Geld-, Zahlungs- und Kreditverkehr ^  ¡j 
VO. des Generalgouverneurs die Emission 
Polen gegründet6).

Bei der Fortsetzung der militärischen Jef 
im Frühjahr 1940 veranlaßte die Bewahr*1 &| je* 
RKK. bei der Geldversorgung der Truppen jn pok” 
W iederingangsetzung des Zahlungsverkehr V uStef' 
die Neuerrichtung von RKK. nach ähnliche«™Ljgcl# 
H ie rfü r wurde nach dem Einrücken der . gesej?' 
Truppen in Dänemark und Norwegen für 41 
liehe Grundlage durch VO. des M inisterra (pd* 
Reichsverteidigung über RKK. v. 3. Ma* jgj#

id sc<

i\c.iono v v_i Loiuî un̂  uuu v. • * j -

Bl. I, 743) geschaffen, die nach Beginn “  j 
handlungen im Westen am 15. M ai * J „ j  c,- „ 
weiterter Fassung bekanntgemacht wurde, s n aß 
VO. umschreibt in  vollkommener Weise VkfsA  
Zweck der wiedererstandenen RKK . : deutsCA  
gung der deutschen Truppen und d>er Normer- 
Verwaltungsbehörden in  Dänemark,
Belgien, Frankreich, Luxem burg und ^ erbay.eIi 
landen m it Geldzeichen sowie zur Aufre .fl <Jies 
des Zahlungsverkehrs und der Wirtscha 
Gebieten können RKKScheine und „gRSc»Ae

..................................-  ■ - ä a R W J t>

auf 50, 20, 5, 2 und 1 3tM und 50 RP 'Vs 5)-7eri 
g ib t es RKKMünzen über 10 und 5 RP • AüfefAt,
F rfiilliin rr rlpr At*rt ¡Pkrkr iihprfr3.£?Cfl .wriiiC*. uc.-

ausgegeben werden.“  Die Ausgabe
erfo lg t durch die Hauptverwaltung def  ¡ne 
ihren Sitz in Berlin  hat (§ 1 ). P A  D n f ; daf e/iir

E rfü llung  der den RKK. übertrageA'nerrnäcA |5' 
w ird  die Hauptverwaltung der R K .!/oen 
dem Reich ein Darlehn b is zu 3 M ill*af der p f 0e 
mark zu gewähren (§4) .  Im Wege j  drt,fSe( 
VO .e) w ird  g le ichzeitig die Errich tu ‘A r r l ind a 
schäftskreis der RKK. geregelt. Au* djPJit'
VO. (§ 3  Abs. 1) sind die RKK. b e f£ > und H ß  
nannten Gebieten den Geld-, Zahlung d&St$4
verkehr zu regeln. Der Geschäfts»*" ,gITl 
erfährt damit eine Umschreibung^ dt cn*.sF #  
ihrer Aufgaben in den besetzten Geb ^ j0teuP $$  
und sie im großen und ganzen den r K A .c1p/  
g le ichste llt7). Im  einzelnen dürfen w
näherer W eisung durch die Hauptvcrv . siict*
und Schecks kaufen und verkaufen 
Iehen gewähren, unverzinsliche

Gelder

Wertgegenstände in  Verwahrung 
nehmen

icucu gewauren, unverziiisin-**-' nefin*e ü t**1 
weisungsverkehr oder als Einlagen < „uSfuhF 
mäßige Auftragsgeschäfte aller A rt ,

_i.” \ lit-11 n O* U*1
umcu. rk ¿ei
Die RKKScheine lauten auf 

halten keinerlei Hinweise auf d‘ , n s). r1 , 
Landes, in dem sie ausgegeben we ^ qv

15. D^ 193 , /6) VO. des Generalgouverneurs v.
des Generalgouverneurs Nr. 14 S. ZJ GesCnn0‘ ’

6) VO. über die Errichtung und den (Ku ^  
RKK. in den bes. Gebieten v. 15. Mai ci y

zf <)/
a. a.O. S. 40 ff-

........  deshalb ^ ' V 1,
ginn des polnischen Feldzugesvprwena*111* » „ H F

7) Vgl. K a s t e n
8) Die RKKScheine konnten gcbcj*c

sie in ausreichender Menge verwen/j'* iuspra' 
fiigung standen; sie waren näm**c . c[,eii 
bestimmt, im Kriegsfall im innere*

p
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vvie man vielle icht hätte 
a|!Se Tatsache 1.n k e in e r  Weise beeinträchtigt;
SchJ0rteiIhaft « f*  'SIch vieln?ehr im Laufe der Zeit

mimmrnmmmmm
I T T ?  der eigenen, selbst kontrollierten
beendet zu sehen13). In D ä n e m a r k  und N o r -  
^ e %e i1„ kam es auf diese Weise überhaupt nicht
Hrh VOn-RRK- Die zunächst dorth in  led ig­lich ZUl Z ah luncrsm iftph rp rcrtrrr,.„„ ______ °

(C  aus d; " “ ' en zu ziehen ist, zu verwischen W ie aetä K h Pv -l u- m Landeswährung um-

dort ese*zten n o f1-?  sind diese nur zui 
den fueSr$t2liches z-m 11 besti.mmt; sie sina aucn nur 
W iwm ^hsm Lwhlungsm itteP). Umgekehrt wur- 
Uncl T ß'g a u S n V u r in diesen Gebieten 
Reic !̂*1 deutschn kTChe Annahmeverbote erlassen

<4 d t^ Iu n g s J ^aach'^ackzahlunje .™PPen strengstens untersagt, 
d'e AuSfu h P mittei 111 Z a ll,ung zu geben. Wenn 

Gebieten [11Vi )n RKKScheinen aus den be- 
)eUso»Ch nicht n-daS Reichsgebiet n icht verboten 

Untet w eni£ wie iip  undsätzlich unmöglich is t10), 
nicht -g* istioa.Nt  lhre E in fuhr in das Reichsgebiet 
,kkicc.,,n VerL-„i’ sollen sie doch im Reichsgebiet

>  - 
ebPf,„ai!ch

¿'Ult in1 r iio a \ *-“ i iu ‘u in uas Keicnsgeoiet 
Verkehr n.s,° er! sie doch im Reichsgebiet

? ä ? ? Ä S I Ä K S Ä t S  B f t
, ? Ä  f e Ä Ä Ä  9 * W « !  nötigt/der Ä Ö Ä I

sä

, ...... : v is r  VVU1UC1‘ aisuann von der Däni­
schen und Norwegischen Nationalbank auf G rund 
entsprechender Abmachungen zur Verfügung ge­
stellt, wobei die G utschrift des G egenw ert! f u f  
einem Konto der Hauptverwaltung der RKK. in
m ehrprpr£° In den. N i e d e r l a n d e n  mußten 
mehrere Kreditkassen errichtet werden, da alle ho l­
ländischen Kreditinstitu te  nach dem 10. M ai 1940
7W a n H  - ^ S c h a l t e r  geschlossen hatten. Dieser 
Zustand dauerte jedoch nur kurze Z e it15). D ie Aus-

fm Iu IM 940KKSche; il,e+n k° nnte auch befeits 1 19n ° ^ "g e s te llt werden, nachdem die H ol-
w u i  r  n Reg ierung es übernommen hatte, die er- 
V PS ? hen Zah “ ngsm ittel in  Landeswährung zur 
Verfügung zu stellen. Schwieriger lagen d ie^V e r­
hältnisse in B e l f l P n  lind  i_  t

de" ” ™PP“ .SmmimmP iS « iiiS |üS I
S Ä » , «
W t T Ä Ä S r . 1 :
r- i .b r r  ^uM iaiim e Hiervon di det die

■ 2 .H  » ä »  v o V d e r“  r Z Z T & S t  t a S ’ Ä f  " Ä f t  und in Lnxe“
%  ? an S m k  funktionsfäh ig  S Ä  dnr£rL » f?  h ° .el?!e,en » “ rtc: durch Verordnungen

s g t£ ß s r&  ä
i ^ 5§  '5 Ä S S S

#)VBan$> e i]cI cuiete> diese Noten- zogen w orden13). 6

finden- Vgk Kretzschmann: ^  de"  mi,itär!sf' ^ 11 ÄWi™  '*«-“ » ;-

, >«LSo k\biê vh27̂ s "in6’Be|̂ ' v'18' Mai 1040 (V°BI. l i e n ' g T  Juni jg y fw n  Und Nordfrankreich§ 17•a.0nWoendui 
> -> ■ S. 58

DevG. findet auf4öri„ ueril cn
satM&TUtu,, • »• u

ä9/4^rl.'
a!>ti, v .„5t iarkeI. Sche^hin!^ ,auf die wichtige prak- 

? Nrkß kdr ’*> ierfIe es u.a -¡F uer RKKMark von der 
'< k \39/4?£rl. t äe,«i Landet“  h ermöglicht hat, die Be- 

si ^ ¡ M  m . v.,„n. vornherein zu erfassen.

ßei den m ilitärischen Aktionen dieses Jahres im 
S u d o s t e n  wurden die deutschen Truppen beim

3S) Vgl. K a s t e n  ,a. a. O. S. 58ff. 
u ) K a s t e n  a.a.O. S.98ff. u. 104ff.
16) Zur Zeit besteht nur noch die RKK. in Amsterdam 

vgl. Ka s t e n  a.a.O. S. 109.
lfl) Vgl. hierüber im einzelnen Ka s t e n  a. a O S 11S 

u. 121 ff. a , u ö
” ) Vgl. RdErl. des RWiM. Nr. 67/40 D. St v 29 Ano- 

1940 und Nr. 91/40 D. St. v. 5. Nov. 1940 g‘
>8) Näheres bei Ka s t e n  a.a.O. S. 127 u 131ff n ;„  

BK.E- üben ihre Notenbanktätigkeit jedoch weiterhin°an 
Stelle der Bank von Frankreich auf Grund der Besat/Üncs
H 3 $  sein’ w ird " '6 ’endgÖ^ e ^-tsrechtliche  Klänmg
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Vormarsch ebenfalls m it RKKScheinen versehen und 
die nach Lage der Verhältnisse erforderlichen RKK. 
in  den ehemals jugoslawischen und griechischen Ge­
bieten zur Aufrechterhaltung des Zahlungsverkehrs 
e rrich te t19 20). Inzwischen hat am 3. Juni 1941 die 
Serbische Nationalbank in  Belgrad ihre T ätigke it 
aufgenommen und auch in  dem neuen Kroatischen 
Staat ist eine Notenbank errichtet worden. Man w ird  
annehmen dürfen, daß die Zahlungsm ittelversor­
gung der Truppen in  diesen Gebieten sich ähnlich 
entwickeln w ird , wie es in  den oben erwähnten 
Fällen geschehen is t19a). Erwähnt sei noch das 
Bestehen von RKK. in  Bukarest und Sofia. Außer­
dem hat die Reichsbank in Bulgarien, Rumänien und 
Ungarn mehrere Wechselstellen eingerichtet, die 
durchreisenden Wehrmachtsangehörigen RKKScheine 
in  Landeswährung Umtauschen (s. u. Anm. 27). In  
der Untersteiermark und den besetzten Gebieten 
Kärntens und Krains hat nach E in führung der 
Reichsmarkwährung und Aufhebung der Devisen­
grenze19 b) der RKKSchein m it dem 15. Juni 1941 
aufgehört, gesetzliches Zahlungsm itte l zu sein.

Die Bedeutung der RKKScheine im Truppenzah­
lungsverkehr der besetzten Gebiete spiegelt sich in 
den W eisungen wieder, die von den obersten W ehr­
machtdienststellen an die Truppenteile bezüglich der 
Bereitste llung der erforderlichen Zahlungsm ittel beim 
Auslandseinsatz, ihren Erwerb und ihre Verwen­
dung, die bestehenden devisenrechtlichen Beschrän­
kungen bei der Aus-, Ein- und D urchfuhr usw. 
herausgegeben werden. In diesen Erlassen, die vom 
Chef des Oberkommandos der W ehrm acht fü r die 
einzelnen Gebiete Unter der Bezeichnung „Z a h ­
lungsregelung fü r die W ehrmacht“  verö ffentlich t 
werden, ist jeweils auch das Umrechnungsverhältnis 
der R KK M ark gegenüber der Landeswährung fest­
gelegt, wobei aus praktischen Gründen in den 
meisten Fällen zunächst eine Abrundung des 
Wechselkurses vorgenommen wurde, um den V e r­
kehr m it den RKKScheinen zu erleichtern. Z u r Ver­
m eidung einer Doppelbewertung der Reichsmark 
wurden diese W e h r m a c h t s k u r s e  jedoch regel­
mäßig nach W iederaufnahme des normalen Waren- 
und Zahlungsverkehrs den Wechselkursen w ieder 
angeglichen50).

Die Reihe der im  Heeresverordnungsblatt ver­
ö ffentlichten Erlasse beginnt m it der Zahlungsrege­
lung fü r die Truppen in Dänemark v. 14. M a i 1940, 
die auf G rund der veränderten Verhältnisse am 
24. Sept. 1940 als Zahlungsregelung fü r die W ehr­
macht in Dänemark in neuer Fassung herausgegeben 
worden is t21). Außerdem bestehen Zahlungsrege­
lungen fü r  Norwegen v. 26. Okt. 194022), fü r  Belgien 
und Frankreich v. 19 Sept. 194023 24), der die fü r  die 
N iederlande238-) v. 8. Okt. 1940 entspricht, fü r  das 
Generalgouvernement v. 19. Aug. 19402i) und fü r

19) RKK. wurden in Agram, Belgrad, Athen und Sa­
loniki eröffnet.

i 9a) M it Kroatien ist inzwischen vereinbart worden, 
daß den deutschen Truppen Zahlungsmittel in der neuen 
Landeswährung zur Verfügung gestellt und die RKK­
Scheine aus dem Verkehr gezogen werden.

19b) Vgl. RdErl.d.RWiM. N r.48/41 D.St. v. 16. Juni 1941.
20) Vgl. hierzu K a s t e n  a. a. O. S. 53 ff. Die zur Zeit 

geltenden Wehrmachtskurse betragen: 1 dkr. =  0,49MM, 
1 nkr. =  0,57 MM, 1 hfl. =  1,327 MM, 1 bfr. =  0,08 MM, 
1 ffr. =  0,05 MM, 1 ZI. =  0,50 MM. Vgl. auch Anm. 26.

21) HeeresVOBI. 1940, Teil B, S. 389.
22) HeeresVOBI. 1940, Teil B, S.441.
23j  HeeresVOBI. 1940, Teil B, S. 387 ff.
23a) Ist durch die zwischenzeitliche Entwicklung gegen­

standslos geworden.
24) HeeresVOBI. 1940, Teil B, S. 374 ff.
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Rumänien v. 18. Jan. 194 1 26). Schließlich el's.c 1 w'elü
27. M ai 1941 die Zahlungsregelung_ fü r die gS. 
macht in Südosteuropa26). Neben .diesen Za11 ^  
regelungen fü r  die einzelnen Gebiete enl  Vurin i^  
A l l g e m e i n e  Zahlungsregelung fü r d i ewe j zU* 
in  außerdeutschen Ländern v. 10. Febr. * ver- 
sammenfassende Bestimmungen, nach d en en ^  (,e- 
fahren ist, sofern Sonderanordnungen 111 q ^ '  
stehen. A llen Regelungen gemeinsam ist.d'er 
satz, daß der Geldbedarf der Truppe ir f ggißiti 
durch Landeswährung und in  deren Erni 
durch RKKScheine zu decken is t27). Alle ^ \ ’erbcit
regelungen enthalten übereinstimmend el/L 0tefl i11 
fü r die Ein- und Ausfuhr von Reichsmark1. ^  ¡n 
außerdeutsche Gebiete bzw. aus diesen prejbetfa® 
das Reichsgebiet, abgesehen von einem ~ .¡¡¿he» 
von 10 3tM in  Rentenbankscheinen oder . ^  , 
Scheidemünzen. Sämtliche von Deutschland a A  a^' 
Wehrmachtstransporte sollen grundsatz ^ el-deft 
schließlich m it RKKScheinen ausgestatte ^ f iS "  
wobei in  den einzelnen Zahlungsregelung ,e{nzelS 
betrage festgesetzt sind, b is zu denen die -si# *  
Wehrmachtsangehörigen Reichsmarkzahi 
in  RKKScheinen zur M itnahme umge'v. iieispieL 
halten dürfen. Die Südostregelung s!e. hen Ra! j l  
weise fü r O ffiz iere und Beamte im g‘?lcL ro ff‘ZIti!weise iu r  wrnziere unu oeamie uu s -  .erou1“ 
einen Höchstbetrag von 4Q MM, fü r n 20 
und Mannschaften einen Flöchstbetrag * f ü r “ ; 
vor. Urlauber, die aus dem Südosten^ 0 ,g Hell̂ r
Rückreise ausreichende Geldm ittel 
gekommen sind, können vor ihrer K cj,ejn 
Front gegen E intragung auf dem U ri311 ,g s[e . 
höchstens 20 MM RKKScheine erwerben, gtajU, 
der Durchreise bei den in  den einze vürgesc% , 
eingerichteten Wechselstellen bis zur je60 ,
benen Höhe in Landeswährung umtaus

Die Frage, ob und in welchem 
sungen aus der Heim at an Wehrmac esetzt ‘A - 
die in den außerdeutschen Gebieten e’ ^¡ete . eyii 
zulässig sind, is t fü r die einzelnen \yobeL0ge[
falls unterschiedlich geregelt worden 
Abstufung nach der Höhe des von d H,erti 
bezogenen Wehrsoldes vorgesehen h‘:seI1j f
können an Wehrmachtsangehörige m soMe ¿IJ
belgischen und französischen Gehn- ^  ßeWg0cU 
dem Generalgouvernement monathc .elJs \  ßf 
Höhe des Monatswehrsoldes, b°. „p1na.tk %
100 MM überwiesen werden, nach Da s0]ddJ' < ^  
trag  von höchstens einem Monatsw niede ¡seH' 
Für Überweisungen nach dem bcset def . jisd1̂  
sehen Gebiet bestehen nach Aufheb -^erl?  ^ i i^ r  
grenze gegenüber dem besetzten hr̂ JJ, u if  
Gebiet am 1. A p ril 1941 keine j * ?  d ü fU e*ViV-Ul\»l O.II1 T. r\j!Jl 11 x y x --- . ^
mehr. Die zugelassenen Überweisu % (jb f(\y0̂ u 
durch Feldpostanweisung e rfo lg6'1’ ¡st  V j  
von Geld in  Briefen oder P ä c k c h e n ^von Geld in  Briefen oder FacliA“  bietet1 
Nach anderen als den genannten njcht » 
Zahlungen durch Feldpostanweisi &

____ ____ _ d \Veg,j,

S JE™ ™ *»26) HeeresVOBI.' 1941,’Te ilB , ? r
machtskurse für die Slowakei 100 purU11,,, t#
für Ungarn 100 MAI =  164,20 PcnÄ % 6 8 ,,
=  6000 Lei, Bulgarien 100 MM ~- 3 W ,  2000 V 0
100 MM =  2000 Dinar, Serbien 100 j0d
Griechenland 100 MM =  5000 D ra c h m e n ^  5\ y

27) Ausgenommen von diesem , {retiu? ¡ff
prrnlnmr für SiidnS+PUrODa die b ßRegelung für Südosteuropa m t ßulgan ¿en , 

Ungarn, Rumam«
i durften bis ^  höc

träge in Höhe eines
2») Nach Norwegen durften bis höct1 

.rage in Höhe eines Monatswehrs 
50 MM überwiesen weiden.
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v°n Obers ' ^ chte bedingte Verurteilung und Jugendarrest
laatsanwalt Dr. E r w i n  P i c h l e r - D r e x l e r ,  Gaugruppenwalter Richterund Staatsanwälte,Steyr

1. Jugend
I- E i n l e i t u n g

ar res t  neben ech t e r  b e d i n g t e r  
P'Die Einft, V e r u r t e i l u n g

dcs Jugendarrestes1) hat eine 
¡5 fp u n g  9 syQ Q - v. 28. Ju li 1928 in  den 
Uh  ' Es ist er äußerst lebhaften Betrachtung ge- 
U fte i.^ is t  dres die sog. e c h t e  b e d i n g t e  V e r -

_ stJGG. Wesen und Inhalt 
erta) ’ Dir. , w ,urden bereits verschiedentlich 

m J ehr ais ostmärkischen Jugendrichter haben 
gJ&n Venirt "iem Jahrzehnt mit der echten be-
V

r tei i
dieser "ach §"13
f rörtê st‘lu tio n  S

VernH„‘:r ‘“  Jaiu'zenni mit aer ecnten oe- 
Win Eemaclit n-Un§ unbestreitbar gute Erfahrun- 
¡W rrüfe8) 'A r ies,. beweist die geringe Zahl der 
übjvL’ die; aIIpnmdiuSe Tatsache gründet sich die 
Bedn tUPt für Ju ß~ßen auftauchte, ob sich denn 
öes , nis nach Si °eltungsgebiet des ÖstJGG. ein 
Enfr;,ll8eridarr,.Hder El“ führung des Zuchtmittels 
N em 11 ng rjp„ jS ergab. Die Notwendigkeit der 
Hecht mit drr JTuSendarrestes wird jedoch von 
?üi'üru ahrer / ugendstrafrechtspflege befaßten 
'aiuip.^^innipn öeJahen sein, worauf später noch 
steiu Nieder ,. werden soll4). Andererseits wurde 
W iw b  nicht u ! aSe ‘n üen Vordergrund ge- 

Verurtp-1!101 den Jugendarrest die echte 
1 Scna richt;9 j  & entbehrlich geworden sei. 
Hajy darrest eing’ daß dem Jugendrichter mit dem_ DWv.,1 ciUSO-A-7Ciir>i, 7 ---t-i._r.. t •^ fo lA e b e n "  ausf ezeicfinetes Zuchtmittel in die 
â ü a ,^‘rd von dem man wohl gute

lit Aiaß tnan dpnaii en, können. Tatsache ist aber 
-■ S-abgesc[1jn Ausbau dieses Zuchtmittels noch

licht’ ?,aß nian dnVari en können.
cin^^bgesdu11 Ausbau diese. «...»,,.0 „«»,.1 

bestes Tatsache ° f ,scr!1 betrachten kann. Ebenso ist 
tioa.. noch ’ nah man bezüglich des Iimend-

?iat
m % r. «och ,-lhL df ß. man bezüglich des Jugend- 

teri!|Verfügt .1 Jn keine so weitreichenden Erfah- 
^giinA 9 lr echten u ‘!J entsprechendes Vergleichs- 

der b^nde, p  bedingten Verurte ilung zur Ver-
mteil K brung [ | I  f  ud" cr venemr gewesen, 

^ d aJ ‘ , bewährm, , Jugendarrestes ein in einem 
abzot,, s JustitLit über Bord zu werfen 

!&SeW , ''eile inD-daß es nunmehr durch das ge- 
> ,A b e r  ha i 1 Ut VÖIIi£ ersetzt werde»). Der 
Zn en lLCrürteillln,r 9er wohl auch die echte be- 
« P rü fe n  ß  des 8 13 östlGG. weiter be-¿ N f i assen, Wodnr d,es .§ 13 ÖstJGG. weiter be- 
,.tian.i , wje g. 1 eh sich die M öglichke it ergab,li0Sder‘ kWie sichUfi!"ni.S1.cb die Möglichkeit ergab, 
m’ üh s ^ währen dle beiden Einrichtungen neben- 
th| E], r Zahl 0 ind auswirken. Es wurde ledig- 
SJ dahinl54l) das 1er DurchfVO. v. 28. Nov. 1940 
aJ m ve,l?ehend .Anwendungsgebiet beider Insti- 
^ rw 8chohanSenden t egrenzt> daß der Ausspruch 
^ K  wen Werde.J^gendarrestes nicht auf Probe 
\ach d  . I]n Juo-n, j kann. Das heißt mit anderen 

aüf dieldarrest nötig und zweckmäßig 
J^khe  p. en zu erkennen und weder der

ci vl?t'etierSAin der *nr +x ̂ e r > »Zur Einführung des 
SSH  ' H e iAUsgabe DR‘ 1^1, 743ff. (DR.
L V 'N c h i'b m c h  7 ,1- 1941 -18ff. und‘38ff.).

Met« ^J. loC/|ben Juffeiu6 e.cßte bedingte Verurteilung 
äwict§A.n v1?41.103^ h  k'enchtsgesetzes in Theorie und 
l 9 r^(le.SetzA<u<rteiIUn!? uy e r !. ” Zur Frage der echten 
„ j  S i^ lschaes, : D[. fhAide,ŝ , österreichischen Jugend-

: K a d e c k a ,  „Das 
Wien 1929.

«o --‘Ute r  noch 1 ur aie LanuoezirKe
^  f e . b ie r  unte?Uinntiger: der Hundertsf tz

. h — u<=n Jugendgerichts- 
“ 1 ,a- a- O. Für die Landbezirke

^ ¡ 'G u 'e T  unter 10.
nt H o Vp? r e x | er  a.a.O. 

ye r a.a.O.

Ausspruch noch der Vo llzug darf aufgeschoben 
werden. Andererseits darf im Falle des W iderrufes 
der echten bedingten Verurte ilung nicht etwa auf 
Jugendarrest erkannt werden, sondern dann muß 
krim inelle Strafe verhängt werden. D ie hier ge­
schaffene Abgrenzung is t allerdings in ih rer letzt­
erwähnten Folge nicht glücklich, da sie den W eg 
nicht berücksichtigt, den die Praxis zu § 13 Ost­
JGG. gegangen ist.

2. D ie  ö s t e r r e i c h i s c h e  P r a x i s  d e r  e c h t e n  
b e d i n g t e n  V e r u r t e i l u n g  u n d  i h r e  M ä n g e l  

D ie Statistik zu § 13 OstJGG. zeigt, w ie bereits 
erwähnt, eine verhältnismäßig geringe Zahl von 
W iderrufsfä llen . Bei aufmerksamer und objektiver Be­
trachtung der Praxis zu § 13 OstJGG. und unter 
weiterer Bedachtnahme auf den nunmehr einge­
führten Jugendarrest erg ib t sich jedoch eine nicht 
unwesentliche Verschiebung dieses Bildes. Der E in­
wand, daß man auch m it anderen M itte ln  als m it 
der echten bedingten Verurte ilung, etwa schon bis­
her m it der Ermahnung nach § 12 Abs. 3 OstJGG. 
oder nunmehr auch m it Jugendarrest das gleiche 
Z ie l würde erreichen können, t r i f f t  zweifellos in  ge­
wissem Ausmaße zu. Die österr. Jugendrichter 
haben sicherlich von der Ermahnung viel zu wenig 
Gebrauch gemacht. Andererseits fehlte das Zucht- 
m itte l des Jugendarrestes, so daß die Jugendrichter, 
in dem Streben dem jugendlichen Rechtsbrecher die 
Nachwirkungen einer krim inellen Strafe zu erspa­
ren, zu  w e i t g e h e n d  v o n  d e r  e c h t e n  b e ­
d i n g t e n  V e r u r t e i l u n g  G e b r a u c h  m a c h -  
t e n G). Dies geschah zweifellos zum Teil gegen die 
V orschrift des § 13 OstJGG. selbst, da diese aus­
drücklich voraussetzt, daß der Ausspruch der Strafe 
ohne Nachteil fü r die Rechtsordnung und fü r  den 
Jugendlichen selbst unterbleiben kann, daß also 
weder General- noch Spezialprävention Bestrafung 
e rfo rde rn7). Immerhin w ird  noch eine beträchtliche 
Zahl von Fällen übrigbleiben, in  denen auch weiter­
hin die Anwendung der echten bedingten Verurte i­
lung  zweckmäßig und berechtigt bleiben w ird . Ein 
weiterer Einwand kann nicht m it Unrecht dahin­
gehend erhoben werden, die Statistik zeige deshalb 
kein wahres B ild  über die tatsächlichen Erfahrungen 
m it § 13 OstJGG., weil die österr. Jugendrichter 
a n d e r e r s e i t s  w i e d e r  v o n  d e r  M ö g l i c h k e i t  
des  W i d e r r u f e s  zu w e n i g  G e b r a u c h  m a c h -  
4 e,n - § 43 ÖstJGG. ste llt keine bestimmten W ider­
rufsgründe auf, sondern bestimmt im Abs. 3 ganz 
allgemein, daß die Strafe auszusprechen und zu vo ll­
ziehen sei, wenn sich innerhalb der Probezeit zeigt, 
„daß die Besserung durch andere Maßregeln nicht 
erzielt werden kann“ . Nach dem Gesetz kann und 
ist gegebenenfalls auch dann zu w iderrufen, wenn

8) Nach §44 Ös t JGG.  ist über Schuldsprüche nach 
§ 13, solange keine Strafe ausgesprochen ist, d. h. so­
lange kein Widerruf erfolgt ist, aus den Strafvormerken, 
wo die Schuldsprüche wohl eingetragen werden, nur den 
Gerichten, Staatsanwaltschaften sowie zu Zwecken des 
gerichtlichen Strafverfahrens den Sicherheitsbehörden 
Auskunft zu erteilen. Bei der Ausstellung von Leumunds­
zeugnissen sind solche Urteile nicht zu berücksichtigen 
Diese Bestimmungen finden jedoch keine Anwendung 
wenn über ein anderes Urteil gegen dieselbe Person Aus­
kunft zu erteilen ist.

’ ) Siehe hierzu K a d e c k a  a.a.O. S.96ff

229
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die Erziehungsaufsicht zu keinem E rfo lg  füh rt oder 
erteilte Weisungen nicht befo lg t werden. Dennoch 
erg ib t eine Durchsicht der Strafakten, in denen zum 
W id e rru f geschritten wurde, daß W iderru fe  fast aus­
schließlich nur dann erfolgten, wenn der Jugend­
liche neuerlich krim ine ll geworden war. Der Qrund 
fü r diese Praxis is t einfach zu finden. Die Jugend­
rich te r haben rich tig  gefühlt, daß nach Ablauf einer 
längeren F ris t der Zusammenhang m it der Tat doch 
schon so sehr gelockert is t und diese so ferne steht, 
daß der eigentliche Strafgrund nicht mehr die Tat, 
sondern die N ichtbefolgung der W eisung bzw. die 
Fruchtlosigkeit der sonstigen Maßnahmen ist. Im 
Falle des W iderrufes aber muß nach § 13 öst- 
JOG. auf krim inelle Strafe erkannt und diese über­
dies in  ein Verhältnis zur seinerzeitigen Tat unter 
zusätzlicher Berücksichtigung der N ichtbewährung 
gebracht werden. Ein Beispiel. Ein Jugendlicher 
w ird  wegen Verbrefchens der Notzucht nach § 127 
OstStG. schuldig erkannt, weil er m it einem bereits 
vo ll entwickelten, jedoch noch nicht 14jährigen 
Mädchen m it dessen Zustim m ung geschlechtlich 
verkehrt hat. Das G ericht wendet die echte be­
dingte Verurte ilung  an, setzt eine dre ijährige Be­
w ährungsfrist und erte ilt dem Jugendlichen etwa 
die W eisung, bestimmten Umgang zu meiden und 
sich geistiger Getränke zu enthalten. Wenn nun der 
Jugendliche im dritten Bewährungsjahr diesen W e i­
sungen tro tz  Verwarnungen nicht nachkommt und 
das Gericht deshalb m it einem W ide rru f Vorgehen 
möchte, so müßte es nach dem österr. Strafrecht 
(§ 126 1. Strafsatz OstStG. und § 265 a ÖstStPO. 
sowie §11 ZI. 1 u. 2 OstJGG.) auf mindestens 
6 Monate strengen A rrest erkennen. Dies schiene 
jedoch zu hart, zumal dann, wenn sich der Jugend­
liche in sexueller R ichtung nichts mehr hätte zu­
schulden kommen lassen. Diese Erwägungen füh r­
ten in der Praxis eben dazu, daß die echte bedingte 
V erurte ilung  nur im Falle neuerlichen K rim ine ll­
werdens w iderrufen wurde, obgleich es im Gesetze 
anders vorgesehen war. D ie sonstige N ichtbewäh­
rung  wurde in der Regel ohne Reaktion hingenom­
men. Dabei wurde aber andererseits grundsätzlich 
dann w iderrufen, wenn die neue Tat ein Verbrechen 
im technischen Sinne war, mochte die schädliche 
Neigung hierbei auch auf einem ganz anderen Ge­
biete liegen als bei der früheren Tat. Der Grund 
dieser Übung dürfte darin zu suchen sein, daß das 
Gesetz über die bedingte Verurte ilung  v. 23. Juni 
1920 (StGBl. Nr. 373) den W id e rru f des bedingten 
Strafnachlasses, der auch bei Erwachsenen zulässig 
ist, zwingend vorschreibt, wenn die neue Tat sich 
als Verbrechen im technischen Sinne darstellt. W enn 
auch § 13 OstJGG. keine zwingenden W iderru fs­
gründe aufstellt, so dürfte  dennoch diese V orschrift 
auf die Praxis zum W id e rru f der echten bedingten 
Verurte ilung  abgefärbt haben. M ag wohl auch meist 
der Umstand, daß der Jugendliche ein Verbrechen 
begangen hat, den W id e rru f der echten bedingten 
Verurte ilung  rechtfertigen, so muß dem doch nicht 
im m er so sein, zumal wenn man bedenkt, daß die 
Verbrechen nach österr. Strafrecht sehr zahlreich 
sind.

D ie vorgeschilderte Praxis zeigt gewisse Mängel 
der echten bedingten V erurte ilung  auf, Und zwar 
Mängel, die teilweise wohl auch im Gesetze selbst 
ihren G rund haben. Es sind dies, wie gesagt, einer­
seits die zu w e it gehende Anwendung des § 13 
OstJGG. und andererseits die geringe Neigung m it 
einem W id e rru f selbst dort vorzugehen, wo das 
Unterbleiben des W iderrufes sich zum Nachteil des 
Jugendlichen auswirken muß. Gerade dem letzten

, 1940
M angel hätte die zit. DurchfVO . v. 28. Nov- ,gJ1 
(RGBl. I, 1541) abhelfen können, wenn s*e,, ,.rtei- 
Fall des W iderrufes der echten bedingten y r d- 
lung die M öglichke it zugelassen hätte, aUU L,“ c[ite 
arrest zu erkennen. Im  Streben aber, auch die 
bedingte Verurte ilung zurückzudrängen, wUI?njSses 
rade die Zulässigkeit eines solchen Erkenn} 
ausgeschlossen. Dieses Streben nach Rückdrang ^  
der echten bedingten Verurte ilung zugunste ^  
Jugendarrestes auf der einen Seite und au e0d- 
anderen Seite die Schwierigkeit, verhängten J jj.„en 
arrest auch zu vollziehen, weil die notwe 
Räume hierzu nicht imm er bereitzustellen xjs 
hat wohl eine gewisse Unsicherheit in die 
der ostmärkischen Jugendrichter gebracht. D ^ f j jr  
Wendung des § 13 OstJGG. nahm zwar ab» 
hat jedoch stellenweise die Verhängung vc?u ¡neller 
strafen und der bedingte Ausspruch knm Vviifl” 
Strafen zugenommen, was jedenfalls 
sehenswert war, als es die noch zeitweilig1- ” ' rjgeb 
Anwendung des § 13 OstJGG. in seinem ^ ,nljicherl 
Ausmaß gewesen wäre. W enn auch die ra , rreshs 
Schwierigkeiten, die dem VoIIzugdes Jugell.,,jjg be' 
entgegenstanden, w oh l in kurzer Zeit vo l> ß’ 
hoben sein werden, so scheint es dennoen ^ ^ei- 
sich von jeder einseitigen Voreingenommen .^¡ve 
zumachen und sine ira  et studio an eine _ jiera?" 
P rü fung der Ins titu tion  des § 13 ÖstJOu - praxis 
zugehen. Dabei w ird  man gerade aus de ^  öst' 
der letzten Zeit heraus das Verhältnis des $ zurig 
JGG. zum Jugendarrest klären und ihre A b s „ de/ 
rich tig  ziehen können. U nter Berücksichtig; 
Erfahrungen aus der bereits angedeutete1 a(]c 
gen Praxis zu § 13 OstJGG. w ird  man weIcfy 
die Lösung der Frage finden, ob und i  ^  pla 
Form der echten bedingten Verurteilung s0Il. 
neben dem Jugendarrest zugewiesen weru

II. D ie  E r m a h n u n g .ter^
§ 12 Abs. 3 OstJGG. g ib t dem Jugen<̂ Jiu |en 

M öglichkeit, „s ich  in  besonders leichte11 
m it zu begnügen, dem Jugendlichen el Pvj 
nung zu erteilen“ 8). Die Ermahnung ^  je (§ r 
zeßrechtlich den Ausspruch über dte 
Abs. 1 OstJGG.). Sie w ird  zwar im ^  ich1 ..
eingetragen, jedoch hierüber nur den y eS &

den

Staatsanwaltschaften und zu Zwecke , efrö iv, 
richtlichen Strafverfahrens den Sichert! jug£‘ s. 
Auskunft erte ilt, außer es läge gegen .'Br­
üchen ein weiteres U rte il vor. über w 3uiliehen ein weiteres U rte il vor, über w 3ut 
kun ft zu erteilen ist (§ 44

stj
i. ¡!
vefl

A MU UIO UVJVUUU1 »5 1V.IVJUI __ flC>~
strafbare H andlung nur ein Vergehe/* den fl
I IKaH- i'pfi l n er KilHof ^  Uaf ^  n\\'

mahnung lautende U rte il w ird  bei v  
sonstigen Voraussetzung der gesetzuc ^ ^
nach dre ijähriger F ris t ge tilg t (§ 11 ¿tIxQÖ- , die 
Nach den M otiven zu § 12 Abs. 3 Os J

Übertretung bildet, den konkreten u n f ijCher jGjafr' 
gering füg ig  is t und nicht auf v.e™^nn der ^  P',e
nung beruh t9). In der Praxis w ird  v ^ac 
nung verhältnismäßig selten Gebraucn s 
Gründe h ie rfü r sind folgende

e n d fiC
( J u g e n d s t a a t s a n w a n )  ^¡e M jer

1. V e r w a r n u n g  d u r c h  d e n  J u £

§ 30 OstJGG. g ib t dem Staatsanw» dlich«Ĵ ¡ tfl 
lichkeit, von der Verfo lgung  eines J S „  bejJ ( f  
nur eine geringfüg ige strafbare Han ^  d 
hat, abzusehen, wenn anzunehmen - >

) Siehe K a d e c k a  a. a. O. S. 87ff. 
) Siehe K a d e c k a  a. a. O. zu § l*>
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i ' i t i ¥ nd Iid ic»  nur eine Ermahnung er- 
u £en d s F Vori  dieser M öglichkeit machten die 
Pfauch, n  Kn.w älte gegebenenfalls weitgehend Ge­
lte n  (jjp abe* hat sich beim Jugendgerichtshof 
r  atsanw,HWeckvolIe Übung entwickelt, daß der 
■Jedcht ahn- Vorerst  den Jugendlichen durch das 
|,eilläß s , ft°ren und verwarnen läßt und dann erst 
Jlach s 5 östJGG. von der V erfo lgung absieht. 
li'QBl. i  AnpassungsVO. v. 13. Aug. 1940
vv^arniino.1 '  hann er nunmehr Vernehmung und 

«’se Wird , aU(:.h. selbst vornehmen. A u f diese 
Part. Die H Ullljö tige  und zeitraubende A rbe it er- 

kann pnU«*y,erbandIung m it ihrem ganzen Auf- 
d ^  aus dem en- Die urteilsmäßige Ermahnung 
VPS, Arbeite,;,,, Vei'handlungssaal als Verwarnung in 
a,,ri e§t. D; * niI1(; r. des Richters oder Staatanwaltes:ê rbe^ z im u _______________ _______ _

d e i die Veru" V o rgang is t gutzuheißen, soweit 
C ' i t  erteilt f r-n ilng  m it entsprechender Entschie- 
entkâ nLl«e' ri,Wlid- ü>es feierlichen Eindruckes der 
^etneKren könn^i1 ürteilsspruch^ w ird  man meist

«litt 
den 
setz 
die

fohm‘ Kt sei nnni u^ I!? llchen einwandfrei feststeht, 
ah n-8 nach 211171 Absehen von der Ver-

, en könA urte iisspruch w ird  man meist 
ÜrteiISSn iet?> da die tatsächliche ErmahnungdaR 7* lcUS^nri, l  .— v“ v- ttiioacuiiuiiv, 1 - 1  lnaimuiio

îtfRiker Richterh *ja doch erst nacllfüIRte, sei es, 
«Kn 31 a n s S ßsle der Urteilsverkündung um 
Set/,, Ugendlir>h„„3 .°der daß er zu ihrer Vornahme 
die ? 8 für m 11 Eigens zu sich vorlud10). Voraus- 
Bem^huld dec i 1 raxi? ist selbstverständlich, daß 
ioU,, t Sei nnJhandlichen einwandfrei feststeht.

v w,=iit:r *k»ter

'Vortüi1Woidl1ngstrar *remd- Dieses scheidet klar’ die 
Tiggfter Und hebt damit die Verant-

l  e h
edl'n g te  V e r u r t e i l u n g  s t a t t  

t Q Q > n  also M a h n u n g
biauPtvlShnc!ers leiejup H 1,, H inb lick  auf § 30 Öst 
i den' i}a,idlun<r "te  Falle m der Regel nicht zuij\‘ den t?nd lun„  * w  m uer Kegei ment zur

S tU% rh a !!el ’ S  dem',, 8S  Ä J ^ g t’ daß
e P ^ d ie '^ i'd iü n g 1 „a !}1!611 dlc D urchführung der 
r ine ErmS? üId fect H  entbehrlich ist, weil etwa 
S o c hm;lh nung g e s t e l l t  werden muß, und wo

dieaÜCl1 gern”  f  12 AbskT r ! g+ i ^ d an8ebracht ist, 
¿1- gesebn^nt w ird n« ö£ t ja G . meist kein Qe_
riru  JahrV u e T ilp i,n D(; r . G rund lieg t darin, daß 

W e n > tr%  nSfllst  bei der Ermahnung 
dann (U \  Zk j  ÖstJGG.). Die Ge- 

s ft der S o l le t  z w e ii i if1- § ÖstJGG. m it einer
Bewährungsfrist an.

\ l , Öst; G G :..bei i>e-Ablauf zu tilgen is { 
* ’ en p„, > a]s daß die Verurteilung früher;  >  ¿ 5  als die, 7 d' - • — .......__________
^ U 0 at jQ rnntn iS n1öe‘ I d tnCm auf Ermahnung lau- 
Ä  6ine £  “ n & e Ä 1 ch ^ ä r e .  H ie r w irtl also 

re ^  edentn« *> obw ohl man der Probe-

äri bei^r IS  ’ mit Gl
Ar

: einem Rückfall gar
z ^ i t k n ^ i ß t .  Dhn AV0n vo rnherein keinerlei 

■tig> A ns^E is tigGlb Anwendung des § 13 öst- 
SÜGvijft nht itrnck, daß b j ing t hier gerade
‘der i' Man als endm .if H ,a irzester F ris t die 
atsDr®tärkei’ wird  hier i ; ‘g b lIedlg t betrachtet wis

2 jc fS cJenden Anwendung Y 'p ^ 'e b u n g  im Sinne
S5  durch

«-I.;
«nt W1S-

anch K .
t!Ulng der Tilgungsfristen er- 

Ccka a. a. O. S. 92.

In einer weiteren Reihe von Fällen hat das Ge­
richt, obw ohl die Schuld des Jugendlichen als gering 
zu werten war, nur deshalb § 13 ÖstJGG. und nicht 
die Ermahnung angewandt, weil der eingetretene 
E rfo lg  sich als schwer darstellte oder weil d ie Tat 
ein Verbrechen im technischen Sinne bildete. Der 
G rund h ie rfü r lieg t darin, daß § 12 Abs. 3 Öst­
JGG. von „besonders leichten“  Fällen spricht und 
nach dem bereits erwähnten M otivenbericht als 
solche nur Vergehen und Übertretungen anzusehen 
sind. H ierzu einige Beispiele aus der Praxis. Ein 
lö jähriges Mädchen, das m it der Beaufsichtigung 
ihrer kleinen Geschwister beauftragt wurde, läßt ein 
Schaff m it heißem Schweinefutter am Boden stehen, 
in  welches ih r  zweijähriges Geschwister in  einem 
unbewachten Augenblick stürzt und sich schwer 
verbrüht. Tatbestand: Übertretung gegen die Sicher­
heit des Lebens nach § 335 ÖstStG. D ie jugend­
liche Täterin  w ird  als brav und gewissenhaft ge­
schildert. Durch die Folgen ihrer Unachtsamkeit an 
sich is t sie schon schwersi gestraft. .Weiters: ein 
lö jä h rige r Junge stiehlt seinem Kameraden einen 
Photoapparat. M it  Rücksicht auf den W ert von über 
250 S is t die T a t als Verbrechen des Diebstahls 
nach §§ 171, 173 ÖstStG. qua lifiz iert. Der Leu­
mund des Jungen ist ausgezeichnet, seine Erziehung 
und die häuslichen Verhältnisse günstig. Kleinere 
Diebstähle wurden weder zu Hause noch in der 
Schule beobachtet. D ie T a t is t led iglich auf die 
Sehnsucht zurückzuführen, auch einen Photoapparat 
zu besitzen. Oder: eine 15jährige M agd stiehlt 
ih rer D ienstgeberin einen R ing im W erte von über 
2 5 S. Tatbestand: Verbrechen des Dienstdiebstahls 
nach §§171,  17611a ÖstStG. Leumund und Er­
ziehung des Mädchens sind einwandfrei. Ein d iebi­
scher H ang wurde bei ih r niemals festgestellt. D ie 
T a t wurde aus weibischer Putzsucht begangen. In 
den drei geschilderten Fällen wurde § 13 ÖstJGG. 
m it einer dre ijährigen Probezeit angewandt. Es 
wurde hier eine Bewährungsfrist gesetzt, obwohl 
von vornherein fcststand, daß es sich um einmalige 
Feh ltritte  handelte und das gerichtliche Verfahren 
an sich den Jugendlichen w irksam  und nachhaltig 
ihre Verfehlungen deutlich machte. Irgendwelche 
Maßnahmen oder Weisungen wurden denn auch 
fü r die Probezeit n icht veranlaßt. In den beiden 
Diebstahlsfällen wurden die Jugendlichen zwar unter 
Schutzaufsicht der Jugendgerichtshilfe gestellt, in 
der T a t jedoch eine m ehr form elle Angelegenheit. 
Bedenkt man weiter, daß die Praxis zu § 13 Öst­
JGG. dahingeht, nur do rt zu w iderrufen, wo der 
Jugendliche neuerlich krim ine ll w ird , so kann man 
sich hier w oh l n icht m it Unrecht fragen, warum 
denn die edhte bedingte Verurte ilung  angewandt 
wurde, die in  der Tat doch led ig lich auf eine E r­
mahnung hinauslief, eine Ermahnung, die m it der 
Androhung verbunden ist, daß bei einem Rückfall 
die frühere T a t und der Umstand, daß sie unge- 
sühnt blieb, als erschwerend in die Waagschale 
fallen werde. Man w ird  daher so gelagerte Fälle 
auch schon bei der jetzigen Fassung des § 12 
Abs. 3 ÖstJGG. m it einer Ermahnung abtun können, 
denn bei Beachtung der jugendlichen M enta litä t 
sind sie w ohl als leichte Fälle zu bezeichnen. Man 
muß nur gerade bei Jugendlichen dem W illensstra f­
recht entsprechend das H auptgew icht auf die 
Schuldseite legen. Auch die Anwendung des Jugend­
arrestes w ird  meist in Fällen solcher A r t n icht nö tig  
sein, wenn es sich um erstmalige und o ffenbar auch 
einmalige Verfehlungen handelt, charakterliche M än­
gel n icht vorliegen und Eltern und Erzieher bereits 
wirksam eingeschritten sind. Auch die E insperrung

229*
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soll ja  nur dort gebraucht werden, w o sie eben zur 
Erreichung des Zieles nö tig  ist. Dadurch w ird  eine 
Abstum pfung und ein Sichverbrauchen dieses Zucht­
m ittels vermieden. Man w ird  wohl kün ftig  doch eine 
gewisse E n t s c h e i d u n g s -  u n d  V e r a n t w o r ­
t u n g s f r e u d i g k e i t  aufbringen müssen, w e n n  es 
s i c h  u m  d i e  F r a g e  h a n d e l t ,  e n t w e d e r  E r ­
m a h n u n g  o d e r  F r e i h e i t s e n t z i e h u n g ,  und 
man w ird  dieser Entscheidung nicht durch Anwen­
dung des § 13 ÖstJGG. do rt aus dem Wege gehen 
dürfen, wo man der Bewährungsfrist von vorn­
herein keine Bedeutung beimißt. Durch entspre­
chende Neufassung des § 12 Abs. 3 ÖstJGG. könnte 
dem nachgeholfen werden.

II I .  D ie  e c h t e  b e d i n g t e  V e r u r t e i l u n g
D ie echte bedingte Verurte ilung des § 13 Öst­

JGG. wurde in der Praxis viel zu weitgehend an­
gewandt. Man bediente sich ih rer nicht nur wie 
oben unter I I 2 angeführt in  leichten Fällen, sondern 
andererseits auch w ieder in schweren Fällen, etwa 
bei Notzucht, Schändung oder schwerer Körper­
beschädigung, und zwar h ier sehr o ft gegen die 
klare Absicht des Gesetzes, das voraussetzt, daß 
der Ausspruch und der V o llzug  der Strafe ohne 
Nachteil fü r die Rechtsordnung und fü r  den Jugend­
lichen selbst unterbleiben kann. D ie Richter suchten 
in den letzteren Fällen den Ausgleich darin zu fin ­
den, daß sie die Probezeit m it 4—5 Jahren bestimm­
ten. Zur Ze it einer allfä lligen Entscheidung über den 
W id e rru f war dann w ohl meist ein Zusammenhang 
m it der T a t n icht mehr gegeben. Lediglich bei Kapi­
talverbrechen, wie M ord, Raub und Brandlegung, 
wurde § 13 ÖstJGG. nicht angewandt. H ie r ent­
schied man sich fü r die unbestimmte Verurte ilung  
des § 12 Abs. 1 ÖstJG G .11). Die entgegen der A b­
sicht des Gesetzgebers doch viel zu weitgehende 
Anwendung des § 13 ÖstJGG. macht es ja  auch so 
schwer, dieses Ins titu t auch in  seinem guten und 
richtigen Kern zu rechtfertigen. A llerd ings hat die 
weitgehende Anwendung der echten bedingten Ver­
u rte ilung  auch bei schwereren Verfehlungen ihren 
G rund meist in dem berechtigten Streben, den 
Jugendlichen doch noch vor den Nachwirkungen 
einer krim inellen Strafe zu bewahren. Es fehlte 
eben das Zuchtm itte l des Jugendarrestes, m it dessen 
E in führung wohl die Anwendung des § 13 ÖstJGG. 
in solchen Fällen w ird  entfallen müssen.

Ein Nachteil der echten bedingten Verurte ilung 
nach § 13 ÖstJGG. lieg t allerdings im Gesetze 
selbst, nämlich daß im Falle des W iderrufes auf 
krim ine lle  Strafe erkannt werden muß. Dies be­
deutet, w ie dargelegt, daß die N ichtbefolgung von 
W eisungen und eine N ichtbewährung, die sich nicht 
bis zur neuerlichen K rim ina litä t erstreckte, tatsäch­
lich unter keiner Sanktion stand. Bei der Übung des 
Zuwartens aber bis zur neuerlichen Krim inalitä t, 
kann dem W id e rru f und dam it der Ins titu tion  der 
echten bedingten Verurte ilung  keine Rechtfertigung 
zuerkannt werden. Bei der neuerlichen Stra ffä lligke it 
kann der R ichter innerhalb des fü r  die neue Straftat

n ) §12 Abs.  1 Ös t JGG.  lautet: Wäre gegen einen 
Jugendlichen auf eine längere Freiheitsstrafe zu erkennen 
und läßt sich die zur Wandlung seiner Gemütsart und 
zur Überwindung seiner schädlichen Neigungen erforder­
liche Strafdauer njcht einmal annäherungsweise vorher 
bestimmen, so katfh das Gericht anordnen, daß die Strafe 
innerhalb eines zu bestimmenden Mindest- und Höchst­
maßes so lange zu dauern habe, bis der Strafzweck er­
reicht ist. Das Mindest- und das Höchstmaß dürfen den 
durch das außerordentliche Milderungsrecht erweiterten 
gesetzlichen Strafrahmen nicht überschreiten.

aufgestellten Strafrahmens bei der Strafbeinessf*1.»
den Umstand hinreichend berücksichtigen, ^  J0s 
hei d e r fr iih e re n  ‘vfrnftni- prfpil+p W arn lin f?  €1*1 D in

die

bei der früheren Straftat erteilte W arnung
geblieben ist. Bei Beobachtung der Zumessu ^e- 
der Praxis, kann man dies auch fü r die fa 11 £ll| 
haupten, wo die frühere Straftat ein Verm' 
die neuerliche Straftat aber nur eine Über j eS 
bildet. Der Strafrahmen fü r die Übertretung „es 
Diebstahles, der Veruntreuung oder des y  .¡e5ef 
nach § 460 ÖstStG., g ib t bei Rückfällen 111 .Uj-e- 
R ichtung ebensoviel Raum, den Rückfal e bei 
chend zu werten, wie etwa der Stfafranm J]ach 
Übertretung gegen die öffentliche Sittlich^ 1 0 -  
§ 516 ÖstStG. dann, wenn die frühere Tat 
lichkeitsverbrechen gewesen wäre. Es kom B u^re - 
der Tat auf dasselbe hinaus, ob nunmehr aiis* 
tisch — die Strafe auch fü r  die frühere . ]jChei> 
gesprochen w ird  oder ob man dem tatsa .^ r -  
Vorgang der Straffindung gerecht w ird ut> 
halb der Strafzumessung fü r die neue Tat h j. viel' 
fa ll als erschwerend berücksichtigt. Es sch ver- 
mehr richtiger, die frühere Tat nicht aus ,g als 
staubten Registratur hervorzuholen und SU1!’ 
S trafgrund zu nehmen, wo doch der vva lAllsdltlC; 
grund der Rückfall und die in  ihm zum 
gekommene N ichtbewährung ist. Vermeint ‘ ftf> 
tatsächlich, daß die gesetzlichen Strafra 
die neue Tat n icht immer hinreichend RaU „;P sicn 
die Gesamtpersönlichkeit des Täters, wie ¡0sfat
aus der früheren T a t und aus der ne^ u  
Zusammenhalte m it der Tatsache der Ni 
rung  erg ibt, rich tig  zu würdigen und^ 
gebührend zu strafen, so könnte man en 
darin finden, daß man die Anwendung. 
stimmten Verurte ilung nach § 12 Abs. 1 zU iU1 
von dem im konkreten Fall zur Anwendm »
genden Strafsatz löst.

Besteht also kein Zweife l, daß sich 
im Falle des W iderrufes der echten bedi & ^
1 1 r J o i l d n  (Y o n f  C A « , ,  f , ,  „ « L o l i  11 P l i  ^  ^

3flÎ’
Ve r

urte ilung  auf krim inelle  Strafe erkennen , 
als Nachteil erwiesen hat, so hätte man d “ be^n, 
te il bei der E in führung des Jugendarrest „
können. Bei Erkennen der Praxis zu 8 . 
hätte man nun erst dieser Institu tion  
W e rt gegeben, wenn man den Ricl,t^ n 0cRr gI)d-
hätte, bei N ichtbefolgung der .Weisungen j  j a g ^  
stiger N ichtbewährung in der Probezeit ß0 g , T,ag 
arrest zu erkennen. Es scheint unbed ing ti^ fo lg  %  
Richter eine M öglichkeit, auf d i e r e a£j #‘ V'vmei t iu t  dui ^  t.i 1flrf
von Weisungen oder auf Nichtbewähru &cftke>'
711 Ifönnpn 711 o-phpn unrl 7 urar piflC

er
zu können, zu geben, und zwar eine iVkU?ci<maUiWf’ 
er auch ausnützt. Es würde sich alStZW^ ^  o» ?ji
weisen, die echte bedingte Verurteilung,o f j>ef
RprlltpS 711 pinpr Vprararnlinff f f l i t .  jj 1P f f "

i O '  
K < -

Rechtes zu einer Verwarnung e w » r
d e s  J u g e n d a r r e s t e s  b e i  N i c h t  ¿¡e 
umzugestalten. D a d ü r c h  w ü r d e  m n p f  
f a h r u n g e n  aus  d e r  o s t m ä r k i s c ’ eu
z u r  e c h t e n  b e d i n g t e n  V e r u r t  ¿aö 
w e r t e n  u n d  d e n  g u t e n  G n , nc h t P f st e! 
d i e s e r  I n s t i t u t i o n  u n t e r  ^ e „ clar r f  rreS£ 
a u f  d a s  Z u c h t m i t t e l  d e s  J ' lß J  tüget«m K  
z w e c k m ä ß i g  a u s g e s t a l t e n .  d ie C
wäre dann die gerechte Reaktion a ejfler 
Währung, ohne daß man der F iktio ^
fü r die seinerzeitige T a t bedarf. OsÜ ^

M ag man auch der Praxis zu § 
im Falle neuerlicher Kriminalität zu reti 
V o rw u rf des „so  tun, als ob“  n] c^ ® n||e f°!\\
so

w urr ües „so  tun, als od  IUL“ , „Ce ae* f 0\ 
darf doch der gute Grundgeda .eteii ^¡i 

bedingten Verurte ilung  in der aflg ;,„,irl l
der Verwarnung m it Vorbehalt, wo .  ̂
bei N ichtbewährung Ernst gemacht

danhflicft*
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«rfaß^iJi pber den Pädagogischen W ert einer 
s .“ keit wird m Erziehung durch Bewährungsmög- 
¡5 sie nun ^  Wobi kaum hinwegkommen. Strafe, 
de. eil,es d ie 7 „ 1̂ I? ,t?£Ile Strafe oder Jugendarrest, 
Wo t  erichtef Uc hnm itte l der E m ilie , der Schule oder 
I? Ermahnung? grundsätzlich erst dann eintreten, 
CS lst ein” ® Up d Verwarnung nicht mehr helfen.

1829

Wo
Dies
Oi
b U eine>n ehU P i^- Unerbittliche Lebenserfahrung.

mS5nrTatsache d e r^ p " ^ 11 JllngCn mag auch dic
lieh! ter mehr j  E insperrung im Jugendarrest 
derPer erschein+SChaden als nützen. Um so beacht­
e n ?  psyche trInm] r dies Bedenken bei Mädchen, 
ht!m'lcis;inier t S  ,ganz anders geartet und viel
de ĵandes hat ®eS-aß<̂  Lsb In Erkenntnis diesesQen t ,v*es ha+~ V *ou 111 l-nvcuuuiis uieses
einp-;fÛ enddien<?taCh dlc Führung der H itlerjugend 
Wem ullrt12). S r ii Ü? vo rläu fig  fü r Mädchen nicht 
ist a?n’ daß mp p leßhch darf auch nicht vergessen 
pad?rrs das übel c vor dem Ebel o ft w irksamer 
bepp?°Sischen AS,e b s l Dieser Erfahrung und ihrer
die Ana’ Ein i u o S CftUng darf man sich nicht 
j ° d o cir° iiun? j f f  1 d11Cher Bauernknecht etwa wird 
aller Ueitltnal [,,7® Jugendarrestes fürchten. H at er 
¡jcnnpn renge und cd u^rest verhüßt, so wird er trotz 
< ’en> daß er dni Chärfe des Vollzuges doch 
W w leingehalte 

, »a daß

autn 7 .ua13 er drawi'v'‘ icl' lc  ues v °uzuges doch er-
Jt WareingehalteS und" rV n-e!  Lagei. fand> daß der 

Eiaup ^ a d  daß Und geheizt und die Verpflegung
?'‘eoeii d!e. ’hm ;„man sI ch .um ihn kümmerte. Alles

- sein mdrrAder Freiheit vielleicht fremd ge- 
Juge.uJ;,kann und ?nu ,, )ie Anführung dieser Tat- 
t Ur dieaiDestes in ko* dC\ Wert der Einrichtung des
S"Ung inB -iechtig U n a d  WeiSft m indern- Sie beweist 
rr i  direm f  ,P£ d5r echten bedingten Verur- 
^ s esnv des ju  |Uten Kern und warnt gerade zum 

0rzügliehnld^ rr<:stes vor einer Abnutzung

i j Q ^ h c

* '•oiv_d VaJ
en Suchtmittels 

Ju gend a r re s tös
]ngeHd-,P “ “ 'reißen ¿-"-««“ gen zur ____I __ I  „
o!+,die P?iftes- Mit ereits das Aufgabengebiet des 
cU JQ<j u e *u erp Jugendarrest werden künftig 
5  A u Ä  >" d^ e n  bisher § iS

' lerigen n  s UUct r rLt>r
nnireißen ?rlegungen zur Praxis des S 13
festen bereits HiłC AnfrroK/n.i-izYriKi.̂ -ł. A*.*.

(les AuSs“ 'Jrt angewandi. siein’ 111 denen bisher § 13 
Qründ ches u id  dd wurde’ wo dcr Aufschubdein Qriind

28. Nov. 1940 (RGBl. I, 1541) Zuchtm itte l und nicht 
Strafe. Daraus w ird  gefolgert, daß eine allfällige 
Untersuchungshaft auf Jugendarrest n icht angerech­
net werden kann13). Dies kann jedoch nachteilige 
Auswirkungen m it sich bringen. H at der Jugend­
liche etwa schon zwei Wochen Untersuchungshaft 
h inter sich und hat der Jugendrichter keine M ög­
lichkeit, diese H a ft in den Jugendarrest einzurech­
nen, so w ird  er zu folgendem Gedankengang nei­
gen: Nach der Sachlage und der Persönlichkeit des 
la ters sind drei Wochen Freiheitsentziehung ange- 
zeigt; nachdem aber der Jugendliche bereits zwei 
Wochen Untersuchungshaft verbüßt hat, die nicht 
eingerechnet werden kann, verhänge ich nur mehr 
eine Woche Jugendarrest. Bei diesem Vorgang w ird  
der verhängte Jugendarrest in der Dauer einer 
Woche die tatsächliche W ertung von Täter und Tat 
n icht r ich tig  wiedergeben. Grenzt aber anderer­
seits die verbüßte Untersuchungshaft an das Höchst­
maß des Jugendarrestes oder überschreitet sie 
dieses sogar, so w ird  der Richter allzuleicht auf 
krim inelle Strafe erkennen, um dem Jugendlichen 
eine weitere Freiheitsentziehung zu ersparen A u f 
die krim inelle Freiheitsstrafe kann dann die U nter­
suchungshaft angerechnet werden und hierdurch 
die Strafe selbst vielleicht verbüßt sein. Auch dieser 
Vorgang ist n icht befriedigend, denn dem Jugend­
lichen w ird  zwar eine weitere Einsperrung erspart, 
dafür aber tre ffen  ihn — zu Unrecht — die nach­
te iligen Folgen der krim inellen Freiheitsstrafe.

Aber auch wenn man bestimmen würde, daß die 
Untersuchungshaft auf Jugendarrest anzurechnen 
ist, wäre die dadurch geschaffene Lage nicht zu­
friedenstellend. Nach §§ 55 a, 266 a ÖstStG. wäre 
dann die Untersuchungshaft, soweit sie unverschul­
det ist, zur Gänze anzurechnen. Hätte dann etwa ein 
Jugendlicher bereits einen M onat Untersuchungs­
haft h inter sich und würde nunmehr auf das Höchst­
maß von Jugendarrest erkannt, so wäre der erkannte 
Jugendarrest durch die Untersuchungshaft verbüßt. 
Der besonders wirksam ausgestaltete Vo llzug des 
Jugendarrestes käme dann n icht mehr zur Aus-. '-“ es lln .i , wo uei mnscnuD jugeriuarresies Karne

, nn der Qenperr ,VoIi stre^ u n g  der Strafe Wirkung. Man könnte zwar daran denken,’“ das"Ge- 
zuwider oder Spezialprävention rieht schon im Vorverfahren zur Anordnung zu er-gew d‘e p -.^W id e r i oder Spezialprävention 

w e> Wo s n '  i s' oben BI)- Es sind dies 
Foillrde. UmS } 3 ö stJGG. nur deshalb an- 

Fän lluh ihgen einer u-?m Jugendlichen die nach- 
Eh ! ’ Ä lneIlen Strafe zu ersparen

e des ^ an b iahÜ“ B e m m e n  nicht zu schaden;
2%  

s
bi

Jur
se

r * msher ....., scnaucn;
'LgendIicho bCtl0n den M angel einer die 
hWer emnf jU be rüh rt lassenden Ein- 

isk'Tn > f  M ög iip i. aPd> .einer Einsperrung, die 
Eefegen A assens entschiedenen und
^SspL^fe w-nvven d u i f ^  u1"-1 Aber auch aus dem 
Es ^ eidenH!rd e>ne ^ Pn,eblet der krim inellen Frei- 
Spe^d ßj’ Und m it . lIle von Straffällen nunmehr 
C alPrävc l t .Jene, V 0Uĝ ndarrest zu erfassen sein. 
ftaP&-PiUnd ? IOn doch P runde der General- oder 
Erpels p,-,. c|rtes > ..i So entschieden ein erkenn-

greifen i w u C s doch zur kriminellen 
Es P'losfP1 eines Poißi e* obwoIlI man die nach- 

^ei ¡pd gesehen hen Drteiles gerne

man

hätte

Vpd°JefahrCfe- b'ugewle!601 Zusammenhange auf 
1 f r r es7  fUr d i f ^ n  werden, die eine ge-

n scheinen: 'Ist
l o n.dcli

nacb § 2 DurchfVO, vom

kJM. v.‘i i  n̂ ta r rest  und
* UC7 1 0/ln nr o

• j • t o t . ; , .  n iiu iu u u n ^  zu er­
mächtigen, daß bereits die Untersuchungshaft in der 
Form des Jugendarrestes vollzogen w ird. Ich glaube 
aber, daß eine solche Lösung, abgesehen von 
Schwierigkeiten im Vollzug sowohl auf Verfahrens-, 
als auch auf materiellrechtliche Schwierigkeiten 
stoßen würde. Das Gericht müßte hier im Zuge des 
Vorverfahrens, also zu einer Zeit, wo noch nicht 
rrü m-i • die Schuldfrage geklärt ist, bereits dem 
U rte il in der Straffrage vorgreifen. Es schiene daher 
das zweckmäßigste, es dem E r m e s s e n  d e s  J u ­
g e n d r i c h t e r s  anheimzustellen, o b  u n d  in  w e l ­
c h e m  U m f a n g e  e i n e  U n t e r s u c h u n g s h a f t  
a u f  J u g e n d a r r e s t  a n z u r e c h n e n  i s t .

2. Es wurde bereits an anderer Stelle der Nach­
weis unternommen, daß im H inb lick  auf das Höchst­
maß des Jugendarrestes von einem M onat dieser 
dort n icht verhängt werden kann, wo nach dem 
ÖstStG. selbst unter Anwendung des außerordent­
lichen M ilderungsrechtes nicht unter ein Strafaus­
maß von sechs Monaten geschritten werden darf 
(§ 1 Abs. 2 der VO. v. 10. Okt. 1940; 8 265 a Ost- 
StPO.; § 11 ZI. 2 OstJGG.) w). Demnach kann auf 
Jugendarrest beispielsweise nicht erkannt werden 
bei dem Verbrechen der Notzucht nach § 127 Öst­
StG. und bei den Fällen schwerster Körperverlet-

J u g e n d - 13’ So auch P i c h l e r - D r e x l e r  a .a .O
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zung nach § 156 ÖstStG. D ie Praxis ist zum Teil 
dieser Ansicht gefolgt, zum Te il hat sie auch in  
den geschilderten Fällen auf Jugendarrest erkannt. 
Dies o ffenbar im H inb lick  auf § 10 ZI. 1 Durchf- 
VO . v. 28. Nov. 1940 (RGBl. I, 1541), wonach 
Jugendarrest „an Stelle der Strafe des strengen 
Arrestes“  treten kann. ¡Wenn man auch die unbe­
dingte Notwendigkeit, unter Umständen in den vo r­
geschilderten Fällen auf Jugendarrest zu erkennen,

bejahen muß, so scheint doch die Anwend' £ ^  
Jugendarrestes hier nach dem derzeitigen Bta p  
Gesetzgebung contra legem. Man käme o ^  
H inb lick  auf § 11 ZI. 1 ÖstJGG. dahin, % ordeS 
Gesetzgeber auch beim Verbrechen des 
die Anwendung des Jugendarrestes g ^ na. ^  \ß- 
n icht ausschließen wollte. Die Praxis soll n v0r- 
sungen bringen müssen, die dem Gesetzgen 
behalten bleiben sollen.

IBlic k in die Z e i t
Außerordentliche Maßnahm en auf dem Ge­
biete des gewerblichen Rechtsschutzes in der 

Schweiz
Durch den Bundesratsbeschluß v. 29. Sept. 1939 betr. 

außerordentliche Fristerstreckungen auf dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsschutzes sind die wichtigsten Fristen 
in Patent-, Muster/Modell- und Markensachen, sofern 
dieselben nicht vor dem 27. Aug. 1939 abgelaufen waren, 
b is  a u f w e i t e r e s  e r s t r e c k t  w o r d e n ,  wobei für 
im Ausland niedergelassene Ausländer die Gewährung 
von Gegenrecht gegenüber den Angehörigen der Schweiz 
Bedingung war. Das Ende dieser Fristverlängerung sollte 
seinerzeit durch BRB. bestimmt werden. Das Amt für 
Geistiges Eigentum hat jedoch bis Ende Oktober 1940 
Fristverlängerung auch ohne  Nachweis des Gegenrechts 
bewilligt, um die nachteiligen Folgen des Krieges mög­
lichst zu vermindern. Ob die Gerichte dieses Entgegen­
kommen als zulässig erachten werden, bleibt allerdings 
noch abzuwarten. Für Deutschland wurde das Gegenrecht 
durch die VO. v. 3. Mai 1940 über die Erleichterungen auf 
dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes im Ver­
kehr mit der Schweiz als gegeben festgelegt.

Durch BRB. betr. außerordentliche Maßnahmen auf 
dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes v. 25. Juni 
1941 (Amtliche Sammlung Bd. 57 S. 696) ist nun der 
31. Dez.  1941 a ls  E n d t e r m i n  d e r  F r i s t v e r l ä n g e ­
r u n g e n  a n g e s e t z t  w o r d e n .  Zum Schutze gegen 
Rechtsnachteile infolge Verhinderung der Einhaltung der 
Fristen durch a u ß e r o r d e n t l i c h e  m i t  dem e u r o ­
p ä i s c h e n  K r i e g  z u s a m m e n h ä n g e n d e  U m ­
s t ä n d e ,  wie Kriegsdienstleistung, Kriegsgefangenschaft, 
Verlust von Patentakten und Verzögerung von Post­
sendungen infolge Kriegshandlungen usw., besteht nun 
aber die Möglichkeit der W i e d e r e i n s e t z u n g  in 
den f r ü h e r e n  St and  ¡(vgl. deutsches PatG. §43). 
Das Gesuch ist innerhalb 2 Monaten nach Wegfall des 
Hindernisses mit schriftlicher Begründung bei der Be­
hörde einzureichen, bei welcher die versäumte Handlung 
vorzunehmen war unter möglichster Beilegung der Mittel 
zur Glaubhaftmachung der Ausführungen, insbesondere 
für den Tag des Eintritts und des Wegfalls des Hinder­
nisses. Wenn der Gesuchsteller im Ausland wohnt, so 
g ilt die Frist als eingehalten, wenn der Auftrag an den 
schweizerischen Vertreter mit den erforderlichen Unter­
lagen vor Ablauf der Frist abgesandt worden ist und der 
Vertreter das Gesuch spätestens 20 Tage nach Empfang 
bei der zuständigen Behörde .eingereicht hat. Auf kei­
nen Fall endigt die Frist vor dem 31. Dez. 1941. A b ­
l e h n e n d e  Entscheide über die Wiedereinsetzung unter­
stehen den Rechtsmitteln, welche gegen Entscheide der 
betreffenden Behörde zulässig sind. Wiedereinsetzung 
kann auch bei Fristenablauf für ein solches Gesuch ver­
langt werden.

Durch die Bewilligung des Gesuchs um Wiederein­
setzung wird der Zustand wiederhergestellt, welcher bei 
rechtzeitiger Vornahme der Handlung eingetreten wäre, 
V o r b e h a l t e n  b l e i b e n  a be r  d i e  R e c h t e  D r i t t e r ,  
und zwar entsprechend den Bestimmungen des deutschen 
PatG. §43 Abs. 4 in Form eines M i t b e n u t z u n g s ­
r e c h t s  desjenigen, der in gutem Glauben die Erfindung 
im Inland gewerbsmäßig benützt oder besondere Ver­
anstaltungen zu solcher Benützung getroffen hat; dieses 
Recht ist auf die eigenen Geschäftszwecke beschränkt

gewährt. Während nach dem bisherigen v0rdejJ ß  
m e 11 e s Gegenrecht als genügend era.c jes AI T r'!l1
(allerdings ohne Bestätigung dieser Ansicht( d U C I U U l g b  U1111C D C d U i l l g U I l g  U lU b C l  /•***•=»*'■'*■' . \V 1 ,V
Geistiges Eigentum durch Gerichtsentschemb dje )ti 
m a t e r i e l l e s  Gegenrecht verlangt, d.. • [ ah3ge-
Schweizern gewährten Vorteile müssen ihi Jen ß
nach im wesentlichen gleichwertig sein. 1 nicm 0ji-
stand des Gegenrechts entscheidet nun al? c:ndeh W  
t„ „4.__.".u,,« a:~ D . ;(jCpInstanz, welche über die Wiedereinsetzung^

uz. HaI‘- der
zusammen mit den Patentlisten bzw. Liste . hcf vv

lseizuugp-lizeiocr, läp 
dern e n d g ü l t i g  das Eidg. Justiz- und 1 j e|san>ts sfe( 
ment, dessen Entscheide im Schweiz. Ha Apt

und Modelle veröffentlicht werden. D L  veroI’ j,,d,
werden auch die Gesuche und Entsc 
licht, welche für die Allgemeinheit von B .g Gehu‘ ^6 
also Wiedereinsetzungsgesuche gegen ma“ |, ¡¡(e K 
Zahlung erloschene Rechte, wiederherges M 'ß -
nachträglich zugelassene Prioritätsanspn e„  p*
sene Wiedereinsetzungsgesuche. Die n jush^jjcti6 
mungen sind in der Verfügung des (An
Polizeidepartements v. 26. Juni 1941 entm 
Sammlung Bd. 57 S. 700). . d ZüHc'

RA. Dr. H. M e y e r - W “  ’

Generalgouvernement
¡J 1!

17. i<nu ¿jeh‘1
Auf Grund der Erlasse des Führers ''¿~rfinden njefl

D i s t r i k t  G a l i z i e n

1941, daß in dem früher zu Polen ?,?tarischeh gerge. 
Galizien die Verwaltung von den tn> r.valtung neflef!i- 
stellen auf die Dienststellen der Zivilve -j jes
und dieses am 1. Aug. 1941 als Bestan Jet 
„ ---- ;-,u0^„ahrr,Pn ist. erben,

.. ̂ ertrsSet[
und kann nur zusammen mit dem Geschäft ll rechê ' 
werden (vgl. Art. 8 PatG.). Es entsteht bei hlauf e g. 
den Handlungen in der Zeit zwischen dem 
Frist und der E i n r e i c h u n g  des Wiederei 
gesuchs. Über den Bestand eines solchen Mim gelb“ 
rechts entscheiden die für Patentstreitigkeit |jUt » 
Art. 49 PatG, zuständigen ordentlichen Gericn 
rufungsmöglichkeit an das Bundesgericht. „nnen 51 „ 

Im Ausland niedergelassene Ausländer K ^  " ,C je 
auf "die Bestimmungen dieses Beschlusses _ b er^e rnV , 
der Staat, welchem sie angehören, oder in ^ n0-ehöflge.

an dessen Spitze ein Gouverneur nJ1 mfaßt 
berg (Dr. Lasch) steht. Der D istrikt 1 TV1
der ehemaligen Woiwodschaften Lern l93^flipĝ

■a'J
H l  cht V

Amtssprache wird als Neuerung

Stanislaus, soweit diese nicht schon 
teile des Generalgouvernements
Distrikts erfolgt gleichfalls in K r e j SPgtyfy 
und kreisfreie Städte. Neben der de j je . $
Amtssprache wird als Neuerung auu
und polnische Sprache zugelassen. a g ^
soweit es der Übernahme der VerW« ati» S^c
Deutsche Reich widerspricht, am y ntums»f ic< 
Die Wiederherstellung des Privateigc i t  ,jj
rung der Freiheit des völkisch-kultu vVtir0
die Gewährleistung freier Religionstu

Ä
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?tel!tIamat>0n des Generalgouverneurs in Aussicht ge-

n' Erlaß'® inp* Generalgouverneur durch beson
de
dem ,Eriaß einen v« ^ “ ^ “ ' ^ “ vc'iicur uurcn Deson- 

V°rsitz Hec Yfrwaltungsrat eingesetzt, der unter 
<lenneralgouverneme btaatssekretärs der Regierung des 
4 ?1n-Uen Distrikf tS die Aufgabe hat, sämtliche für 
■' Richten , . .j , zx} treffende Maßnahmen einheitlich

es Rechtes

5 -a l

des Yricilten undY 7'1 treffende Maßnahmen eir 
RQenerale-0iiv ZU steuern- Die Einführung des 

der ¿nit wugrne rnuments ist in Vorbereitung.
^ eicI'S7u,an,!I?chI fur dieses alte deutsche Kronland 

mmenhang wiederhergestellt.

g Niederlande
VoPe,r Reichel!* ä t ' & u n g v o n U r k u n d e n
von nr!<Unde'i nenn'SSar hat dureh VO- die Bestätigung 

<Ur,den geregelt. z um Beweise der Echtheit 
bî  s ^ Qebiete ant außerllalb der besetzten niederlän- 
durch nd’ genügt h:„geno!11,nen> ausgestellt oder beglau- 
den V 'n e  deutsch- r3cA  d,'e Bestätigung der Urkunden 
biete dle ‘nnerha^h ,Beh° rde oder Dienststelle. Urkun- 
^andt Usgestel!t eL,d er besetzten niederländischen Ge- 
i°aimiI-'Verden solin Und außerhalb dieser Gebiete ver- 
H lim tSao(0en e S  werden auf Antrag vom Reichs- 
deuts-c '̂ S°H e i n e ä T 'n 3'  fur Verwaltung und Justiz) 
nesetztp Reiches n chr> Urkunde außerhalb des Groß­
vieh ,,en Gebiete ’ r s Generalgouvernements oder der 

kommissar r)VPerw?ndt werden, so ist sie über den 
m Auswärtigen Amt einzureichen.

hj Frankreich
in P w Sehr dip*? !Us e l a us u s  f ü r  Ä r z t e

Rr'oYp^genoinmin01.!11? de? Ärztestandes, besonders 
Tnd iini^Galilen ze'ßt die Gegenüberstellung
f l ö h e t  den Är7ten den J:,hren 1929 und 1936- Wäh­rt V i^ ,ßetrug d e r ' a i n.,Parls m  Jahre 1929 15o/0 Juden 
f c  die > d e ereinAnted der Juden 1936 bereits 35o/„. 
Urfen. Jaden nur ¡?®ues. Dekret angekündigt, nach 

2 A des Ärzteberufes einnehmen

^   ̂ Luxemburg

iV n d Cllef der 7S C l1 U* z d e r J u g e n d
C k^en tlfp ^0 -, dVi Vrfr;Wai tun? f ,ieß zurn Schutze der 
ö ffc t, v0iC l.en Straßen'6, FÄ ltu"«  der Jugendlichen K - ^  ^ und Plätzen während r*«in

ttV(
}%

O ff '"U. Von ..a StraRnn , ;“ k‘umlK uci jugcnuucner 
bw 'c lien  öffentlichen U.ndi P,atzen während der Dun 
öffa^orstßii^chtsniiW«!1 Ska len ohne Begleitung, aus

A  k »
■2

-Q------- c, aus
sowie Variete- und Ka-iv'gen P;„ ^wvvic vaueie- una iva-

RauchenQ ,Verbot des Alkoholgenusses und 
usvv. unter Strafandrohung vor-

¡fe^ew ^bur»
bîshçdf e i^  bisenbahLw1 Güitigkeit v. 1. Mai 1941 an 

6 ®eltenrifu,lrt- M itPHrSOnen,'’ Gepäck- und Expreß- 
den Tarife außPr È t "  Tage trat6"  die

h..Mit >Y R i n f a . Lothringen
rgçrstê biing y. P*1? d e r  B ü r g e r s t e u e r

r 3ls Gemeinlr wird in Lothringen eine 
desteuer erhoben. Bürgersteuer-

g de ̂ d e u t s c h e n  E i s e n b a h n - 
t a r i f e

pflichtig ist jede natürliche Person, die am Stichtag das 
18. Lebensjahr vollendet hat und in einer lothringischen 

6 fbren Wohnsitz hat und entweder lohnsteuer- 
pdichtig oder zur Einkommensteuer zu veranlagen ist 
Besteuerungsgrundlage ist das Einkommen.

Elsaß
1. E n t e i g n u n g s v e r o r d n u n g

M it Wirkung v. 1. Juli 1941 hat der Chef der Z ivil­
verwaltung eine VO. über die Enteignung von Grund­
eigentum (EnteignungsVO.) erlassen. Hiernach kann das 
Grundeigentum aus Gründen des öffentlichen Wohles für 
ein Unternehmen, dessen Ausführung die Ausübung des 
Enteignungsrechtes erfordert, gegen angemessene Ent­
schädigung entzogen oder beschränkt werden. Die Ent­
schädigung erfolgt in der Regel in Geld, kann aber auch 
ganz oder teilweise in Land oder in wiederkehrenden 
Leistungen gewährt werden.

2. G e n e h m i g u n g s p ' f l i c h t  f ü r  H a n d e l s ­
v e r t r e t  e r b  e t r i  e b e

Die VO. zur Sicherung des geordneten Aufbaus der 
Wirtschaft im Elsaß bestimmt, daß nur derjenige ein Ge­
werbe als Handelsvertreter errichten darf, der dazu die 
Einwilligung des Chefs der Zivilverwaltung erhält. Die 
Einwilligung wird nur nach bestimmten Voraussetzungen 
erteilt. Unter der französischen Herrschaft gab es keine 
gesetzliche Handhabe der Zuzugsbeschränkung der Han­
delsvertreter.

Untersteiermark 
1. M e l d e w e s e n

Bis zur Einführung der Reichsmeldeordnung wurde 
das polizeiliche Meldewesen durch eine VO. des Chefs 
der Zivilverwaltung mit Wirkung v. 15. Juli 1941 ge­
regelt. Danach ist jeder Aufenthalt im Gebiete der Un­
tersteiermark durch den Hauseigentümer an Hand der
neuvorgeschriebenenMeldescheinvordrucke meldepflichtig.

2. E r f a s s u n g  d e r  K u l t u r s c h a f f e n d e n
Wer in der Untersteiermark einen kulturschaffenden 

oder kulturvermittelnden Beruf ausüben w ill, muß vom 
Chef der Zollverwaltung zugelassen sein. Die Zulas­
sung erfolgt widerruflich und gibt keinen Anspruch dar­
auf, daß der Zugelassene nach Einführung der Reichs­
kulturkammer-Gesetzgebung endgültig zugelassen wird. 
Alle kulturschaffenden oder kulturvermittelnden Berufs­
tätigen hatten sich bis 31. Juli 1941 beim Chef der 
Zivilverwaltung anzumelden.

3. E i n f ü h r u n g  s t e u e r r e c h t l i c h e r  V o r ­
s c h r i f t e n

Ab 1. Juli 1941 werden das UmsStG. und die RAbgO. 
samt DurchfBest. sowie die Lohnsteuervorschriften des 
EinkStG. unter Außerkraftsetzung der bisherigen Vor­
schriften angewendet.

ln C illi wurde eine Reichsbanknebenstelle errichtet.

Serbien
Sowohl in Belgrad als auch in Agram, Athen, Buka­

rest, Saloniki und Sofia wurden am 31. Juli 1941 Reichs­
kreditkassenstellen eröffnet.

(Abgeschlossen 13. Aug. 1941.)

S Ch ------------ :-----  ------- -
r, rerschulnn C*er Gaurechtsäm ter sämtliche elsässischen Rechtswahrer, deren Zahl rund

V ie Ri; , S im Fisaß durch das Gaurechtsamt 550 b,etra^> d- h- Richter, 15 Staatsanwälte, 170Rechts-
iLeIÄ i% ie d  Baden Gaurechtsamt anwälte, 80 Notare, 140 Rechtspfleger und Inspektoren
b « C k 4 n  n Ullg des f i , sowie 50 iunge Rechtswahrer, Treuhänder und W irt-

4  iĉ h tsamt i?echts\vahrpr SaSf 6Sj hat e,ne Schu,ungr sehaftsprüfer. Die Schulung findet in Form von L ehr-
\ > ü  \ Ste iLdes Gaues R ^ rf° rderIlch Scmad,t’ die gangen statt- d“? aus ie 4 Kurse» bestehen, von denen

V L V  £> d-h. Badei? gemeinsam mit den jeder ,n den 4 Orten der Landesgerichtssitze Straßburg
ahrt GenPx..i . m Oberlandesorprirh+onraeidpn. Mulhausen, Kolmar und Zabern stattfand Jeder Kurs

dauerte 2 halbe oder über das Wochenende U/, Tage 
Der 1. Lehrgang der Schulung begann Ende November

S l Ä ,ea. d . h Y X Bi dei  gemeinsam m it'den 
w Qeneralst-)^l Gherlandesgerichtspräsiden- 

,rd- V o n ? Sa" walt des Gaues Baden 
der Schulung erfaßt wurden
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1940, der 6. ist soeben abgeschlossen worden, so daß 
bisher insgesamt 24 Kurse stattgefunden haben.

Der Inhalt der Schulung erstreckte sich sowohl auf 
fachliche als auch weltanschauliche Vorträge, die sich 
gegenseitig ergänzten. Jeder Lehrgang wurde auf einem 
Grundgedanken aufgebaut, dem sich der Inhalt der üb­
rigen Vorträge anpaßte. Bisher wurden folgende Leit­
gedanken zum Gegenstand der Lehrgänge gemacht:

1. G r u n d b e g r i f f e  des d e u t s c h e n  Recht s .  Es 
wurden Vorträge gehalten über: „Deutsches Staatsrecht“  
— „Partei und Staat“  — „Strafrecht“  — „Zivilprozeß“  — 
„Strafverfahrensrecht“  — „Strafgerichtsbarkeit“  — „Z iv il­
gerichtsbarkeit“  und „Rechtsvereinheitlichung in Groß­
deutschland“ .

2. D e r  G e m e i n s c h a f t s g e d a n k e  in dem Sinne: 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“  oder „Der Mensch 
lebt nicht für Verträge, sondern die Verträge sind dazu 
da, das Leben der Menschen zu ermöglichen“  (Adolf 
Hitler). Es wurde gesprochen über: „Handelsrecht“  — 
„Wirtschaftsrecht“  —- „Gesellschaftsrecht“  — „Aktien­
recht“  — „Arbeitsrecht“  — „Zwangsvollstreckungsrecht“  
und „Zwangsvollstreckungsnotrecht“  — „Berufsverbre­
cher und ihre Bekämpfung“ ,

3. D e r  v ö l k i s c h e  G e d a n k e :  „Erhaltung und 
Stärkung des deutschen Volkes ist eine der wichtigsten 
Aufgaben des deutschen Rechts.“  Folgende Vortrags­
reihe wurde darüber durchgeführt: „Eherecht“  — „Erb­
hofrecht“  — „Bodenrecht“  — „Wandlungen des Eigen­
tumsbegriffs“  — „Jugendstrafrecht“ .

4. D e r  R a s s e g e d a n k e  im Sinne des Dichterwor­
tes: „Halte dein Blut rein, es ist nicht nur dein; es 
kommt weit her, es fließt weit hin, es ist von 1000 Ahnen 
schwer und alle Zukunft strömt darin. Halte rein das 
Kleid deiner Unsterblichkeit.“  Damit beschäftigten sich 
folgende Vorträge über: „Rasse und Recht“  — „Rasse 
und Erblehre“  — „Eherecht“  — „Erbrecht“  — „Die 
Raumordnung nach den Gesetzen von Rasse und Blut“ .

5. Eine großzügige G e s a m t s c h a u  über einige 
Grundgedanken des deutschen Rechts zur Erreichung der 
nötigen Blickweite und Zielsicherheit der Rechtswahrer 
wurde schließlich mit folgenden Vorträgen gegeben: 
„Reich und Staat“  — „Grundgedanken einer deutschen 
Großraumverwaltung“  — „Die derzeitige rechtspolitische 
Lage“  — „Grundsätze und Gesetze der nationalsoziali­
stischen Volks- und Lebensordnung“  — „Verhältnis des 
Strafrichters zum Gesetz im nationalsozialistischen Straf­
recht“  — „Richter und Staatsanwalt im deutschen Straf­
verfahren“ .

Bei mehreren Gelegenheiten wurden die Kurse durch 
die Anwesenheit von politischen Leitern der Partei sowie 
führenden Persönlichkeiten des Staates zu größeren 
Kundgebungen ausgestaltet. U. a. sprachen folgende 
Redner: Staatssekretär Dr. F r e i s l e r  und Unterstaats­
sekretär Dr. H u e b e r  vom Reichsjustizministerium, 
Reichsverwaltungsgerichtspräsident S o m m e r , die Reichs­
amtsleiter B a r t h  und Dr. G a u w e i l e r  vom Reichs­
rechtsamt, der Kriegsverwaltungschef in Paris Ministe­
rialdirektor Dr. Bes t ,  Hauptbefehlsleiter S c h m i d t  
vom Hauptschulungsamt der NSDAP., der Gauschulungs­
leiter des Gaues Baden der NSDAP, sowie der stellver­
tretende Gauamtsleiter des Rassenpolitischen Amtes, fer­
ner Universitätsprofessoren der juristischen Fakultäten 
von Straßburg, Freiburg und Heidelberg, Staatsanwälte, 
Justizräte und Rechtsanwälte. Die Kameradschaft wurde 
an besonderen Abenden gepflegt, an denen Volks- und 
Studentenlieder gemeinsam erklangen, aber auch ernster 
Inhalt geboten wurde. So kam u. a. die elsässische 
Dichtung zu Wort mit A u g u s t  S t o e b e r ,  der selbst 
einer Juristenfamilie entstammt.

Durch die Schulungskurse des Rechtsamtes sind die 
elsässischen Rechtswahrer mit dem nationalsozialisti­
schen Rechtsgedanken vertraut gemacht worden und ist 
die Grundlage geschaffen, auf welcher die Arbeit jedes 
einzelnen fortgesetzt werden kann. Bei der bevorstehen­
den Einrichtung des NSRB. im Elsaß werden die clsäs- 
sischen Rechtswahrer in ihm aufgenommen werden, wo­
mit auch der NSRB. seinen Beitrag zu dem Einzug der 
nationalsozialistischen Volks- und Lebensordnung im 
wiedergewonnenen Elsaß geleistet haben wird.

(Deutsches Recht, Wochena^S
cribe

Neue Kurse des Arbeitswerks
1941/42Das Arbeitswerk des NSRB. führt im Arbeitsjahr 

die folgenden Fortbildungskurse durch:
L  Für alle Rechtswahrer. Red1'
a) L e h r g ä n g e  ü b e r  b e t r i e b l i c h e s  K 

n u n g s w e s e n ,  eingeteilt in einen Unterkursus. ^g. 
pclte Buchführung und Bilanz, einen Mittelkursus' s; 
stenrechnung und Preisaufbau und einen Oberu ^  
Bilanz und Kostenrechnungsübungen. Dozenteu L[e 
Dr. habil. Beham, Dr. Fritzsche, Wirtschaftshocns t 
Berlin und Dipl.-Kfm. Koebel. Der Unterkursus u ^ r -  
am 24. Sept., der Mittelkursus am 22. Sept. und der ^  
kursus am 25. und 26. Sept. 1941. Es handelt sn g5. 
Abendkurse. Kenntnisse des betrieblichen Kecn 
wesens setzt der Unterkursus nicht voraus. cteberj

b) V o r l e s u n g e n  ü b e r  das g es amt e  =* sind 
r e c h t .  S t e u e r r e c h t s ü b u n g e n .  Dozen 
Wirtschaftsprüfer Dr. Beuck, Steuerberater P r\m ng«11 
Dr. Paret, Wirtschaftsprüfer Dr. Russig. Die. „ aff1 
über aktuelle Fragen des Steuerrechts bepn j
14. Okt., die Vorlesungen am 3. Nov. Übungen u 
lesungen finden abends statt. her31

2. Für Wirtschaftstreuhänder, Buch- und Steuer als 
a) Zur V o r b e r e i t u n g  a u f  d i e  P r 11 

Wirtschaftstreuhänder NSRB. und vereidigte ... 
revisor finden im Herbst F a c h w o c h e n  statt, _ ip eiteisor finden im Flerbst F a c h w o c h e n  stau, -e ei“ 
im September, Oktober, November und Dezernue % 
Woche. Die 1. Woche bringt das Steuerrecht, g iifl 
Wirtschaftsrecht, die 3. Kostenrechnung, Preisb' nd JaW5, 
Gewinnabschöpfung, die 4. Finanzbuchführung 111 ßer i%  
abschluß einschließlich Bewertungsfragen nnu jedfj1 
und Prüfungstechnik. Der Unterricht findet zent 
Tag der Woche vor- und nachmittags statt. arrihat‘ 
sind Dipl.-Kfm. Teschner, Dr. Herbst undellen f af5, 
Steuersachverständige. Die Form der geschloss g efU* ,̂ 
woche ist mit Rücksicht auf die interessierte so 
ka m er aden im Re i ch  gewählt worden, y' stafk 
mer abgehaltenen Wochen sind aus dem Rel 
sucht gewesen. Ein Zeichen, daß sie einem aucß a 
entsprachen. Es können einzelne Wochen ° a , fC 
4 Wochen belegt werden. IC[, aflflter

Soweit es der Platz gestattet, werden w iuerbeC«r 
Rechtswahrer als Treuhänder, Buch- und ^ oChe V ,  
zugelassen. Dies g ilt besonders von^der abschdlj|^;|r

19411Kostenrechnung, Preisbildung und Gewinns 
Die 1. Fachwoche w ird v. 15. Sept. bis 20. Sep • -

Berliner und Brandenburg“̂  o jPef
per

^  ............ ___________  0b’
kameraden werden 14tägig abends p r a k t i s  c—hrjftl<

geführt.
b) Für die .he Ä *

Kamerauen weruen mragig aoenas P 1“ "  sem1)' ft 
g e n  im  S t e u e r r e c h t  m it Anfertigung p r. 
Arbeiten abgehalten. Übungsleiter ist RegK' ,:che
Beginn 7. Okt. 1941. .d e  r ^  V

c) Der Vertiefung des Wissens dient a sjCh 
Lehrgang über d ie  U m s a t z s t e u e r ,  .¡nnt. rllfs- 
9 Abende erstreckt und am 23. Okt. 1941 .Ff,e v jes 

Zu allen diesen Kursen werden sar bel
kameraden, besonders die aus dem RelCl1j,|sne f! ! Ar  
Gaues Berlin, eingeladen. Ausführliche A b t le Ä w  
der R e i c h s d i e n s t s t e l l e  des  NSRr>-> nStr- 
b e i t s w e r k ,  B e r l i n  W  35, T i e r g a r  
zu haben.

M itgliedskarten des ^
Mehrere in letzter Zeit aufgetretene E 

Veranlassung, auf folgendes hinzuweisen- ko,"--,. tr 
Das Mitgliedschaftsverhältnis zum N Jluäftsf m^esii1! , 

zur Entstehung durch die vom ReichsgesHag Bp^e\Pr 
zeichnete, schriftliche Bekanntgabe an 
glied von der Tatsache des erfolgte 
zuges und der Aushändigung^ der Mitg1 ^je sa'

aucn *

glied von der Tatsache des erfolgten 
zuges und der Aushändigung der Mitg1 ,.£ 
diesem Augenblick werden daher iüca in sb ^nu . 
maß vorgesehenen Rechte und Pf" 0*1 ’ßei 
der Anspruch auf Sterbegeld, erwovt» • VerW {Ste 
lungen der Mitgliedschaft von einer,., j;-dscliaft .«it I r  
gebühr zur vollbeitragspflichtigen Mitg sChofl a1 
der Sterbegeldanspruch ebenfalls n ic h ^  prUjbgst 
Antragsstellung, sondern erst mit der n ^vva110 
beizubringenden Unterlagen erfolgten
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¡^'glieder m!!i SAbriii.bcbe Bekanntgabe an die Bundes- 
r‘e- Aushändigung der berichtigten Ausweis-

vor £ egebe« s  aus Billigkeitserwägungen 
häf.MI Gewähr,iem ,ZeitPunkte eingetretene Todesfälle 
Ren i" !nfoIgeHp? ,de* Sterbegeldes zu berücksichtigen, 

R keine Au«;ef * 'es{ehenden Versicherungsbestimmun- 
Es liegt d S,slcht. auf Erfolg.

lic,]lei er> von aSi r i  im ei£enen Interesse der Bundesmit- 
Mfo?. Gnterlnapn 3f-? durch Beibringung der erforder- 

i , ’edschaf(oLrn--iil r . eine umgehende Klärung ihrer 
Uttl später S u haltnisse zu sorgen.

chwierigkeiten zu vermeiden, fordere ich

hiermit alle Bundesmitglieder auf, umgehend zu über­
prüfen, ob sie sich im Besitze der ihr jeweiliges M it­
gliedschaftsverhältnis ordnungsgemäß ausweisenden M it­
gliedskarte befinden. Beim Fehlen einer Mitgliedskarte 
oder bei sonstigen Unklarheiten bitte ich zum Zwecke 
der Klarstellung sich umgehend unter Angabe der deut­
lich geschriebenen Adresse des Antragstellers und seiner 
Bundesmitgliedsnummer mit der Reichsdienststelle des 
NSRB., Hauptabteilung Verwaltung, Berlin W 35, T ier­
gartenstraße 20/ 21, in Verbindung zu setzen.

Berlin, am 5. August 1941.
gez. Dr. H e u b e r ,  

Reichsgeschäftsführer des NSRB.

U n S s b e r '
¡n Bern«11* der Internationalen Juristenbespre 

kamnd«ng doV- 3; bis 5- APnl ^41 aus Anlaß der 
I e r11 lB.e r- Beirn r I n t e r n a t i o n a l e n  R e c h t s -  
nier’ ? eneral4kr!?-et j 0n RA. Dr. H e l m u t  P f e i f -  
U  'r ßerIin_L ar der Internationalen Rechtskam- 
Dio l 2fiZc®'"^ien 1941. Deutscher Rechtsver-

be S tbedeutL 6S ' Preis kart' 3 M L
?Ü<H Ten WurdemunJ a?un >̂ über die in DR. 1941, 906 
i ’4l veröffPn*i- ,deren Vorträge unsere Zeitschrift 

4l! i3yi s tä t l ic h e n  konnte (vgl. F r e i s l e r :  DR. 
Sein Er i ch o t:u DR- 1941, 903, H a a t a j a :  DR. 
Seht ^aSungs5„ - i  b m > d t : DR. 1941, 1056) zieht in 

ehlic.tnthält hl noch einmal an uns vorüber. Der 
¿Singen0 Referate ,°b die wichtigen und inhaltreichen 
f ^ rünriÜ* auf den„„le .aucb die Protokolle der Arbeitsründet auf denn„ lej? ucb die Protokolle der Arbeits- 
s=i°Päisri Wui'de F0n • i 1? Internationale Rechtskammer
istSka1ß ftn Staaten f  u e'm Zw eifd ’ daß heute- da die 
A .Hs ie ^finden „,!!,cb,.lm gemeinschaftlichen Schick- 
Sgaben’ d‘e Intern-i+d dl,e europäische Einheit stärker 
saiSsaml*ellt- De^T10" 3 e Recntskammer vor großen 

aafter ijlenarbeit T agungsbericht wird ein Dokument 
^iinde bleiher Rechtswahrer Europas in schick-

D

unde

Schriftleitung.

ö S  iind^ehunu  Cn  K,r i ,eges a u f V e r t r ä g e  in 
/■  QCr(J der Verei,^eiUtsc!l’ands> Frankreichs, Eng- 
f i iS i !ie 1f rd Staaten von Amerika von
iS ls lä n S  Pefc.Lt1’ Dr- H a n s  R u p p ,  K o n r a d  

z L dlSches unrf • ? am. Kaiser-Wilhelm-Institua 
Heft ,ails!ändispilntema*ionales Privatrecht. (Bei 
X S 7-) Bcrlin 'iL , ,ut!d internationalen Privath • X Berll,, iA .. u ‘ »ucuiauunaien rr iv a i-  

Kr ^cl, d ’ 453 S. p™" !M l. Verlag Walter de Oruyter 

to,c" - , 5 ” -
« S fE r? ' •

it's

:n^n häufigUtld i en .Verlauf eines modernen 
M it lX  auc,h d‘e Vertragsbeziehungen 

[ V  des Kdeßnscbaft gezogen.“  Die tatsach- 
le f r, kr‘e g ftih rfL  Und dle gesetzgeberischen 

der ,s,tungshinrilenden Maaten erzeugen in vie- 
vMtegeg‘bt siChV?rträge ,1ßrnisse< die der normalen Ab- 

berüh h m alfen ‘le rne n d  entgegenstehen. Hier- 
|tla6ene?de §* Wird e im ^D *^"’ deren Wirtschaft vom

und ,,n anel0-“ ' r i-
*Lr Ä ?  Recgh t ' be^ beitete TeiI des Buches 
ih brechend die ^ Wldmet. Der Verf. schildert 

aUst?Hüfder p°n, der Ein«!-n?e nen Entwicklungsstufen, 
hateciltsprech„nlrku,ng des Krieges auf Ver-Q _

V '^ E i l f e v e r o r d -

^  Jfagt* dSSPrivatrechil t  n  Z ̂  € ‘  S e r t  über das 
f  *kri J em Dmstanrf dDs[  Aufbau dieses Teils 
E Seßtg so aucj 1 d Rechnung, daß Frankreich 

' 1939 __ Fjtzt wieder — und zwar be- 
*n Verbot des Handels m it

dem Feinde erlassen hat, wonach während der Dauer 
der Feindseligkeiten jeder Geschäftsverkehr mit feind­
lichen Ausländern untersagt ist. Demgemäß geht der 
Verf. zunächst auf 'die allgemeinen Regeln des fran­
zösischen Kriegsprivatrechts ein und erörtert danach die 
Besonderheiten, die sich für die Beteiligten aus einem 
Verstoß gegen das Gesetz v. 1. Sept. 1939 ergeben.

Im dritten Teil des Buches befaßt sich R u p p  mit den 
Grundsätzen, die das Recht Englands und das Recht der 
Vereinigten Staaten von Amerika für die Abwicklung 
der durch den Krieg gestörten Verträge herausgebildet 
hat. Da das common law gleichfalls im Kriege den Ver­
kehr mit dem Feinde untersagt, war auch hier zu un­
terscheiden zwischen Verträgen mit Nichtfeinden und 
Verträgen, deren Erfüllung Verkehr mit dem Feinde 
nötig machen würde. Den deutschen Juristen inter­
essiert begreiflicherweise am meisten die Erörterung 
der Rechtsfolgen, die das englische Recht an die Ver­
letzung des Verbots des Handels mit dem Feinde knüpft. 
Wer sich je der Mühe unterzogen hat, die Regeln des 
englischen Kriegsrechts aus den zum Teil weit zurück­
liegenden Entscheidungen und aus den oft recht sum­
marischen Angaben der Literatur herauszusuchen, wird 
dem Verfasser für seine übersichtliche und klare Dar­
stellung Dank wissen. Nicht unbedenklich erscheint aller- 
dings, daß Ru p p  ausführt, nach common law würden 
a Ie Verträge, die die Parteien nicht erfüllen könnten, 
ohne gegen das Verbot des Handels mit dem Feinde 
zu verstoßen, automatisch mit Kriegsausbruch aufgelöst 
(S. 3321. Zwar wird im englischen und auch im ameri­
kanischen Recht ganz allgemein das Bestehen einer 
dahin gehenden Regel behauptet. Man hat jedoch zu 
beachten, daß die britische Rechtsprechung in verschie­
denen Fällen zu anderen Ergebnissen gelangt ist, bei­
spielsweise in dem gewiß nicht unwichtigen Fall der 
Grundstücksmiete. Um von vornherein für den Leser, der 
mit dem common law nicht genügend vertraut ist, die 
Gefahr eines Irrtums auszuschließen, wäre es wohl 
besser gewesen, wenn der Verf. auf die Wiedergabe der 
überlieferten Formel verzichtet und die Wirkungen des 
Handelsverbots jeweils für die wichtigsten Vertragsarten 
des bürgerlichen Rechts gesondert untersucht hätte.

In einem Anhang bringt das Buch die einschlägigen 
Gesetze Deutschlands, Frankreichs und Englands. Da­
gegen fehlen leider die entsprechenden Vorschriften der 
Dominions. (

Das Werk wird der Praxis wie der Wissenschaft 
gute Dienste leisten.

GerAss. a. D. Dr. Sch w e n n ,  Hamburg.

K r i e g s s  chä d e n -V e ro rd n u n g e n . Kriegssachschäden- 
VO. v. 30. Nov. 1940, PersonenschädenVO. v. 10. Nov. 
1940 und Durchführungsvorschriften. Hrsg. u. erläut 
von Dr. F r a n z  B ü c h n e r ,  RegR. u. ständ. Mitg] im 
Reichsaufsichtsamt f. Privatvers., z. Z. im RMdl und 
Dr. H o r s t  H o f f  mann,  ORegR. im RMdl. Berlin 1941 
Verlag Franz Vahlen. XXI, 350 S. Preis geb. 10,80 Ä l f  
Der vorliegende Kommentar schließt eine in der Praxis 

bisher stark empfundene Lücke. Wenn auch die ein 
maligen Leistungen unserer Wehrmacht unmittelbare
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feindliche Landangriffe gegen das deutsche Reichsgebiet 
bis auf verschwindende Ausnahmen von uns ferngehalten 
haben, so hat doch der bisherige Verlauf dieses totalen 
Krieges, insbesondere des Luftkrieges, Auswirkungen auf 
Leben und Gut der Zivilbevölkerung gehabt, deren mög­
lichste Beseitigung die nationalsozialistische Staatsführung 
zu ihren vornehmsten Aufgaben rechnet. Die praktische 
Durchführung dieser Aufgaben wird durch den neuen 
Kommentar wesentlich erleichtert. Seine Verfasser haben 
als Sachbearbeiter in den zuständigen Referaten des 
Reichsministeriums des Innern an der Ausgestaltung der 
Kriegsschädenbestimmungen weitgehend mitgearbeitet. Sie 
legen nun als Ergebnis dieser Mitarbeit eine umfassende 
und eingehende Erläuterung des Kriegssachschäden- und 
Personenschädenrechts in seiner geltenden Fassung vor. 
Der Kommentar bringt zum ersten Male eine syste­
matische und gründliche Erläuterung dieser Bestimmun­
gen, legt Sinn und Zweck der einzelnen Vorschriften 
klar und eingehend dar und vermittelt durch praktische 
Beispiele ein lebendiges Bild der großen Linien und 
der Bedeutung dieses großzügigen nationalsozialistischen 
Gesetzgebungswerkes. Die Verfasser erläutern nicht 
nur systematisch alle praktischen Gesichtspunkte dieses 
Sonderrechts, sondern sie behandeln begrüßenswerter­
weise auch die Zusammenhänge des Kriegsschädenrechts 
mit allgemeinen Rechtsgedanken, in erster Linie mit 
den Grundfragen des allgemeinen Verwaltungsrechts. Da­
neben werden die Berührungspunkte mit anderen Rechts­
gebieten bei den Erläuterungen zu § 10 PSchVO. und 
§ 28 KSSchVO. eingehend behandelt. Die Zusammen­
hänge des Personenschäden- und Wehrmachtversorgungs­
rechts, an das sich die Regelung der Personenschäden 
eng anlehnt, werden klar und übersichtlich dargestellt 
und gewürdigt. Besonders bemerkenswert erscheint mir, 
daß Durchführungsvorschriften, wichtige Bestimmungen 
und Erlasse nicht nur abgedruckt, sondern auch in den 
Erläuterungen selbst mit berücksichtigt sind. Ein ein­
gehendes Inhaltsverzeichnis erleichtert die Benutzung 
des Werkes.

Der Kommentar ist für die mit Kriegs,schädenfragen 
befaßten Behörden und Dienststellen ein wertvolles H ilfs­
mittel, seine Anschaffung kann diesen Stellen nur wärm- 
stens empfohlen werden. Aber auch der an diesen Fra­
gen interessierte Laie wird dieses Werk mit Nutzen zur 
Hand nehmen und sich über alle Fragen des Kriegs­
schädenrechts schnell, eingehend und zuverlässig unter­
richten. ORegR. S t e n g e l ,  Berlin.

K r i e g s s a c h s c h ä d e n  v e r o r d n u n g  v. 30. Nov. 1940 
mit Durchführungsverordnung, Ministerialerlassen, den 
Vorschriften über Genieinschaftshilfe der Wirtschaft 
einschließlich der Beihilfeordnungen, über Neuordnungs­
maßnahmen, Wiederaufbau, Zinszuschüsse, Entschädi­
gung bei Fliegerschäden, Erstattung von Lohnausfäl­
len bei Fliegerangriffen und anderen Bestimmungen, 
Textausgabe mit Einleitung, kurzen Erläuterungen und 
Sachverzeichnis. Herausgegeben von Dr. B e r n h a r d  
D a n c k e l man n , OVG R. ,  z. Z. Reichsinnenministerium. 
München und Berlin 1941. C. H. Beck’sche Verlagsbuch­
handlung. XI, 215 S. Preis einschließlich Nachtrag von 
72 S. kart. 3,30 MM.
Berichtigung zur Anzeige DR. 1941, 1350.

Schriftleitung.

Dr. jur. G e r h a r d  K l e m e r :  J u g e n d s t r a f r e c h t  
und  H i t l e r - J u g e n d .  Stellung und Aufgaben der 
Hitler-Jugend in der Jugendstrafrechtspflege. (Band II 
der „Schriften zum Jugendrecht“ .) Berlin-Leipzig-Wien 
1941. Deutscher Rechtsverlag. 110 S. Preis kart. 5,10 MM. 
Das nationalsozialistische Jugendrecht erfährt durch1 

diese Schrift eine weitere wissenschaftliche Klärung und 
Durchdringung. Die von S i e b e r t  in seinen „Grund­
zügen des deutschen Jugendrechts“  (1941) nicdergeleg- 
ten Erkenntnisse bilden die Grundlage, von der aus das 
Gebiet des Jugendstrafrechts in seiner gegenwärtigen 
und zukünftigen Gestalt bearbeitet wird. Es handelt sich 
hierbei, um mit S i e b e r t  zu sprechen, um Jugendrecht 
innerhalb des Strafrechts, d. h. um eine „jugendgemäße 
Gestaltung“  des allgemeinen Strafrechts (a. a. O. S. 25),

[Deutsches Recht, Wochenau^!
I

wie überhaupt das Jugendrecht gleichsam tifld 
durch die betreffenden Rechtsbereiche hindureng ^ $- 
beispielsweise im Strafrecht zu einer besonder^ j er

5eS

mi ouairecni zu einer ucov»*- 
Prägung deshalb führt, weil es gerade hier gilb. ejj 
P e r s ö n l i c h k e i t  auszugehen, die Persönlich 
Jugendlichen aber in einer lebensgesetzlich ves ideinf 
Entwicklung steht und etwas anderes ist als ein ’LgeitO' 
Erwachsener“ . Wie daher im allgemeinen das j 
recht vom Gedanken der E r z i e h u n g  Setjf£ afr 
gestaltet wird, so im besonderen das Jugends ¡.jtafe, 
„sei es nun in Form einer Erziehung anstatt “  . ¿p  
einer Erziehung durch das Straferlebnis selbst 
Erziehung gelegentlich des Strafvollzuges' 1 
S. 15). aUCh V

Daraus ergeben sich die Möglichkeiten, aber .ygen“ 
Grenzen der Zusammenarbeit zwischen HJ- US satniiiell(' 
gerichtsbarkeit. Die Voraussetzungen dieser t- . ¡)urc” 
arbeit liegen einmal darin, daß die J us t iz  > bessere. 
die Einschaltung der HJ. den Vorteil der 
Wesenserkenntnis Jugendlicher auf Gründen

X— „ ml*®’
W *  ß et

tens in der jugendgemeinschaft genießt, sjclii > 
Persönlichkeitsbeurteilung sowie auf den Ein»? ■*
Ziehungskräfte der HJ. unbedingt verlassen
und sodann darin, daß die H ? t l e r -  J u g ^ n ^ t t e  C  
spezifischen Erziehungsarbeit von seiten der o
achtet und von Aufgaben frei gehalten j U|
dem Ehrengedanken der nationalsozialistiscn
bewegung widersprechen. aaß icx

■ > « ,»Diese Grundgedanken besagen im e inzeilig
unmittelbare Beteiligung der HJ. an en^ rvernein 
maßnahmen ausgeschlossen ist. Der Verf. • ¿et g 
diesen Gründen eine M itwirkung der HJ: ßesll ■ ¿ei 
Währung offenbar unerziehbarer und bei de bei  ̂
krimineller Jugendlicher. Ebensowenig *s j  ,ffenaI>c'1M(iH 
Unterbringung biologisch unbrauchbarer i" °ffeae0 
Heil- und Pflegeanstalten zu beteiligen. ¡tarb^V- 
und muß die HJ. ihrerseits an der Aufgabe 0jer ?|t 
Jugendliche, bei denen das Elternhaus ^¡ede.ri,eii. 
sagt, oder leichter gefährdete Jugendlicn ^  jtiac u 
brauchbaren Gliedern der Volksgemeinschai f 

Aus der Fülle der Vorschläge, die der pjgzip11̂  
seien genannt: Eintragung der bedeutsamste» ^e ti ^ jragung der bedeutsam» * ^
maßnahmen der HJ. (wie Ausschluß, AffeI1de Jtspei" 
Jugenddienstarrest) in das neu zu scliatj j | .  v°n;ir 
erziehungsregister, Vorschlagsrecht der r  y ^ 
sonen, die sich für die Schutzaufsicht bes gjaatsal» voi 
gesetzliche Regelung der Möglichkeit, dan s t>' 
schaft und Gericht von der Anklageerheb tef
der Strafverhängung im Hinblick auf 9 'p .t|its fe‘el  ¿e[ 
men der HJ. absehen, Anhörung des HJ•"«„teili^ul1itzl1 j
im gerichtlichen Erkenntnisverfahren, r 
HJ. bei der Besetzung der Laienrichteram ’ a[S m
früherer HJ.-Führer oder HJ.-Rechtsreferem geanu
richter, Jugendstaatsanwälte oder leiten j j t<'
Jugendstrafvollzuges. r e c h ^ O 1«)

Im ganzen trägt die Schrift einen -^¡gefi 1 /<>,&' 
sehen Charakter. Sie wertet den gege*j 
zustand nur als ein typisches Übergang die F.
und legt demgemäß den Hauptwert der K 
arbeitung der Stellung und der AufgaDx 0lgerü^stÄ  
aus dieser Erkenntnis die notwendigen Jugc1 
die Beteiligung der HJ. an der künh 
rechtspflege zu ziehen. Dabei wird da saCjigê i;e fij^,

gewogen. Entscheidend aber ist darüber *iuge2»eta  ̂ ^
Erkenntnis der nationalsozialistischeni J  (A5
die durch die Arbeit der HJ. ihre K b
funden hat. Das J u g e n d v e r f a s s u n g  ( fi)- mgfj-
sich auch hier als die Gesamtordnung 
Grundgefüge selber, d. h. als die 5p ‘ reChu 
rechts, in der die großen politischen 1 nationa 
Scheidungen über Form und Ziel de ^  n
sehen Jugendordnung überhaupt falle • (4ins‘ j|i,

So richtig die Urteile des Verf. in 1 *stellnn^ W  ‘ jl* 
sind, so zweifelhaft muß doch die r i  ¡sation 
die HJ. die „ s t a a t l i c h e  Gesamtorga^ p^s

A

die HJ. die „ s t a a t l i c h e  uesamiu‘ & ~ „u>-,< i- 
sehen Jugend“  bildet (S. 19) und Stäa*erticßLd" 
Staatsjugend, also als Organisation <■ erade Se*1'der 
gilt. Die HJ. ist eine Organisation K t ihren g a 
Staates, sondern der Pa r t e i ,  und s* grfas 
punkt auch nach der pflichtmaß)ge*

J



Schrifttum 1835
Hachen r '
iSse ^atsachf6”  und ^ "d e l noch >n der Partei.

staats’ 
(S. 
fth

Auf
S i e be r t  (a. a. O. S. 33) 

j . Es ist auch nicht richtig, zu
und ': i .CIC,lsiugendfiihrung als solche in sich

. hat gerade 
daBCV h,n̂ Ä “ : E

* und i ^ ‘^w jugtuuiumuiig ai& buiuic m muh 
, ; 20). Die,p?ri eirechtiiche Hoheitsbefugnisse vereinige 

Re k N s n ln  v‘e*m.ehr nur für den Reichsjugend- 
Q ^iugendfiihrun SOW‘e e'" 'K e wenige Amtschefs der

dtrt'CktembfipSei len> ei,thält die Schrift viele Urteile und 
stnt ' Sie zgin*+er ahgemeinen Zustimmung sicher sein 
Rpr-u chts, «fi,? ¿an, c*em besonderen Gebiet des Jtigencl- 

ehen d(.rS\ r r^ schon heute der Anteil der HJ. am 
cjaAjt'ft foi£r,.r- ,,‘ ;.a -lon ist und wie diese Beteiligung in 
"1äcHtesen der H r '^  ,*ori zuführen ist. Überall zeigt sich 
ist ,, j  denen ' ? s einer der drei großen Erziehungs- 

die iCn„’e deutsche Jugend heute überantwortet 
kein?" Fol»Cn,nlprom>ßlosigkeit, m it der der Verf. die 
ien„„ Seringero g«e"  a,us dieser Stellung zieht, verdient 

er Swangt AnerEennung als die Ergebnisse, zu
unter.'^ehunnsfiiu Dozent Dr. D i e t z e , 

F ü h re r  des Gebietes ..Nr
$

des Gebietes „Nordmark“  der HJ.
eh.n r ,• i , — -----------
Gr >, 11 der  a i j
Nr tJPPe s t / ~  , a(* e m i e f ü r  D e u t s c h e s  Recht ,  
ne',, '’ Das ,(-a f r e c h t  u n d  S t r a f v e r f a h r e n .  
bis fes t e a i / ^ ' e g s s t r a f r e c h t .  Teil III. Das 
Dr iN0Vetnber ioJ^e ine K r i e g s s t r a f r e c h t  März 
V l  d P°I. h ~ p?’ Erläutert von Professor Dr. jur., 
Prek urhn iq i j  , r af  v on  Gl  e i spach.  Stuttgart 
Im 1 br°sch. 4 in  ^ 5 laS w - Kohlhammer. IV, 152 S.

der p eUen q 5 u

fe'l I Pach'fen ersoheint der vorliegende dritte Teil 
eil i i  1 Darstellung als Fortsetzung vonifedichfed Teii1jtScb.®n Darstellung als Fortsetzung von 

tv S il k^Prochen (!e, wir DR.1940, Ö28 und 1133 aus- 
a 2e rip?nime<ier P;-?.̂ en- Auch diese Weiterleitung muß 

Str3t neUesten £  • r durch die vielverschlungenen 
r i rdenT chts um 7 le| sgesetzgebung auf dem Gebiete

a.biit r erläut? t Dl—144 gibt wieder wie früher 
IortIa„f„r j  Verordnungen und ermöglicht 
Hen c,U,l de_n Vergleich der Erläuterungen

i v 1*« und r? ^^fe'-ötizgcDung' aui dem uebiete 
d? ^evt , Anhänge ^traiveriahrens dankbar begrüßt 
^? it ein der trVAnE.^' Dl—144 gibt wieder wie früher

nunf. 
eich 
iließt 
meist
). V ______ _______

b»'1’ das''a,k.oniien'’u,?e.® reichen Inhalt hervorzuheben. 
ech?n.derŝ  1 S .7^a ,d"J nicht. Auf das neuesteSchrift- 
amn'f inschalerwiesen-tlm abllt und besprochen wird, sei der^ u-7 ¡̂1 der tig,’ . die Verhandlungen der Arbeits- 

a ^S%fePt- 1940 in f ue.n Strafrechtslehrer in Weimar 
4 , Sfeaf 0’ 335^4V Cht: D ^ober) sind inzwischen in 
sch ie n  11r e c h t 428 veröffentIicht worden.
V  ̂ ft Jftd ro.,^ * 8 ff. hp«nrtVii+ mxr̂ ^̂ Uc-4-

mit Reifte:. ,
jy S znfeuolIenUap/5n,deJ' Vergleich’ der Erläuterungen 
S h fv rQ E r g ä n z t .  Dem schließt sich an ein Nach- 
¿Duf, ri;.v- 28. NovSm ^ s, Jugendstrafrechts mit der 
lu^Jpfen 'g^aus '¿ ni (Jt’ M l). W ir beschränken uns

1 lltiH v- f lt Q ß*C i VVUJUCU-
per-

Deut-ftnd l ai lQzin iits Und a r/run£söedingungen des Deut- 
2"15 nfebt di, 754) n fe 'ife d lo  wichtige GeltungsVO. 
die nS<err oLfrüheren v  g ilt auch lür die Ostmark
i ;  5  >5“  d.? « * - « .  m ,ei;Yö- auf- au. j . nnJjen der §§ 36-41, 234, 

lsätbsrechtlichp 6d d 'e Darstellung betont, „daß 
sj ?en des aItP̂ ê e ung .im. wesentlichen auf

% K,.wüßtp a,te da , |n ,osterreichischcn Rt 
^Uidt *eben 6- " nd von ^tscfe:. Rechtsgedanken zu be- 
M rigkp'*,Zes d!St<<- Die p"  E‘nfIüsscn des Liberalismus 

stattrch die ^Eormahsierung“  des Personal- 
fetiifedigkeitl auf dieV vW,e,ISUng auf die Staatsange- 
y.p. j Z der tfen der iiberV°^IRszugehörigkeit wird aus 
>  o 1"  Scbi?+UregeIUnp. '  .Un.d zwischenstaatlichen Be- 

i i l^ c L 485) Vfee des rp?Jl art  und gerechtfertigt. Zur 
S  AhtS e n tlS,I" t  die n  1Sarbeitsdienstes v. 12. März 

Sn'1’ ^ferbDtsdife'thaudlun!rari te ' lnff der verschiedenen 
kp5cliUn z deretlTStes ZU v  deo männlichen und weib- 

'h L Jug e n d V ’ "Bedeutung ist die PoIVO.?l,n
Ä cht £rnfüu;ßt mit
{vĵ lliin—’ auri. " rumr h

mit ein „„, 77 uie oe-
*Na r*ip- aUch“ ‘ru"g  des r,™ Dmweis auf die Notwcndig- 
VaCl>hLu"d RUPraktiscCge4ldarrostes (s. u.). Sehr cr- 
s5h,‘ v- i t eriVeri.efProchuncr "  ?-wecken, ist die Zusamrncn- 

MajfeEr (V o  g f l *  Forschriften über den
fedü, Bek ■v 'o 0prd feJ4.(i i . ! : 823I>S

am
d'e FrJ*ssante

V; 29. Mkä- v- 28-Mai  1940). Zur Metall- 
ra^Ssante p: ' l 94() (1, 565) gibt die Be- 

einer Sin_'e au®fübrnngen; es handelt 
"gemäßen Einschränkung des

weitgefaßten Tatbestandes mit seiner absoluten An­
drohung der Todesstrafe, wobei in überzeugender Weise 
zur Abgrenzung gegenüber dem einfachen Vermögens­
delikt auf den „Typus, der dem Gesetzgeber vorschwebt“ , 
Bezug genommen wird (S. 39, s. dazu auch S. 7—8 über 
den „Tätertyp“ ). Die Kriegswirtschaftsregelung (VO. 
v. 6. April 1940 usw.) ist heute fast eine besondere 
Wissenschaft für sich geworden; die Darstellung gibt 
einige wertvolle Schrifttumshinweise. Bedeutsame Aus­
blicke auf allgemeine Lehren, insbesondere der Fahr­
lässigkeit, gibt die VO. über fahrlässige Tötung, Körper­
verletzung und Fahrerflucht v. 2. April 1940 (I, 606) mit 
ihrem neuen § 139 a StGB. So ist es ein sehr reichhaltiges 
Bild, das sich auf dem Gebiete des materiellen Straf­
rechts an Hand der Kriegsgesetzgebung entrollt.

B. S t r a f v e r f a h r e n. S. 59 ff. Hier folgt die VO. über 
die Vollstreckung von Freiheitsstrafen wegen einer wäh­
rend des Krieges begangenen Tat v. 11. Juni 1940 (1,877). 
Ihre Ausdehnung auf den Bereich der Reichsjustizverwal­
tung für Zuchthaus-, ja sogar für Gefängnisstrafen be­
deutet eine außerordentlich weitreichende Befugnis der 
Justizverwaltung. Daß das „Soll“  hier eine Kann-Vor- 
schrift bedeutet, ist überzeugend, bedenklich dagegen 
die Ausdehnung der rückwirkenden Kraft auf bereits 
verbüßte Strafen, mag durch die Ablehnung solcher Aus­
dehnung auch da und dort eine Ungerechtigkeit drohen 
(gegen die wiederum das pflichtmäßige Ermessen des 
Einzelfalls nach Möglichkeit verhindernd einzugreifen 
hätte).

C. D. E. N a c h t r ä g e  z um T e i l  I u nd  II u n d  
w e i t e r e  N a c h t r ä g e  S. 65—89. Bedeutsam ist die 
weitere Strafrechtsangleichung zwischen Altreich und 
Ostmark S. 76 ff., vor allem aber die Ergänzung des 
Jugendstrafrechts S. 83 ff., 144 ff. durch die Jugendarrest- 
VO. v. 4. Okt. 1940 (1,1336 usw.). Eine lange, an Kämpfen 
reiche Entwicklung der strafrechtlichen Behandlung der 
Jugend hat damit einen gewissen, hoffen w ir segens­
reichen Abschluß gefunden.

Die Darstellung des Kriegsstrafrechts, wie w ir sie hier 
ihrem Verf. verdanken, ist eine entsagungs- und mühe­
volle Arbeit. Ist doch alles, was es dabei zu behandeln 
gilt, fortwährend im Fluß, wie die zuletzt berührten 
„Nachträge“  zu den früher erschienenen Teilen I und II 
am besten beweisen. Bald wird sich das Bedürfnis nach 
einem Teil IV unabweislich geltend machen. Daß dabei 
die Darstellung am Kriegsstrafrecht „im  weiteren Sinn“  
festhält und sich nicht auf das „reine“  Kriegsstrafrecht 
beschränkt (Teil III S. 2), begrüßen w ir aufs lebhafteste. 
Denn es lassen sich beide Gebiete nun einmal überhaupt 
nicht scharf voneinander trennen. Vor allem aber ist 
nur eine Gesamtbehandlung in der Lage, die trotz fehlen­
der Gesamterneuerung rasch fortschreitende Strafrechts­
entwicklung wirklich zu veranschaulichen und der prak­
tischen wie theoretischen Anwendung näher zu bringen. 
Daß dabei das „System“  sich Beschränkungen auferlegen 
muß, liegt im Wesen der Sache. „Nachträge“  (vielleicht 
da und dort in Verbindung mit zusammenfassenden Rück­
blicken auf ihrem besonderen Gebiet!) werden auch 
weiterhin ein unvermeidliches Hilfsmittel bilden. Aber 
vielleicht dürfen w ir hoffen, daß uns einer der weiteren 
„Teile“  (denn auch beim Teil IV wird es kaum als end­
gültigem Abschluß bleiben) für die H a u p t g e b i e t e  
mit Berücksichtigung der inzwischen vorliegenden Praxis 
und wissenschaftlichen Erörterung einen Querschnitt 
durch Zusammenfassung des Bisherigen schenken wird.

Prof. Dr. Edm.  M e z g e r ,  München.

Dr. M a x  M e r t e n ,  LGR.i.RJM.: L o h n p f ä n d u n g s ­
r ech t .  (Vahlens Gelbe Hefte.) 2., unveränderte Auf­
lage. Berlin 1941. Verlag Franz Vahlen. 135 S. Preis 
kart. 3,60 M l.
Der Verf, ist der zuständige Sachbearbeiter im Reichs­

justizministerium. Seine Erläuterungen zu dem neuen 
Lohnpfändungsrecht liegen schon in zweiter, unveränder­
ter Auflage vor, ein Beweis ihrer Notwendigkeit. Am 
Schluß seines Vorworts sagt M e r t e n ,  er wolle keinen 
eigentlichen Kommentar bringen, sondern nur „Richt­
weise bei Feststellung dessen, was für die Entstehung 
und Gestaltung der neuen Verordnung maßgebend war‘E 
Tatsächlich geht das Gebotene über diesen Rahmen 
hinaus. Und das ist zu begrüßen.
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An den Wortlaut der VO. schließen sich die Erläute­
rungen zu den einzelnen Paragraphen mit Ergänzungen 
für den Geltungsbereich der Exekutionsordnungen. Dann 
folgen die amtlichen Vordrucke in ihrem vollen Wort­
laut. Zum Schluß steht die AV. des RJM. über die Fest­
setzung der zum notwendigen Lebensunterhalt erforder­
lichen Beträge bei der Pfändung von Diensteinkommen, 
Arbeitsvergütung usw. wegen bevorrechtigter gesetz­
licher Unterhaltsansprüche v. 10. Jan. 1940 (DJ. 1940, 95).

Zu § 3 VO. erörtert der Verf. S. 32 Ziff. 7 die Bezüge 
der Wehrmachtangehörigen. Hier wäre es angebracht 
gewesen, den Unterschied zwischen dem Wehrsold und 
der sonstigen „Kriegsbesoldung“  hervorzuheben. M e r ­
ten weist mit Recht darauf hin, daß Zwischen dem* Ein­
kommensteuerrecht und dem Lohnpfändungsrecht ein 
Zusammenhang besteht: Unpfändbar ist alles das, was 
auch der Lohnsteuer nicht unterliegt. Aber dieser H in­
weis genügt noch nicht, um klarzumachen, weshalb wohl 
der Wehrsold unpfändbar ist, nicht jedoch die sogenannte 
„Kriegsbesoldung“ , deren Begriff durch die 2. DurchfVO. 
zu dem Einsatz-WehrmachtGebG. v. 28. Febr. 1940 (RGBl. 
1,447) eingeführt worden ist. Denn die von M e r t e n  
herangezogenen Bestimmungen des § 3 Ziff. 3 e des 
EinkStG. v. 27. Febr. 1939 (RGBl. 1, 297) und des § 6 
Ziff. 3 e der LohnsteuerDurchfBest. 1939 (RGBl. 1, 449) 
besagen nur: „Das Diensteinkommen von mobil ver­
wendeten Angehörigen der Wehrmacht ist steuerfrei.“  
Was unter den Begriff dieses Diensteinkommens fällt, 
wird weder in dem EinkStG. noch in seinen Durch­
führungsverordnungen ausdrücklich gesagt. Entscheidend 
ist hier vielmehr: Nach § 10 WehrmachtGebG. v. 28. Aug. 
1939 ist der „Wehrsold“  der Pfändung nicht unter­
worfen. Und Wehrsold ist nach demselben Gesetz nur 
dasjenige, was die Angehörigen der Wehrmacht „zur 
Bestreitung ihrer persönlichen Bedürfnisse“  ihrem Dienst­
grade entsprechend erhalten. Für die Friedensgebühr­
nisse der Angehörigen der Wehrmacht gelten dagegen 
die Friedensbestimmungen weiter (DurchfVO. zum Wehr­
machtGebG. v. 31. Aug. 1939 (RGBl. 1,1557). Ebenso blei­
ben unberührt und werden nach den a l l g e m e i n e n  
Vorschriften des Einkommensteuerrechts und des Lohn­
pfändungsrechts diejenigen Friedensdienstbezüge behan­
delt, die den Festbesoldeten des öffentlichen Dienstes im 
Frieden auf Grund öffentlichen Rechts gezahlt werden. 
Und well dies so ist, darum ist die Kriegsbesoldung 
des mobilen Wehrmachtangehörigen, die nicht mit dem 
„Wehrsold“  zu verwechseln ist, einkommensteuerpflich­
tig  und nach den allgemeinen Bestimmungen der § § 5, 6 
LohnpfändVO. pfändbar.

M it Recht nennt M e r t e n  den § 5 LohnpfändVO. den 
eigentlichen Kern. Nach dem Vorbilde der Ostmark ist 
die verschiedene Behandlung des Beamten und des freien 
Arbeitnehmers gefallen. Der Kinderreiche wird bevor­
zugt. Die gleichen Gedanken wie in der Steuer- und Be­
soldungsgesetzgebung. Der Verf. weist zutreffend darauf 
hin, daß es in § 5 nur einen einheitlichen Begriff des 
„Mehrbetrages“  gibt, und daß darunter zu verstehen ist: 
alles, was monatlich 130 netto übersteigt. Einige Bei­
spiele erläutern die nicht ganz einfache Berechnungsart 
dieses Paragraphen, und zwar in einer Form, die nicht 
nur dem Rechtswabrer verständlich ist. Zu begrüßen ist 
auch, daß M e r t e n  für den „Gläubigervorbehalt“  im 
letzten Satz von § 5 eine einfache Fassung gefunden hat, 
von der ich gewünscht hätte, sie wäre die des Gesetzes 
geworden (S. 49 unter Ziff. 6 a).

Was die Berücksichtigung der Unterhaltspflichten eines 
Schuldners im Rahmen einer normalen Pfändung aus § 5 
LohnpfändVO. anlangt, so betont der Verf. mit Recht: 
Es genügt nicht, daß der Schuldner rechtlich zur Zah­
lung des Unterhalts verpflichtet ist. Er muß auch t a t ­
s ä c h l i c h  den Unterhalt leisten.

Von den Erläuterungen zu § 6 LohnpfändVO., der 
von den bevorrechtigten Unterhaltsgläubigern handelt, 
ist für den Praktiker besonders wichtig, was M e r t e n  
S. 65/66 über die sogenannte „Vorratspfändung“  aus­
führt. Zunächst der Grundgedanke des Gesetzes: die 
Forderung der betreffenden Gläubiger soll für alle Zu­
kunft sichergestellt werden. Ein Schuldner, der seinen 
gesetzlichen Unterhaltspflichten nicht nachkommt, ver­
dient keinen Schutz. Von der Zerstörung seines Kredites 
kann keine Rede sein. Denn ein solcher Schuldner hätte

[Deutsches Recht, Wochenausg^

Der
nur einen „Scheinkredit“ . Und was folgt .dal!a' i  'grlaß 
auf Vorrat pfändende Gläubiger erwirbt mit ue pfaI)d- 
des Pfändungsbeschlusses ein sofort wirksames ¿je 
recht auch wegen derjenigen Unterhaltsanspruc)pjan<i< 
noch nicht fällig geworden sind. Es entsteht ein ^  
recht mit allen Wirkungen der ZPO., d. h. 111 .(¡gte11 
besseren Rang vor allen nachfolgenden bevorte . 0[j 
oder nichtbevorrechtigten Gläubigern. Ganz 
die einzelnen Unterhaltsraten des auf Vorrat pj;l ^cti 
Gläubigers schon fällig geworden sind oder 
dann, wenn der später pfändende Gläubiger ""zu denFor-UUU1‘) yvv.hu uci opuiu JJulilULllUL VJldUUi5v‘ \f\(t
vorrechtigten Unterhaltsgläubigern zählt und se ¿eaô  
derung schon fällig ist, die des auf Vorrat 1 >a 
aber nicht. So hat es der Gesetzgeber gewollt- e(1t- 

Etwaige Härten, die durch die Vorratspfä j ■ £f 
stehen können, versucht Ziff. 5 von § 7 zu besel i°r|ialts' 
schaltet das Vollstreckungsgericht ein, wenn V M ' 
gläubiger mit Gläubigern von nichtbevorrechti,, 
derungen Zusammentreffen: der aus §6 ,bev° r TeÜ df 
Gläubiger muß sich auf denjenigen pfändbaren ^  „ur 
Einkommens seines Schuldners verweisen lassen’ 82*“ 
seinem Zugriffe offensteht. M e r t e n  spricht hie ^en' 
zum besseren Verständnis der Vorschrift von, dLeiflK°Ä 
parzellen“ , die bei-einer Pfändung von Art>e s eböw  
men in Betracht kommen. Die erste Parze recht>S ,, 
dem Schuldner, die zweite nur dem b?.VR„„de > 
Unterhaltsgläubiger. Und die daran anschhe« V«f _ 
zelle steht jedem Gläubiger offen. Weiter stell en b
klar, daß Ziff. 5 von § 7 nur Unterhaltsforder g d -
trifft, nicht auch solche, die aus der Verl 
Körpers oder der Gesundheit entstanden s..!üî n sQ a(l

aUs
i i5f

Ziff. 5 von den im § 6 bezeichneten Anspruc ^  pji* 
und in § 6 Abs. 2 auch gerade von Ansprüchen 
von Körperverletzungen usw. die Rede ist- neS(ialb .

Die LohnpfändVO. hat keinen Vorspruch. i, 
es für den Rechtswahrer doppelt wichtig, Gfa]1ren>\ c. 
te n  als den zuständigen Sachbearbeiter zu e ,naeb..LtBestimm*« f a o K  

Kpyweckt- ... si£?der Gesetzgeber zu den einzelnen 
kommen ist und was er mit ihnen bezweL£‘- ¿ei 
hinaus aber werden auch alle anderen Ste ’ be>3Stien
mit der Pfändung von Arbeitseinkommen •
haben, die Erläuterungen des Verf. mit 8 * ° ^  &
v p rw p n rlp n  .^p inp .^n ra rh p  u n rl AnsdrUCKSWverwenden. Seine Sprache und Ausdrucl 
und leicht verständlich.

LGDir. Dr. P ü s chei , gerl*11'

Rec:ßt'

E n t s c h e i d u n g s - M a g a z i n  (Sammlung zlisaî ec  
sprechungs-Leitsätzen) aus Fachzeitschiü j uh p. 

v gestellt. 7. Jahrgang, wesentlich verbc ( \ $
weitert von RA. N. Q u a n d t ,  Run\  1 iQ4l- oo,^-
(Loseblattausgabe). Neustadt-Rübenberg „ j nde i  . j,
W. Sicius. Preis 12 3tM, Preis der ges-  ̂ find^tiS 
Die grundsätzliche Besprechung des Wer <e grSchc' rge 

JW. 1935,1699. Heute, zum 7. Jahrgang dafür gCi| 
der Übersicht, die durch die Loseblattform he,d u ^  
trägt, daß für etwa 7 Jahre wichtige „ttr j» je«1 
übersichtlich zusammengestellt sind, K gärimr‘ ¡¡be 
werden, daß die stattliche Anzahl ,v° d|jCk 
Rechtswahrer einen zuverlässigen Up®„..tsche® ¡«{[im1
oivto« Km a h iI ah. Ahcrhnltt beel

zuf

einen besonders wichtigen Abschnitt 
geschehens und von dieser Entwicklung 
Entscheidungen. . auch „ ,  -

Nicht nur zum täglichen Gebrauch, um ’h «
folgung des Ringens der Rechtsprechu g^ j rd m £ i b ^  
und neue Gestaltung in vielen Dinge”  ellI)de 
verlässige Hilfsmittel sich die alten 
und hoffentlich neue dazu erwerben, p ^ e ld°£jeefeS'

z. Z. Oberkommando de

________ d r uclr'

Das neue D e u t s c h e  R ej c j ^ H a r f s  P ^ ” rt>Jc'
A u s ga b e .  Herausgegeben von eu Dp'A> ‘¿jjj-

in“StSekVim RMdI.,'lDr.' R e i n h a r d  - p r 
Präs, der RRAK., unter Mitwirkung tf je „  . pje 
d i c u s ,  MinDirig. im RMdL Berlm g5 ß U; peK  
strieverlag Spaeth & Linde. L ie f.* m40 
(186 Bl.); Lief. 22 (182 BL); Lief. 2* 1 t0 f> 3 
(101 BL). Preis je Blatt 3 5?/?/ und 1 0

J
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^ echtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
Strafrecht S. 1837 Nr. 2, S. 1838 N r. 4 ;  Eherecht S. 1841 ff. N r. 8ff. '

Strafrecht
&5, 185, 194 StGB.; § 1846 BGB. Die 

y0r rm^ er'> unter den im § 1846 BGB. be- 
dties'e^ßnaliassetz“ ngen im Interesse des Mündels 
.8reifen afan<ragsn ok  keffen> umfaßt auch die Stellung

^ d e T v ^ 65- 18S

ra^ntra(K. ril? denen, umiani aucn aie Stellung 
falire n des Vormr' " die Voraussetzungen für das Ein- 

rv nic*it na t,Uer- vorgelegen haben, ist im Strafver-

^eiriot^tausspt? des VormGer. ist wirksam. Darüber, 
Jessen das V0rm rgen des § 1840 BGB. vorliegen, ent- 
i?es u..- ^°Weit Ps Uer;. nach seinem pflichtmäßigen Er- 

v deIs MaR,-Fei7aß dieser Bestimmung im Interesse 
fe  Vf,!ertreter m F6 j t r ifft, handelt es als dessen gesetz- 
” ireChj niunds ’0(i„ ' der Behauptung, die Verhinderung 
?U|id ' ,atlgenommo dle D ringlichkeit des Falles sei m it 
S  i t ber nur n ' n, worden, kann sich zwar der Vor- 
j Sch\vp,0rden HPr Interesse des Mündels und nur vor 
w^rhaik11’ daß ‘^ w il l ig e n  Gerichtsbarkeit dagegen 
ru'* Und b ^ s  Recht^0rm^ er- selbst tätig geworden ist. 
7  Maß^ders a k ; l7 ,Uges der fre iw illigen Gerichtsbar- 
? i*(annn!f lmen de«v  Interesse des Mündels können aber 
V? die »?lch also i7  ormQer. nicht angefochten werden.
hakatilasf^aßregei r;r.M0!?ders auch derjenige, gegen den tlal)e “äutjg. s richtet, nirht rtgnn l 1 , . , A „ n

(Rq
3- StrS

egel ricVit 7 . ucijcuj^ c, uen
zum F ttet’ ? ickt darauf berufen, daß keine 

ingreifen des VormGer. bestanden
'en. v 17 r? i

‘ 17-Febr. 1941, 3 D 660/40.)
% 'r l*^ - ^  §8 *
[Jui 53 Beihilfe zuin Meineid durch

d S  ; r ^ g e  Ami pie,r -^nbeiter R. gegen seine Ehe- 
dp,Sle dahin h ’’ RIa£e auf Ehescheidung er-

23FRedsch tn früheren b|VFtrUnde,t ’ seine Frau habe mit
^ßhp ■ hJßo ^R huno-ßdangekl, ehewidrtge und ehe- 

Qegenw “ nterhaIten- w - wurde am 
Er Lasten vnTari  der Parteien und ihrer Pro- 

PieSe ^ew L^stritt ejdi  uder Kammer als Zeuge ver- 
bQ. h ̂ hss. dnge Bezieh^’ mit Frau R- ehebrecherische 
hV u teh l i l  v7 r u n w lUngv,n unterhalten zu haben. 
%  Füg ^. 'e beiden^Anr- ,Nacb den Feststellungen des 
M g id  „seit f irn e n  r^ u ' bereits zur Zeit der Ver- 
j age|d ,?eh!k9 f(toberBig7Qh“ ngt;ri“  zueinander gestan- 
k V t k X  X  • Die rA  ln VIer Fallen Geschlechts- 
bs bat S  haJe Angekl ^ a“ Ptung des früheren M it- Ilij » ^  da* r /-n * habe ihn 7it rlom Moitiöi/4

• .OZjn’iöig , V< ^ _ _ ___
ofe Qei e P & ' - ChatteÜak  r!lat ?s. folgendes ausge-

j, hat'ä hat j Angekl d la“ Ptung des früheren M it- 
ffi?1 M • • w das Lq  ' 3 '  babe ihn zu dem Meineid 
ihrt.^eujei^egen ^ ej' a|? nicht erweislich angesehen. 

5l°*eß”?ie An ertlrteilt ndes’ Trau K- Wegen Beihilfe 
ohet Qpdie hatteDaf U „hat es folgendes ausge-
z^ktiv 1̂nvrart'*?*. Wenn HS 7 tei im Ehescheidungs- 
hLb4 r > d  s i !01 Bepriffoer* damabge Zeuge W. in 

bJekt i v i & ^ n d .  eme, wie sie wußte,n i 'KCn v 'xuv fr»icnL '-***'-, wie äic wuuic,
ihr’’dem e-ln2l'greifpnhe ^ us?aSe mit einem Eide 

V(,r, UC* ' e(i OeL s’e dies unt r” o den Meineid zu ver- 
*ti]tbrecho !t iintp11'Vart in i erheß und den Angekl. W. 
Uni6 ;r7 ns dpFrstbtzte u_e/ n^ra.verbrecherischen Vor- 
sit.d a«s e'stet ,e,s M p k ./, a* sie ihm zur Rpo-phunrr ri,>

ih.'leiri ihrer
iKsg^et," [-Meineides1* du hm,.2Ur Begehung des 

• lei«lch iM r t  ^ le Antreki dnrCk dle Tat wissentlich 
'hr^id jbrer ’nes köniu> i ' tlat Revision eingelegt
% ltVerp{|.verh fe htsPflichtkehie R7 dü davon seil!> daßUph * *Uplu_ \vr bewußt PPWPc#»n CPI* Hpnbewußt geweseii sei,’ den 

’ Geirrt h^’, an der f 'S1c,F d ‘ e Angekl. aber über 
” abe> so iL  Flndun? der Wahrheit mit- 

<=>e ein Schuldausschließungs­

grund vor. Sie habe nicht gewußt, ob sie überhaupt 
berechtigt gewesen sei, zu sprechen; sie sei der Auf­
fassung gewesen, das sei Sache ihres Anwaltes.

Das Rechtsmittel hat Erfolg. Die Ausführungen der 
StrK. reichen weder zum äußeren noch zum inneren 
Tatbestand aus, die Verurteilung wegen Beihilfe zum 
Meineid zu begründen.

Das LG. findet die Beihilfe lediglich darin, daß die 
Angekl. in der Beweisverhandlung zugegen gewesen sei, 
ohne einzugreifen und den Meineid zu verhindern. Es 
meint, in dieser „Gegenwart“  liegt eine Hilfeleistung 
„durch die Tat“ . Schon hierin ist ihm n i c h t  beizupflich­
ten. Es handelt sich insoweit — jedenfalls nach den bis­
herigen Feststellungen — um ein reines Unterlassen, 
Ein Unterlassen steht aber im Sinne des Strafrechtes 
dem Handeln nur dann gleich, wenn eine Rechtspflicht 
zum Handeln besteht. Das angefochtene Urteil ergibt 
.keinerlei Umstände, aus denen sich eine solche Rechts­
pflicht ergeben könnte. Es liegt zwar sehr nahe, daß die 
Angekl. durch die Erklärung, die sie durch ihren Anwalt 
in dem Eherechtsstreite hat abgeben lassen, irgendwie — 
etwa durch Bestreiten der Klagebehauptung — mit dazu 
beigetragen hat, daß der von dem Gegner benannte 
Zeuge vernommen und vereidigt wurde. Allein im Ehe­
scheidungsverfahren könnte das Gericht auch o h n e  
Rücksicht auf Erklärungen des Bekl. zu der Beweis­
aufnahme und zu der Vereidigung gelangt sein. Das LG. 
hätte sich deshalb ausdrücklich darüber aussprechen 
müssen, ob die Angekl. die Klagebehauptung hat be­
streiten lassen; und schon das Fehlen einer klaren Fest­
stellung h i e r ü b e r  muß dazu führen, das angefochtene 
Urteil aufzuheben.

Daß eine Beihilfe zum Meineid durch Unterlassen 
rechtlich möglich ist, hat das RG. schon mehrfach an­
erkannt (vgl. z. B. RGSt. 72, 20; 74, 283; RGUrt. vom 
22. Aug. 1938, 3 D 593/38, v. 1. Okt. 1940, ID  551/40 
=  HRR. 1941 Nr. 296 =  DR. 1940, 22343). In allen die­
sen Entsch. hat es die Rechtspflicht zum Handeln aus 
der Erwägung hergeleitet, der Unterlassende habe vor­
her durch seine Tätigkeit die Gefahr geschaffen, daß der 
Zeuge wissentlich die Unwahrheit sage und seine un­
wahre Aussage auch beschwöre. Wer aber selbst eine 
Gefahr geschaffen hat, ist nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen, die die Rspr. ständig festgehalten hat, 
verpflichtet, den aus dieser Gefahr drohenden schäd­
lichen Erfolg, hier den falschen Schwur, abzuwenden.

Eine solche Gefahr könnte hier die Angekl. dadurch 
geschaffen haben, daß sie vor der Beweisverhandlung 
irgendwie auf die Entschließung des Zeugen eingewirkt 
hätte. Wenn auch das LG. für nicht nachweisbar hält, 
daß die Angekl. den Zeugen zu seinem Meineid a n ­
g e s t i f t e t  habe, so ist doch nach den bisherigen Fest­
stellungen die Möglichkeit nicht auszuschließen, daß 
sich die Angekl. mit dem Zeugen über die in dem 
Rechtsstreit einzunehmende Haltung irgendwie verstän­
digt und daß dies auf die Entscheidung des Zeugen ein­
gewirkt hat. Auf solche Weise könnte die Angekl. den 
Mitangekl. W. sogar durch H a n d e l n  Beihilfe geleistet 
haben. Aber selbst wenn keine derartige Verbindung 
zwischen den Parteien nachweisbar sein und die Angekl. 
sich darauf beschränkt haben sollte, die Klagebehauptung 
zu bestreiten, könnte eine Beihilfe vorliegen. Möglich 
wäre in diesem Falle, daß die Angekl. in dem Bewußt­
sein und mit dem Willen gehandelt hätte, ihre Stellung­
nahme zu der Klagebehauptung werde irgendwie zur 
Kenntnis des Zeugen gelangen und diesen beeinflussen 
m derselben Weise auszusagen. Dann läge eine Beihilfe
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durch H a n d e l n  vor. Aber auch wenn kein solcher 
Vorsatz der Angekl. nachweisbar sein sollte, könnte Bei­
hilfe — in diesem Falle durch Unterlassen — vorliegen. 
Denn dadurch, daß sie die Behauptung der Klage wider 
besseres Wissen hätte bestreiten lassen, hätte sie das Ge­
richt g e n ö t i g t ,  über diese Behauptung den angebotenen 
Beweis zu erheben, und dadurch den Zeugen in die Ge­
fahr des Meineides gebracht. Allerdings hätte, wie schon 
ausgeführt, das Gericht im Ehescheidungsverfahren den 
Beweis unter Umständen auch dann erheben können, 
wenn die Angekl. die Behauptung der Klage zugegeben 
oder wenigstens nicht bestritten hätte. Indes hätte das 
Gericht in diesem Falle doch auch von der Vernehmung 
oder von der Vereidigung des Zeugen absehen köpnen. 
Erst das Bestreiten der Bekl. hätte für das Gericht nach 
den Grundsätzen des Zivilprozeßrechtes den Zwang ge­
schaffen, den Zeugen zu vernehmen; es hätte darin für 
das Gericht — bei der Bedeutung des Zeugen als des 
einzigen Tatzeugen — auch ein mindestens tatsäch­
licher Zwang gelegen, ihn zu vereidigen. Es ließe sich 
also nicht von der Hand weisen, daß die Angekl. gerade 
durch ihr Bestreiten die Gefahr, die für den Zeugen mit 
seiner Vernehmung verknüpft war, erst w irklich ge­
schaffen, mindestens aber wesentlich näher gerückt hätte.

Nun schafft allerdings eine Partei allein dadurch, daß 
sie die Vernehmung eines Zeugen veranlaßt, noch nicht 
die Gefahr, daß dieser Zeuge einen Meineid leistet; denn 
es liegt nur in der Entschließung des Zeugen selbst, ob 
er seiner Zeugenpflicht gemäß die Wahrheit sagen w ill 
oder nicht. Von der Schaffung einer solchen Gefahr 
wird man vielmehr nur dann sprechen können, wenn 
irgend etwas hinzutritt, das geeignet ist, diese Entschlie­
ßung des Zeugen im Sinne des Meineides zu beein­
flussen. Im gegenwärtigen Falle liegt aber eine Beson­
derheit insofern vor, als der Zeuge, wenn er die Wahr­
heit sagen wollte, genötigt war, Handlungen zuzugeben, 
die ihm zur Unehre gereichen und ihn der Gefahr aus­
setzen mußten, wegen Ehebruches strafrechtlich ver­
folgt zu werden. Der Zeuge wurde also dadurch, daß er 
in dem Eherechtsstreite vernommen wurde, in einen 
Widerstreit zwischen Zeugenpflicht und eigenem Inter­
esse gedrängt, der ihn nach der Erfahrung des Lebens 
dazu führen konnte, die Unwahrheit zu beschwören, um 
sich vor Unehre und Strafverfolgung zu bewahren. 
Unter diesen besonderen Umständen ist nicht zu be­
zweifeln, daß die Angekl. durch ihr wahrheitswidriges 
Bestreiten den früheren Mitangekl. W. in die Gefahr ge­
bracht hätte, einen Meineid zu leisten. Sie wäre daher 
nach den Grundsätzen, die oben dargelegt worden sind, 
verpflichtet gewesen, dieser Gefahr dadurch vorzubeu­
gen, daß sie der Wahrheit die Ehre gab. Dazu hätte sie 
spätestens in der Beweisverhandlung gelangen müssen, 
als sie wahrnahm, daß der Zeuge — vielleicht ermutigt 
durch ihr wahrheitswidriges Bestreiten und durch ihr 
Stillschweigen in der Verhandlung — tatsächlich die 
Unwahrheit, die er bekundet hattet zu beschwören sich 
anschickte. An der Pflicht der Angekl, die Gefahr ab­
zuwenden, würde es nichts ändern, daß sie sich, wenn 
sie pflichtgemäß gehandelt hätte, s e l b s t  zu einer Hand­
lung hätte bekennen müssen, die ihr zur Unehre gereicht 
hätte und sie ferner der Gefahr ausgesetzt hätte, straf­
rechtlich verfolgt zu werden. Diese sittliche Forderung 
muß an die Partei des bürgerlichen Rechtsstreites in 
einer solchen Lage gestellt werden. „Die Rechtsordnung 
muß verlangen, daß man eher die Strafe für begangenes 
eigenes Unrecht auf sich nimmt, als tatenlos neues Un­
recht von einem anderen Volksgenossen begehen läßt, 
das man in seinem Ursprünge schon selbst gefördert 
hat“  (RGSt. 72, 20, 23 =  JW. 1938, 5771). Hiernach liegt 
also die Möglichkeit nahe, daß die Angekl, selbst wenn 
sie sich darauf beschränkt haben sollte, die Klagebehaup­
tung zu bestreiten, den äußeren Tatbestand der Beihilfe 
zum Meineid verwirklicht hätte.

Ober den inneren Tatbestand hat sich das LG. über­
haupt nicht ausgesprochen. Dazu wäre aber, wie auch 
die Revision mit Recht hervorhebt, nach Lage der Sache 
b e s o n d e r e r  Anlaß gewesen.

Ein Irrtum über die Rechte und Pflichten, die eine 
Partei im Rechtsstreite hat, wäre geeignet, die Tat zu 
entschuldigen. Hat die Angekl durch ihr Verhalten für 
den Zeugen die G e f a h r  heraufbeschworen, in einen
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T fbestai1.Meineid verstrickt zu werden, so wäre zum *ai d|e 
der Beihilfe nachzuweisen, daß sie diese Gefahr  ̂ jn 
Ursächlichkeit ihres Bestreitens dafür erkannt  ̂ njCht
ihren Willen aufgenommen hätte. Dagegen 
von Bedeutung, ob sie aus dieser Erkenntnis <* vc. 
Schluß gezogen hätte, zur Abwendung der <jCtl rj|re „ 
p f l i c h t e t  zu sein; ein Irrtum h i e r ü b e r  
Strafrechtsirrtum unbeachtlich (RGUrt. v. 23. r 
1 D 46/40 =  DJ. 1940, 629). fHe,|

(RG., 3. StrSen. v. 26. Juni 1941, 3 D 118/41.) 1

nicn
de«
er/

3. RG. — §§ 183, 200 StGB. Der Rec!liäb5erer ^  
Öffentlichkeit ist im Falle des § 183 StGB. ein “L-neuer„ 
im Falle des § 200 StGB. Eine Handlung ist nach “ . „gafliß 
Rspr. i. S. des § 183 StGB, schon dann öffentlich ^ da 
wenn sie in einer A rt und Weise vorgenomiuen,.mIIit 'VU 
sie nach den örtlichen Verhältnissen von un” eS.inieii 'v're. 
chen und unbestimmt vielen Personen wahrgenoi ^  U|i# 
oder wahrgenommen werden kann, ohne ¡ff,
stimmte Vielheit von Personen zur Stelle ŝ ,”wnissei1 L  
genügt, wenn sie nach den örtlichen Verba ¿¡,¡1j®
Augenblick der Tat zur Stelle sein könnte, 9 ^  73, W 
Täter in der Lage wäre, das zu verhindern (RG l ur 
JW. 1939, 542’ ). Dagegen kann der § 200 StG • y0r 
wendet werden, wenn unbeteiligte Dritte, die eSetr 
hätten wahrnehmen können, auch tatsächlich? n 60‘)' 
wesen sind (RGSt. 63, |31; 72, 67 =  JW. l?38- rn,

der

(RG., 5. StrSen. v. 26. Juni 1941, 5 D 183/41-7
[peJ

-  F l | ¿et 'Af .
§263 StGB. Prozeßbetrug. Iffl raisf i f i  #  

Setzung uer Verhandlung gemäß § 149 par*ei ijigs' 
trugsversuch, der in dem Vortrag falscher AuSsetzu
j .......... • •__i  .. j __ r - in ß  n£S **

** 4. RG. „
setzung der Verhandlung gemäß § 149 
trugsversuch, der in dem Vortrag falsc 
tungen vor Gericht liegt, mit dem Erlaß “ e 
beschlusses beendet. . . ( erf°r pW1

Für den Betrugs v e r s u c h  ist es n‘c.,t i:cb gif Seil 
daß die falschen Prozeßbehauptungen bee>’1,,nd«r
waren, das Urteil zugunsten der Partei z , f , ive®
für die sie aufgestellt waren. Es genügt viel .
Täter sie dazu für geeignet gehalten hat. TI ßeS''¡ch5'

I. Das LG. hat das Strafverfahren g®£eiL  u 
auf Grund des Gnadenerlasses des Führe „t, PU ,#' 
kanzlers v. 9. Sept. 1939 durch Urteil Un^„, hung f  * 
des BeschwF., mit der er seine FreisplC „grün1 f  
ist zwar zulässig (RGSt.70,193), aber un |a

Die Annahme des LG., der Beschvv■ 0
den bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten Q 
0  23/36, Q 14/38 und 0  185/38 als Gene ,tiger Let 
tigter der Frau B. durch Aufstellung uni) lLrabe fn\ 9$ 
Behauptungen, in O 272/34 auch durch A ^  
richtigen uneidlichen Zeugenaussage, . 1 ,.ßer e>“  es 1 
Q 14/38 auch durch Einreichung ünr£„zeßbetl%  “1 
licher Versicherungen der B. des * . ¡aßt 1 ,e( e. 
fortgesetzter Handlung schuldig gemac neChtsf^ ni? 
äußeren und inneren Tatseite keinen gumiflfj \{p} > 
kennpn D.nfl sirb rlpr T.ntriHiter seine Ul ,,,.hild . \V .Kennen, uau sich acr i arricniei geu> 7 ,s
Mißachtung zivilrechtlicher Grundsatz .a
t r if f t  nicht zu. Durch das U rte il des ecscb ..Al\\C'} <i 
nicht ein „Prä judiz fü r den Zivilprozel e ta t^ .f jif1}^ 
U rte il im Strafverfahren kann nur ^ § „Ml
Einfluß auf die B e w e i s w ü r d i g u n g g e r n -  
Rechtsstreit haben, dessen Verhandlung * ¿as •
ZPO. ausgesetzt worden ist. Das ist nie Au g u f 
O 185/38. Die Rev. verkennt auch IT1̂ , afv e rff ‘hre^'f. 
gen die verschiedenen Aufgaben des - c irafver'oes/.hd1 
des bürgerlichen Rechtsstreits. Im v° Tl' . ¿et. 
lediglich zu klären und zu entscheide , p bmKj, a 
als Vertreter der Frau B. in den gen . aliptim&rerslc 
Rechtsstreitigkeiten unrichtige p ?r.* tattlicha,tf3kf a i /  
orpslpllt und /um Teil durch eide.^ "irP U f l )gestellt und zum Teil durch c,t“ ‘' 7elige L 
rungen glaubhaft gemacht und als . jje 
kundungen gemacht habe, um dad , ¿en ^¡t ¿¡e 
für Frau B. günstiger zu Sestahen « cr\nss^ê
bestimmen, ein ih r günstiges U rte il z %V;H
bürgerlich-rechtlichen Ausführungen v j es A
Rev. dartun, daß die Behauptung .IcbeidViIf,cH 
das LG. festgestellt hat. auf 4 ie P hürgerJi^i iV 
richters bei richtiger Erkenntnis der ,eII pa- 0jjii 
läge ohne jeden Einfluß bleiben nu _ 14/3® 
hat uber das LQ. fü r  das Verfahren w

J
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Höaren p

uiRcft1 volIenrfptir r tDm, festgestellt und deshalb für die- 
'Vom 38 ist nnrh n- ,BetruS angenommen. Das Verfahren 
L 5 en. so d-jR ” lcht abgeschlossen,sondern ausgesetzt 
derp des FraSe> ob die unwahren Behaup­
ten^ 311 B. beeinti^iid,as ^ rteil des Richters zugunsten 

Deshalb k haben würden, dahingestellt blei­alle
hat.

ipuß.
abri

Deshoik haben würden, dahingestellt blei- 
,u°r'gen Vnrb ba4 das LO- in diesem Falle, da es 

r ur Recht nm-<l,USSe4zunSen des Betruges festgestellt
daß h- BetnHv„Versuchtcn Prozeßbetrug angenommen. die l-;rugSve , . s __>_is_t.4jv.rriifYc' —  — ^ u u k  V.1IVIMIuk.li•

e le falscherî  p 6 r s„u cß ist es nicht erforderlich, 
das UrtP, i1 rozeßbehauptungen wirklich geeignet 

-er w sie auf ’ der Partei zu beeinflussen,
M k er s*e dazi . i "  Waren- Es genügt-vielmehr, wenn 

Abs- îner fur geeignet gehalten hat.
?Cs Bo die F6/ 6"  Prüfung bedarf gemäß dem §358 
Han(JwcllwF. Ä  ob sich etwa das LG. zugunsten 
k a n z Ä  den r „ , , hat, indem es auf die strafbare 

1 n v-9-SenV iod̂ nerlaß des Führei 
halten as EG. hot l?39 angewendet hat.Ifvi v1) WpÜ *'-.**»t UPn .....1 „ f) e r . . .

l , y*' du^cwenuei nar.
iln JahrWeiI 5,dieafn. f n Gnadenerlaß für anwendbar ge- 

L Cl *938 i^j-p^Sesctztc strafbare Flandlung bereitsflehtpeilt in , *y38 ihr»»8 ire STrarDare Handlung bereits 
inoren O ial sächlicher A.bsolduß gefunden“  habe. Dem 
!?39 be?n t4,/3s erst di Hi.nsicllt entgegen, daß das Ver- 
ka«ht leidet W0rdend^ri hodas Urteil des OLG. v. 29. Juni 

rpik^.E stehen ^ owed dieses Verfahren in Be- 
'e TätLi '¡Chen t> „. , Anwendung des Gnadenerlasses 

dstfebte r *4 des Rden,ke"  entgegen; denn nicht nur 
3t]g ,FrfoIg __ B?schwF., sondern auch der damit 
Für (i ‘leg«n v 0 rLl?e d^r .Frau B- günstige Entschei- 

Verfahr» A11 st*chtage des Gnadenerlasses. 
\ }  atu iliei’> der r!L ^85/38 hat das LG. ersichtlich 
A , S d ! * o v .  ig ,o Iugsversuch des BeschwF. sei mit 

l , 3ssUiing beendet ausgesprochenen Aussetzung der 
lirpach ß  aus f ^  ^  gewesen. Im Ergebnis ist dieser 
>  R » r . d l en̂ n Gründen beizutreten: 
ha/estellt 'Esstreit iy,,VJt niuß der Täter, der im biirger- 
ii-rldas r)p11(l dadurdfh^ Bahauptungen vor Gericht 
de gofßhrt „ r,cht könne jdle Gefahr heraufbeschworen 
2U v^hcht^den, alleo +durc]l seine falschen Angaben 
derVerhüten. Ut,d dim'* ua’ um e'ne solche Irreführung 
^ahULrteilsm,?.er Täüo’ k T c . Schädigung des Gegners 
2.Sw^it zyaß>'gen Entseh^n 16 Rechtspflicht, noch vor 
eeaj8en. ¡nu oifenbare,/ ,heidV.ng des Rechtsstreits die 
der°6en, derd,(;111 v0n ih‘,„Aus,dlesen Grundsätzen hat der 
S c r üfu n u ¥ ragsvcr^ek t8C!liedenen FaIIe den Schluß 
^be^^eitr^, ^endet f Ucb sei erst mit der Verwerfung 

70kte scine^'n08̂ 1’ w.eil der T;iter bis zu 
?• 8trs Ung n„?’ 150 ,w?e^ tsp flich t zuwidergehandelt
Ia a S . , Jd te rlieep  JW. 938, 17112). Diese Rechts-

odflaoi^GSt Seiner' n ~vv> u'-' ■ «iÄ ui» zu 
itrsfUllS iii,?’ 150 s-  , Rech spflicht zuwidergehandelt 

V U n ^ ie g t  ¿ 7 ’ °38’ ?7"  2>- D i^  Rechls- 
^ h ^ J e tz t fre ite t war h E-m Sachverhalt, der dem 
N  l L 2«/ Entschn- ,keinen rechtlichen Bedenken. 
^ i i C eil for,0fern andmdUlig uStehenden FaIle ist dür 
h1- ?iir o"1 ^ ilb esetzt \VPrd a STder Rechtsstreit nicht bis 
Sle ALEdi >49 2p0 ^ i i rPdeAn konnte> weil das Gericht 
d‘e eInUPSktzUniUkg des ^ ussetzung der Verhandlung 
i„ r Ä p3S - hat zur Fn.Fverfahrens angeordnet hat 

(§0̂  Pa ?  ^ nsehiin° ProzeßhandIungen,
dpa4 e r,49 2 P n \‘ gegem^^. der, Hauptsache vornimmt, 
ofp, aufn.dfs G e r l' Sie hi+)erk °kne rechtliche Wirkung 
■¿ln4 erfo,h°bei, 1CLht den An«aPbter auch zur FoIge- daß, 
¡Jd'eit Tgen L kat> eine> v f  ^ UlWsbesclduß nicht wie- 

Vc ?tla- Da neaX erßandlung zur Hauptsache 
geh^echiilcBen̂  p ndIünĝ  ̂ dPrd,etn Grundsatz der Münd- 
&  C strei" sRechtssf r’eide^ das ordentliche Verfahren 
die?Ur?& tii LS°lcliPauf Grund mebei,r.sfbE die Entscheidung 
bPk E»efakCbt stat+f-aF>er wäh?Un? Ichcr Verhandlung er- 

A  d a f f'aden & end. der Dauer der Aus­
ist während dieser Zeit 
durch falsche Partei-

r^ rb i^ r 'ngen hZt istfkann y e.rhandlung gemäß dem 
r tV r liltrpn0niit t er“ hende r i eir  .auf betrügerischem 
?v?r Dankeitle Schädig Cheidung crgehen und

eiIst^UsSet>R entfäIIt' ?ung des Prozeßgegners 
K N  z^%JnUn§ auch dipbD " at“ rgemäß für die 

UnU °bVni ^^che iH it ^ e^ ^ sPibcht, „noch vor 
?  •^in?+3areni‘. Snhn? i de-s ^ echtsstreits die 

a achjl,r der bald die Aussetzung auf- 
W irjL Entschefd,1fnUr Verhandlung zur 

’ N ä ch s t d " g ober den Rechtsstreit 
nst diese Rechtspflicht für den

Täter aufs neue; denn nunmehr besteht wieder die durch 
sein früheres falsches Vorbringen heraufbeschworene Ge- 
tahr daß das Gericht irregeführt und dadurch der Gegner 
g.esid|adigt werden könnte. Im Falle der Aussetzung der 
Verhandlung gemäß dem § 149 ZPO. ist also der Be­
trugsversuch, der in dem Vortrag falscher Parteibehaup­
tungen vor Gericht liegt, mit dem Erlaß des Aussetzungs- 
beschlusscs beendet. Da der Aussetzungsbeschluß v o r  
dem Stichtag des Gnadenerlasses v. 9. Sept. 1939 ergangen 
ist, bestehen auch insoweit keine Bedenken gesren die 
Anwendung des Gnadenerlasses.

Sollte der BeschwF. nach der Wiederaufnahme des 
Rechtsstreits seine nach der Ansicht des LG. falschen 
Parteibehauptungen erneut vortragen lassen, so würde, 
falls eine mit der bisherigen strafbaren Handlung in Fort­
setzungszusammenhang stehende Handlung angenommen 
wurde, die Einstellung der Fortführung des Strafverfah­
rens nicht entgegenstehen; denn die Einstellung hat nur 
feststehende Wirkung; sie kann, wenn sich nachträglich 
hei ausstellen sollte, daß die strafbare Handlung über den 
oticntag des Gnadenerlasses hinaus fortgesetzt worden 
iS633ai ‘ f eandert Werden (RGSt.69, 124, 125 =  JW. 1935,

Ri L Ni ch l en EeststeHungren des LG. hat zwar der 
BeschwF. selber keine falschen eidesstattlichen Versiche- 
rungen abgegeben; er ließ aber in Q 214/34 eine eides­
stattliche Versicherung der Frau B. vorlegen, „in der 
u.a beiläufig davon die Rede ist, daß die Grundschuld 
in Hohe von 70000 M l  valutiert sei“ ; in Q 14/38 ließ 
on a ell™ tattIi,chen Versicherungen der Frau B. vom 
29. Aug. 1938 und vom 2. Febr. 1939 vorlegen, in denen 
sie v e rs ie r te  „sie habe dem H. in den Jahren 1924 bis 
1926 insgesamt 4300031M als Darlehen gegeben, was zu-
ausriTad'ie“ '1 ^  aufgelaufenen Zinsen rund 70000 91M
■ B iese Angaben sind nach der Überzeugung des Tat- 

richters falsch. Daß der BeschwF. selbst die Frau B. zur 
Abgabe der einen oder der anderen eidesstattlichen Ver- 

, Slcherungen angestiftet hätte, hat, wie den Urteilsausfüh- 
rungen zu entnehmen ist nicht festgestellt werden kön- 
nui. Das LQ. hat aber ubersehen, daß sich der BeschwF. 
der Beihilfe zur Abgabe falscher eidesstattlicher Ver-
fPc+^ungen SC,m dlg  g ^ a c h t hat; denn nach den Urteils­
teststellungen hat er als Bevollmächtigter der Frau B 
die, wie er wußte, falschen eidesstattlichen Versiche­
rungen dem Gericht vorlegen lassen 

Dieser Rechtsfehler nötigt nicht dazu, das Urteil aut- 
Ä enu Ur?d +die Sache, wenigstens im Strafausspruche 

an die Vorinstanz zuruckzuverweisen. Die Beihilfe steht 
zu dem Prozeßbetruge in Tateinheit. Die Vorlegung der 
falschen eidesstattlichen Versicherungen war nach der 
Auffassung des LG eines der Mittel, mit denen der 
BeschwF. das Gericht irreführen und zu einer der Frau B 
günstigen Lntscheidung veranlassen wollte. Indem das 
Wr'cniim P e ângnisstrafe von drei Monaten als eine dem 
Verschulden des BeschwF. entsprechende Sühne ansah, 
h.a t *? d« i erschwerenden Umstand, daß er falsche eides- 
statthehe Versicherungen zu Täuschungszwecken vor- 
• i b,ei  der Strafbemessung erkennbar mitberück- 

sichtigt. Es kann daher nicht angenommen werden, daß 
der Tatrichter auch bei richtiger Erkenntnis der Rechts­
lage eine höhere Strafe als drei Monate Gefängnis als 
angemessen erachtet hätte. s .

(RG., 1. StrSen. v. 23. Mai 1941, 1 D 131/41.) [He.]

Anmerkung: I. Das Urteil enthält einen Beitrag zur 
Lehre vom Prozeßbetrug. Es fußt auf den bisher in der 
Rspr. des RG. gewonnenen Erkenntnissen. Über den 
Stand der Lehre vom Prozeßbetrug unterrichtet der Auf­
satz von W o l f  in JW. 1938, 1921 (vgl. auch Go e d e l  
„Prozeßbetrug“ : JW. 1937,1760). Der von dem zutreffen­
den Gedanken des Unrechtsgehalts der Tat getragene 
Vorschlag von W o l f ,  einen neuen Straftatbestand zu 
schaffen, der den Prozeßbetrug im Sinne eines Miß­
brauchs der Rechtspflege durch Verletzung der nro 
zessualen Wahrheitspflicht auffaßt, wird auch im neuen 
Recht nicht aufgegriffeu werden (vgl. G ü r t n e r  niTc 
kommende Strafrecht“ , Bd. 2, 354) ’ ” aS

Die Entwicklung der Lehre ist bekannt. Im Laufe der ' 
Zeit sind alle Einschränkungen gefallen, die zunächst 
gegen die Anwendung der Betrugsbestimmung aus dem
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Gedanken des mangelnden Kausalzusammenhanges (z. B. 
bei pflichtwidrigem Handeln des Richters, der unbewie­
senen Parteiangaben vertraut) oder wegen des fehlenden 
Irrtums eines Richters (z. B. beim Versäumnis-, Mahn­
verfahren oder Geständnis) oder wegen fehlender Rechts­
widrigkeit (früher keine Wahrheitspflicht der Partei) 
erhoben wurden (vgl. dazu auch S c h a f f s t e i n  mit 
Darstellung der Lehre in JW. 1938, 1386 Amn.; K o h l ­
r a u s c h ,  „StGB.“ , 36. Aufl., § 263 Anm.5a).

Das Urteil hält mit Recht nunmehr eine besondere 
Auseinandersetzung mit diesen Fragen, welche mit dem 
Wesen des Prozeßbetrugs im Zusammenhang stehen, 
nicht mehr für erforderlich.

II. Die Aufstellung bewußter unrichtiger Parteibehaup­
tungen wurde schon früher für ausreichend angesehen, 
ohne daß es einer Berufung auf falsche Zeugen oder 
sonstige falsche Beweismittel bedarf (vgl. RG.: JW. 
1938,8555; RGSt. 69, 44 =  JW. 1935, 9564S). Hierbei meint 
das RG. zum Teil, auf die Einführung der Wahrheits­
pflicht nicht näher eingehen zu müssen (vgl. RGSt. 72, 
150 =  JW. 1938, 1711 = unter Hinweis auf RG.: JW. 1938, 
13851 mit Anm. S c h a f f s t e i n  und auf weitere Urteile).

Prozeßbetrug kann schon gegeben sein, wenn die Par­
tei im Rechtsstreit wider besseres Wissen Tatsachen be­
streitet (vgl. RG.: JW. 1938, 15151 mit Anm. Mez g e r ) .  
Sobald falsche Angaben mit unrichtigen Nachweisen be­
legt werden, war die Annahme eines Betruges von jeher 
möglich, so bei unwahrer eidlicher (RG.: DR. 1939,921 2, 
Meineid der Kindesmutter) oder uneidlicher (vgl. LG.: 
DR. 1940, 106721) Aussage. Bei falscher eidesstattlicher 
Versicherung im Q-Verfahren ist die Sachlage gleichfalls 
eindeutig.

III. Nachdem durch die Klage die Unwahrheit vor Ge­
richt angebracht und dadurch die Gefahr heraufbeschwo­
ren ist, das Gericht könne durch diese falschen Angaben 
irregeführt werden, hat der Täuschende einen Zustand 
geschaffen, der im Sinne seiner Betrugsabsichten weiter 
w irkt.

Der Betrug ist durch jede auf Grund der Täuschungs­
handlung des Täters getroffene Entscheidung des Rich­
ters vollendet, durch die eine Prozeßpartei entsprechend 
dem Willen des Täters geschädigt wird (vgl. RG.: JW. 
1938,131610). Betrugsversuch liegt vor, wenn es trotz der 
bestehenden Absicht des Täters zu dieser Schädigung 
nicht kommt oder nicht kommen kann. Der Täter bleibt 
aus der geschaffenen Gefahrenlage heraus verpflichtet, 
die Irreführung richtigzustellen und die Schädigung zu 
vermeiden (vgl. RG.: JW. 1938,1711 2).

Die Täuschung kann durch den Prozeßbevollmäch­
tigten erfolgen. Trägt er erdichtete Tatsachen vor, so 
kommt es auch nicht mehr darauf an, ob er die An­
sprüche aus anderem Grunde für berechtigt gehalten hat 
(vgl. RG.: JW. 1938, 2001 l ).

IV. Eine Bindung des Zivilgerichts an das Strafurteil 
findet nicht statt. Der Strafrichter hat ebenfalls aus 
eigener Sachkunde zu entscheiden. Daß hierbei die zivile

. Rechtslage Erörterung findet, ist selbstverständlich. M it 
Recht verwirft das RG. die Meinung der Revision, es 
werde ein Präjudiz für einen Zivilprozeß geschaffen.

Die neuere Entwicklung hat in vielen Fällen dahin ge­
führt, auch vor rechtskräftigen Urteilen nicht haltzumachen 
und die bereits einmal gerichtlich überprüften Tatbestände 
einer, erneuten richterlichen Beurteilung aus anderem 
rechtlichen Gesichtspunkte zu unterziehen. Rechtssicher­
heit und Gerechtigkeit müssen in solchen Fällen gegen­
einander abgewogen werden (vgl. dazu Ausführungen 
von M e y e r :  DR. 1939, 696). An die Klage aus §826 bei 
sittenwidriger Ausnutzung des Urteils oder bei Urteils­
erschleichung sei erinnert (vgl. S c h ö l t :  DR. 1940,414; 
Weh :  DR. 1939, 473).

V. Die Anwendbarkeit des Gnadenerlasses hängt da­
von ab, ob die in Frage stehenden strafbaren Hand­
lungen vor dem Stichtage beendet waren. Nach dem 
beim Prozeßbetrug zutage tretenden Willen des Betrügers 
ist die Vollendung des Betruges in dem Verfahren O 14/38 
erst mit dem Urteil des OLG. Stuttgart eingetreten. Daß 
die Auffassung des RG. gegenüber der im Urteil niedef- 
gelegten Meinung des LG. insoweit zutreffend ist, bedarf 
keiner weiteren Erörterung. Soweit das ausgesetzte Ver­
fahren in Frage steht ist dem Urteil des RG. gleichfalls 
zuzustimmen. Ein vollendeter Betrug liegt nicht vor, weil

[Deutsches Recht, W o ch e n ^

es an der die Vermögensbeschädigung herbedn 
Entscheidung fehlt, die auf den Täuschungshan ,rllgs- 
des Täters basiert. Dagegen ist ein vollendeter y0r-
versuch auzunehmen. Der Betrugsversuch lag jr ti»“ 
trag der falschen Parteibehauptungen vor G& s be­
erschien m it dem Erlaß des Aussetzungsbescm g ¿u-
endet. M it diesem Beschluß fand der zivile 1 L fahre11' 
nächst ein vorläufiges Ende. Der Täter hatte die j,affe» 
läge durch sein betrügerisches Vorbringen 
und mußte ihr entgegenwirken, solange sie sc a ^  
W irkungen zu äußern in der Lage war.
Zeitpunkt hinaus kann jedoch seine Rechtsp n 
Offenbarung der Wahrheit nicht ausgedehnt vr zutreI' 
Wirkung der Aussetzung wird nach § 249 4!

z«r

.ites diesei ^ pam ,«

a w T Ä r f i
sind hier auch Handlungen des 
gegenüber wirkungslos. Das ergibt ein ujg 
aus Abs. 3 des § 249 und ist im übrigen unst 
dazu J onas ,  ZPO.). ______ -des O f t -

' « 5 i< *
War der Betrugsversuch vor dem Stichtage f  jä te tf 

erlasses beendet, so konnte dieser Erlaß dein
gute kommen. Der Hinweis des RG. auf da® oechts'
Verhalten des Täters bei Wiederaufnahme des Re

ete11£(
r g . vertr> ;

ouv.hv. 3  uui111c uci ucu allgemein vom rfc7 llS^J riP
strengen Auffassungen über den Fortsetzung ^  ¡st 
hang wenig praktische Bedeutung haben. ^rIieut ^  
Sicherheit anzunehmen, daß hier der Täter j eIn 
Entschluß fassen muß, seinen falschen Vortr |  ^  uij* ö 
rieht wiederum bei Fortführung des Prozess in se ge> 
breiten. Er konnte diese Absicht kaum v?ILsetzUI1£ 
Vorsatz aufnehmen, weil er m it dieser Au r
Verfahrens voraussichtlich nicht rechnete. . -statt11' i}l- 

VI. Eine Beihilfe zur Abgabe falscher e nll dK.ffr 
Versicherungen kann zweifellos vorliegen, v0rn J ,egt 
sehen eidesstattlichen Versicherungen Drltt , f vor|>JA 
in Kenntnis ihrer U nrichtigkeit dem „ 5 er!iavon u

_______ __ J ........  I  . Iffieso«
dem Betrug begangene Beihilfe erscheint f ^ eS

werden. Es ist zu begrüßen, daß das RG- ppicJ 
aus diesem Grunde das Urteil im Strata ^ e in ^ F 5 
zuheben und zurückzuverweisen. Die m ! , t befn1zi‘..... ......... I
wesentlich und wird bei der Bewertungh.rüc0c .0  
betrugstatbestandes ohnehin bereits m*tlj|aS Von, ¿esohnehin bereits j aS • 
Gründe der Prozeßökonomic sprechen tur 
des RG., man könnte auch in analoger A (vg1,
§ 154 StPO, die Beihilfe unberücksichtigt la 
Verf.: DR. 1940, 1490). , u ac h , ße

StA. Dr. H. M i t t e l b a r  5
* . „ e d«9 S d'11

5. RG. -  §235 StGB. Entziehen ¡m f f  T iie% ie[ 
StGB, umfaßt auch solche Handlungen des.., P9
darauf gerichtet sind, daß die Entrück: (,lei®' fj
aus der Gewalt der Berechtigten fortbcs egein‘ 0  
Mittel der List braucht auch nicht dem h

entzogen werden soll. Es kann auch ge& 
zur Anwendung kommen. . n9 41)

(RG., 2. StrSen. v. 19. Juni 1941, 2 D ^
* <K9 ’ F

«!. RG. -  §350 StGB. Für die A"^ e n d !
StGB, ist nicht allein die Frage A\a ist ° .( glc*.jj, 
amte für die Handlung amtlich zustanu s t n<cLdiF  j  
Der Begriff „in  amtlicher Eigenschaft ^  l^ s f $  ge- 
bedeutend mit dem Begriffe der atn ,„ i7feren y  Je9 
Ersterer geht über die Grenzen des 1 ¡-(andel a 
legt den Schwerpunkt auf das amtl,cn 
amten (RGSt. 1, 124; 50, 250, 252). i R0

• eK-i f l  . ß »Ultu \l\VJOl. 1, l J i t f  JU, « g ^  f  ifll ¡jl«f
Ein solches amtliches Handeln ha Lef i e(

Falle als gegeben angesehen, in r(ielde>\ 
Verständnis mit der Schulbehörde gn0lniTüT 5ch $  
innerhalb des Schulbetriebes entgegen? /  gflek ¿t
i r, h.,r+0 f„Hc. festeestem».-mit e>
umuuciui uca ouuuuciiicolcj “  KT*
LG. hatte in diesem Falle festges Ggf m*1 j3(3 r-
und deren Eltern dem Lehrer die ,,en U0ßnS{-!¡ f .  
auf seine amtliche Eigenschaft geg . (K geh* «iS
in diesem Sinne entgegengenomme cj,aft grw F
97, 98). Der Begriff „in  amtlicher &Se ,iegt e'tteS a feif 
der Rspr. sogar noch weiter. Dam1 wen jsh
in amtlicher Eigenschaft auch ti anIl thot - , , , ,  ,
amtlichen Zuständigkeit fehlt, ja sc£ e]der v. CK1
Beamten die Entgegennahme der ^  (jas
unter der Voraussetzung, daß uer,

,
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X«chtfct lnunS gewesen ist, der Beamte sei
■ en, u’nr) J d für die Behörde in Empfang zu 

I e,lctlwohI der Beamte das erkannt und das Geld
F?tscheidenH E ege,ngenomtnen hat (RGSt. 71, 106, 107). 

m3chtigUnfy " ,  als°  ] " cht die Zuständigkeit oder die 
(RG. i * oder a^ein der Wille des Empfängers. 

-öttSen. v. 27. Mai 1.941, 1 D 68/41.) [R.J

w  Anfechnnn„T §1 Abs*2 v o - v- H. Juni 1940 steht 
Ur,eilten w iLA t?  Untersuchungshaft bei zu Zuchthaus 

. ^ie erjjt. rPNichtigen grundsätzlich nicht entgegen.
Dai^h auf??? P°hzei- und Untersuchungshaft ist dem 
ger>wltIlat die v--erl<annte Strafe voll angerechnet worden. 
84h ü!t> die im 1c” ?1®?. auch die grundsätzlichen Bedenken 
2ucilegen die in  rd4tum von T h  ie  m a n n  (DR. 1941, 
"fOrri ausstrafen nrecflnun"  der Untersuchungshaft bei zu 
hönn̂ n s‘nd. Sie unVtei'ur,edten Wehrpflichtigen erhoben 

J?®11- " at diesen Bedenken indes nicht beitreten
gen

»ey0

,einer wäLli leJVollstreckung von Freiheitsstrafen we- 
nicit 1940 (RGR,d j df® Krieges begangenen Tat 

an das' priT - E 877) richtet sich in ihrem § 1 /

lj . ein
HichtUni ly40 (p rfü r I Uo ^ .Krieges begangenen Tat vom 
streni , ao das'erU *’ 877) richtet sich in ihrem § 1 Abs. 2 
Sl|ehiiI'ngsbehorfir rm?näe Qericht, sondern an die Voll- 
BeorÄhaft dip ' u *e Frage einer Anrechnung der Unter- 
I940ea Qerichts i? a*h § 60 stGB. im Ermessen des erken- 
Schlü^eder u n m S  Wlrd daher durch die VO- v. 11. Juni 
Anreĉ > die j ^ A[har noch mittelbar berührt. Die Rück

derdeshaClKnutlg der , ,e ™ a n n aus der Verordnung für die 
a,u7 Fol?Pn “  ersuch.ut,gshaft ziehen w ill, beruhen 
hat; üennUrgen»’ die der Gesetzgeber selbst nicht 

n3eh (l„ner verhän,,*16 Anordnung über die Nichteinrech- 
®heei(̂ nij ^ö]]ennr? erL Zuchthausstrafe kann und soll sich 
den q ” ’. die der v.t? Gesetzgebers nur auf eine Strafe er- 

Die lch*s noch edte nach dem Spruch des erkennen-

reten Wehrnti; L. vurielle> cne ein zu /.ucht 
lü w ,;1 Auf{ai ' lchtiger nach der von T h i e m

'gü«stm<ft ziehen son ?-US der Anrechnung der U ..Jrecv.a;1gUng di ®°d> liegen auf derselben Linie wi
ŵ Ben der lTn?em Verurteilten auch sonst aus der
Ä t a l i c 86 VoHp f.rSfU-Chu,r?gshait zuteü wird- Das Be- ^ enio-ß_ i'hgen ? für che zu Zuchthaus vernrtpilfpn

ein zu Zuchthaus 
von T h i e m a n n  

Unter- 
wie die

o2 % r  7 “ gen grunH • • •  ie zu Zuchthaus veri
v stin,niun^fiSai zlich auszuschalten, kann um so 

rhf.ft L ^ g e s Ä  fc" den, als die im § 1 Abs. 2 der Ver- 
d l^U nSk1*- Uber dioAH0rdnunS nur auf einer Soll-Vor- 
trb ^Ji\fS8ehörden i? Handhabung der hiernach den Voll- 
lyPdos der'\v,Einvernehgeraum.<en Ermessensfreiheit hat 
C ^ C v ^ <h r S ,S e»„«Pii  dem Chef des Oberkom- 
ertetl lstreckiin Plchfhnien erlassen, die sich ledig- 

m itgX fB ehö rden  richten, demgemäß nur 
ütiio^rordn Qerichte Ii t .w?rden sind und im übrigen die 
§>> » Ä u g  auch „bae‘ einer Auslegung des § 1 Abs. 2 
fälL^r Vedle hei p t gar ,n,IcId binden könnten. Die Richt- 
run? s°ir ar°rc*n u n g fh  i ’ld  t n e r - N e u b e r t  (Anm. 12 zu 
denf ed> fnit e.lrien BeriISewiesen w ‘rd, sehen in Zweifels- 
' , n bed denen f ^ h »  an den RJM. vor. Die Ausfüh- 
’ J endentn8nen will t,xm a n n  den hier erörterten Be- 

aichtr!? i.e verm«""!n_nic!lt überzeugen. Die er-

Sie 
Ab:

'u f^ e n ^ n e n  Wlllh ‘ « m a n n
die niri*richte veVm°nnen nicnt uoerzeugen. Die er- 
^h r 'k trL /! zu überseht? 6n Zur Zeit der Hauptverhand- 
>ie EmSc| hungSbehi ben> v°n welchen Erwägungen sich 

s T ^ n  a?,’dungenh° rdeP oder der RJM. bei ihren spä- 
7 Vo. dach nicht narnieSat Frage leiten lassen werden. 
ler^Ufil l r die Mut*oPru en’ ob der Angekl- nach § 18 
:„r^Us d l i ’ 4691 aioU..le,r.ung und Aushebung v. 17. A pril

& S l V  Ä " a . ..........s 1Q
^  E 469) ahUv«u-Ung und Aushebung v. 17. A pril 

^ehrp{j: i 'b g  untauglich ausgemustert und 
ng im gV'. 28. Febr |VnJ la,,nis ausgeschieden ist (vg'praSe s itn r 28. Fehr ui« a nis ausgeschieden st (vgl. 

f ’ d n ^  ^ h u n g s fa ll a4̂ ^ -  1941> 505) und welche 
*asspJ?d t n e r x kinrecim dle Vollstreckungsbehörde zur 
^VoS>«U rK ^eUbehr w g e'nnehmen wird. Die bei 
n % u einerbA offensichtnln wiedergegebene Auf- 

h‘* 3bZa AnOrdnuna buh Wehrunfähigen (Krüppeln) 
^behU mul? Rp^r f 16 Nichteinrechnung der
kl^n Weshä der Veror ?denken erregen- Denn es ist 
3̂ 1,’ .der ¡nfalb ejn ■ rdnung grundsätziieh nicht ein- 

A d A e>den, Se einea „wehrpflichtigen Alter stehender 
1|ji ? sollt(,S ausgeniusto 1ber ich nieht sogleich erkenn- 

1Ustert worden ist, anders behandelt
artigen 1

a e ist der Angekl., der iin wehr­

pflichtigen Alter steht, aber offenbar noch nicht gemustert 
worden ist, wegen Geistesschwäche entmündigt und un­
fruchtbar gemacht worden. Die Kammer vermag daher 
nicht zu übersehen, ob er bei seinen geistigen Mängeln für 
den Wehrdienst tauglich ist oder bei Musterung als völlig 
untauglich ausscheiden würde. Die Frage mag indessen auf 
sich beruhen. Denn nach der Auffassung der Kammer steht 
die VO. v. 11. Juni 1940 einer Anrechnung der Unter­
suchungshaft in keinem Falle entgegen.

(Hanseat. SondGer., 2. Kammer v. 2. Mai 1941, 138 bl 
SondGer. 111/40.) 1

Zivilrecht

Ehegesetz
8 . RG. — §56 EheG. Dem verzeihenden Ehegatten un­

bekannte Verfehlungen wie auch ihm unbekannte Umstände, 
die die sittliche Bedeutung der Verfehlung und ihre Rück­
wirkung auf das Eheleben so berühren, daß sie bei dem 
gekränkten Ehegatten zu einer wesentlich anderen Einstel­
lung hätten führen können, gelten nur dann als verziehen, 
wenn eindeutig aus der Äußerung zu entnehmen ist, daß 
der Verzeihungswille sich auch darauf bezog, f )

Der Mann hatte der Frau einen von ihr eingestandenen 
Ehebruch verziehen und die Ehe fortgesetzt. Nach sechs 
Monaten nahm der Mann diese Verzeihung zurück und 
klagte auf Scheidung aus dem Verschulden der Frau, die 
auch weiter die Ehe gebrochen habe. Im Rechtsstreit 
gab die Frau an, sie habe mit dem anderen Mann nicht 
einmal, sondern in unmittelbarer Aufeinanderfolge zwei­
mal geschlechtlich verkehrt. Weitere Verfehlungen der 
Frau nahm das Gericht nicht als erwiesen an. Die beiden 
unteren Gerichte wiesen das Scheidungsbegehren des 
Mannes ab. Die Rev. des Mannes ist nicht begründet.

Die Rev. vertritt die Rechtsansicht, daß der Mann, der 
in Kenntnis eines einzigen Fehltrittes der Frau ihr ver­
ziehen habe, damit nicht auch den zweiten Geschlechts­
verkehr der Frau mit dem anderen Mann ihr verziehen 
habe. Dieser Ansicht ist nicht uneingeschränkt bei­
zupflichten.

Die Verzeihung als der vom gekränkten Ehegatten 
ausgedrückte Entschluß, eine von ihm zuerst als solche 
empfundene Eheverfehlung des anderen Gatten nicht 
mehr als solche zu behandeln und die Ehe trotzdem 
fortzusetzen, kann durch Widerruf oder Zurücknahme 
mit Wirkung auf die Ehe nicht wieder beseitigt werden. 
Andererseits werden aber durch die Verzeihung nur 
diejenigen Eheverfehlungen gedeckt, über die der Ver­
zeihende bewußt hat hinwegsehen wollen. Die Verzeihung 
setzt also regelmäßig voraus, daß der verzeihende 
Ehegatte von der Verfehlung des anderen nach deren 
Schwere und Tragweite für das weitere Eheleben Kennt­
nis hatte, wenn auch diese Kenntnis sich nicht auf alle 
Einzelheiten der Verfehlung zu beziehen braucht. Dem 
verzeihenden Ehegatten unbekannte Verfehlungen, wie 
auch ihm unbekannte Umstände, die die sittliche Be­
deutung der Verfehlung und ihre Rückwirkung auf das 
Eheleben so sehr berühren, daß sie bei dem gekränkten 
Ehegatten zu einer anderen Einstellung hätten führen 
können, sind durch die Verzeihung nur dann als gedeckt 
anzusehen, wenn aus der Äußerung der Verzeihung ein­
deutig zu entnehmen ist, daß der gekränkte Ehegatte 
auch darüber hinwegkommen wollte.

Das BG. hat angenommen, daß der Wille des Mannes, 
der Frau zu verzeihen, auf die Eheverfehlung der Frau 
an sich, also auch auf ihren zweiten Geschlechtsverkehr 
mit demselben Mann auszudehnen sei. Es schließt diesen 
Willen daraus, daß nach den vorliegenden Umständen 
des Falles die Art und die Schwere des Vergehens durch 
die Wiederholung des Geschlechtsverkehrs keine wesent­
liche Änderung erfahren habe und ihr eine besondere 
Bedeutung nicht beizulegen sei, und nimmt an, daß der 
Inhalt der Verzeihung sich auf das gesamte ehebreche­
rische Verhalten der Frau zu diesem einen Mann be­
zog, gleichgültig, ob sie mit ihm einmal oder zweimal 
unmittelbar aufeinanderfolgend Geschlechtsverkehr ge­
pflogen hat.

Bei diesen Feststellungen des BG. kann eine rechts­
irrtümliche Begründung darin nicht liegen, daß in die-
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sem Fall der Wiederholung keine solche Bedeutung zu­
kommt, um sie nicht auch vom Ehemann als verziehen 
anzusehen.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 7. Juni 1941, IV 61/41.) [He.J

Anmerkung: 1. Die Definition, die das RG. hier dem 
Rechtsbegriff der Verzeihung gibt: „als der vom ge­
kränkten Ehegatten ausgedrückte E n t s c h l u ß ,  eine 
von ihm zuerst als solche empfundene Eheverfehlung 
des andern Gatten nicht mehr als solche zu behandeln 
und die Ehe trotzdem fortzusetzen", scheint mir r i c h ­
t i g e r  als die Definition in RG. IV B 20/41: „Verzeihung 
ist eine W i l l e n s ä u ß e r u n g  dahin, aus einem als 
Eheverfehlung erkannten und gewerteten Verhalten des 
anderen Ehegatten keine Folgerungen zu ziehen, sondern 
trotzdem die Ehe mit ihm fortzusetzen.“  Denn entschei­
dend ist zunächst der Vorgang des Innenlebens des ge­
kränkten Ehegatten, sein „ E n t s c h l u ß “ , zu dem dann 
allerdings noch das kundgebende Verhalten, die „Willens- 
ä u ß e r u n g “ , hinzutreten muß.

2. Wenn das RG. in der vorliegenden Entsch. sagt, die 
Verzeihung könne durch W i d e r r u f  öder Z u r ü c k ­
n a h me  nicht wieder beseitigt werden, so deckt sich 
dies nicht mit dem in RGZ. 123.237 vertretenen Rechts­
standpunkt, wonach die Zurücknahme der Verzeihung 
unter gewissen Voraussetzungen z u l ä s s i g  und w i r k ­
sam sei. Es heißt daselbst: „Die für den Entschluß 
wesentliche Nichtkenntnis des Sachverhalts, der sein Zu­
standekommen verhindert haben würde, muß auch bei 
der Verzeihung — obschon auf sie die §§ 119 und 121 
BGB. keine Anwendung finden — die Wirksamkeit der 
Willenserklärung zunichte machen. Der hierfür in Be­
tracht kommende Sachverhalt umfaßt nicht nur den 
Scheidungsgrund selbst, sondern auch a l l e  U m s t ä n d e ,  
die für die Schwere der Verfehlung und ihre Folge­
erscheinungen von Bedeutung sind; dabei spielt das 
persönliche Empfinden des verzeihenden Ehegatten eine 
ebenso große Rolle wie überhaupt das Wesen der Ehe 
als einer auf sittlicher Grundlage beruhenden Lebens­
gemeinschaft. Eine Verzeihung, zu welcher der verletzte 
Ehegatte durch Irrtum bestimmt worden war, kann des­
halb auch ohne eine den §§ 119 und 121 BGB. ent­
sprechende Anfechtung z u r ü c k g e n o m m e n  werden.“  

Eine Frage ist freilich, ob hier nicht bloß s c h e i n ­
ba r  eine Verschiedenheit der Rechtsauffassung vorliegt; 
denn wenn die Willenserklärung der Verzeihung durch 
„wesentliche Nichtkenntnis des Sachverhalts“  ohne wei­
teres in ihrer Wirksamkeit „zunichte gemacht w ird“ , 
so liegt sie insoweit gar nicht vor, braucht also nicht 
„zurückgenommen“  zu werden.

Die Inkongruenz der beiden Entscheidungen beruht 
also wohl nur darauf, daß die A u s d r u c k s  w e i s e  in 
RGZ. 123, 237, wo von der „ Z u r ü c k n a h m e “  einer 
in bezug auf unbekannte Verfehlungen-Umstände g a r  
n i c h t  w i r k s a m e n  Verzeihung die Rede ist, in der 
vorliegenden Entsch. ohne Veränderung des Rechts­
gedankens richtiggestellt wird.

3. Die Rspr. hat von jeher einhellig die Auffassung 
vertreten, daß „eine wirksame Verzeihung grundsätzlich 
die v o l l e  Kenntnis der Handlung des anderen Ehe­
gatten voraussetzt“  (RG.: JW. 1937, 2829; RG.: WarnE. 
1938,213).

Dabei kann offenbleiben, ob ein Ehegatte in w irk­
samer Weise auch bloß v e r m u t e t e  oder ihm v ö l l i g  
u n b e k a n n t e  Scheidungsgründe verzeihen kann, was 
mir — trotz HRR. 1932 Nr. 1752; RG.: JW. 1928, 905; 
DNotZ. 1933, 444 — zweifelhaft erscheint (vgl. Rostock: 
DRZ. 1931 Nr. 489). Denn auf jeden Fall müßte in solchen 
Fällen der betr. Ehegatte a u s d r ü c k l i c h  erklären, daß 
er auch unbekannte oder nur vermutete Verfehlungen 
des anderen Teils verzeihen wolle, was in dem der 
obigen Entsch. zugrunde liegenden Fall nicht in Frage 
kommt.

Ergibt sich — wie hier — aus dem Verhalten des ver­
letzten Ehemannes, daß er nur einen bestimmten, von 
der Ehefrau eingestandenen Ehebruch verzeihen wollte, 
und macht die Frau geltend, die Verzeihung habe nicht 
abgezirkelt nur einen e i n z i g e n  Geschlechtsakt, son­
dern den Ehebruch als solchen — auch wenn dieser sich 
aus zwei sich unmittelbar folgenden Geschlechtsakten

zusammensetzte — umfaßt, so wird die Entschej ^  
wohl davon abhängen müssen, ob die Z w e i  he)1 ¿er 
Geschlechtsakten gegenüber der E i n m a l i g * ^  .etzte 
ehebrecherischen Beiwohnung, die sich der v®. . s0 
Ehegatte bei der Verzeihung vorgestellt hatte, e ^¡j 
wesentliche Veränderung der Eheschuld darsteu 
man nicht mehr von einer „ v o l l e n  Kenntnis der 
lung des anderen Ehegatten“  sprechen kann. -¿M i 

Dabei wird man sich wohl vor der Gedankem ^  
hüten müssen, daß der Kl. die hinzugekommene „j- 
Tatsache etwa nach menschlicher Voraussicht bei sje 
nis mi tverziehen haben w ü r d e ,  oder gar, ° mit' 
vom Standpunkt des o b j e k t i v e n  Beurteilers völüß 
zuverzeihen war; denn die Verzeihung ist iL^ tte» ’ 
freiwilliger innerer Vorgang gerade d ieses tn.b Dit, 
weshalb hier weder mit Vermutung, noch mit Jo | atin. 
noch mit sachlichem Maßstab gearbeitet werde u „ac!i 

Zutreffend stel"
Lage des Falles 
e i n d e u t i 
gatte a u c

zu 
d a r ü  be

imi 3tu.nm.ncm mausiau gearoenci " T  nh nac-
Zutreffend stellt daher das RG. darauf ab, ‘'¡(jung 
me des Falles „aus der Äußerung der Ye. r £he' 

entnehmen ist, daß der gekran|; pes.11
. . .  -------  _ _ r i i b e r  hinwegkommen wollte ' „  d'e

hinsichtlich der näheren Umstände der Verfem. £ ei|,e 
dem Verzeihenden bekannt waren, muß na * der ver 
vernünftige Grenze gezogen sein. Sonst könnte - j > 
letzte Ehegatte — an einem krassen Beispiel fi .„T&g 
geltend machen, er habe den Ehebruch des atlt!eL ar,<!% 
deshalb nicht verziehen, weil ihm nicht bekannt creien
i4!a __!„ . »r pi lffl* ' weil 111111 llieill
die Beiwohnung in einem Kraftwagen oder u 
stattgefunden hat, während er sie sich in den w 
den einer abgeschlossenen Wohnung vorgesteu jjcbJ1} 

Aber n i c h t  in a l l e n  F ä l l e n  w ird die fcj eica‘ 
düng über den Wirkungskreis der Verzeihung M 
fallen. Wenn z. B. in dem hier vorliegenden ' ? Ma s|C, 
nähme des BG., „daß der Inhalt der Verzeih“ & fraü 
auf das g e s a mt e  ehebrecherische Verhalten ¡fl 
zu diesem einen Mann bezog“ , etwa in dem a(if de 
zulegen wäre, daß es nach Ansicht des BU- rScha _ 
Gr ad ,  die Z e i t d a u e r  und s o n s t i g e  schm“  ' e. 
fende Umstände des „gesamten ehebrechenst 
hältnisses der Frau“  im einzelnen gar nicm b 
so würde d i e s e  Annahme — obwohl ic« -eu a 
g e b n i s  der berufungsgerichtlichen Entsch. w^elkd , 
Bedeutungslosigkeit der gerade h i e r  
menen neuen Tatsache z u s t i m m e  — *{Lebrnĉ ,hl' 
erscheinen; denn ein * Ehegatte, der den n «, v,a 
andern in der Annahme, es sei zu einem em i j cht el\ s 
tr itt gekommen, verzieh, hat zweifellos (ial?lL ndeS. 
ein beispielsweise sich längere Zeit hinzien^ebr^‘
vielen Geschlechtsakten zusammengesetztes,^ sollenvie len  uescniecntsaiaen zusammengeseu-";-'’ w 
risches Verhalten des anderen Teils verzem Abi?rerlẐ nt' 

Es wird daher stets auf eine sorgfältige f  \ves\ ej 
der für den Verzeihungsentschluß nur i r g e.,.„„(ieU 
liehen Umstände ankommen, die dem
der Entschlußfassung unbekannt waren. Münclied' 

RA. Dr. G. v. ScanzonU m

§60 EheG.; Art. 17 E O ßO ß-’
A{t‘

\&

SW
chweizeriäc'iee"nes ^

9 . KG. -  
Schweiz. ZGB.

1. In einem Scheidungsstreit von schweizer*3̂  ejn
angehörigen kann das überwiegende Versen ^ g[,
beiden nicht ausgesprochen werden. „ebtH^Jn^

2. § 60 Abs. 3 EheG, enthält eine sachlifb-r tsprec»1 Eil­
schrift. Dem schweizerischen Recht ist e i n t r e,t 
Bestimmung unbekannt, so daß auf einen blc "u eidQ°%r0t ^  
antrag eine Schuldteststellung in einem ^
von schweizerischen Staatsangehörigen e;peS
werden kann. rh u ld ^ V  f

3. Muß wegen des überwiegenden Vers ^ (a g ^ ii
Ehegatten an der Ehezerrüttung seine ®c ,„_rden, J, Ab*’ 
maß Art. 142 Abs. 2 ZGB. abgewiesen we «60 ai) 
trotz des auch prozeßrechtlichen Charakter VerScbm“ 
EheG, der Schuldausspruch, der über da ^eu
der Ehezerrüttung dann ein falsches o
unterbleiben.U.uuivwvu. _ . S & J  M 'W . r l

Die Parteien, die beide die schweizen5> . ¿rUl 
hörigkeit haben, begehren mit Klage ff£niaü d , 
Scheidung ihrer Ehe. Anzuwenden sin .rnrschrl .vt ^  
Abs. 1 EG BGB. also die Scheidung*£»ö ß. iS 
Schweiz. ZGB. Gemäß Art. 17 Abs. 4 t-

J\
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tlo+^geluen T u dann. auszllsPrechen, wenn das Schei- 
Ŝ wäre, aucb "ach dem deutschen EheG, berech-

dasVn derS7Upf” ? iine hat nun ergeben, daß beide Par- 
sai Verschuiden ’, ttu" g, der Ehe schuld sind, daß aber 
befl  s.einersete w - jbe,k,Iagien Ehemannes, der, wie ge-

ü b e r w l i r f f e  erhoben. bat> das’ der h .
SchVber d’ieCt-Wf e&t- (Wir(I ausgeführt.) 
and«,4 E,in«s Eli1prrt+?enüttung der Ehe vorwiegend der 

Ehegatte zuzuschreiben, so kann nur der^Gr f  begatte zuzuschreiben, so kann nur der
C U ' °ie K lL e "u  Scbeuid" " g klagen (Art. 142 Abs. 2 
niuR "ach den f » * s1 überwiegend Schuldigen — und 

nach srh,.6 • e! ungen des Senats der Bekl. — 
G m ü r we'zerischem Recht abgewiesen werden 

yw '• ‘»4 ZGR RKomm- ;• Schweiz. ZGB.“ , Anm. 48 ff. 
■ as ri«., c. , [• Uemgemäß war hier zu verfahren.dejias, den Srh i j  emgemaß war bier zu verfahren.
*" Recht htUSfSpruch anbetrifft, so wäre er, falls 

ifahin Zu ?lerfur maßgebend wäre, gemäß 8 60 
f je id m l  ft *sen> daß beide Parteien die Schuld 

t erschnfi' w ask dipgi n> das Verschulden des Bekl. aber 
r^cheia "s anbetrifF+Festsi e ung eines überwiegenden 

sdO d«"g DR in iif  so hat der Senat bereits in seinerStitnmündung DR in]n so bat der Senat bereits in s< 
n"r mat g 'des deukrh0, 1£55 festgesteIIt, daß diese Be- 
biegenri rieHes Rerhthenx?echts (§ 60 Abs. 2 Satz 2 EheG.) 
’ä nde rt v erschn L entbaIt- InWedessen ist ein über- 

EhemUr dann au« bei ,emer Scheidung von Aus- 
*}" Soi'rannes, hier , iUSpi echen> wenn das Heimatrecht 
flker<Jinp f 1berwie£rPnH °  waS schweizerische Recht, auch 

Art- 142& ak6S Verschuiden kennt. Nun sprichtrOlorp,, sende Ahc n '7r>r> ----  -•fibigen'’i®nden Versrh,bi!i 2 Z0B - von einem so'lchen 
S >  zu glbt. nur a f r  Jedoch> wie sich aus dem 
s^eidun Pfufen ist n-Ki atgeVoraussetzung, die als Vor­
sum I & k u n ' , ’, «cht,.aber ln Beziehung auf die 
> ° h l ®  allein ’ |u r,die der Ausspruch nach deut-
f t  t i* S  Ä ü -nur
artj

'vrt.Hn ft" , der di« S ^ ,,dl unu nauen soll. Uenn 
von r i « QR., der Rutsehädigung und Genugtuung, 

,v J e Ansl?« schuRM den Unterhalt behandelt, sprechen 
H ü aucl Prilche demierf- "  Ehegatten und geben der- 
« S ^ a b S ^ e  germCTRlgeni  de"  ebenfalls eine Schuld, 
ge?ade v0!!g bei Art ^ frT ^  J i 1tft’ nicht. Ähnlich ist die 
!938°Sen ^ d e u ts c h ^ n  ZP B: Im übrigen kann dieser, 
Sch'-2750 rde". Weil”  ? ech-t her Stehen, nicht heran- 
bek!ldun£sq+aUsgesProrhe’ W,!c der Senat bereits in JW. 
R ü > t ist rafe V o X "  ba > die Verhängung einer 
r^ b io k Ä  so daß d'.e dem deutschen Recht nichtv » h t  ge„S0 daß auf T  dem deutschen Recht nicht 
Verslitet s?ch°mtnen w i , , dles,e. Bestimmung hier keine 

aber der Aden ^onnte- Abgesehen hiervon 
ri>ttuh Rialnacb schwpP.USSpr,uch eines überwiegenden 
AbsUn,g Schuir desieniuenZed ScbeLm Recbt schon deshalb, 
£%?,2Qr dlg ¡ 4 T he" ’ d.er überwiegend an der Zer-
^0|fie'i!UngCn r?ie \VhferbTeSen,Werden muß (Art. 142 »btrL babenn als° au . klage kann nach den obigen
ri^schi ?Uch ' eî  erdings w ird Inen Schuldausspruch zur 
S  dfes,^ e n  Mif  s w "d 7 an m dem Widerklage- 

^tvei»« .Hüng i oC" " ldantrag sehen müssen. Eine 
Rl,rfchen Rei +es 8 60 Abs. 3 EheG, ist aber 

.r a. a age od«. .5"t_ unbekannt. Jeder Ehegatter f e oder \v/ :j “."bekannt. Jeder Ehegatte 
^ l io k 5- ! Ph-’ Anm. i h ‘aerk,age erheben (vgl. auch 
i ^ c l i r ic h t l i r i i  enthält d Ar t ' ¿ Q B . ) .  Anders als 
b^gesfddär ,Cße BestimrmdeSSen Abs- 3 aber nur eine 

> h > g gem a" “ " ! , so daß eine solche M it- 
S s  V e rd e n  17 Abs-1 EGBGB. nur dann

ivTii^V( k a ai^Prec'hcnu!!!!.’ wenn das schweizerische 
U ifhm i' Aüri le.S.427f dnS ,Vorseben würde ( S t a u -  
Ä  fühantrag I er in dem w -a,n «  ’ Anm- 5 zu Art. 17 
fiLj1 nachhren. f  kann a?  ^"lerklageantrage liegende 
in^deh Jehw i" Würde ,uZU ei"em Schuldausspruch 

Tef v PeriSc ^  p3er weder nach deutschem 
lU&Cstpfeidumf Urteil« em Ausspruch im ver-

S sei, da SR a,h!n- daß der Bekl. schuld 
C - , e & riff t : V ,e Kl e i i  v i lgei f ffcn- da, wie oben
Rcji.s im 8olche *ehw , Ä chldden’ wenn aucb ei"  "berk eilen A,.„weizensche R erh t d»..

i r ö , udj WH. UL)t,Il
üh s°iclmas Scbw'eTzerierl ChVlden’ wenn auch ei"  

cT:), Uu S n S  " A u s s p Ä 116 Recht vermeidet des-
i  (vgi- Gm?1rlm AVerfÜgenden TeiI dcs 

O a 'cs r? Abs 1nur die r.w- ’d Anm- 48 b zu A rt- 142 
ivgS R?eLcht ’J EbeG vvi" nKde sprechen. Allerdings 

f  ch ’vdas also’ allrh bereits gesagt, auch pro-
^ena+ p . f "  deutc. i,,. ""geachtet des schweize-

hat t r i cbeidunw i" ^ilcb4er anzuwenden ist 
1 otzdem ¡ g des Senats JW. 1938, 2750).

dem vorliegenden b es o n -

de r en  Falle von einem solchen Schuldausspruch ab­
gesehen, da er hier nach Abweisung der Widerklage und, 
da em Mitschuldantrag dem schweizerischen Rechte un- 
bekannt ist, nur dahin erkennen könnte, daß der Bekl. 
schu d an der Scheidung ist, was auf seine A l l e i n - 
schuld schließen ließe. Das wäre aber tatsächlich un­
richtig. Die Rechtslage ändert sich durch diese Weg- 
lassung nicht, da der Richter, der z. B. wegen eines 
Unterhaltsstreites das Scheidungsurteil als Grundlage be-

autcb auf die Gründe zurückgehen muß, zudem 
für die Unterhaltsansprüche gern. Art. 17 Abs. 1 schweize­
risches Recht anzuwenden wäre und dann ohnehin die 
Entscheidungsgründe die weitere Unterlage dafür ab- 
oder nicht S° lcile Unterhaltsansprüche berechtigt sind

(KG., 13. ZivSen., Urt. v. 7. Okt. 1940, 13 U 3305/40.)
*

10. KG. — §66 EheG. Die Leistungsfähigkeit des ge­
schiedenen Ehemanns ist bei Unterhaltsansprüchen der 
rrau nach seinen Einkommens- und Vermögensverhältnis- 
sen zur Zeit der Scheidung zu bemessen. An außerordent­
lichen tinkommensverbesserungen, die nach der Scheidung 
eingetreten sind, hat die geschiedene Ehefrau keinen Anteil.

BekL ist durch Urteil des LG. I Berlin v. 5. Febr. 
1925 verurteilt worden, der Bekl. eine monatliche Unter­
haltsrente von 30 <RM zu zahlen. M it der vorliegenden 
Klage w ill die KI. unter Berufung auf §323 ZPO.’ eine 
Erhöhung dieser Rente um 27 XM monatlich durchsetzen. 
Voraussetzung für die Klage ist also eine wesentliche 
Veränderung derjenigen Verhältnisse, welche für die Be- 
z« qoqUI« . df  der Leistungen maßgebend waren
(§ 423 Abs. 1 ZPO.). Diese Voraussetzungen sind nicht 
gegeben, wobei von den jetzt geltenden Unterhalts­
vorschriften des EheG, für geschiedene Eheleute aus- 
zugehen ist (§96 EheG.). Gemäß §66 EheG, sind maß- 
gebendHur die Bemessung der Leistungsfähigkeit des 
geschiedenen Ehemannes seine Einkommens- und Ver- 
mogensverhältnisse zur Zeit der Scheidung; jedoch sind 
die Einkommens- und Vermögensverbesserungen mit- 
emzubeziehen, die m i t  S i c h e r h e i t  im Zeitpunkt der 
Scheidung voraussehbar waren, nicht aber außergewöhn­
liche Einkommens- und Vermögenssteigerungen ( V o l k ­
m a r ,  Anm. 4 zu § 66 EheG.; P a 1 a n d t Anm. 3 ebenda).

Die Parteien sind am 20. Mai 1919 geschieden worden. 
Der Bekl. hat nun auf Befragen vorgetragen, daß er sich 
in der Folgezeit in Abendschulen und auf andere Weise 
erheblich fortgebildet habe. Zur Zeit der Scheidung 
sei er Betriebsmeister ohne besondere Vorbildung ge­
wesen. Jetzt sei er als Konstrukteur tätig und sei in­
folgedessen gehaltlich gänzlich anders eingestuft. Diese 
andere Einstufung habe er lediglich seiner außerdi¿nst- 
hchen Arbeit zu verdanken. Keinesfalls habe sie etwa 
im natürlichen Ablauf der Dinge gelegen.

Die Kl. hat dieses Vorbringen zunächst bestritten, 
dann ihr Bestreiten aber aufgegeben und vorgetragen, 
es handele sich hier beim Bekl. um die normale Fort­
bildung eines Arbeiters. Es dürfte nicht außer acht 
gelassen bleiben, daß er ein intelligenter Mensch sei. 
Infolgedessen sei die Gehaltsverbesserung als mit Sicher- 

• t voraussehbar anzusehen gewesen. Dem kann jedoch 
ut • Ueigcpflichtet werden. Es handelt sich hier tat­

sächlich um einen Aufstieg besonderer Art. Das bestätigt 
auch die Firma, bei der der Bekl. angestellt ist. Denn 
diese beauskunftet, daß der Bekl.; wenn er als Betriebs­
meister ohne besondere Vorbildung bei ihr beschäftigt 
wäre, nach Errechnung des höchsten Tarifsatzes brutto 
278 3tM, netto 255 3tM beziehen würde, wozu dann noch 
die Frauen- und Kinderzulage von je 10 3tM, also ins­
gesamt 30 3UI kämen. Hingegen hat der Bekl. jetzt nach 
der Angabe seiner Arbeitgeberin ein Nettoeinkommen 
von 381,40 9UH. Auf dieses Mehr hat die Bekl. also 
keinen Anspruch. Andererseits ist das Urteil, dessen Ab­
änderung die KI. erstrebt, bereits von einem Nettoeinkom­
men des Bekl. von monatlich 293 KM ausgegangen Die 
Einkommensverhältnisse des Bekl., soweit sie zu berück 
sichtigen sind, haben sich also nicht verändert.

(KG., 13. ZivSen., Urt. v. 7. April 1941, 13 U 3381/40.)
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11. KG. -  §§66, 96 EheG.; §242 BGB.; §323 ZPO.
1. Sind die vertraglichen Leistungen im Unterhalts ver­

trage der vereinbarten Einkommenslage angepaßt, so g ilt 
grundsätzlich diese Vereinbarung, soweit nicht § 242 
eine andere Regelung fordert.

2. § 96 EheG, bezieht sich nicht auf vor Inkrafttreten 
des EheG, vereinbarte Unterhaltszahlungen; auf die durch 
§ 66 EheG, geänderte Rechtslage kann also die Abände­
rungsklage aus § 323 ZPO. nicht gestützt werden.

Der KI. w ill eine Herabsetzung der vertraglich ver­
einbarten Unterhaltsrente erreichen und stützt diesen An­
trag auf § 323 ZPO. Die wesentliche Veränderung der­
jenigen Verhältnisse, welche gegenüber der Beurteilung 
der Leistungen zur Zeit des Abschlusses des Vergleiches 
jetzt vorläge, sei darin zu sehen, daß inzwischen da9 
Ehegesetz eine zum Teil grundsätzlich andere Regelung 
der Unterhaltspflichten geschiedener Ehegatten gebracht 
habe. In § 66 EheG, sei nämlich ausgesprochen worden, 
daß der schuldig geschiedene Ehegatte nur insoweit zur 
Unterhaltszahlung verpflichtet sei, als der andere Ehe­
gatte nicht imstande sei, aus den Einkünften aus eigenem 
Vermögen oder den Erträgnissen einer Erwerbstätigkeit, 
die von ihm den Umständen nach zu erwarten sei, seinen 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Es ist allerdings richtig, 
daß auch in einer Gesetzesänderung eine wesentliche 
Änderung i. S. von § 323 Abs. 1 ZPO. liegen kann (RGZ. 
46, 67), und es ist weiterhin dem KI. zuzugeben, daß § 323 
ZPO. grundsätzlich hier anwendbar wäre, da sich der 
Kl. in dem notariellen Vertrage v. 16. Dez. 1936 der sofor­
tigen Zwangsvollstreckung in sein gesamtes Vermögen 
unterworfen hat (§ 323 Abs. 4 i. Verb. m. § 794 Nr. 5 
ZPO.).

Die Parteien können aber die Abänderungsmöglichkeit 
eines Vertrages, die materiellrechtlich grundsätzlich aus 
§ 242 BGB. hervorgeht (vgl. auch RGZ. 106, 235), auch 
selbst regeln, indem z. B. schlechthin jede Abänderung 
ausgeschlossen wird. Eine derartige Vereinbarung würde 
nun in solchen wirtschaftlichen Verhältnissen der Ver­
pflichteten ihre Grenze finden, die die Fortzahlung des 
vereinbarten Betrages für ihn schlechthin untragbar, mit 
§ 242 BGB. also unvereinbar machen (vgl. RG.: JW. 
1935, 2659; RGZ. 163, 91, 96). Die Parteien können aber 
auch selbst im Vertrage eine Anpassung an veränderte 
wirtschaftliche Verhältnisse vereinbaren. Und so ist es 
hier geschehen. Dann g ilt diese Vereinbarung, sofern sie 
nicht wiederum in gerade durch die Regelung eintreten­
den völlig unhaltbaren wirtschaftlichen Verhältnissen ihre 
Grenze fände. Das liegt nicht vor. Schon daraus ergibt 
sich, daß ein Abgehen von der vertraglichen Regelung 
nicht stattfinden kann.

Der Kl. geht aber auch weiterhin darin fehl, wenn er 
überhaupt der/Meinung ist, § 66 EheG, könnte hier zur 
Anwendung kommen. Nach § 96 EheG, richten sich nur 
die „gesetzlichen“  Unterhaltspflichten der geschiedenen 
Ehegatten in Zukunft nach dem EheG. Das Wort „ge­
setzlich“  ist hier im Gegensatz zu vertraglich gemeint 
(ebenso V o l k m a r ,  Anm. 4 zu §96 EheG.; v. Scan-  
z o n i ,  Anm. 5 zu §96 EheG.). Zu einem anderen Er­
gebnis kommt man auch nicht durch die Überlegung, 
daß häufig die vertragliche Unterhaltsregelung nur eine 
genauere Formulierung der gesetzlichen sein wird oder 
jene zum mindesten auf dieser aufbaut. Denn der Sinn 
des Unterhaltsvertrages ist in aller Regel der, etwas 
Dauerndes zu schaffen, mit dem die Parteien rechnen 
können und müssen. Wenn der Gesetzgeber also wollte, 
daß auch alle vertraglichen Regelungen hinfällig werden 
sollten, so hätte er das im Gesetz zum Ausdruck gebracht. 
Das ist nicht geschehen. Dadurch, daß er sogar Unter­
haltsverträgen, die nach bisherigem Recht nichtig sein 
könnten, nach der Neuregelung rückwirkend Gültigkeit 
verlieh (RGZ. 159, 157), hat er zum Ausdruck gebracht, 
daß er eine vertragliche Regelung aus früherer Zeit gel­
ten lassen will, worauf v. Sc a n z o n i  (a. a. O.) mit 
Recht hinweist. Zudem können auch unter der Herrschaft 
des EheG. Unterhaltsverträge gültig abgeschlossen wer­
den, die die Frau tatsächlich ganz oder zum Teil von 
einer Arbeit freisteilen, ihr also wirtschaftlich eine andere 
Stellung geben, als sie nach § 66 EheG, haben könnte. 
Würden nun alle früheren Unterhaltsverträge, die etwas 
Ähnliches zur Folge haben, in Wegfall kommen und § 66

EheG, mit seiner grundsätzlichen Arbeitspflicht &  ge­
schiedenen Ehefrau eingreifen lassen, so würde 
lung dieser Frauen ungünstiger sein als die depe (/ei" 
die erst nach Inkrafttreten des EheG, einen solchuie erst nacn lnkrarttreten des ttie u . einen bU , eC[iten5 
trag abgeschlossen haben. Das kann aber nicht r pef 
sein, was Ga e d e c k e  (JW. 1939, 532) übersiem- 
Antrag des KI. ist also nicht begründet. ,.g\

(KG., 3. ZivSen., U r t v. 14.Okt.1940, 13 U 3476/

*  ¡¡H
** 12. RG. -  §§ 74, 96 EheG. Zur Anwendung de“ ge­
lt he G. auf vertraglich geregelte Untcrhaltsanspcu 
schiedencr Ehegatten. | )  jr3tet;

Die Parteien waren seit 1924 miteinander verR eIjt- 
ihre Ehe, der eine im Jahre 1926 geborene L k # 1»
stammt, wurde auf die Klage der Frau durch (ec”t,uid de* 
gewordenes Urteil vom 19. Okt. 1934 aus A llelf sc ;ch äf 
Bekl. geschieden. Vorher, am 13. Sept. 1934, hatte 
Bekl. im Einvernehmen mit der Kl. in notarischer „  ¿es 
u. a. verpflichtet, an die Kl. vom Tage der Rech* Latl>cle 
Scheidungsurteüs ab für sie und das Kind eir>e, " j eŜ e!, 
Unterhaltsrente von 300 M M  zu zahlen, und sich pUrci 
der sofortigen Zwangsvollstreckung unterwori ■ 
einen Vergleich vom Dezember 1935 wurde dies g
men dahin ergänzt, daß von der Unterhaltsreme gefeii 
auf die Kl., 80,MM  auf das Kind entfallen sollte* 
wegen^der^Uhterhaltsrente für Januar I9 3 9 ^ k ^ erßej'

belei' 
de*
1ß
iifl

sehen den Parteien zu einem Rechtsstreit, in dei 
den Standpunkt vertrat, daß er die Rente aüLn<j.Ircl> 

irm ¿ ¡u i zu zahlen brauche, weil die Kl- fl(i 
Briefe an ihn und liederlichen Leben j

von 150 
digende
Unterhaltsanspruch verwirkt habe. Durch

del
des

Detmold vom 17. Okt. 1939 wurde der Bekl- vL 
zweiten Rechtszuge zur Zahlung der vollen „ die.Gi 
urteilt und seine Widerklage auf Feststellung, ¡po '̂ e( 
ab 1. Febr. 1939 eine höhere Rente als 150 M ^ steHt£ ¡¡¡i 
nicht fordern könne, abgewiesen. Anfang 1 j arauf B¿a 
die Unterhaltszahlung ganz ein. M it ihrer fLj-e 
AG. erhobenen Klage verlangte die Kl. ,,nUstfeC 
Bekl., 1. darin einzuwilligen, daß ihr eine Rejjt 
Ausfertigung der Verpflichtungserklärung ® a jl  V’0 rCh 
2. hilfsweise an sie für sich und das Kind 3yu KlaiV/tifl» 
liehen Unterhalt zu zahlen. Nachdem sich die feftig ̂  
nachträgliche Erteilung der vollstreckbaren trag’^ ll- 
an die Kl. in der Hauptsache erledigt hatte, ¿et e(-
Bekl. widerklagend, die Zwangsvollstreckung ¡g zu ,,
streckbaren Unterhaltsverpflichtung für unz ur|SjftJ> s£j, 
klären, weil der Unterhaltsanspruch gflalie1 ¿¡/t
Lebenswandels der Kl. gemäß § 74 EheG- ‘ tfe
Das AG. erklärte zur Klage die Haüptsac ¿fl. 
und gab der Widerklage statt. Die Berufunc jgjps- 
vom OLG. zurückgewiesen. Die Rev. war . . e,t dt ^  

Das BG. geht bedenkenfrei von der aetto^eriepfd 
den Parteien in den Jahren 1934 und 1935 „  j( ¿et 1 
terhaltsregelung aus, die es im Einklang 306 7.. Jo­
des erk. Senats (RGZ. 159, 160 =  DR- da/y p f ’

15§ 80 EheG, beurteilt. Es ist aber der Ans c w,rk 
ihren Unterhaltsanspruch nach § 74 EheG- ¡tfiicd , i 
weil sie gegen den Willen des Bekl. einen ,-ueit 
benswandel geführt habe. Die Anwend - erpfltc< ¡„v0, 

gelte Dnterhaßsv ^

creU

auch auf vertraglich geregelte ang-- M M
folgert es daraus, daß diese Vorschrift ga „ sprf.%e ^  
der „Verwirkung des IJnterhalisanspru seV‘lf.0 
daß darunter alle Unterhaltsansprüche feaUS § ^  gf
vertragliche — zu verstehen seien. Es niei > „  ^ei d
könne nicht das Gegenteil hergeleitet w 
die gesetzliche Unterhaltspflicht der vo :
Gesetzes geschiedenen Ehegatten regele (
tragliche
mindesten _ __ u .
auf die Ansprüche aus Unterhaltsver 
EheG, fähig.

Unterhaltsverpflichtungen „¿en 
sei der § 74 einer entsprecnträgen

in

erria
g‘

t 'C M im
Diese Erwägungen unterliegen zwar zu eiheofl, 

rechtlichen Bedenken, gelangen aber do n . das , 
richtigen Ergebnis. Wenn es sich hier, pchen u uS 
nehmen scheint, um einen reinen vertr n . jfitj ä 
anspruch handelte, könnte § 74 Eheu. . nWendl,, tefi 
doppelten Grunde keine unmittelbare _ ‘ jg \V%rhC.,J, 
Einmal trifft es nicht zu, daß diese Vo gesetz i 
allgemeinen Fassung in gleicher Weis Pie
für vertragliche Unterhaltsansprüche B

§§

11
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r r , Qie öespt ~ i en®° wie früher die §§ 1578 ff. BGB. -  
haif!euten, während y.Hterhalfspflicht unter geschiedenen

^ » ^ h« l t Ä r ü ä e ? Ä  a : Crtra? begrÜr  &  zwar die Widerklage des B e k l .S e s t " te tn g  daß d/e 
Fe?/ > S o a S r ? 4 nS d6S § 74 ' “  Frage ( v g lT o  I k :  ^ ^ ^ e  Rente als 150 JU t monatlich verwirkt habe.
{§ i?r «t der S v f b “  Eherecht“ , § 74 Bern. 4 Abs. 2).
Recht? FheG.) s„fners.t anl I- Aug. 1938 in Kraft getreten 
Die : vterhäitnis; f  " e Anwendung auf vorher entstandene 
Ordner erlaSsPn5r^ eint nicht °hne weiteres statthaft. 
geSeteid ie  Geitu?™2 Fibergangsvorschrift des § 96 EheG, 
fern J H e Unteri,7udeSn Gese zes ausdrücklich nur für die

übrigen erscheint es keineswegs unzulässig, bei der Fest­
stellung, ob für die Zeit nach dem 17. Okt. 1939 ein unsitt­
licher Lebenswandel der Kl. als erwiesen anzusehen ist,

;  *?e U n w ^ i aes Gesetzes ausdrücklich nur 
Kann?,iCht be,d: r < sp^ h t  geschiedener Ehegatten an, so- 
BestimnrnöSlich der l i . “  i!lg erklart worden sind. Daraus 
v“ « a rU,n&en des g?z0.Sen werden, daß die neuen

•d&lch begrün,weG‘ ,a,u die vor seulein Inkrafttreten
S  ^Wendbar Unferhaltsverpfhchtungen unbe- 

lewejt sind, enter.“  bei rein-ne »nt bei ro' —
braUcht Rechende a vert,rag1ichen Unterhaltsansprüchen 
N eu ne r nicht e r « S u” ? desl 74 EheG, geboten ist, 

r> I* Ve
bapdeiV 3 er nicM ^ “ wendung des § 74 EheG, geböten ist, 
RerVerk-,sich bei de n rt zut werden; denn in Wahrheit 
3 l .  ha*'fnisse ! „ •  Rentenforderung der Kl. nach Lage.'»1. h a t" ';“ sse crar CI----- ‘ ■"‘ “ “ “ ■‘s  u c i i \ t .  uaeu c.age
¡«Ute ,,, sich zur p i ■ um einen solchen Anspruch. Der 
Halt duar,v° r der c;üunc] ’ tung der streitigen Unterhalts-
k f aHeinrVn rkunüe doch .‘“ 'S ^ erpfJ‘clltet, al:)er nach dlem gcsiem, uan aie iu . mit dem Zeugen H gleich am Ta<?e 
g fe  ErfolJ1 i?eur Kl. erhobene a u f s i ^ R G R ??!;g  ^  de® :Kennenlemens geschlechtlichen Verkeim begonnen uSd
S««M«  » Ä . . S U A '  Ehe Jseinem v ä fc M d «

rechtskräftig abgewiesen und demgemäß das Bestehen eines 
Unterhaltsanspruchs der Kl. insoweit rechtskräftig fest­
gestellt worden. Die Rechtskraft dieses Urteils hat aber 
nur zur Folge, daß die jetzt erneut vom Bekl. geltend ge­
machte Verwirkung des Unterhaltsanspruchs nicht auf 
einen Sachverhalt gestützt werden kann, der bereits der 
Beurteilung im Vorprozeß unterlag; sie schließt es da- 
gegen keineswegs aus, daß bei der Prüfung, ob ein nach 
dem 17 Okt. 1939 liegendes Verhalten der Kl. einen unsitt­
lichen Lebenswandel i. S. des § 74 darstellt, auch die Vor­
gänge in der zurückliegenden Zeit herangezogen werden, 
das, Verhalten der Kl. also als Ganzes gewürdigt wird 
Unter diesem Gesichtswinkel also zur richtigen Bewertung 
des später liegenden Verhaltens können, obwohl die Aa- 
wendung des § 74 EheG, auf einen in die Zeit vor seinem 
Inkrafttreten lallenden Tatbestand grundsätzlich ausge- 
schlossen ist, selbst Tatsachen aus der Zeit vor dem 1. Aug 
1938 berücksichtigt werden.

F*Ümdi!  ? e?. nae,h detn 11 ■ Okt. 1939 hat das BG. fest­
gestellt, daß die Kl. mit dem Zeugen H. gleich am Ta<*e
u6S  K P n n p n lp i'n p tio  \ t __1.-1- . i . ö  <
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die Schein rde’ und zu dem Zwecke, den im An- 
sireit unn m Dg, “ “ .f Sicherheit zu erwartenden

i S *

rien‘ IJie Vemfr i,? “  Yerha,tnisse vor Gericht 
H i l i i der dem l S  ülC! Un“  d,ente a!so lediglich der 

H  übern, gemäß df3 kk oblegenden gesetzlichen Unter-
f l *  v°n 3?nmetlen Ldsdt?,ma 3 gelk;nde’1 § 1578 BGß- Daß 
CHhalte, ihr« insbesondere die Monats-
A SenllHPriicij h“ er H?he nach über den gesetzlichen
C ,aIt'Nun w°rden H H gl.,Igen’ ist VOn keiner Seite gd - 
tl? .p,ruCh Ut! Verliert (ipdralur bietet die Sachlage auch keinen 

den Ses -g e 'm L lrn Qesetze begründete Unterhalts- 
«3? g e 4 f tarakterhle;denen Ehegatten nicht schon da- 
P &  dei hnllchen Feol” e(s gesetzlichen, daß er an Stelle 
327j kt nä^b^eiligten p? z“ ng durch Vereinbarung zwi-

r$h
;,?> Be, *■

den Grenzen der gesetzlichen 
^ d J v g l  RGZ. 145, 305 =  JW. 1934, 

DR. 1940, 130014; V o l k m a r68
■ a.

ki ‘ Fall7'?em.6)"n70 nK- ly4U’ 1300»«; V o l k m a r  
Qbün K der» t<?le Absicht v Pf , eien können Freilich im ein- S ila g e  verfolgt haben, dnrrh Hie Vproin.
3eitn'Utleii ?T,U Ŝenen ,infi r- r M,1 VVJ™K aui verrragnene 
PätiL, ^Qrijp en,kleiden pdln des Charakters als eines ge- 

b e S j  ßln Zieher Wille wird aber nur 
^•>5 H  im0n!men we?d!m &  sprechender Anhalts-
!>«h 

%

daran, wie 
die Unter-

ts 'heh i^'b'nen dafUr sprechend.
1 N C 1 gegebe'nprdc1 kö“ nen. Fehlt es
>btlc& aisUdg de“ gesetzbVh 80 Runt(?rliegt die Unter- 

^ anari,dem Inhalt!? 2 ,c,hen. Bestimmungen, soweit 
le<a ühb richtet Vereinbarung etwas anderes

ho-'n .) lderaJ.r die v eru, V nsbesondere die Geltung des 
H cli,H fl di?i'?en Fali(. ;!rk,ung des. Unterhaltsanspruchs. 
H t j  {landenrch Vertra’o-”  d?m es sich UIn die gesetzliche, 
Hoai^Ch 5  steht d e / a naher ausgestaltete Unterhalts- 
M  a,Ha in i 14 e“ tge^n ^  ondung des § 74 gemäß § 96 
3  d ?cl; k f jy Ie Z e i , ^  dra i Scheidung und Unterhalts- 

165, 29 °  nIDkr1afttrete“  des EheG, fallen 
f t A S S L i f »  ÜnterhancR- ld4F 55-). Da hier weder 
(lil4 Fh3ne v?de“  Sachvpaii,s'i?r rages noc'h aus dem son- 
b!3 'f v Q- aiK?5wirkuno- 11 etwas dafür zu entnehmen 

s,üh?rSchB?teschlossend?S- Unferhaltsanspruchs gemäß 
Mtv1'!Bdetl- durch den6Rn 8DUt.e> ist die Anwendung

“ n Ergebnis nicht zu

ln und zwar auch 
vom 17. Okt.

iy Craot?Ä̂ eUi?t\^v'za* in d e l^ ” i.dr n 'V 'l,e“  des Bekl. einen h. Ua r,5-Fltf.r .al Vr»r^._ geführt hahe nn,l Twifi, on^r, 
1 erlass, 
irbracht 
Ibersehi

‘“de Rn ErE‘kurt- Die a „e‘n, Vernaiten von
Mo,Hze j>ß des UrteikS-Cbvder Rev- aber> — ------

te0, n’ f 1939 lu  8 lm Vorprozeß (17. Okt. 1939) 
lchf ausrei u ein Zeitraum von annähernd 

eichen könne, ist unhaltbar. Im

Ä l t i ‘3 “  Vorprö;;„gelhrt habe, unc

Ä t e  Hrteil
bi! Z

chß' hat 3 - für p.p lassenen Urteil vom 17. ( 
Leb?‘neswegs ¡iKbArac?t (wird ausgeführt), 

t v!l’er Wamd?u„Ub lse,hen> daß zum Begriff
SV , V & E f c  O' *

— _... Begriff des
ein Verhalten von einer ge- 

daß dazu
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in ihrer Wohnung vielfach Herrenbesuche empfing, die von 
den Hausgenossen als schamlos empfunden wurden. Wenn 
es, um dieses Verhalten richtig zu kennzeichnen, auch den 
möglicherweise in die frühere Zeit fallenden Geschlechts­
verkehr der Kl. mit F. und ihre der Zeit nach nicht näher 
bestimmten leichtfertigen Äußerungen herangezogen hat 
so ist das ebensowenig zu beanstanden wie die Ansicht’ 
daß darin ein unsittlicher Lebenswandel i. S. des 8 74 zu 
erblicken sei. Dieses Verhalten der KL, das dem im Vor- 
prozeß klar zum Ausdruck gekommenen Willen des Bekl. 
zuwiderhef und in ihrer Umgebung Anstoß erregte, be­
rührte den Bekl. so stark und bedeutet für ihn eine solche 
Belastung, daß ihm die Weitererfüllung der übernomme­
nen Unterhaltsverpflichtung nicht mehr angesonnen werden 
¡1™“ - Der Fall hegt insofern wesentlich anders als der in 
RGZ. 165, 26 — DR. 1941, 55 13 entschiedene, wo die unter- 
nältene Frau in unauffälliger, nach außen nicht hervor- 
netender Gemeinschaft mit einem Manne zusammenlebte.

Nach allem hat das BG. ohne Rechtsirrtum angenom- 
men, daß die Kl. den Unterhaltsanspruch für die Zeit vom 
1. Jan. 1940 ab verwirkt hat. Das g ilt auch hinsichtlich 
des tur die Tochter bestimmten Teiles der Rente, wobei 
es dahingestellt bleiben mag, inwieweit die Tochter nun­
mehr gemäß §§ 1601 ff. BGB. Unterhalt vom Bekl. bean­
spruchen kann.
.JREE IV;Z ivSen-’ U. v. 14. Mai 1941, IV 40/41.) [He.]

- RGZ. 166,378.)

Anmerkung: 1. Auf die im praktischen Rechtsleben so 
häutig auftauchende Frage, „ i n w i e w e i t  bei rein v e r ­
t r a g l i c h e n  Unterhaltsansprüchen eine e n t s p r e ­
c h e n d e  Anwendung des § 74 EheG, geboten ist“ , er­
teilt die vorliegende Entscheidung — l e i d e r !  — keine 
Antwort, da sie den Standpunkt vertritt, daß der notarielle 
Vertrag v. 131 Sept. 1934 und-cler Vergleich v. Dez. 1935 
den gesetzlichen Unterhaltsanspruch nicht in einen ver­
traglichen verwandelt habe, daß also §74 EheG, u n ­
m i t t e l b a r  anwendbar sei, und deshalb die Verwirkung 
v e r t r a g l i c h e r  Unterhaltsansprüche hier nicht zur Er­
örterung stehe.

Die hier vertretene Rechtsauffassung, der im Gesetz 
begründete Unterhaltsanspruch eines geschiedenen Ehe­
gatten verliere nicht schon dadurch den Charakter eines 
gesetzlichen, daß er (an Stelle einer gerichtlichen Fest­
setzung) „durch Vereinbarung zwischen den Beteiligten 
in  den G r e n z e n  de r  g e s e t z l i c h e n  P f l i c h t  näher 
geregelt wird“ , finden w ir (abgesehen von OLG. 19 243- 
25, 125 ; 27, 14) auch in RGZ. 164, 68, wo es heißt: ’ Der 
Revision ist zwar zuzugeben, daß für die Unterhaltsver­
pflichtung des Bekl. in e r s t e r  Reihe der V e r t r a g  maß­
gebend sein sollte, insbesondere für die Höhe der Unter­
haltsrente. Damit ist der g e s e t z l i c h e  Unterhalts­
anspruch der Klägerin indessen nicht zu einem v e r -
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t r a g l i c h e n  geworden.“  Als Argument führt das RO. 
dort an, daß diesem Anspruch doch „z. B. im Zweifel das 
Vorrecht der gesetzlichen Unterhaltsforderungen in der 
Zwangsvollstreckung gern. § 850 Abs. 3 ZPO.“  zukomme.

Ich habe mich mit dem schwierigen Problem einer 
Grenzziehung zwischen gesetzlichem und vertraglichem 
Unterhaltsanspruch bereits in meinem Aufsatz: „Berührt 
das neue Ehegesetz alte Unterhaltsverträge?“ , DR. 1940, 
1981 befaßt und insofern eine von der Ansicht des RG. 
abweichende Stellung eingenommen, als ich der Meinung 
Ausdruck gab, das Entscheidende bei Unterhaltsverglei­
chen oder Unterhaltsverträgen sei nicht die Einigung über 
den G r u n d  des Anspruchs (der durch Scheidungsurteil 
und Gesetz stets ohne weiteres klargestellt ist), „sondern 
die Einigung über dessen H ö h e ,  sowie der Wille der 
Parteien, hier u n a b h ä n g i g  v om Ges e t z  eine Bin­
dung im Wege der V e r e i n b a r u n g  zu schaffen“ . „Die 
Parteien wollen nicht einfach“  — so führe ich dort wei­
terhin aus — „eine vertragliche Anwendung des Ge­
setzes; sondern sie wollen — wenn auch meist davon 
ausgehend, daß grundsätzlich der Mann der Frau nach 
dem Willen des Gesetzgebers Unterhalt zu gewähren 
hat — die Fragen des W i e v i e l ?  — W i e  l ange?  — 
W i e  g e s i c h e r t ?  — in freier Verständigung regeln.“

Der Hinweis des RG. a. a. O. auf die Zwangsvoll­
streckungsbestimmung des alten § 850 Abs. 3 ZPO. ist 
heute durch die neue LohnpfändungsVO. v. 30. Okt. 1940 
nicht nur überholt, sondern insofern nahezu in ein Argu­
ment zugunsten m e i n e r  Auffassung umgekehrt, als das 
nach § 6 der zit. VO. den Unterhaltsansprüchen ein­
geräumte Pfändungsvorrecht nicht einfach in Höhe des 
durch Urteil, Vergleich oder Vertrag festgelegten Be­
trages Geltung hat, sondern im Gegenteil der Kom­
mentar zur LohnpfändungsVO. von J o n a s - S t a g e l  I D  
2b alpha ausgeführt: „Der Unterhaltsanspruch i s t . . . ,  
auch wenn er durch Urteil, V e r g l e i c h  usw. der H ö h e  
nach festgelegt ist, bei der Bemessung des dem Schuld­
ner zu belassenden Teiles seines Bezuges nicht unter 
allen Umständen in der vollen Höhe einzusetzen. . . ,  die 
gesetzlichen Unterhaltsansprüche (sind vielmehr) hier nur 
in der Höhe zu berücksichtigen, wie sie im Verhältnis zu 
dem Vollstreckungsgläubiger als n o t w e n d i g  anzuerken­
nen sind“ . M. a. W. die LohnpfändungsVO. läßt nur noch 
den Anspruch auf „ n o t w e n d i g e n “  Unterhalt, keines­
wegs den v e r t r a g l i c h  vereinbarten Unterhaltsanspruch 
als bevorrechtigten „ g e s e t z l i c h e n “  Unterhaltsanspruch 
gelten.

Die Wichtigkeit der hier in Rede stehenden Rechtsfrage 
lohnt eine genauere Untersuchung:

Schließen Ehegatten bei der Scheidung im Hinblick auf 
die dem Mann gern. § 66 EheG, g e s e t z l i c h  obliegende 
Unterhaltspflicht einen V e r t r a g  über die Höhe (und 
sonstige Modalitäten) des von ihm geschuldeten Unter­
halts, so enthält dieses Abkommen, das — anders als der 
gewöhnliche Typ eines Vertrages zwischen zwei vorher 
f r e i e n ,  ungebundenen Kontrahenten — schon von einer 
gesetzlichen B i n d u n g  seinen Ausgang nimmt, stets die 
Elemente eines V e r g l e i c h s  i. S. des § 779 BGB.; denn 
es besteht Ungewißheit zwischen den Parteien, welcher 
genaue Monatsbetrag zahlenmäßig „den nach den Lebens­
verhältnissen der Ehegatten angemessenen Unterhalt“  
i. S. des § 66 EheG, darstmtt, und diese Ungewißheit soll 
„unter Ausschluß künftiger Streitigkeiten auf möglichst 
wenig aufregende und kostspielige A rt“  (RGZ. 164, 67) 
im Wege der Vereinbarung beseitigt werden.

Nun sagt z w a r  RG.: DR. 1940, 178316: „Der V e r ­
g l e i c h  läßt grundsätzlich das b i s h e r i g e  R e c h t s ­
v e r h ä l t n i s  b e s t e h e n ,  es müßte denn sein, daß ein 
anderes als Wille der Parteien aus dem Vergleichsinhalt 
zu entnehmen wäre. . .  Ob im einzelnen Falle der Ver­
gleich nach dem Willen der Vertragschließenden u m - 
s c h a f f e n d  wirken, also einen neuen Verpflichtungs­
grund, ein neues Schuldverhältnis an Stelle des bisherigen 
begründen . . .  soll, läßt sich nur durch Willenserforschung 
auf Grund der gesamten Tatumstände ermitteln.“

A b e r  gerade aus den unmittelbar hierzu zitierten Ent­
scheidungen: JW. 1911, 64818 und insbesondere LZ. 1926, 
229 Nr. 5 sind Beispiele für die von den Parteien beab­
sichtigte n o v a t o r i s c h e  Wirkung des Vergleichs indem 
Sinne zu entnehmen, daß man — teils unter Aufrecht­

en1'
erhaltung des alten Schuldverhältnisses, teils ujd e des 
Schaffung des ganzen Schuldgrundes — die HO* - 
Schuldbetrages ohne Rücksicht auf das zugrunde s
Rechtsverhältnis bindend festlegen wollte. ... „acu 

Bliebe der durch Vertrag (Vergleich) der H° fZelti 
geregelte Unterhaltsanspruch, der in § 66 Eheu- ¡̂ci,ts 
der also auf g e s e t z l i c h e r  Vorschrift „ beruh t  > ürfi 
weiter als der nackte „gesetzliche Unterhalts^ i s0a- 
mit allen seinen Vorzügen und Schwächen y  
dere der steten Veränderlichkeit), so könnte jernspruch 
tragsteil jederzeit geltend machen, daß der 
beim Abschluß nicht „in den Grenzen der ges„„h defl 
Pflicht“  geregelt worden sei, daß er nicht , 
Lebensverhältnissen der Ehegatten angemessen 
der Betrag des nach § 66 EheG, geschuldeten 
ist zwar — t h e o r e t i s c h  — eine im Unsicht

aber J A ,L #  
auf He > r -

,chna( 
« sei . de«0Lebensverhältnissen der Ehegatten angemessen' 8 ’rj,a(ts

rlof Dn4é-n rv 4nn O AT, CL «Ol    1, .dclufpll Qu

jektiv absolut feststehende Größe, wird aber #  
t i s c h  — von den Parteien wohl niemals auf r * ^  \/e> 
Pfennig richtig ermittelt werden können, so cWi
trag stets, gemessen am objektiv Geschuldet ’ fei 
Verzicht des einen Teils zugunsten des ann j, 
darstellt. Insofern und insoweit tr itt eben —j|e & 
v e r t r a g l i c h e  Unterhaltsanspruch an die g0|| ' 
g e s e t z l i c h e n  Unterhaltsanspruchs; ins°te A0sprllCie 
m. a. W. des Charakters als eines gesetzlichen j  p. 
entkleidet werden. Das S c h u l d v e r h ä l t m  > ^  tn 
gesetzliche Unterhaltpflicht dem G r u n d e  speS t  
zwar das gleiche bleiben; aber trotzdem ist ..„itsch1*
G e s t a l t u n g  einer v e r t r a g l i c h e n  '-T'Wjuf g 
gewollt, in dem Sinne, daß der U m f a n g  des
licher Vorschrift beruhenden Anspruchs

Unterbauet?;

auch aU

Gefahr eines Abweichens von der genauen
~ ' '  ...........................  ’ SOU-Zahl — frei vertraglich bestimmt werden so • ejteH .cjjt 
ist die Schaffung eines vertraglich näher 
terhaltsanspruchs, der an die Stelle des g” ____ audL 
nur dem G r u n d e ,  sondern — unsichtbar. ^  tm v  
H ö h e  nach v o r  bestimmten Unterhaltsansp ^ ¿es $

da5
ud¡?;

Die Frage ist: G ilt ein solcher Anspruch 1 
EheG, als „gesetzlicher“ , oder als „vertr g
sPruch? , oecf-

„Schuldverhältnisse“  entstehen durch , e; ns
s c h ä f t e  (grundsätzlich V e r t r a g ,  aber a^L a|1
Rechtsgeschäfte), o d e r  durch T a t s a c h e ft ’ (StauÄ  
Ge s e t z  unmittelbar die Entstehung knup ' j, h- In­
ge r, Komm., 6. Aufl., Vorbem. zürn *• ê liche%oii 
Schließen Gläubiger und Schuldner eines g usgeheha 
spruchs einen Vertrag, so wollen sie — ü§is 'T jai* 
dem Rechtsgrund des gesetzlichen ApsP Sin®5. d  ̂
neue Rechtsgrundlage schaffen. In die nSprUc“ver  
F u r i e r  in seinem Buch „Der Unterha L fStef 
geschiedenen Ehegatten“  S. 148: „Der ’ „ „ ^ i r d ” airi'
t r a g l i c h  begründeten Unterhaltsanspruc seine fT
Linie durch den V e r t r a g  bestimmt, ,„fStelh-.E 3H5' 
s c h l i e ß l i c h e  R e c h t s g r u n d l a g e  veßer ! - efl 
klärt der Unterhaltsvertrag das Gesetz e ih^/J
geschlossen, noch für anwendbar, so §ij
g ä n z e n d e  Hinzuziehung der Norme ^preca.^nr
regelmäßig dem Willen der Parteien, .¡jäftsbf.„ ffl-r 
(vgl. das Verhältnis der Allgemeinen^ ^ 41,

' Fällen,

fvgi. aas vernaums uer Angern««»-** -  ,941, , - eI) >*•, 
gen zum Vertragsrecht: DR. 1941, 12*u> jfl we>ca geh11. 

Wäre der Unterhaltsvertrag in Fällen, fzlich «L eja 
Parteien sich n u r  über die Flöhe des b lC]eres leli
deten Unterhalts verständigen, 
zahlenmäßige „ K l a r s t e l l u n
spruchs (Auffassung des KG.!), s0 Vertrag. 0>\/ertrffr  
sagt — jede Partei nachträglich den beiin .g Id 
hauptung zufall bringen, daß das O f .¡v unrlC , o 
abschluß in bezug auf die Höhe ob] $̂
gestellt worden sei. , rl„ ne- vVlf„;en ■ D,t

Die Funktion einer bloßen Klars> e pari ’ Q jn
m. E. dem Begriff des Vertrages, der ) der te ( i ; 
pflichtet, an dem Vereinbarten festzuh j eS R z#  * 
einfach an Stelle des Gesetzgebers u r jnterha ,, ¡i 
Summe des gesetzlich geschuldeuv,<,us beŜ i j e g  -u i?  
mäßig festsetzt, sondern darüber hi jm vo ,et
und s o w e i t  etwa der vom üesetzg h ö ^ r  je !
Falle gedachte und gewollte Untern söllte, t ¡ ¡e  ^  
driger als der von uns vereinbarte s gev(a' f 
der Berechtigte auf die Differenz, o nS 
Verpflichtete aus freien Stücken, (übnfe

J l
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z‘ §§ 361 f l  B ,v  1 Abs- 2 
der l etl W h  riang m itRGZ.71,104den N o v i e r u n g s -  
ge K' arste l i  ” 11 aJJ’ w,enn der Vertrag „zum Zwecke 

n.hI°ssen m Z nJ  der beiderseitigen Beziehungen“  ab- 
u uieser p j urtlev
U nS lcfi innerer ^ “ but zweifellos jedem Vertrag oder 
itipb.alts zum Hohe eines gesetzlich geschuldeten 
ein v ]eder gesptfrE*«11̂  rhat' Damit aber wandelt sich 
bnteHertrag ggeschu1Che Hnterhaltsanspruch, über den 
atis \vp? tSansPruch WIrd’ in 5inen »vertraglichen“  
nach ,e cllem der ’ UIId.-z.war, aus dem gleichen Grunde, 
in l Aaifas s ü i i / £ Sni,llc le Unterhaltsanspruch — auch 
über r, n Vertra flirh l RG‘ (VSL RO-: DR- 1937, 1433 su) _  
«in i .? auf r , £ A n s p r u c h  verwandelt wird, wenn 

irdLHlboreilienvertr'Cher Vorschrift beruhenden Unterhalt 
öhPda.ß der LrntprUgu g®schIossen llnd aIso vereinbart 
Ein bezahlt werd J * E i  fÜr allemal in gleichbleibender

eitiene, fchutdi
* > h a l f s g! ! ^ iedene Frau, die bei der Scheidung 

Mann sch oß, wird sich — wenn der
. ^  V V

S f ^ ' d a s  Geset ! ine Unterhaltspflicht verletzt — nie- 
a?rmel! bind der (uw SC?ndern lmmer auf ihren Vertrag
a‘e ModM^andfreie^^r1 + tSinc.!?ter wird’ sobald »hm ein ?i.e V0°rd ‘‘taten d^ Iê  Unterhaltsvertrag vorgelegt wird,
^ erhaiit+Ssetzunp-en aCi i eidung:’ ,.die Schuldfrage, und also 
»?'anSePt .nicht gnr,-.£es gesetzlichen Unterhalfsanspruchs 
f "'a di„Sxlner Ento„i?n\  sonclern den Unterhaltsvertrag 
V°n einer E ch%keit zu?runde legen. als nicht

sehr h der Parte ln  ad U" wirksamkeit des Vertrages 
?es Unv„ r Unterhnu dargetan werden kann. Mag noch 
It ,,saiisn andert ¡ ’ ¡,svertrag nur eine bloße Umhüllung 
n terhah0Uclls sein a™ deckenden gesetzlichen Unter- 
??ch tneinansPruchs’ 1C- Utnschaffung des gesetzlichen 
ahalich wietn Re c h ts2 lfE ? V ei tra?Hchen Anspruch kann 
> ben i rIe z. B. .l‘bl doch nicht verneint werden; 
J ^ ta ,  "dang g e s e‘nf>esetzte Erbe, der zugleich im 
fee § 206f i " ts erbge * e, z l l c b 5 >- Erbe ist, immer als
■ !>  übLBGB- uhd R n o T d (vg!i 0LQ -,11’ 114= so-J *1 sch0n rbaupt i 2 , RGRKomm. Anm. 1 hierzu); wie 
j S  zw J esetzli]Ch t P Erträgliche Regelung eines an 
skaten PersonJ,^ ?,rdneten Rechtsverhältnisses zwi- 
di^Pelt ® e*s zu v \  de,'en gegenseitige Rechte und 
ßedsPeziM eben der ^ E hen“  Rechten und Pflichten 

i ere Ortln, Vertrag gegenüber dem Gesetz 
liÜjjrt a„g a*So d«... dnungsart darstellt, nach Rano- undaücl  a>  dem r.u “ ngSart darstellt, nach Rang und 
äna bestin! die rechn- l emeinen Gesetz v o r g e h t ,  undSS’ i S : *»  Anspruchs b ^ S

s der o der Vertr" 0 -Slcß nl- auch dann nichts 
Voif̂ e ford„ ,seU e s a n i lm wesentlichen nur das Er- 
''aph eclthE rt Und dEe??UI!g auf den betreffenden Fall

in vielen Fällen auch

sC t  a°d ^ f l l e  des v2gSCj i lleßenden kann hier immer 
a«n der ^ v ° „ e r e svr  9 esbtz ° ebotenen etwas Bes- 

*.iGeset?rtr,ag?!) d h scbaffen (welchen Zweck hätte 
S  ie b e n )E d;E  an die Stelle des A l l g e m e i -e t°ahs- f  d*e Stelle des A ^ e m e i -  

bUnidaß d,Vd es e n L  9 £ e z , e ! i e r e s  (den Vertrag) 
j  aji RanrcSPez‘elIerePnCh/  einem aIten Rechtsgrund- 

dengMUtld Bede,°/dnung' der allgemeinen Ord- 
a,UskihftainclsKRamen im?i^a‘-ng Avorgeht, daß s ie  es ist,

allge 
daß si

S0pe her! Materie /, P ^ S0,nderu Falter! — und hat 
f^ 'ge ¡ch ^ ^°U forfentwickelt) schon aus der

He,, ee.se]h'E vert r a 9 / ic bnt^ egensfehender Auffassung 
¡^¡Ienn‘ctlt ;.ienetl Fhe?rafferegeItcn Unterhaltsanspruch 
nterh2b'Ven» a Sesetzlifhmf” , rarUchi. dann aIs vertrag- 

. J. 0 h n e d i , Huterhaltsanspruch zu be- 
1 wäre en Vertra^  nach dem Ge s e t z

’3 a J age d J ’eh vielfef 
it iu grenzi

«S trj

lo* * di ^ lten v,on Unterhaitsansprü

%ik|egsi':lleaClU .Abgre'nimi1 Wui!dern, warum ich dieser 
8 7S e i  ^ e ÜFrle2habsansDniH^Chl n J ^ l i c h e n  unduie ¿‘wrna toa„ 0 '■„‘•"»u ien  geserzncnen und
V  ^her Pall ,.raf e ist "nPdpCheü -S0 große Bedeutungner. u n ir ^ ,  > in dem h i e r  zur Entscheidung

« » t ,‘st, auf -  - von Unterhaltsanspru-
le vertratriiM gesetzlichen Ansprüche un- 

g len Ansprüche entsprechend.

Trotzdem verdient die hier niedergelegte reichsgericht- 
liehe Auflassung die allergrößte Beachtung; denn in 
a n d e r e r  Richtung können deren Rechtsfolgen, je nach­
dem es sich danach um einen bloß gesetzlichen, oder 
einen vertraglichen Unterhaltsanspruch handelt, sehr ein- 
schneidencl sein. Ich denke dabei in erster Linie an die 
scharf umstrittene Frage, ob und evtl, inwieweit gesetz­
liche Unterhaltsansprüche, über die ein Vertrag abge- 
schlMsen ist, späterhin noch einer Einwirkung der §§66 ff. 
EheG, unterliegen, ob insbesondere das ‘neue gesetzliche 
Unterhaltsrecht alte Unterhaltsverträge grundsätzlich be-

Weiterhin aber taucht das gleiche Problem bei"der g e ­
b u h r e n r e c h t l i c h e n  Frage auf, ob der G e g e n -  
s t a n d s w e r t  eines Streites über vertraglich geregelte 
Unterhaltsansprüche nach § 9 ZPO. oder nach § 10 Abs. 2 
und i  GKG. zu beurteilen ist, was nach § 10 RAGebO. 
auch tur die Anwaltsgebühren große Bedeutung hat.

Es fragt sich, ob und evtl, in welchen Fällen ein v e r ­
t r a g l i c h  geregelter Unterhaltsanspruch dennoch ein 
„Anspruch auf Erfüllung einer auf g e s e t z l i c h e r  Vor- 
schnft beruhenden Unterhaltspflicht^ i. S. des § 10 Abs. 2 
^  ixv We n n  der Unterhaltsanspruch gebühren-

s t e t s  ein „gesetzlicher“  Unterhaltsanspruch 
bleibt ( s o f e r n  n i c h t  grundsätzliche Bestimmungen 
des gesetzlichen Unterhaltsrechts im Vertrag geändert 
werden!) so ergibt sich die nicht befriedigende Lösung, 
daß der Rechtsanwalt, der beim vertraglichen Anspruch 
der Regel nach den z w ö l f  e i n h a l b f a c h e n  Jahres­
betrag des Unterhalts seiner Kostenberechnung zugrunde 
legen könnte, nur einen e i n z i g e n  Jahresbetrag als 
Gegenstands wert seiner Gebühren ansetzen darf, wäh­
rend er dem Klienten im Falle eines Rechtsfehlers, der 
ihm etwa bei Bearbeitung oder Beurkundung des Unter­
haltsvertrages unterläuft, für einen weit höheren Schaden 
haftet, etwa sogar unter Umständen lebenslänglich die 
Rente oder einen Differenzbetrag als Schadenersatz ent­
richten muß. Der vom RG. in einem Beschl. v. 11. März 
1939 (RG.: DR. 1939, 884 15) für die Streitwertbestimmung 
des §10 GKG. angegebene Grund, „daß ein nach den 
Bestimmungen des §9 ZPO. berechneter Streitwert Ge­
bührensätze ergeben würde, die nach der Ansicht des 
Gesetzgebers übermäßig hoch wären“ , kann also hier 
ganz gewiß nicht verfangen.

Dazu kommt, daß die G r e n z e ,  in welchen Fällen die 
Parteien den schon auf gesetzlicher Vorschrift beruhenden 
Unterhaltsanspruch „völlig  auf eine vertragliche Grund­
lage zu stellen und ihn des Charakters als eines gesetz­
lichen zu entkleiden“  beabsichtigen, in der Praxis oft sehr 
schwer zu ziehen sein w ird; denn i rgendwel che Be­
sonderheiten wird, je nach den näheren Umständen, nahe­
zu jeder Fall aufweisen. So wird z. B. nicht selten eine 
über die Norm des Gesetzlichen nach oben abweichende 
Unterhaltsbemessung durch ein Entgegenkommen der 
unterhaltsberechtigten Frau in der güterrechtlichen Aus­
einandersetzung ausgeglichen, was nach dem in RG: 
LZ. 1926, 2296 vertretenen Standpunkt zweifellos zu einer 
Novation des Anspruchs führt. O d e r  die Parteien ver­
einbaren für verschiedene Zeitabschnitte v e r s c h i e d e n  
hohe Rentenbeträge, in welchem Falle RG.: DR. 1939, 
88415 die Bestimmung §10 Abs. 3 GKG. über „gesetz­
liche“  Rentenansprüche angewendet wissen w ill (fünf­
facher Jahresbetrag), obwohl die dort angeführten Ge­
setze eine solche zeitlich verschieden hohe Rentenzahlung 
ganz gewiß nicht kennen. O d e r  die Parteien einigen 
sich auf eine unter allen Umständen gleichbleibende Un­
terhaltsrente (Leibrente), was von RG.: DR. 1937, 143333 
als eindeutige Umschaffung des Unterhaltsanspruchs an­
erkannt wird.

So könnten die Beispiele mehr oder weniger wesent­
licher Spielarten von vertraglichen Abmachungen über 
Höhe, Zeit und sonstige Bedingungen der Unterhalts­
zahlung beliebig vermehrt werden, ohne daß sich eine 
Linie festlegen läßt, die von d i e s em Gesichtspunkt aus 
ganz scharf und zweifelsfrei die Novierungsfälle von den 
Nichtnovierungsfällen scheidet.

Das OLG.  M ü n c h e n  hat daher auch in seinem Be­
schluß v. 14. Febr. 1936: JW. 1936, 169, HRR. 1936 835 
auf diese Unterscheidung offenbar bewußt verzichtet und 
— ganz im Einklang mit meiner oben vertretenen Rechts-
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auffassung — den gegenüber §9 ZPO. als A u s n a h m e ­
bestimmung zu wertenden § 10 GKG. für n i c h t  anwend­
bar erklärt, wenn sich der Rentenanspruch nicht nur auf 
Ge s e t z ,  sondern auch auf V e r t r a g  stützt; denn wenn 
der Gesetzgeber — so argumentiert der Beschluß — ge­
wollt hätte, daß auch bei Ansprüchen auf Entrichtung 
einer Geldrente, die aus V e r t r a g  erhoben werden, die 
Ausnahmebestimmung des § 10 GKG. Platz greift, so 
hätte er das Gesetz anders gefaßt. Das g ilt natürlich nicht 
bloß von den in Abs. 3 § 10 angeführten Rentenansprü­
chen, sondern genau so von den Ansprüchen „auf Erfül­
lung einer auf gesetzlicher Vorschrift beruhenden Unter­
haltspflicht“ , die im Abs. 2 § 10 GKG. genannt werden 
(vgl. B a u m b a c h ,  15. Auf 1., Bern. 1 zu § 9 ZPO.: „Stützt 
sich der Anspruch auf Gesetz und V e r t r a g ,  so g ilt 
§ 0 ).

M. a. W.: Die Rechtsprechung über die gesetzlichen Be­
stimmungen zur Streitwertberechnung behandelt einen 
Unterhaltsanspruch, der z u n ä c h s t  auf g e s e t z l i c h e r  
Vorschrift beruht, dann  aber durch V e r t r a g  näher 
umschrieben und bestimmt wird, n i c h t  als bloßen „ g e ­
s e t z l i c h e n “  Unterhaltsanspruch, sondern als v e r ­
t r a g l i c h e n  Unterhaltsanspruch. (Anders, als in den 
Fallen, die in KG.: DR. 1939, 669«; 1941, 1615», sowie 
bei Gaedek e :  DR. 1939, 605 behandelt werden, wo es 
sich nicht um eine v e r t r a g l i c h e  Regelung handelt, 
sondern um die — wenn auch vergleichsweise — Be­
endigung eines g e r i c h t l i c h e n  Streites über den g e ­
s e t z l i c h e n  Unterhaltsanspruch!)

3. Der Auffassung des RG., daß „nur beim Vorliegen 
b e s o n d e r e r  dafür sprechender Anhaltspunkte“  der 
w ille  der Parteien, den gesetzlichen Anspruch in einen 
vertraglichen zu verwandeln, angenommen werden könne, 
vermag ich mich nach all dem nicht anzuschließen. Der 
Wille der Parteien, den Anspruch auf v e r t r a g l i c h e  
Rechtsgrundlage zu stellen, ist m. E. s t e t s  anzunehmen, 
wenn die Parteien überhaupt einen Unterhalts v e r t r a g  
schließen. Denn nur darin kann das erste und hauptsäch­
lichste Motiv dieser Maßnahme liegen: an d ie  S t e l l e  
des unbestimmteren Gesetzes den ad hoc genauer zu­
geschnittenen Vertrag treten zu lassen, also dem gesetz­
lichen Anspruch durch den vertraglichen zu e r s e t z e n ,  
und eben doch (in der Sprache des RG.) „den gesetzlichen 
Anspruch in einen vertraglichen zu verwandeln“ .

4. Zweifelsfrei dürfte sein, daß § 74 EheG, auf vertrag­
liche Unterhaltsansprüche e n t s p r e c h e n d  anzuwenden 
ist ( V o l k m a r ,  Bern. 4 Abs. 2 zu §74). Auch das RG 
scheint in obiger Entscheidung dies bejahen zu wollen; 
denn es läßt nur offen, „inwieweit“  die entsprechende 
Anwendung des § 74 geboten ist. Wenn der neugeschaf­
fene Vertragsanspruch den gesetzlichen Anspruch in be­
zug auf Höhe oder sonstige Gewährungsvorteile über­
steigt, so enthält er insoweit Schenkungselemente, so 
daß ergänzend § 530 Abs. 1 BGB. einschlägt, von dem 
§ 74 EheG, sowieso befruchtet sein dürfte.

5. Für ebenso zweifelsfrei halte ich, daß der zugrunde 
liegende Sachverhalt die Verwirkung rechtfertigt, wobei 
mit vollem Recht das Verhalten, das die Klägerin nach 
der Scheidung an den Tag gelegt hat, „als Ganzes  ge­
würdigt w ird“ , also unter Heranziehung derjenigen Vor­
gänge, die — für sich a l l e i n  betrachtet — durch die 
Rechtskraft des Vorprozeßurteils p r ä k l u d i e r t  sind. Ein 
ähnlicher Gedanke ist schon in einer Entscheidung des 
LG. Nürnberg: DR. 1941, 224618 (vgl. meine Anm. da­
selbst) zum Ausdruck gekommen.

RA. Dr. G. v. S c a n z o n i ,  München.

13 . KG. — § 97 Satz 1 EheG. Ist eine Ehe vor dem In­
krafttreten des EheG, rechtskräftig geschieden, so bestimmt 
sich das Sorgerecht auch dann nach den bisherigen Vor­
schriften, wenn nach dem Inkrafttreten des EheG, im Wege 
der Restitutionsklage das Scheidungsurieil im Schuldaus- 
spruch abgeändert ist.

Aus der Ehe des Zimmermeisters K. ist eine jetzt 
14 Jahre alte Tochter hervorgegangen. Die Ehe der Eltern 
ist durch Urt. v. 27. Juni 1935 aus Verschulden des Vaters 
geschieden worden. Beide Eltern sind im Dezember 1937 
neue Ehen eingegangen. Im August 1939 hat der Vater 
gegen die Mutter Restitutionsklage erhoben mit dem An-

trag, das Scheidungsurteil dahin abzuändern, daB L,er. 
Parteien für mitschuldig an der Scheidung erklär' ^  
den. Das LG. hat hierauf durch Urt. v. 15. Dez- L en- 
frühere Urteil im Schuldausspruch und in def „.,uidig
C n fS C h P ld lin tT  l in r l  Knizle» F l+ o rn  fllT  kPl,äter be'

die
An;bat

entscheidung aufgehoben und beide Eltern für 
an der Scheidung erklärt. Der Vater hat dann sp 
dem VormGer. beantragt, ihm das Sorgerecht uu 
Tochter zu übertragen. Das VormGei. hat dies«“ 
trag entsprochen. Auf die Beschwerde der Mi*1 ¡¡¡¡d 
das LG. den Beschluß des VormGer. aufgehoben h(; 
den Antrag des Vaters auf Übertragung des Soff^elegte 
abgelehnt. Die hiergegen von dem Vater elll8t,riicl<- 
weitere Beschwerde ist aus folgenden Gründen L 
gewiesen worden: ^  gf

Die Ehe der Eltern ist durch Urt. v. 27. Juni FRrJen 
schieden, das am 11. Aug. 1935 rechtskräftig 
ist. Dieses Urteil hat der Vater mit der Restitutio" ¡^r 
nur hinsichtlich des Schuldausspruches angegp*; r,roZe* 
hierauf hatte sich die Verhandlung im R e s t itu t io n ^  
zu erstrecken, nicht jedoch auf die Scheidung alRUSc5> 
(vgl. Jonas ,  Anm. II zu § 590 ZPO.; SydoW-u .¡m 
Änm. 6 zu § 590 ZPO.; B a u m b a c h ,  Anm. 1 °  A  ¡st 311 
ZPO.; RG.: HRR. 1936 Nr. 603). Dementsprechend h flU] 
die Restitutionsklage hin das Scheidungsurteil “ „ tin“ 
im Schuldausspruch und im Kostenpunkt aufge*1“^  bi*ea“ “  civHiaiuauo^tuUI UHU 1111 INUÖlCUpUIlKl
abgeändert worden; die Scheidung selbst war "  d^'
rechtskräftig. Es handelt sich daher um eine Ehe- 
Inkrafttreten des EheG, rechtskräftig geschieue Satz 
Das Sorgerecht bestimmt sich folglich gern- 8 ;ht goH1* 
EheG, grundsätzlich nach altem Recht und st j,jer^ 
gern. § 1635 Abs. 1 Satz 1 BGB. der Mutter zu, 
nat, da es sich um eine Tochter handelt, aUCtI ß nicil 
rung des Schuldausspruchs im Restitutionsp<° 
geändert. 2

Das VormGer. kann gern. § 1635 Abs. 1 jL.
' ~ * ' ~ 1635 Abs. 1 Satz} ,  -•<« &eeine von der Regel des,U1, iVv,gv,Z V IVJJJ t \U O , *

weichende Anordnung treffen, wenn eine sol^ f 0rder̂ eii 
sonderen Gründen im Interesse des Kindes e g|terfl 
d. h. wenn das Kind bei dem sorgebercchtigw e ,,u. n. wenn uas ivmu Dei uem sorgeoercnni>&- gjjji
gefährdet ist. Es kann ferner gern. § 97 Satz ,^¡1, ^
abweichende Regelung i. S. des § 81 EheG- »e jefu 
dies das Wohl des Kinde« erfordert: hierZ^.jdies das Wohl des Kindes erfordert; 
nicht aus, daß das Kind bei dem andern Eltern^-^¡n ;j!e
untergebracht wäre, sondern es müssen <*e pjacily 
dem sorgeberechtigten Elternteil so wesentlici e0 v 
entstehen oder drohen, daß nach den beson 
ständen des Falles die Aufrechterhaltung ae* ^ 1 ^ 0  
Zustandes im Interesse des Kindes nicht -e  g en  s 
werden kann (JFG. 22, 3 =  DFG. 1940,
§ 97 Satz 2 EheG, zulässige sinngemäße An[ (,t, y 0
§81 EheG, kommt jedoch erst dann m r h B- Zf 
die Heranziehung des § 1635 Abs. 1 Satz 2
dem Geist des §81 EheG, entsprechenden ,^2,26“, zu;
Ergebnis nicht zu führen vermag (JFG- ‘ V'
Im vorl. Falle ist entsprechend den im w 8 
treffenden Feststellungen des LG. weder peR5 
der Mutter gefährdet noch werden durch ß£laflS 
des Sorgerechts bei der Mutter wesenthcndes Sorgerechts bei der Mutter 
Kindes verletzt. (Wird näher ausgeiun- 

(KG„ Beschl. v. 16. Mai 1941, 1 a Wx

V e r t r a g s h i l fe  v e r o r d n i i n g J ^ eI1 
A b w ic k lu n g  v o n  L ie fe rv e r  0

14 . OLG. -  §5 A b , 1 Satz 2 V e r t r ä g e  
30. Nov. 1939. Der Richter ist an die ß -
gungsfrist nicht eng gebunden, f )  .. a«  VertrafteheU' 

BeschwF. bezweckt mit Einleitung j %. be,ejjy 
Verfahrens Aufhebung des zwischen ihn a b S .ng “ 1 
den Pachtverhältnisses. AG. h a t A n t . ^Uifhehj Sa|z 
mit der Begründung, an sich sei wohl g Abs- se% 
r>--L i.,er|1-jin jsses berechtigt, aber nacn, 9 ¿er S ,efi ° 

könne sie nur unter Berücksichtigt - „  M
n K ü n d i g u n g s f r i s t  ausgesp , d-^unis L t. 

nach § 595 BGB am 1. März 1942 ahlaute^efj,8lt i fl je 
Tag, an dem auch vertragsmäßig das L  j  b e »
Ende finden solle. D ie  B e s c h w e r d e  W° De<s° 

Die Vorbemerkung zur VHV. t>esa£age ihre 
Volksgenossen wegen der besonderen 6

VHV.
l i ehe
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?!feen 'veit'h'ii?cba/ d'cben Verhältnisse von den Kriegs- 
m ’* der ühna‘ ter ^^.hoffen werden als die große Mehr- 

Es ;f fen’ müssen die Gläubiger Rücksicht neh-
Sl“lien «  ~ ii5t A u i f r a h f 1 d p c ‘stnafc aiiGrrlmVI'ictnrff̂en.« *s* Aufgabe des Staats, ausgleichend einzu-

¿ da s  r io l ir  ricbter,iche Vertragshilfe w e i t g e h e n d  
S S S i  r , r I lLche E r me s s e n  g e s t e l l t ,  das 
s«'ei,1gten auben die beiderseitigen Interessen der 
ßjij'üurig ^fagen hat. Es kann daher auch die Be- 
f f ie r  den 7„ntzes,2 des L Abs. § 5 VHV., wonach der 
lieh Verhältni<!c Punkt der Beendigung des Miet- oder 

Kündi^une® f u.n,te>: Berücksichtigung der gesetz- 
stäSen> daß prn^s n̂,^  bestimmt, nicht dahin ausgelegt 
der ?  enp- „ J * n die Kündigungsfrist unter allen Um- 

ehlage  ̂ AUf.den ,sb ( ^ ¡ rd ausgeführt, da-6 nach
Um-

E'ouacWaeeK’T U?iden ist- (Wird ausgeführt, da-6 nach 
‘'t. 1941s . Aufhebung des Pachtverhältnisses zum 

240lQ. n  38 Ergebene ist.»'u j. D i ö ^
%4l.) rmstadt, 2. ZivSen., Beschl. v. 13. Juni 1941,

S a t z 2  V H V - V . 30.NOV. 1939 
Mie?1Sj e'Hunnen m-aclltiSt den Richter, unter bestimmten 

dcm 1-Sept. 1939 geschlossenes 
VeS.d.er durch h a £?'? über gewerblich genutzte Räume 
hejfii ^'sse Krieg verursachten Veränderung der
Eitß,,es, dann WpU ^  aufzuR>sen. Im Satz 2 der Vorschrift 

pissest der R,Jer,:. »Hierbei bestimmt der Richter den 
ünter  r ndlgung des Miet- oder Pachtverhält- 
Un^r ; ß eru elf C J U + ___ ______

^1
L?steiiV'.‘vlc(Üer n;-' “ t t  pucKsicnt nenmen. unstreitig ist, 
bint«_ (ai sc|lr j^^se Frist ü^be rschreiten darf; dagegen

KilM- t . . lc « —o
a9f difUngsfrLf« ^ ^ c k s i c h t i g u n g  der gesetzlichen 

dp,. ;̂Sebdic'hp p !" Siebter soll also nach Möglichkeit
.Hicht" • * i*lSt Rürlisirhf nphmpn I Ttioirpi+im. iof

d*nter Schmu,, u«yCBi „
'M  ¡ der ge , , *  keine Einigkeit darüber, ob er auch 
bnetn t ?!* er Ha„ lw.e1 Kündigungsfrist Zurückbleiben 
Prist et,r'ilberen 7P,-* le*' oder Pachtverhältnis bereits zu 
QDrn 'gen läßt tpUnl<t als deiTi Ende der gesetzlichen
fe d iiw  v H v
pUntß mUnripdi»i!i*ng des Sr5„ ®e,rP-1 erklärt, der Richter dürfe bei 

astehpSsfrfst . eendigungszeitpunßts die gesetzliche
H Uas U ilte rs rT irp i+ p n  U /W in  P'C ih m  n u rh

jJ'Stehp V'rist n ip i, i- ‘&r “ * /-cuPu*tiii5 uic geseizucne 
\ r  Zein,c as "lt unterschreiten, wenn es ihm auch
Inhalt,,fu"kt auf,m°ber Rächt Verhältnis für einen späte- 
rŜeinpSSe als crpr^ul1’ wenn ihm dies nach Lage der 

K echt und wirtschaftlich zweckmäßig
Ü nS brih nt &r °rigen g
AKnerk e n ^denr[hIiterungsbncher halten jedoch auch das 
niH ekhun̂ ubern .,^es?tz,Iici.ben Fristen für zulässig. Sc 
frS* Vor-f von deriCnJi’ ^ Ü nne ’ VHV. § 5 Bern. 3, in 
at{sten ej8eschrieben Ulld Vergleichsordnung seia„ '\a ei4,'0'-»riebpn , » uuu vcigiciiiisuiumuig sc

■° z Uh a 11 p da? die gesetzlichen Kündigungs-
1 1  zu h P-i! ^»en; das Gesetz ordne lediglichmBfH,' ^  D Zu ber i  , lcn; das Gesetz ordne

b L Bnê - 2, und ) v ,Cht.i g nn Sd- BaUd ,7 > g > d e ln  die V 0 & ? ' * '  R e x r o t h , VHV. § f 
Bril*^r a Ucber gehP, d-g j  nicbt ausdrücklich; beide Er 
...In r iidrdckg V rieÄ  offensichtlich davon aus

m b a c h , 
VHV.

ick r onensu
ÜnL er^c^sichtigungi< 

:liPn‘ , .rscbreiten zuläßt.
der gesetzlichenüber de,1i vorj11 Ur

berSd>chenbl|?h genutzt BnScIlIub ist ein Pachtverhältnis 
i0l-Q \fiir d . rist ers t'amR i UMr’ d?s bei Einhaltung derÖarn,den l.o *u  in1?, März i942 ablaufen würde, 

Vt\Rü^df*aclt hält ai^ 4 , aufgelöst worden. Auch das

k$ " 2 % f r 'S t e T ’ * * “ dCTsesMz-. irrkv"- h man ¿massig.
ls( d hie ¡Cr-^FlV wm r Auffassung unbedenklich zu-

Qewerbetreibenden' der. Gewerbetreibenden, der 
ri'«!»„- me n -;^e Vom n-e, ‘,n Schwierigkeiten geraten 
h.9s r|  Versuch La„ e , Rmhter auszusprechende Maß- 
lMZ|)en terliehpfc n- Hie \ /n eru ältnisse gebotene Erleich- 

t Er»essen^ -  bat es bewußt vermieden, 
L\sf? v°n nnri die v n Ch strenSe Regeln allzu sehr 

sWj^rücksthH0 ’ anstatt von „Einhaltung“  
fehriS1 Zw«^’ So kaim8'U|I’g<< der gesetzlichen Kündi- 

tt bes0lf ^  der V<?r d!eij . nach dem Wortlaut wie 
N e,S e  Freien Verh“  uCbnft nur bedeuten, daß je 
{.¡Bej bfärf r'sl sowohl ,-,nlssen dcs zu entscheidenden 
i j j  U.(jChtVerhä überschritten wie unterschritten

¡̂ üg, Sdan mp pie. gesetzliche Kündigungs- 
äiicß ijüd erst aJ ec Enst mindestens sechs Mo- 

1 landwirt.^u'^V'. des Pachtjahrs abläuft.
ehafthehen Pachtverhältnissen

eine so lange Frist in der Regel gerechtfertigt sein mag, 
so dürfte doch bei der Verpachtung von gewerblich ge­
nutzten Räumen dem Ende des Pachtjahrs keineswegs 
die gleiche wirtschaftliche Bedeutung zukommen. Ich halte 
hiernach den vorstehenden Beschluß für zutreffend.

MinDirig. Dr. V o g e l s ,  Berlin.

*

15. OLG. — §§ 1, 2 VO. über die Abwicklung von Lie­
ferverträgen v. 20. April 1940. Nur „überobligationsmäßige 
Schwierigkeiten“  rechtfertigen ein Eingreifen des Vertrags- 
hilfegerichts. Keine Änderung der Zahlungspflicht im Wege 
der Vertragshilfe, f )  ■

Im März 1939 hat die Antragstellerin, eine Hamburger 
Exportfirma, bei der Antragsgegnerin fünf Maschinen 
bestellt, die sie nach Übersee liefern wollte. Die Ma­
schinen sollten im September und im Oktober 1939 ge­
liefert werden. Über den Preis ist nach dem Bestäti­
gungsschreiben der Antragsgegnerin vereinbart worden: 
„Gesamtpreis pro Maschine 11068 9tM abzüglich 3o/0 
Kasseskonto =  332 M t, Gesamtnettopreis 10736 31M. 
Falls der jeweilige Rechnungsbetrag nicht innerhalb fünf 
lagen nach Rechnungsdatum bei uns eingeht, können 
w ir den schon in Abzug gebrachten Kasseskonto nicht 
gewähren.“  Die Antragstellerin hat die erste Maschine 
pünktlich abgenommen und bezahlt.

Die Abnahme der übrigen vier Maschinen, die die An- 
tragsgegnerin am 29. Aug. und am 23. und 30. Sept.
1939 als versandfertig gemeldet hatte, hat' sich infolge 
des Kriegsausbruchs verzögert. Erst im Nov. 1939 hat 
die Antragstellerin ein Versandziel angegeben und auf 
jede der Maschinen 10736 StJC bezahlt.

_ M it dieser Bezahlung hat sich die Antragsgegraeriii 
nicht zufrieden gegeben. Sie meint, für jede Maschine 
müßten auch noeji die 332 StM Kasseskonto bezahlt wer­
den, da die Rechnungen nicht fristgemäß beglichen wor­
den seien. Deshalb hat sie 4 x  332M i  =  1328 ¡UM vorm 
AG. eingeklagt. Der Rechtsstreit schwebt in der Be­
rufung.

Inzwischen hat die Antragstellerin am 9. Jan. 1941 
Antrag auf richterliche Vertragshilfe auf Grund der ¡VO. 
über die Abwicklung von Lieferverträgen v. 20. April
1940 gestellt. Bis zur Entscheidung über diesen Antrag 
ist das Streitverfahren ausgesetzt worden.

Die Antragstellerin hatte im Streitverfahren geltend 
gemacht, sie sei zur Zahlung der für jede Maschine ge­
forderten 332JRM nicht verpflichtet, weil die Antrags­
gegnerin in einer späteren Auftragsbestätigung ganz all­
gemein 10736 iRM als Nettopreis für die Maschine ge­
nannt und den Kassaskonto von 332 ¡UM nicht mehr er­
wähnt habe.

M it Rücksicht darauf, daß im Abwicklungsverfahren 
über streitige Ansprüche nicht entschieden, sondern nur 
unstreitige Rechtsverhältnisse neu gestaltet werden kön­
nen, hat sie erklärt, sie wolle für dieses Verfahren an­
erkennen, daß sie an sich verpflichtet sei, die von der 
Antragsgegnerin geltend gemachten 1328 M M  zu zahlen. 
Sie beantragt aber, im Wege der Vertragshilfe diese 
Pflicht ganz oder wenigstens zum Teil zu streichen, und 
zwar aus folgenden Gründen:

Die Abnahme der Maschinen und damit auch die Zah­
lung des Kaufpreises sei ihr infolge des Kriegsausbruchs 
im Sept. und Okt. 1939 unmöglich gewesen, denn sie 
habe damals nicht gewußt, von welchem Hafen aus sie 
die Maschinen werde verschiffen können. Es habe ihr 
auch nicht zugemutet werden können, die Maschinen 
nach Hamburg kommen zu lassen, weil dadurch nur völ­
lig  unnötige "Transportspesen entstanden sein würden. 
Da ihr also infolge der Kriegsverhältnisse die Abnahme 
der Maschinen im Sept. und Anfang Okt. 1939 nicht habe 
zugemutet werden können, dürfe ihr daraus kein Nach­
teil erwachsen, daß sie die Rechnungen nicht binnen fünf 
Tagen nach Ausstellung bezahlt habe. Sie habe als Ex­
portfirma unter den Kriegsverhältnissen ohnehin beson­
ders schwer zu leiden, während die Antragsgegnerin als 
Inlandsfirma ihren Betrieb in vollem Umfange aufrecht­
erhalten könne. Es sei daher auch billig, ihre Schuld 
der Antragsgegnerin gegenüber im Wege der richter­
lichen Vertragsniife zu erlassen.

232
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Die Antragsgegnerin bittet, den Antrag zurückzuwei­
sen. Sie führt aus:

Es handle sich bei der Antragstellerin um eine M il­
lionenfirma. Der Betrag von 1328 ¡UM stelle für diese 
nur eine Bagatelle dar. Schon deshalb bestehe kein An­
laß, ihr ihre Verpflichtungen abzunehmen. Im übrigen 
habe die Antragstellerin noch nach Kriegsbeginn auf 
Lieferung der Maschinen bestanden. Sie sei deshalb auch 
ihrerseits verpflichtet, alle ihre Verbindlichkeiten zu er­
füllen. Sie selbst, die Antragsgegnerin, habe ihr auch 
schon die Lagerkosten, die durch die verspätete Abnahme 
der Maschinen entstanden seien, erlassen. Der Antrag­
stellerin noch mehr entgegenzukommen, bestehe kein An­
laß. —

Der Antrag auf Gewährung von Vertragshilfe konnte 
keinen Erfolg haben. Zunächst ist schon zweifelhaft, ob 
die Voraussetzungen für einen Antrag auf Abwicklungs­
hilfe nach der VO. v. 20. April 1940 überhaupt gegeben 
sind, der Antrag also überhaupt zulässig ist.

Nach § 1 dieser VO. kann der Besteller nur in zwei 
Fällen die richterliche Vertragshilfe in Anspruch nehmen, 
um eine Aufhebung oder Änderung des Liefervertrags 
zu erreichen, nämlich wenn ihm infolge der Kriegs­
auswirkungen entweder die Abnahme der Waren o d e r  
die Erfüllung einer sonstigen Verpflichtung aus dem Ver­
trag nicht zugemutet werden kann.

Zwar benJft sich die Antragstellerin hier darauf, daß 
ihr im Sept. 1939 die Abnahme der Maschinen nicht habe 
zugemutet werden können. Eine Aufhebung oder Ände­
rung ihrer Ab n a h  me Verpflichtung verlangt sie jedoch 
selbst nicht, sie hat im Gegenteil diese Pflicht inzwischen 
längst erfüllt. Sie verlangt vielmehr in Wahrheit eine 
Änderung ihrer Z a h l u n g s p f l i c h t ,  denn sie w ill er­
reichen, daß ihre Pflicht zur Zahlung der von der An­
tragsgegnerin noch beanspruchten 1328 ¡UM — die sie in 
diesem Verfahren anerkennt — ganz oder teilweise auf­
gehoben wird. Ob eine Änderung der Zahlungspflicht des 
Bestellers im Abwicklungsverfahren erfolgen kann, er­
scheint aber sehr zweifelhaft. Die Zahlungspflicht ist die 
Hauptpflicht des Bestellers. Sie kann daher wohl kaum 
als „sonstige Verpflichtungen“  i. S. des § 1 der VO. vom 
20. April 1940 angesehen werden. „Sonstige Verpflichtun­
gen“  sind vielmehr offenbar nur Nebenverpflichtungen, 
die sich aus einem Liefervertrag ergeben können, wie 
etwa die Pflicht, Transportgerätschaften zum Abholen 
der Ware zu stellen, die Ware auf dem Transport zu be­
wachen und zu versichern u. a. m. Gerade aus diesem 
Wortlaut der Bestimmung wird deshalb zu entnehmen 
sein, daß eine Aufhebung oder Änderung der Zahlungs­
pflicht auf Grund der AbwicklVO. ausgeschlossen sein 
soll. Für die Richtigkeit dieser Ansicht wird auch der Um­
stand sprechen, daß die AbwicklVO. eine dem § 9 Ver­
tragshilfeVO. entsprechende Bestimmung nicht kennt.

Abschließend braucht hier zu dieser Frage aber nicht 
Stellung genommen zu werden, denn selbst wenn man zu­
gunsten der Antragstellerin davon ausgeht, daß ihr Ab­
wicklungsantrag zulässig ist, so ist er doch auf jeden 
Fall unbegründet.

Auch bei der Anwendung der VertragshilfeVO. und be­
sonders der AbwicklVO. v. 20. April 1940 verdient der 
Grundsatz der Vertragstreue maßgebende Beachtung, 
d. h. der Grundsatz, wonach jede Verpflichtung im ge­
schäftlichen Leben eingehalten werden muß. Das spricht 
auch das Vorwort der VertragshilfeVO., die ja die Grund­
lage für die AbwicklVO. bildet, ausdrücklich aus. Hier 
heißt es: Eine wesentliche Voraussetzung für das Durch­
halten der deutschen Wirtschaft im Kriege ist, daß jeder 
seinen Zahlungsverpflichtungen pünktlich nachkommt. 
Wer sich dieser Pflicht entzieht, gefährdet den Sieg 
ebenso wie etwa derjenige, der Rohstoffe verschwendet. 
Von diesem Grundsatz kann auch das Vertragshilfegericht 
nur dann abweichen, wenn für eine Vertragspartei die 
Erfüllung ihrer vertraglichen Verbindlichkeiten infolge 
der Kriegsverhältnisse so stark erschwert worden ist, daß 
ihr das Festhalten am Vertrag nicht mehr zugemutet 
werden kann, d. h. wenn für diese Partei das Festhal­
ten am Vertrag mit Opfern verknüpft ist, deren Über­
nahme ihr nach Treu und Glauben nicht angesonnen 
werden kann, die „überobligationsmäßig“  sind (vgl. RGZ.

U 8). Ob die Opfer, die das Festhalten am Vertrag 
mit sich bringt, dieses Ausmaß erreichen, wird immer

[Deutsches Recht, Woc.henau«i

nur je nach der Lage des Falles unter Berücksichtig, 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Verpflicmet
schieden werden können. iclit,11 aucu WC1UCII KUIJlieil.

Hier ist diese „Opfergrenze“  noch nicht ‘ Jl0ch 
wenn die Antragstellerin die streitigen 1328 ‘ÄLesClian 
zahlt. Dabei ist in Betracht zu ziehen, daß das ge- 
zwischen den Parteien tatsächlich zur Durchtarif ° ü(li 
kommen ist. Die Antragstellerin hat die Maseni ten, 
auch den Preis für sie, wenn auch unter KursV ¿q bi> 
erhalten. Es handelt sich um ein Objekt von ße' 
70000 XM. Im Verhältnis zu dieser Summe kann va 2°/i’ 
trag von 1328 M t, um den es hier geht, also e in &e' 
nicht wesentlich ins Gewicht fallen. M it V e r lu s te n ^

_ _ _ _ _ _ I . . . . . . . . . . J H  „ „ „ „  1  1 je u e !ze j e|iefiH
neu. Hinzu kommt aber noch, daß' die Antrags .re 
eine große, gut fundierte Firma ist. Sie haj' . „e|i#' 
1939 einen Umsatz von mehreren Millionen •yi‘¡„aen,,. 
Im Jahre 1940 ist ihr Umsatz zwar zurückge£ ~ {jvW 
liegt aber immer noch über der Millionengren • gezair 
diesen Umständen kann der Antragstellern!1 a 
lung von 1328 M l  zugemutet werden. nach f

Ihr Antrag auf Gewährung von Vertragsnm (jegrun 
AbwicklVO. v. 20. April 1940 war mithin als 
det zurückzuweisen. , «0- des S Rechtf 

d e r

ser Höhe muß jeder Geschäftsmann — g?nZ “ ¡t 
aber eine Exportfirma — auch im Frieden j edel „stell?1!!

Ob die Antragstellerin etwa auf Grund 
tragshilfeVO. v. 30. Nov. 1939 Aufhebung ue t
n a r f i f p Ü A  v o t - T «■». i A : ^  H P I*  f l *  » .
u « g o i u m . v v / ,  V .  A U .  IN  U V .  J IV O V  A U l U C ü u n &  . 1 (ß ,

nachteile verlangen kann, die ihr aus der n ^  ■
zeitigen Begleichung der Rechnungen v. -  ■ nicht v 
und 30. Sept.. 1939 erwachsen sind, war h‘ jo. N 
prüfen, weil dafür nach §24 Abs. 3 der v ° ;,  ‘¡st.
1939 das Prozeßgericht ausschließlich zuständ ^  ¡gib

(OLG. Jena, B. des Vertragshilfesenats v. 28.
5 A R 2/41.) p

. Ffgeba15 ge'
Anmerkung: Dem Beschluß ist zwar im jjggen ^ 

zustimmen; die Begründung gibt jedoch sei "t# 
denken Anlaß. Das Gericht meint, der R,c" trggen' ’' fC. 
der VO. über die Abwicklung von Lieferv _f|jch‘. „e
20. April 1940 nicht befugt, in die Zahlung? 
gelnd einzugreifen; denn unter den im VerPJjCti' 
mit der Abnahmepflicht genannten „sonstig ^
tungen“  i. S. des § 1 VAL. seien nur N » g  
tungen, nicht aber die als Hauptverptm11 ^ est £¡3, 
sehende Zahlungspflicht zu verstehen. u  
legung richtig ist, erscheint mir zweifelhan- ■ K s|o _p --------& crbcnem i m ir  ¿w  ̂ « qu»
der Besteller im vorliegenden Falle 1.n‘° ? 0ßern v rIi5te 
auswirkungen die Maschinen nur mit g*o ^ ¡n e g, 
weiterveräußern können, und wäre er niero ^  sic» ^  
finanzielle Schwierigkeiten geraten, so Jiel „ j VAL- e(if 
vertreten, daß der Richter auf Grund des s eifl 
Besteller wegen.dieser Kaufpreisschuld in ¿¡e Fa „pa® 
Umfang Erleichterung gewährt, indem e ijners 3 \Je<' 
der Schuld der Leistungsfähigkeit des .Scnu de[^ \r  
oder auch ihren Betrag unter Berücksicn » (jal> 
hältnisse beider Vertragsteile auf ein bulfg aL., 
setzt. Ilie rfü r spricht u. a. auch

es

i iic iim  sprient u. a. auen “ "AnPa® « ei*1 •
dem Richter zur Pflicht macht, durad , ^ lu n ^ e r ^ i  
Vertrags sowie durch Regelung von ^ eöeteili£ie!Y 11 «i 
angemessenen Ausgleich zwischen den 'j ^
zuführen. Die Tiese, daß die Z a h lu n g  
Gegenstand der Vertrag.shilfe auf G fu ,ieser A* “bjcl1 ¡f, 
20. April 1940 sein könne, wird daher m . -n¡¡en- p\.
heit schwerlich aufrechterhalten wer-c'en <eruiig' a u v't 
ist nur, daß der Richter bei einer An jjat, <e 
lungspflicht besonders vorsichtig zu Pr usreii 
lieh zu einem solchen Eingreifen ein

Ar

laß besteht.
a|s„

iu o e s u ^ ^ ^ ^ ^ ^ ®  Billil^nsS6 Zß£'
Der Beschluß verdient nun insofern V°rf net.,.

hier das Vorliegen der t a t s ä chl»c■ { hat ^
gen für ein Eingreifen des Richters vc 
steiler hat die Maschinen offenbar on 
veräußert und ist trofz dem Krieg VP
blieben, daß ihm die Zahlung des erden 
ringen streitigen Betrags zugemutet ajs unD jari|cf. 
OLG. hat den Antrag daher mit Re jg zti; | f / y  
zurückgewiesen. Um zu diesem Lrg {\Q. llf „rgfe%s
weist das Gericht auf Ausführungen i ,. OP‘..eSe

l e i s t u Ä ^

obligationsmäßige Opfer“  sowie , . alif “  
hin. M. E. brauchte das Gericht m . gan* 
führungen, die das RG. im Jahre 1W

üf

J
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J 2 der'vrf ge?-acbt hat, zurückzugreifen. Denn die 
selbst hr^' V' 2d' APrh 1940 können und müssen aus 

^gen von S S ausgdegt werden. Durch das Hinein- 
ln. ten so«m ii"k ongän&en> die mit den neuen Vor- 
J ea ^nsammi1̂1 äußerlich wie innerlich nur in einem 

>hwert au!.6? steben> wird die Auslegung eher 
f 2um Sch n eichtert-
Vm/e*Ierin U vi bemarkt das Gericht noch, daß die An-
t t C p S ß ^ - t f  ° / und der §§9> 24 Abs- 3^ h i l f e a S ^ n c h t  m.t

särki. el»st angerurene Gericht diese Vertrags-
Wi(-rn,hea Qrün i re,1? können. Ferner dürften die tat- 
W » .  gesiiit lf die zur Ablehnung des auf die Ab- 

v, Utlg des s o vu An4ra£s geführt haben, auch der An-
Q f e mmenfa\Se,yfi iV --ei t81eßenstehen-Abu d seine A,,ftldi_ mocbte ich meinen, daß sich das 
üiigj^Ung (jes ûSabe unnötig schwer p-emaclit hat. Zur

bei
et Werde^^^htigung der Kriegsverhältnisse zu­

unnötig schwer gemacht hat. Zur 
auch’ *?aß demC,R^tIt uaSs hätte wohl die Darlegung ge- 
&cn,..,hei Beri- ,s*eher die Zahlung" der 3o/o Kassaskonto

/p ,-,iL .slchtii

MinDirig. Dr. V o g e l s ,  Berlin.

**
n f i R r .  ^ echt der O stm ark

''n t-ande ,2ur weiteren Überleitung der Rechts­
weg!? v‘ 28- F ehrê h und in den sudetendeutschen
2?<£o Art. x m  M39i RQBL l> 358); § § « . 127-130
^ ä e ' W e r  den L Nr- 7 und Art- x x v n  EinfG. zur 
'V|fd ? dle Streitan» 1 rs Se£en den Beschluß eines LG., 

Da Schridet dasr o ^ ng,?ach § 61 östGBG. bewilligt

den Rekurs an das OLG. Graz vor- 
.^9 iDrr„tlin\V(>i'c ( r?z ba* die Sache nach § 44 Abs. 1(Rrr> ¡nwek ?  t „ nat die Sache nach §44 Abs. 1 
N Ä 1 ', 3281 ,,Uf | 13 Abs. 2 der VO. v. 28. Febr. 
h?rift d?‘eses v e rw  Ell tscb- an das OLG. Wien iiber- 
? At>goU ^ 3 der V n die Annahme, weil die Vor- 
^ ,^ s tO geiiheiten “ ber di,e Zuständigkeit der OLG. 
r t '^ fä iu ; v- 23 er, freiwilI*gen Gerichtsbarkeit und 
H  bctr^yarz 1936 (RGBl. I, 251) „keine Grund- 
J ite rp D  nur ,,für’ uf«J5rW^ si  auc^ selbst darauf, daß

für dp̂ esch\verdP<yedere Rekurse“ , also nur für die 
iQlo Bes‘j i8egebeUen a^uwenden ist. Diese VO. ist so- 
füu (Rorii a’Unp ,i 1„alJ überhaupt nicht entscheidend, 
ol’rie Vo K [» 328? dea .813 Abs. 2 der VO. v. 28. Febr.
(jJZpL. in \v/. 23. M art i r $ !er weiter als die oben ange- £ ^  i f> ►. 1936. fi^nn oif» hAO + immf r i n R  r i n c«r!fen. d i ^ l e n auch -?36> denn sie bestimmt, daß das 
0] r? f  | . , le|n Lq  irnuberden Rekurs gegen Entschei- 
PjjP' *anz eri' m ^ rfahren außer Streitsachen in

K rs- v s s . ™
t i j d f  is t?1!6 des Oh,.d *ese Anordnung auch in diesem 
in b*1 grönd,e Erreich,,r„Sten Gerichtshofes in Wien. Der 

Gebiet ” ?  einer einheitlichen Rspr. auf 
yri? l?Ren a,Ctletl- Ijin,.?hnf. ,nanspruchnahme des RG.

t ?  dritten ^ 1 h SC und die sonstl'gen Be- 
* 4 '\  i 1 1'■ 328) w l Absi hn!ttes der VO. v. 28. Febr. 
An .üntj ? AltreiCh i,de dle Übereinstimmung mit der 
QÖhHri.25rfStreich„5trgl Stel't- (Siehe dazu § 79 GBO."Ir., ¿2 streich,," sestetit. (Smhe dazu §79 GBO. 

¿e- T r i er VO v ?  des §102 dieser GBO. durch 
S  i r i chn'ebei ,  ' £  5- Aug. 1935 [RGBl. I, 10Ö5] und

4 .  B? tL A? fJ- zu § 7(fnR?0rdT 1£  / dr, 4d“ . Deat'
G * i

5Uc
' v'u Anw0« j ' ’ v.

i i ft2 dernf n,sonst die^rng’ ° bw°hi auch im Aitreict 
fv: 2g V.aber ,.e|w iiii„en Grundbuchsachen nicht zu der 
I? bi,.?br lQ'e Bestimm, ricbtsbarkeit gezählt werden 
&  ü ?nt f t : . Ä e „  des § 13 ^Abs. 2 der VO

SiiS der

1221.) Hier fin-
^ Ä F V V .  23. März 1930 äüf

Altreich
nicht zu den

k? Üh>tsch  ̂ - a»zuwpr ;  ßerl des § 13 Abs. 2 der VO. 

chig

f l

• nicht einstweilige Verfügun­

« « Gber den d i J das OLG. Vv i e u
r fK  ^ st;inrn bag auf ,?knrs gegen den Beschluß des 
J^tsr'st. saLlS, wem, ?ewdh&ung der Anmerkung der 
l? etin2es Sz°? die P„fsie, als Grundbuchsache anzu- 
9h‘ Eeb?n’ 364 rcSch- des österr. Obersten Ge­
ll,’ aW  lg3f) e‘ndeutiff l i? ru.chr,ePertorium Nr. 20) läßt 

drüci{d 3 Ob 6f / 3i ar ln der späteren Entsch. vom na„;llch a„ „ . 08/36 =, AQtp * ioua

gen i. S. der ExekutionsO. sind, sondern sich nach den 
Bestimmungen der §§ 127—130 GBG. richten (Art. X III 
Nr. 7 des EinfG. zur ExekutionsO.). Der Art. XXVII des 
EinfG. zur ExekutionsO. wird gegenüber der ausdrück­
lichen Regelung des Art. X III für die Streitanmerkungen 
nicht wirksam. Dies gilt zufolge der allgemeinen Fassung 
auch dann, wenn der Streitrichter über den Antrag auf 
Streitanmerkung entscheidet. Ist aber nach diesen Aus­
führungen die Anmerkung nach §61 GBG. als Grundbuch­
sache zu behandeln, so ist nach den vorangestellten Aus­
führungen diese Sache als eine Angelegenheit der frei­
willigen Gerichtsbarkeit, also des außerstreitigen Ver­
fahrens im weiteren Sinne, nach §13 Abs. 2 der VO. 
v. 28. Febr. 1939 der Zuständigkeit des OLG. W i e n  
zugewiesen.

(RG., V III. ZivSen., Beschl. v. 7. Mai 1941, V IIIG B  45/41.)
[He.]

<= RGZ. 166,351.)
♦ /

17 . RG. -— § 3 pstZPO. Eine Verletzung des § 503 Ziff. 2 
ÖstZPO. liegt nicht vor, wenn das BG. die nochmalige 
Vernehmung eines Zeugen deshalb unterläßt, weil es von 
der Beweiswürdigung des Erstgerichts nicht abgehen will.

.(RG., V III. ZivSen., U. v. 8. Mai 1941, V I I I31/41.) [N.]

1 8 . RG. — ÖsterrGes. v. 27. April 1896 betr. Ratenge­
schäfte (RGBL Nr. 70); TschechGes. v. 12. April 1935 über 
Ratengeschäfte (SdGuV. Nr. 76).

Die Bestimmungen des Ratengesetzes von 1935 wirken 
nur auf Verträge zurück die im Sinne dieses Gesetzes Raten­
geschäfte sind. Das trifft nicht zu, wenn die Zahlung in 
zwei Teilbeträgen vereinbart worden ist.

(RG., V III. ZivSen., U. v. 3. Mai 1941, V I I I699/39.) [N.]

1 9 . RG. — §§565, 594 ABGB. Wenn der Erblasser zur 
Abfassung seines Testaments einen von einem Dritten ver­
faßten Aufsatz als Vorlage verwendet und nachschreibt, so 
begründet dies weder eine Ungültigkeit nach § 565 ABGB., 
noch nach § 594 ABGB. Es kommt nur darauf an, ob der 
Erblasser den Inhalt seiner Niederschrift verstand und da­
mit eine letzte Erklärung abgeben wollte. Auch die Ver­
anlassung zur Errichtung einer letzten Erklärung ohne An­
wendung der nach § 565 ABGB. unzulässigen Mittel kann 
eine Ungültigkeit der letztwilligen Anordnung nicht be­
gründen.

(RG., V III. ZivSen., U. v. 14. Mai 1941, V III 27/41.) [N.J

2 0 . RG. — §§ 1010, 1489 ABGB. Der Substituent haftet, 
wenn er nach Gesetz oder Vertrag berechtigt war, einen 
Substituten zu bestellen, nur für Verschulden in der Aus­
wahl desselben.

Die dreijährige Verjährungsfrist des § 1489 ABGB. be-

f innt erst von der Zeit an zu laufen, zu welcher der 
chaden und die Person des Schädigers dem Geschädigten 

bekannt geworden ist. Die Kenntnis kann nicht durch ver­
schuldete Unkenntnis ersetzt werden.

Die KI. hat aus ihrer Geschäftsverbindung mit Franz M. 
in G. eine Forderung von 41 770,70 K, worüber der Schuld­
schein v. 29. März 1932 ausgestellt wurde, nach welchem 
Franz M. die in der EZ. 745 für M. eingetragene Liegen­
schaft als Pfand für diese Forderung bestellt und seine 
Einwilligung zur Einverleibung dieses Pfandrechtes auf 
der genannten Liegenschaft erteilte. Das Eigentum an 
dieser Liegenschaft besaß Franz M. seit dem Jahre 1914 
zu einer Hälfte, während die andere Hälfte seinem Bru­
der Wilhelm M. gehört hatte. Franz M. führte aber 
gegen seinen Bruder wegen einer Forderung von 20000 K 
Exekution durch Zwangsversteigerung der anderen Liegen­
schaftshälfte und erstand diese bei der Versteigerungstag­
satzung am 18. Jan. 1932 um das Meistbot von 20000 K 
worauf ihm der Zuschlag erteilt wurde. Die Einverlei­
bung seines Eigentums auf der erstandenen Liegenschafts­
hälfte erfolgte erst auf Grund seines Antrages v. 16. Juni 
1932, den der Bekl. als sein Rechtsvertreter für ihn gleich­
zeitig mit dem Anträge auf Löschung der Pfandrechte
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für die leer ausgegangenen Forderungen sowie der auf 
das Versteigerungsveriahren bezüglichen Anmerkungen 
überreichte. Der RA. Dr. N., welcher für die Kl. den 
Schuldschein v. 29. März 1932 verfaßt hatte, wandte sich 
mit dem Briefe v. 16. April 1932 an den Bekl. mit der 
Mitteilung, er Sei von der KI. beauftragt, unverzüglich zu 
trachten, daß auf der ganzen Liegenschaft des Franz M. 
die erwähnte Schuldurkunde zur Verbücherung komme. 
Franz M. habe ausdrücklich sein Einverständnis dazu 
gegeben, doch sei die Überreichung des Grundbuchs­
gesuches noch nicht möglich gewesen, weil M., der 
Klient des Bekl., noch nicht als Alleineigentümer im 
Grundbuch eingetragen sei. Er ersuchte daher den Bekl., 
die Eintragung seines Klienten als Eigentümers der er­
standenen Liegenschaftshälfte zu erwirken, damit ver­
einbarungsgemäß die Verbücherung der Forderung der 
KI. a u f d e r e r s t en  S a t z p o s t  ermöglicht werde. Zu 
diesem Zwecke übermittelte Dr. N. dem Bekl. das von 
ihm bereits verfaßte Grundbuchsgesuch und die Schuld­
urkunde mit der Bitte, sofort nach Einverleibung bzw. 
nach Überreichung des Antrages auf bücherliche Einver­
leibung des Eigentumsrechtes des Franz M. an der ver­
steigerten Liegenschaftshälfte auch das Gesuch um Pfand­
rechtseinverleibung zu überreichen, damit die Vereinbarung 
erfüllt werde und niemand anderer dazwischenkomme. 
Der Bekl. bestätigte m it Schreiben v. 20. April 1932 den 
Empfang dieses Schreibens samt Beilagen, teilte mit, 
daß die Tagsatzung zur Verteilung des Meistbotes am 
25. April 1932 stattfinden werde, er werde sich mit sei­
nem Mandanten in Verbindung setzen und in  dessen 
E i n v e r n e h m e n  nach Einverleibung des Eigentums­
rechtes auf der erstandenen Liegenschaftshälfte die Ver­
bucherung der Forderung der KI. durchführen. Nachdem 
der Antrag auf Einverleibung des Eigentumes des Franz 
M. am 16. Juni 1932 bei dem Exekutionsgericht gestellt 
worden war, überreichte der Bekl. am folgenden Tage, 
den 17. Juni 1932, das Gesuch für die Kl. Etwa eine 
Stunde vorher war aber der Antrag auf Einverleibung 
des Pfandrechtes für die Forderung der Tante des Franz 
M., namens Auguste G., im Betrage von 28 000 K ein­
gegangen, deren Forderung unmittelbar vorher auf Grund 
des gerichtlichen Vergleiches vom 15. Juni 1932 in dem 
Rechtsstreit Ck III 32/32 des Kreisgerichtes R. mit die­
sem Betrage vereinbart worden war, so daß diese For­
derung der Forderung der KI. voranging. Dies hat nach 
der Behauptung dqr KI. zur Folge gehabt, daß bei der 
durchgeführten Versteigerung der Liegenschaft die For­
derung der KI. leer ausging, während die ihr voran­
gehende Forderung der Auguste G., welche an Dr. P. 
zediert worden sei, mit einem Betrage von 27199,05 K 
in dem Meistbot von 50000 K Deckung gefunden habe.

Die Kl. begehrt diesen Betrag von 27199,05 K von 
dem Bekl. aus dem Rechtsgrunde des Schadenersatzes, 
weil er die ihm bei der Durchführung des übernomme­
nen Auftrages obliegende Sorgfaltspflicht verletzt habe, 
indem er das Grundbuchsgesuch so verspätet überreicht 
habe, daß inzwischen ein anderer Gläubiger ein Pfand­
recht erwerben konnte. Der Bekl. hat dagegen ein­
gewendet, er habe zur Kl. in keinem Auftragsverhältnis 
gestanden, die Durchführung der grundbücherlichen 
Ordnung für Franz M. sei vor dem 16. Juni 1932 nicht 
möglich gewesen, er habe keine Kenntnis davon gehabt, 
daß Franz M. noch andere Schulden habe, auch sei die 
Klageforderung verjährt, da die KI. ihre Schadensersatz- 
ansprüche auch , schon vor Ablauf der dreijährigen Ver­
jährungsfrist hätte geltend machen können, weil ihr schon 
aus der Schätzung der Liegenschaft bekannt sein mußte, 
daß ihre Forderung bei einer Zwangsversteigerung nicht 
zum Zuge kommen werde. Schließlich hätte sie'die Ein­
verleibung des Pfandrechtes für Auguste G. mit Erfolg 
anfechten können und habe auch den Antrag des Franz 
M. wegen eines freihändigen Verkaufes des Hauses um 
einen höheren Betrag, aus welchem ihre Forderung hätte 
befriedigt werden können, abgelehnt.

Beide Untergerichte haben das Klagebegehren ab­
gewiesen, wobei sie sich im Wesen darauf stützten, daß 
die KI. nicht erwiesen habe, daß der Bekl. den Auftrag 
angenommen habe, das Gesuch um Einverleibung des 
Pfandrechtes für die Forderung der KI. so zu überreichen, 
daß kein anderer Gläubiger zwischen der Einverleibung 
des Eigentumsrechtes des Erstehers und der Pfandrechts-

nr. P-
einverleibung in das Grundbuch kommen könne- 
hätte einen solchen Auftrag nicht gehabt und ga* jer 
angenommen, der Umfang seines Mandates geh6 °jen a# 
Korrespondenz klar hervor, der Bekl. aber habe  ̂̂ ng 
ihn gegebenen Auftrag nur mit der E i n s c h r.a%nis- 
angeuommeru daß er nach Einverleibung des p®r(jeriing

for
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rechtes des Franz M. die Verbücherung der - 
der KI. durchführe. Der Bekl. habe auch von m- jjabe ■

, ..........tu Up rill Iy>: I.un e
.v*. u u iu iiu u l c , u c i  o c k i. naue allen .< iia"

derung der Auguste G. nichts gewußt, denn iV1l j<eine 
ihm gegenüber die Erklärung abgegeben, daß son= pro- 
Forderung gegen ihn bestehe. M. sei auch in „wall 
zeß mit Auguste G. von einem anderen ReCtl ölüu' 
vertreten worden. Wenn also der KI. eine ander* ¡¡bei' 
bigerin mit einem um eineinhalb Stunden f[ünp%[stül1 
reichten Gesuch zuvorgekommen sei, von deren ver- 
der Bekl. nichts wußte, so habe er dies n i c m e m '  
antworten. Das BG. fügte dem insbes. noch n {g32,10 
scheidend sei der Inhalt des Briefes v. 20. Apri* 
welchem sich der Bekl. nur verpflichtete, die j njs 1 
rung der Forderung der KI. im  E in  vers tand ¿e 
seinem Mandanten Franz M. nach Einverle. j^hän1 
Eigentumsrechtes auf der zweiten Liegensc” dzUr 
durchzuführen, so daß er weder einen Auftrag f ra^
baldigen Einverleibung des Eigentumsrechtes pfa»6 
M. noch einen Auftrag, die Einverleibung a „ ¡fr »>' 
rechtes der Kl. unbedingt so durchzuführen, d 
mand zuvorkäme, empfangen habe.

Gegen dieses Urteil richtet sich die R6 
welche sich auf die Revisionsgründe des S 
und 4 ZPO. stützt. Der Rev. muß Berechtigung 
werden

ReV;^ d Z-2
fh3

zue

Daß der Bekl., wie er einwendet, nicht erfls* 'rj| 
tigter der KI. gewesen wäre, kann wohl nie 
behauptet werden, denn m it seinem Schreiben pure , 
1932 hat er den an ihn erteilten Auftrag pj

rung der Forderung de vena,r,i.fiihrung der Verbücherung der Forderung de ^  vedAj. 
los angenommen, hat das bereits von Dp 1 ’ 5$%. 
Grundbuchsgesuch und die ve rb ü ch e ru n g s ta 'ta *sa 
urkunde übernommen und hat das Gesuch a „ aß Pr--e, 
lieh am 17. Juni 1932 bei Gericht überreicht. n zu 
nicht berechtigt gewesen wäre, einen Su .¡.¿ft aut ,e{ 
stellen und das ihm anvertraute Rechtsges<- ejngeWC‘ p- 
Bekl. zu übertragen, wurde üherhaunt n,c ¿„Uten 5 ei-Beid. zu übertragen, wurde überhaupt nl,c^ c*p'||t 
und ergibt sich auch nicht aus der festge=f fU■----  —fcj*-'- **WV.** «WO -- f  TU" ,
läge. Der Machthaber, welcher aber a V  + ¡tute*1 v \ß 
n e r B e r e c h t i g u n g  für sich einen ^ '¡ ^ fu n g ^ t
hat, ist fü r seine Person von der 
stung frei, der Substitut tr it t  an seine v  rail.- 
pflichtet, selbständig und unter eigenen ,eSsefl 
die Verbindlichkeiten dessen zu erfüllen, . eJfl so g(1b' 
stitu t er ist. Der Substituent haftet m . seioes: j e. 
Falle nur für Verschulden in der Auswa1 qju u 
stituten (§ 1010 Satz 2 ABGB.). Auch aus ^
bericht des Herrenhauses zu § 1313 a ABuc> 
daß sich die Haftung nach dieser Gesetze- • verpn| t ¡st 
Fälle bezieht, in denen die zur Leistung 
Person nach dem Gesetze oder Vertrage zll be p& 
fü r sich einen Substituten oder Ersatzmam, j 
(Entsch. des ObGer. Brünn Nr. 482, 4766 ¿en b<- 
auf Grund der Ermächtigung des Substi- :.jtnjs </e<' 
Substitut tr it t  in ein direktes Mandatsve . j i L  , ¡)cf 
ersten Machtgeber, weshalb er diesem au , Dr-, j  d*' 
antwortlich ist. Von dieser Substituierung KL "  
Vertreter der Kl. (T .) auch verständigt, 1 . .eiuy gw.f

atuy-j. det

s o "V

v erirexer oer tvi. (p aucn versu*‘*“ '&-’ ajc 
gegen nichts eingewendet und g ilt dane• ‘ ,
den (Entsch. des ObGer. Brünn Nr. l;.r h Dr- 
Wenn nun das Erstgericht betont, daß Lh-delh ten U"., 
übrigens mit der Kl. nicht direkt f  Mf«
seinen Auftrag durch Vermittlung des ^  ,tte, d 
KL, T., erhalten hat — keinen Auftragch # füAn Ä  
bücherung der Forderung der Art du , eji«n 
u n b e d i n g t  niemand im Grundbuch u jt H g. K* 
und daß er e'inen solchen Auftrag sc‘ q I ip f sjcl> 
auf die räumliche Entfernung zwischc i ß es ^  a 
gelehnt hätte, so verkennt hier d p  t  
vorliegenden Rechtsstreit nicht darum |,
bedingt und unter allen Umständen veuhi'11 j er ®Vl- 
eines dritten Gläubigers von dem Bc h ‘ 0b  ̂ jef ,et 
den mußte, entscheidend ist vielmehr cSaen inuote, entscneiaeno isi -ag";
bei gewissenhafter Durchführung des fei
so hätte Vorgehen können und müssen,

J
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nicht ,",k ScIl,ac[en nicht eingetreten wäre. Es kann 
r."en Rechts-,m,rSuhen. werden> daß ein Gläubiger, der 

beauftr^+a t mit der Verbüchcrung seiner Forde- 
y*r;tuf ein |n+„ ’ aucl1 ohne ausdrücklichen Hinweis 
r„„re>nbarunaAt,ej Se daran hat, daß — wenn nicht andere 
Unde.in der für d,crn entgegenstehen — diese Verbüche-u „Am  der für ■"'“ «ugegensTenen — diese Verbuchc- 

Insbes hf>,- i ln bestmöglichen Rangordnung erfolge 
bpferung ein+r„+er P urchfiihrung nicht eine solche Ver- 
SeAvre Rannnr î6’ daß andere Gläubiger dadurch eine 
de» rfabrnehm., nun_F £ew‘nncn, die sie bei pflichtmäßi- 
tK %cbtsanwqi+g ■ l r. BeIange des Auftraggebers durch 
de? DNacbdn,Tl? K ‘-Cht ?ehabt hätten. Das BG. legt nun 
SCL  .ekl. ürn . seiner Entscheidung darauf, daß 
kr. rc'ben v 1r Auftrag der KI. (wenn auch Dr. N. im 
die t.ben stellt» 1932 tatsächlich an den Bekl. das 
damit0tragumr ’ -der Bnkl. möge sobald als möglich 
(ier' e nach J L  eJ?es .Klienten als Eigentümer erwirken, 
"'errfau|d de«<!^ iu rei.r|barnng mit ihm die Eintragung 
der p-’ daß nir>m e? in ers*er Rangordnung ermöglicht 
büclir Scbränk>mand der KI- zuvorkäme) doch nur mit 
nach cr.Urig der f ÜEj angenommcn habe, daß er die Ver- 
b'e?Pn Verleibunr>-nUn!? i™ Einverständnis mit Franz M.
dasSDpchaftei1‘J:nfii  des Eigentumsrechtes auf der zweiten 
verieiK ■’ der plPu,e durchführen werde. Daraus schließt 
daß ' ¡ung des pr,' Yab<: Reinen Auftrag gehabt, die Ein- 
triffi . nianj der 'LjCchtes unbedingt so durchzuführen, 
ßek[ 'cht die !<-„ KJ- zuvorkomme. Allein dieser Schluß 
aW ^gibt sich r,n. ra2e- Aus dem Antwortschreiben des 

nen hat VleItnehr, daß er den Auftrag der KI. 
?.eres Jf0rIienP ’ .Wenn das Einverständnis des Franz M. 
?IIen t-- daß (’ip . ^ 11. das Schreiben besagt nichts an- 

s'ch ah« ne> w tnr u  • den Auftrag nur dann nicht er- 
VeriMn-s°nst n 1' nic,lt einverstanden sei, daß er 

'inter R™lcbtc. n, r P “ rcMührung im Einverständnis mit 
Art eWeis , Bekl. hat nun weder behauptet nochvrt der o?is S estour^j'v .rlac nun weder behauptet noch 
! erdigh 3lchcrsfc||i *’ daJJ M - der von der KI. verlangten 
]Jchtes sb naoi, . n2 ihrer Forderunc. namentlich im.

E
de

nach r w g Jbrer Forderung, namentlich un- 
je Einverleibung seines Eigentums-^daß

in, ■“ solchpn u dazwischenkame, widersprochen 
*\I. Xa.nd Ms i , - i m,Auftrag der KI. widersprechen- 

nfj konM te'Ien 1TI' f de der Bekl. überdies pflichtgemäß 
t.H „ aJe m a „ ss^n- Auch dies ist nicht geschehen 

a?iltlSchraĈ eben ' Fc t uies s° Ichen Einwandes auch gar 
ak cSen w  Un!t“  J. T .ann daller aus der sogenannten 
-ge|eitcf1(1 ’ ‘ '■* | * ~ • ■ g -  - -Soll ’ für !t e in dem Brief v. 20. April 1932 

erden. F« w .Yor,iege"den Rechtsstreit nichts
j 5 ,M
fau Werden f VT;1 .(wiegenden Kecntsstreit nichts 
tiji? die i au.ch djc • bjeibt also lediglich zu prüfen, ob 

Zu bRnblick ^ „ I nt eresse der KI. gebotene Sorg- 
-:,!?ch mutlc.1't vn„ das Einverständnis des Franz M.11 T« von ,i uinversrananis aes Franz M. 

den inf „ rd<;m Bekl- zu beachtenden Wider- 
tein?Uv',artat °der n,vufe!J>.d'eses Klienten führte, auf- 
h ^ S g  , e'i von etm ^dPo Ur‘tergerichte meinen, daß 

Stunden zwischen der über- 
Scbi,i7andr„Franz M „ nJ,f Einverleibung des Eigentums- 
n k l'S  aPcbtes fü'r ,-d dem Gesuch um Einverleibung

Cif, aniterPM. Ur die KI. dem Rnt.-I nicht , 1cRder e gerechnet e , ■ dem Bekl. nicht als Vor-

trtSê 3aßde*iung
p BuuRt- Aus den Exekutionsakten 

an M S* ,nam!ich ersichtlich, daß die
faß des LCr Bekl h l ’ v)ereits am 18- Jan- l c«2 er- 
n°lieir diPFrlanz M 7‘ APril 1932 in Ver-
h^i?ker ZumX^steiwern"1 BxeRutl0nsgericht anzeigte,
sX dtSsParkP Nachweis füSb-?h ‘ngu-ngen erfüIIt habe*? aRfaL^ek?LSe in R u b|cruber eine Bestätigung der 

iStbot ( K-v. 4. April 1932 beischloß, daß fer-I-dipd, ü^bots'ver^ih,4' AprilY93Fbei8cMoßfdäS fer-
üii(| Yertei!u?]»XgScta,^satz 110g um 25. April 1932 

NdA'eksp.d.en BefpihX+scIll,uß noch an diesem Tage 
daß a!e|ne am n  XP”  t- der im Akte befind- 

W V r i> l 'rdc v gegen H ^ a i.cnd 12-Mai 1932 zugestellt 
i? rbei che p. Nach s nYJ1 se!ben kein Rechtsmittel er- 
d > ft,eS.EiS^erleibnVa7^ Abs' 1 E a  kanH nun die 
l i r Ei« die Vn^nisrecliS des mit dem Zuschlag er- 
sehSiCbUhiensCh ^ rtragUnd s.an der versteigerten Liegen- 
* »  de?afi  verbnng,,„der ,m.!t dem Eigentum an 
g Ä h Ä ilu n  At,merknnCTn^n bücherlichen Rechte, die 
tia^be? bp?! nnd aIIer ^L d-er Versteigerung, der Zu- 
, 1 fi i, .r hnferlJglichen , “ bi igen auf das Vcrstcigerungs-

l rfüuÜachweisbd P r T 'i^ n .  Anmerkungen vom 
Fr'ediin^ aller V ,r h r.ec*ltzeitigen und ordnungs- 

gl,ng der Mt?i?urungsbedingungen schon 
uer Meistbotsvcrteilung beim Exe-

kutionsgerfcht angesucht werden. Dies wäre im vorl. Fall 
schon vom 7. April 1932 an möglich gewesen. Nach Abs. 3 
derselben Gesetzesstelle kann das in Abs. 1 bezeichnete 
Begehren aber auch mit dem Antrag auf Löschung der 
auf der versteigerten Liegenschaft eingetragenen vom 
Lrsteher nicht übernommenen Lasten und Rechte ver­
bunden werden. Dieser Antrag kann jedoch erst nach 
Rechtskraft des Verteilungsbeschlusses vom Exekutions­
gericht auf Antrag des Erstehers bewilligt werden. Da 
der Meistbotsverteilungsbeschluß am 20. Mai 1932 Rechts­
kraft erlangte, hätte spätestens von diesem Zeitpunkte 
an die Einverleibung des Eigentumsrechtes des Erstehers 
gleichzeitig mit allen anderen in § 237 EO. angeführten 
Übertragungen und Löschungen beantragt werden kön­
nen. Trotzdem hat der Bekl. damit bis zum 16. Juni 1932 
zugewartet. Daß der Bekl. einen triftigen Grund für diese 
Verzögerung gehabt hätte, hat er in keiner Weise dar­
getan. Dieses Zuwarten widerspricht aber den Interessen 
der KL, die der Bekl. pflichtgemäß zu wahren hatte, 
auch wenn er nur den Auftrag der KI. zur alsbaldigen 
Durchführung der Verbücherung ihrer Forderung hatte, 
ohne gerade die Forderung der Auguste G. zu kennen. 
Es bedarf nun keiner weiteren Erwägungen darüber, 
daß die Forderung der Auguste G. der KI. nicht zuvor­
gekommen wäre, wenn der Bekl. wenigstens in der Zeit 
nach dem 20. Mai 1932 und vor der Entstehung des 
Exekutionstitels für die Forderung der G. (15. Juni 1932) 
die ihm aufgetragene Verbücherung durchgeführt hätte. 
Dieser Zeitraum war dazu mehr als hinreichend und an­
gemessen, das Zögern des Bekl., der sich auf einen dem 
Auftrag der KI. widersprechenden Auftrag des Franz M. 
selbst gar nicht berufen hat, ist als eine Vernachlässi­
gung der ihm gern. § 1299 ABGB. obliegenden Verpflich­
tung zur Aufwendung des notwendigen Fleißes, der aus 
§ 1009 ABGB. entspringenden Verpflichtung, das Geschäft 
seinem Versprechen und der erhaltenen Vollmacht gemäß 
e m s i g  und redlich zu besorgen und der Verpflichtung 
des Rechtsanwalts nach § 9 RAO., die Rechte seiner 
I artei mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu ver­
treten, anzusehen. Er ist daher der KL für den dadurch 
verursachten Schaden verantwortlich.

Wenn demgegenüber der Bekl. die Verjährung dieses 
Schadensersatzanspruches einwendet, so ist sein Einwand 
rechtlich unbegründet. Dem Beld. schwebt hier offenbar 
vor, daß das schädigende Ereignis bereits am 17. Juni 
1932 gesetzt wurde, während die Klage erst am 16. Jan. 
1937 überreicht worden ist. Allein die dreijährige Ver­
jährungsfrist des § 1489 ABGB. beginnt erst von der 
Zeit an zu laufen, zu welcher der Schade und die Person 
des Schädigers dem Geschädigten bekanntgeworden ist. 
Nach der ständigen Rspr. des RG. zu der entsprechen­
den Bestimmung des § 852 BGB. setzt der Beginn der 
kürzeren dreijährigen Verjährungszeit die Kenntnis des 
Verletzten von dem Schaden und von der Person des 
Ersatzpflichtigen voraus, die durch verschuldete Unkennt­
nis nicht ersetzt wird (RGZ.76, 61). Die Kenntnis von 
der Person des Ersatzpflichtigen muß so weit reichen, 
daß der Geschädigte auf Grund des ihm bekanntgewor­
denen Materials^ eine Klage gegen die Person des Schä­
digers mit Aussicht auf Erfolg zu begründen in der Lage 
ist. Dieselben Rechtsgedanken vertritt die Rspr. des 
ObGer. Brünn, nach welcher die dreijährige Verjährungs­
frist des § 1489 ABGB. erst mit der tatsächlichen und 
vollständigen Kenntnis des Geschädigten von dem An­
spruch und seinem Umfang (Entsch. Nr. 2607 amtl. Slg.) 
und von der Person des Schädigers beginnt, wobei diese 
Kenntnis der A rt sein muß, daß sie zur Erhebung der 
Klage ausreicht (Entsch. Nr. 4389, 9755, 15599 amtl. Slg.). 
Wenn die Bedingungen für den Beginn der dreijährigen 
Verjährungszeit, nämlich die Kenntnis des Geschädigten 
von der Person des Schädigers, von der schädigenden 
Handlung oder Unterlassung und dem Eintritt des Scha­
dens nicht gleichzeitig erfüllt werden, so kann der Lauf 
dieser Verjährungszeit erst mit dem Zeitpunkt beginnerf 
da die letzte Voraussetzung zu den übrigen schon er­
füllten Voraussetzungen hinzutritt. Selbst wenn daher die 
KL schon kurz nach dem 17. Juni 1932 gewußt hat daß 
der Bekl. eine Unterlassung oder Handlung begangen 
habe, welche für sie schädliche Folgen hervorzurufen 
geeignet sei, so beginnt die Verjährungszeit doch erst 
mit dem Zeitpunkt, da ein wirklicher Schade eingetreten
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ist und die _ Kh davon Kenntnis erlangt hat. Daß ihre 
Forderung eine ungünstige Rangordnung infolge des Ver­
schuldens des Bekl. erhielt, genügt hierzu noch nicht; 
konnte sie doch auch auf andere Weise eine Befriedi­
gung ihrer Forderung erwarten. Der Schade ist aber 
jedenfalls entstanden, als ihre Forderung bei der Zwangs­
versteigerung keine Deckung fand. Diese Zwangsver­
steigerung fand erst am 29. M ä r z  1934 statt, der Ver- 
teilungsbeschlüß wurde nach Behauptung der KI. sogar 
erst am 15. bzw. 18. Okt. 1934 erlassen. Von diesen Er­
eignissen an ist die dreijährige Verjährungszeit aber noch 
nicht abgelaufen.

Gleichwohl ist die Sache noch nicht zur Entscheidung 
reif. Die Untergerichte haben einerseits die Höhe des 
Schadens der Kl., der von dem Bekl. nicht zugegeben 
wurde, nicht festgestellt und den darüber angebotenen 
Beweis nicht durchgeführt. Sie haben sich aber auch 
nicht mit der weiteren Einwendung des Bekl. beschäf­
tigt, daß die Forderung der Auguste G. anfechtbar ge­
wesen wäre und daß sich die KI. den Schaden selbst zu­
zuschreiben habe, wenn sie diese Forderung und das für 
sie einverleibte Pfandrecht schuldhafterweise nicht an- 
gefochten habe, obwohl sie dies angeblich mit Erfolg 
hätte tun können. Ebenso wurde auch nicht erörtert, 
welchen Einfluß die von dem Bekl. behauptete Ablehnung 
eines freihändigen Verkaufes der Liegenschaft um einen 
höheren Betrag auf den behaupteten Schaden der Kl. 
gehabt hat.

(RG., V III. ZivSen., U. v. 26. März 1941, V I I I679/39.)
[N.]

, \]oW‘
solchen Einwand würde die Frau auf den Weg. ,0nas 
Streckungsgegenklage zu verweisen sein (vgl- > ¿es- 
a. a. O.), wenn sie es nicht vorziehen sollte, ¿w s0 -  
bezüglichen Ansprüche dem ohnehin erforderlichen 8 ^  
rechtlichen Auseinandersetzungsverfahren der E« B 
vorzubehalten. ^

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
21. OLG. -  §§91, 104 ff. ZPO. Die Rückgewähr von 

Prozeßkostenvorschüssen, die der Ehemann im Schei­
dungsrechtsstreit seiner Frau geleistet hat, ist im Kosten­
festsetzungsverfahren zu regeln.

Die Frage, ob vom Ehemann an seine Frau gezahlte 
Prozeßkostenvorschüsse im Kostenfestsetzungsverfahren 
berücksichtigt werden können, ist streitig. Während sie 
früher überwiegend verneint wurde (vgl. RG.: JW 1887 
287; Braunschweig: SA. 54, 93; Rostock, Hamburg, Bres­
lau: Rspr. 17,126—128), neigt die neuere Rspr. und Rechts­
lehre der entgegengesetzten Auffassung zu (vgl. KG.: 
DR. 1939, 1587; Düsseldorf: M. d. RRAK. 1939, 86; Stutt­
gart: DR. 1940, 1785; Braunschweig: HRR. 1940 Nr. 618; 
J o na s ,  16. AufI., §91 VI 3 c; B a u m b a c h ,  15. Aufl., 
§ 91 Anm. 4 B). Der Senat schließt sich der bejahenden 
neueren Meinung an, nicht nur weil sie allein dem Grund­
sätze einer vernünftigen Prozeßökonomie entspricht, son­
dern auch deshalb, weil es sich bei vom Manne gezahl­
ten Prozeßkostenvorschüssen um Leistungen des Mannes 
handelt, die die' Prozeßführung der Frau kostenrecht­
lich ermöglichen sollen. Sie sind also Prozeßkosten im 
eigentlichen Sinne und müssen deshalb folgerichtig auch 
im Zusammenhang mit der kostenrechtlichen Abwicklung 
des Rechtsstreits, d. h. im Rahmen des Kostenfestsetzungs- 
verfahrens gern. §§104 ff. ZPO. ihre Abrechnung Er­
fahren.

Gegen diese Auffassung läßt sich nicht einwenden, der 
Urkundsbeamte der Geschäftsstelle werde dadurch mit 
der ihm nicht zumutbaren Prüfung der Frage belastet, 
ob der Ehemann den Vorschuß aus seinen eigenen M it­
teln oder aus dem Vermögen der Frau geleistet habe. 
Die Vorschußpflicht liegt dem Manne persönlich ob, es 
ist deshalb im Regelfälle davon auszugehen, daß er sie 
aus seinen eigenen Mitteln erfüllt. Eine Prüfung, aus 
welchen Mitteln der Mann seiner Zahlungspflicht genügt 
hat, steht dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle aber 
auch nicht zu; denn im Kostenfestsetzungsverfahren ist 
nur über die Höhe der entstandenen Kosten zu ent­
scheiden, nicht aber über die Pflicht zu ihrer Erstattung. 
Materiellrechtliche Einwendungen gegen die Erstattungs­
pflicht können deshalb im Kostenerstattungsverfahren 
nicht berücksichtigt werden ( Jonas §104 Anm. II 5). 
Um einen materiellrechtlichen Einwand würde es sich 
aber handeln, wenn die Frau im Kostenfestsetzungsver­
fahren behaupten wollte, der Mann habe die Vorschuß­
beträge aus ihrem Vermögen entnommen. M it einem

1941.(OLG. Köln, 7. ZivSen., Beschl. v. 24. Juni 
52/41.)

22. RG. — §519 Abs. 3 Nr. 2 ZPO. Formu1̂ ® ^  
Sätze oder allgemeine Redewendungen über die 
lung des Rechts sind keine BerBegr. f )  p.

Was der Bekl. in seiner Berufungsschrift ZÜ,Tr 
düng der Berufung angeführt und innerhalb der ¿gß1! 
liehen Frist nicht durch weitere Anführungen■ ^s,J 
hatte, genügte nicht den Anforderungen des 9 Atü<^ 
Nr. 2 ZPO. Hinsichtlich der ersten beiden vorĝ a 
Sätze sowie der allgemeinen Bezugnahme auf das » pt 
nis der Beweisaufnahme“  und des bloßen Hinw dr«' 
den erstinstanzlichen Schriftsatz v. 27. Sept. vef
ten und vierten Satz hat das auch das Bp- “  -  W'i<-u uhu v ic i ich oaiz nai aas aucn aas u “ ;h r , ,« a ,  
kannt und erübrigt sich jede weitere Ausfun « t  

• ”  ’ - ~ L - ■ ■ auch
1

dieser, obschon er sich inhaltliclTnur auf alc_J’ zvvis°

gegen der Meinung des BG. muß das aber au«*. 
letzten Satze gelten, wobei dahingestellt ble«h>e .jgfglag 
dieser, obschon er sich inhaltlich mir auf die w ,,,,iscfiei
bezieht, wegen des sachlichen Zusammenhangs ^  ß 
dieser und dem Klagabweisungsbegehren auc« 
gründung für dieses hingenommen werden^ KO«g seit Jgruuuuug 1U1 uicacs iiu ig c iiu iiiiu e ii wciuv» ■ gCJl
aus der Bemerkung, die Entwicklung des Re“ r mit <? 
laß des abzuändernden Urteils im Zusammen« ’°sse ei 
Veränderung der Verhältnisse der Parteien ‘ cj,t e 
Herabsetzung der Unterhaltsrente als an̂ nec h ^ aet- 
scheinen, war weder zu ersehen, w e l c h e  ^  v ( 
rung vom Erstrichter nicht beachtet, noch w ihtfjpiit

¡lcn^ictil
änderung in den Verhältnissen der Parteien von i ¿»U 
zutreffend gewürdigt sein sollte. Es fehlte als j er t' 
an der erforderlichen bestimmten Bezeichn« g 
fechtungsgründe.

(RG., U. v. 30. A pril 1941, IV 35/41.)
[Hl

Anmerkung: Durch die vorstehende Entsc e g|1 £ 
den die an den Inhalt der BerBegr. zu stei 
dernisse weiter klargestellt. <re_ pie ¿¡n

Es handelte sich hier um eine Unterhalts^ a0 rfeils 
hatte Erhöhung des auf Grund eines frühere a ß  t^jLiei1 
11. Febr. 1938 gewährten Unterhalts um ö z^,t..ei5e 
der Bekl. widerklagend Ermäßigung d e r g e  iel 
Rente um 30 MJl. Das AG. sprach der f.
zu und wies die Widerklage ab. ¿er

Das OLG. gab unter Abweisung der
klage statt, das RG. hat mit vorstehende u
Berufung als unzulässig verworfen. siinsfa(|? V

Daß formularmäßige Sätze, wie, das 3 ,ede '̂°j ’ Zu/  
Vorbringen werde aufrechterhalten oder eI) c# 
die Beweisaufnahme werde Bezug geJl0 /so Jw- 
BerBegr. nicht ausreichen, ist ständige Ksp ■ ge'
1437>- .larmäßi^iet^

Im vorl. Fall hat der BerKl. der l° rnn,ienen ^  \o%\_ 
gründung noch drei Sätze beigefügt, von bezpf ’ g f 1' 
sich zwar inhaltlich nur auf die Widerkl gâ we,̂ e is c- 
richtig aber auch für den Antrag auf Klag? r pfr™ 
ten mußte, da die Widerklage nur bei *Kit
der Klage erfolgreich sein konnte. In “  ^  d fl
geführt, daß die Entwicklung des _Re«h H/n
ändernden Entsch. (11. Febr. 1938) im £  tejen 
der Veränderung der Verhältnisse der cjjt e* 
absetzung der Unterhaltsrente für ang {
lasse. acrBef ' fl „

M it Recht hat das RG. das als Begr- <i°
ten lassen. hscti^e  vfn

Die BerBegr. soll, wenn auch die . we! j dl,L( 
Gründen zulässig ist, die Grundlage fffaße \  sie pf 
fahren in der Berlnst. bilden. Diese A a* dn{(: \  H 
allgemeine Redensarten nicht erId*.t’ s0ilte degr * 
Rechtsstreit nicht gefördert wird. ' " aSv;dern? 
auf solche allgemeine Redensarten er

J
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¿ ‘W e c h s e l ge.meinenu Wendungen antworten, ein 
3  sicher aii ’ der sachhch wertlos ist. Die Zulas- 
nur er »Sichln,,üff1]e/r.en Redensarten oder nur allge- 
f c  einer PVerne , (RG-: JW- 1935, 3102) würde daher

DjeS' lehren rflacbung des Schriftsatzwechsels in der

6 Verdient für 'i'u s verhütet, ist daher zu begrüßen, 
alle Berufungsanwälte Beachtung.
• H e r b e r t  S c h n e i d e r ,  Karlsruhe.

23, pr  *v. u  ,RQ.
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auch ein vieljähriges Wohnen an einem Ort im deutschen 
Sinne nach englischer Auffassung noch nicht zur Be­
gründung eines Wahlwohnsitzes führt (The residence 
which is to be the basis of a change of domicile must 
answer a qualitative as well as a quantitative test; it 
must be a residence accompanied by a definite change 
of mind, vgl. auch die Ausführungen des Senats a.a.O. 
und die Anmerkungen von Süß dazu). Bei einer Aus­
wanderung von Juden aus Deutschland nach London 
kann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß sie 

, • ,vu „ dort einf.n so festen Wohnsitz begründen wollten, wie es
W efiiW  ¡ Ä  ZPO.; Teil 1 Kap. II A r t . l  NofVO. o fc h o fc r fo ^ d e r t1 D e n n ^ r fT m . “  " g daS d,0mii ile 

der R0 ’ sofortige Beschw. geiren die Ver- ndpr p Qr:0 fr j * r ährungsgemäß war London

i i & a  a s r n S i ŝ er̂ u" ä ä
n ^ ^ t s s S 8T ^  s ä  z d-(.Ehescheidung hat der KI. S o *  das“

^¡eder^-te,frist ßemf LQ' einen Tag nacb Ablauf Her ^aß der Bekk damit umging, vielleicht nach lohannis’ 
!'nd ?i,Mnset2Ungsamrnng f lnge,,egt Das OLG- hat seinen ” ’ rg ln Südafrika oder auch anderswohin überzusiedeln 
S & 1 d‘eSB e r u f , . unbegr!lndet zurückgewiesen Ill, Sinne df  englischen Rechts fehlt es aber dann an dem
h s ^ ¡ ‘? e nchtet sich g 3 S unzuIas?.'S verworfen. Die Merkmal des Wah Wohnsitzes (The Intention of making
?ege| inde„reinsetzuntt h r " Ur gegen die Zurückweisung d his home; vgl. Udny w Udny L.R. 1 Sc. App 448 und
S g en " § 567 Ah"g| a,l trages. Sie ist -  entgegen der n,rpv r - " f,'v+ ■■ ■ PP - -
R5r gleiler GLQ d e r n SalZ 1 ZPG-> wonach Entschei- 
S w ,t11 V o n ,,/ Bescbwerde entzogen sind — unter
/ l Ung l de !?egen de e R̂Un^t sIaBbaft wie die sofortige rv„ SCftläR O . n  Beschluß auf Vprwprfunrr Hpr Rp.

\Y/Cny ■90I?fllct> 0 Laws 95-98). Hat er aber keinen 
¡ f t “  Auslande erworben, so kommt es auf den
S fi 7P m  nS 2i T  nland (§ 606 Abs' l  i-Verb.m.

C8 L” L »  Ä  f z Ä  I S J Ä i d s
E S v ' i «  “  & f e s a * s t s

>  i cn ein Urteil f '  ?' (RGZ- 10s- 383),“  nämlich 
d?^1 der \r s'c,i hier p ich e n  Inhalts die Rev. zulässig 
/s  Rev ^ otVO. v r ,u,m t eir!e Ehesache handelt, in der 
Beglich ?-Ur s ta ttfi^1!- Jun‘ ^932 Teil i  Kap. II Art. 1 
tti^^erdg / zulässig9 ’, ,ivenn sie in dem Urteil aus-
d / 3l,ch re gege/nS, f jk U rt wurde, setzt die sofortige 
ö/'pset/ ' 6 ßeschwer(yperwe,-fung der Berufung und da- 
| / l >st j / , ng voraus Rge?en die Ablehnung der Wie- 

lb dnzni^h nicht >da? das BG- sie zugelassen hat. 
(Rq , dSS|g. geschehen. Die Beschwerde ist des- 

’’ V- ZivSen
•• “ eschl. v. 14.Mal 1941, IV B  19/41.) [N.J

- J  G°i6 Ab?',4 ZPO- hemmt nach ständiger Rspr. für die 
«ohdiRUnf Sk 3ge2 v9n, 1Staatenlosen nicht zur Anwendung, 
so daß also auch nicht zu prüfen ist, wieweit etwa em 
ausländisches Gericht die Anerkennung dem deutschen 

.................  Spruch versagen würde. ueuoenen

k r  * ‘ d N|/cb4 A rt‘ 17 Abs: 1 '-Verb. m. Art. 29 EGBGB. ist das
H 1. ' ~~ §s fin. Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes eines Staaten-

p ach Londr,’ 16 ZP0-: A rt- ,7> 29 EGBGB. b°dngenUd gsklage zur Anwendung zu
»ich,” £ ie rlT "  ! • *  « • *  » 8- ” «  v o r ü b t g Ä  i “ » ? i ! " ; o ” d c ? ra „d demB'dk«  ”/ ? *

‘ • « Ä d i Ä ' l m a  ,n , * el  .eres .dor( Wohnsitz, sclbsl weilen von einer gewissen Dauer und ....................... iV lli’r^ fe lan g ir , Wederes dort Wohnsitz, selbst 
für L  c !:/n.don aulhalt. Demgemäß kann 

,ch( a'n le?z Pn he,du^ sklage der zurückgeblie- 
ZUrii ,a da, gcben sein geme,nsauien deutschen Wohn-

Ki.
i ' Ä :
i ? / ’pier DJude fe S Fh/ t ud’e_.S.ch?LdHng

h. k°mmf'flii1 aUf 5as Rcchf des Oerichtsortes
010 kl , f Anwendü J ‘e Scllcidung dieser Ehe deut-

U:
K 
d:
1;
1(

Ä n  / ,P0 / i / ecbtiichen‘,,n p.lllc,htct der Senat aus tat- 
V?Pdigal}getne /  das LG Qr/ " ] den nicht bei. Nach § 606 
J j b p i .  ¿ynen bei welrhpm  Hör Fliomo»«

> * 8'  L 0 - “  X -Abs i h? Cu.,drnein t :  D 7 /hen Gerichts für diese Schei 
. ^  l ^ h t l ic f f®  Pflichtet der Senat 
äl n»; >St rlo_ . n Gründen niVht Kol M

sei:

;‘«1& fsetiie.i uas i n  - ««.in uei. iNacn § ouo
bUa'rjBer g ,fn Gericht«+61 cbem der Ehemann

kl ' ‘st K n i tan,d bat> ausschließlich zu-
ih k |- i n " r ite r  h ie r  London ausgewandert, '" e to 111 D e„i„.7?r wohnt. FntsrheidenH ,-c+ .ir.^ ’

5?jsfe?’ :,r r 1,nt  Entscheidend ist alVÖ! 
• « I., b*etl ist hwstand7  S n!chtc,mehr wohnt, ob ein 

Er ty,'1. Ausi18L Vora u ss /tL deZ § /6 ZPO. in Deutsch- 
u,°Vion d/  Reinen t l  ^ afdr aber, daß der 

*  -n „^hon „ Wohnsitz hat. Dafür, daß’’Oe/ ^ f/c h  nnet^on verläco” ' UIinslTZ hat- Oafür, daß 
^ S 5 ? iicherwh. Jahre s ä i en ^ätte’ fchlt i cde Spur.
% /  41,5 d°rth7nISe würde / /  3 S t r o -r KI: mitgeteilt ßpc, r d 3  Wpi+«-_ er nach Südafrika gehen,

S i / w  HnP 'eses untereAe“ , Recht zu beurteilen 
N M * «  hat SUchung in hei-det, wic der Senat in
V ' l? .  rvc|'o i/ ' zwischen ä / 6! " "  Entsch. JW. 1936, Sachlich-rechtlich ist also der Umfang der e in s tw e ilig '

N ,  Auf’ als° d e m m / !  of origin u°d dem Anordnungen im Scheidungsverfahren entsprechend A r f l 4
9Ubo OrdderUngen i  don Wahl- EGBGB. nach dem Heimatrecht beider Ehegatten zu he

0rdentlicf ?n den Erwerb des letz- urteilen (P a 1 a n d t ,  Anm. 4 e zu Art. 14 EGBGB D «  
weitgehende, ^so daß meist hat der Senat auch schon für die e instw eilen  Verfiigun

heiter'

weilen von einer gewissen Dauer und Regelmäßigkeit Ist 
(Pa a n d t ,  Anm. 2 zu Art. 29 EGBGB.) Dann ist das 
Recht Londons, mithin das englische, anzuwenden. Dieses 
verweist aber, wie der Senat bereits in seiner oben­
genannten Entscheidung festgestellt hat, auf das deutsche 
deshalb zuruck, weil es aut die hier erhobene Scheidungs­
klage die Lex ton zur Anwendung bringt. Zur Anwen­
dungkommt also das deutsche EheG., auf dessen § 55 die 
Kl. ihr Scheidungsbegehren stützt. Die Voraussetzungen 
von dessen Abs. 1 sind unbedenklich zu bejahen. Denn auch 
die Zerrüttung der Ehe ergibt sich daraus, daß der Bekl. 
an eine Rückkehr nach Deutschland nicht denkt und 

Y 'rd d9nken können, andererseits die
•„ Dpe.uts.Gdand aIs gebürtige Deutsche nicht verlassen 

Fhl' hI  Widerspruch ist nicht erhoben, so daß also die 
Ehe der I arteien, ohne daß eine Schuidfeststellung zu 
treffen wäre, zu scheiden ist.

(KG., 13. ZivSen., Urt. v. 31. März 1941, 13 U 6795/40.) 

*
2,5. KG. — §627 ZPO.
1. Diese Vorschrift ist verfahrensrechtlicher Art ;  die Be­

rechtigung des mit ihr geltend gemachten Anspruchs ist 
also nach dem materiellen Recht zu beurteilen.

2. Demgemäß entscheidet bei Ausländern das sich auf
Grund des internationalen Privatrechfs ergebende Recht 
also meistens ihr Heimatrecht darüber, ob ein derartiaur 
Anspruch gegeben ist. g

Die Parteien sind schweizerische Staatsangehörige. 
Sachlich-rechtlich ist also der Umfang der einstweiligen
A n n rn n iin o rp n  im  N ohA iH tu irrcuo i-f^ i,^««  « . . p  1
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gen gern. §627 ZPO. a.F. angenommen (JW. 1936, 3577). 
Im Gegensatz zu Jonas (vgl. bei Anm. III 5 und V III 
zu § 627 ZPO.) sieht der Senat in § 627 ZPO. n. F. keine 
reine prozeßrechtliche Ermächtigung für den Scheidungs­
richter, nach seinem Ermessen, also ohne besondere 
Bindung an das materielle Recht, das Getrenntleben, den 
Unterhalt, Prozeßkostenvorschuß und das Sorgerecht zu 
regeln. Auch § 627 ZPO. n. F. schafft keine neuen An­
sprüche, sondern gibt nur die Möglichkeit, Ansprüche, 
die nach dem materiellen Recht vorhanden sind, durch­
zusetzen. Etwas anderes ist im Gesetz, das sich ja 
engstens an die Fassung des früheren § 627 ZPO. an­
lehnt, nicht zum Ausdruck gekommen (ebenso V o l k ­
mar ,  „Großdeutsches Eherecht“ , Anm. 6 zu § 627 ZPO.). 
Kommt es also darauf an, ob der Anspruch auch sach­
lich-rechtlich begründet ist, so müssen bei Ausländern 
auch die Regeln des internationalen Privatrechts heran­
gezogen werden, d. h. hier also die Vorschriften des 
Schweiz. BGB. Dessen Art. 145 gibt dem Richter die Be­
fugnis, die für die Dauer des Scheidungsstreites nötigen 
vorsorglichen Maßregeln, namentlich in bezug auf die 
Wohnung und den Unterhalt der Ehefrau, die güter­
rechtlichen Verhältnisse und die Versorgung der Kinder 
zu treffen. Außer ihrem prozessualen Inhalt, der für den 
deutschen Richter außer Betracht zu bleiben hat, gibt 
die Vorschrift also dem Scheidungsrichter die Befug­
nis, unter den Eheleuten für die Zeit des Rechtsstreits 
nach freiem Ermessen das Erforderliche zu veranlassen. 
Daraus ergibt sich auch hier die materielle Grundlage 
für die Anträge der Klägerin.

(KG., 13.ZivSen., Beschl. v. 17.März 1941, 13W664/41.)

26. KG. -  §90 GKG.; §§ 8, 9 PrGKG. Die NSV. ge­
nießt als von den zuständigen Ministerien anerkannte milde 
Stiftung in Preußen in Angelegenheiten der streitigen Ge­
richtsbarkeit Gebühren-, nicht dagegen Auslagenfreiheit.

Durch die zur Erörterung gestellte Gerichtskosten­
rechnung wird die NSV. e. V. als KI. und BerKI. wegen 
der Prozeß- und Beweisgebühr sowie wegen Schreib­
und Postgebühren, die im zweiten Rechtszug entstan­
den sind, als Kostenschuldnerin der Reichskasse in An­
spruch genommen. Sie macht hiergegen geltend, daß sie 
in ihrer Eigenschaft als milde Stiftung von der Zahlung 
von Gerichtskosten freigestellt sei.

Die Erinnerung ist begründet.
Allerdings genießt die KI. Gebührenfreiheit nicht auf 

Grund der reichsrechtlichen Bestimmung des § 90 GKG. 
Nach § 90 Abs. 1 GKG. sind vielmehr von der Zahlung 
der Gebühr befreit nur die NSDAP, samt ihren Gliede­
rungen, nicht dagegen auch — wozu die NSV. rechnet — 
die angeschlossenen Verbände ( R i t t m a n n - W e n z ,  3 
zu § 90 GKG.). Nach der VO. zur Anpassung des GKG. 
an die KostO, und über die Aufhebung landesrechtlicher 
Kostenvorschriften v. 27. März 1936 (RGBl. 1,319), Art. I! 
Abs. 2 bleiben jedoch, während grundsätzlich die ent­
sprechenden landesrechtlichen Kostenvorschriften außer 
Kraft treten, die landesrechtlichen Gebührenbefreiungs­
vorschriften in Kraft und bleibt insoweit besondere VO. 
Vorbehalten. Diese ist bisher nicht ergangen. Es war da­
her zu prüfen, ob die NSV. nach preußischem Landes­
recht Gebührenfreiheit genießt. Das ist der Fall. Nach 
§8 Ziff. 2 PrGKG. sind von der Zahlung der Gerichts­
gebühren u. a. befreit: Milde Stiftungen, insofern solche 
nicht einzelne Familien oder bestimmte Personen be-

[Deutsches Recht, Wocheu^’L-'
he«

treffen. Nach Abs. 3 erstreckt sich die Oebuh usiy., 
nur auf preußische Anstalten, Stiftungen, Ver . 
doch kann die Befreiung auch anderweit def
den. Darüber entscheiden nach Abs. 4 die Mi 
Finanzen und Justiz gemeinschaftlich. ,ef itt-

Die KI. hat nun einen Erlaß des PrFinMin- “  v0m 
gleich im Namen des PrJustMin. ergangen „ vor'
23. Sept. 1933 — RM II C 1482 — JM IA l l ° 5{?J$jrkii|,f 
gelegt. Danach ist die NSV. e. V. in Berlin pies

"  1 ' ............................ ..... ng an«
für d

treckt 
Dana«

° n  d e f  r  es •"
Gerichtsgebühren, und zwar nicht nur soW vrerfahr®fi

1111 : v
v. 22. Juni 1932 ab als milde Stiftung 
Anerkennung gdt naturgemäß nur für den ajs0 w 
bereich der preuß. Ministerien, erstreckt ®Jcffen¡eß

»g 
:S 
•fa

gc
________ y _„ wv J  §ü....... xizti

zu berechnende Gebühren in den Angelegen”  fIfla1111
c-froitlrrfiti ("»ftrJoli+eKorl/oi-t Jvm rlolf (er» UllCil ^

die. Ministerien, erstreck
auf Verfahren vor preuß. Gerichten. Danach j>. jUIJg K  
KI. vor preuß. Gerichten Freiheit von der i- si£.

um landesrechtliche Gebühren und um daS. ftl gen>pr 
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt, son ßK ' 
§ 115 PrGKG. auch, soweit es sich um d*e nj,citefl d 
zu berechnende Gebühren in den Angelegen 
streitigen Gerichtsbarkeit handelt (so auch 
W e d e w e r  4 zu § 90 GKG.). bahfe"

Folglich besteht der Ansatz der G erich ts^^iü . « 
des zweiten Rechtszuges gegen die KI. zU - .,renfre'„c 

Nicht dagegen erstreckt sich die Verfaßtet 
auch auf die gerichtlichen A u s l a g e n  de wejt o 
wie § 9 PrGKG. ausdrücklich ausspricht. allCji so 
in der angegriffenen Gerichtskostenrechnung 
baren Auslagen mitenthalten sind, besten 
satz zu Recht.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 26. Mai 1941 •

53/41')

Reichsarbeitsgericht

27. RArbG. -  §§32, 30 ArbOG.
Ordnung und Betriebsordnung geht der u ra  ein^c# 
dem Günstigkeitsgrundsatz vor. Demnacn rllC)i 
früherem Tarif recht erworbener Urlaubs 
eine neue Tarifordnung vernichtet werden. U-,

Die tarifliche Regelung des hier stre' p0|ge 
anspruchs hat sich mehrfach geändert. v  orn Ze V f  
die beiderseitigen Rechte und Pflichten b dies ji 
des Inkrafttretens des neuen Rechts a.IJreCfit ¡st aCh sf  
beurteilen sind. Neben dem neuen Tarn £llj * rtiA 
Anwendung älteren Tarif rechts ausgesc 1 . 18, j
weit dies für den Gefolgsmann günstige' /gArb ' o<r 
Wirkung älteren Rechts findet nicht sta... gjch 
=  JW. 1937,1174« m. Anm.). Dies
Ordnungsgrundsatz und g ilt auch für de , eStehet> s3[i» 
Nur e in  Gesamtrecht kann im B e t r i c a,intes 
kann daher nicht altes und als veraItet 9 ’ nefAn­
recht neben dem neuen Gültigkeit be»< setz.t. 
Allgemeinregelung wird durch die ncUj ein O

i i i
iie ^ V

I V
$

nurigsgrundsatz hat den Vorzug vor i ^57^  ' 
grundsatz (RArbG. 24,77 [88j -  DR; Ä c V  <  
Daß hierbei ein nach früherem La ¡fordnün& ,
I TrlonKoononrnpli rlurbh PitlP TlPllC * ̂  j.Urlaubsanspruch durch eine neue DCJ, 
tet werden kann, ist auch in der RSP ; ,.eg 
(RArbG. 20, 99 [101]). Diese Mn0rlicfu....
Rechtsetzungsbefugnis der Reicns Kl- ‘„» o
folgt, daß für den Urlaubsanspruch ral U l g  U C U J  1 U 1 U W H  V I

neue Tarifrecht anzuwenden ist (s n 5gi). 
v. 30. April 1940: ArbRSamml. 39, 35 l 

(RArbG., Urt. v. 6. Mai 1941, RAG 4

ßfe!4P
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der Schriftenreihe „Rechtspflege und Verwaltung" 

Von

DR. CARL JOHANNY und DR. OSKAR REDELBERGER

Die Neuerscheinung will dem Rechtswahrer und dar­
über hinaus jedem Volksgenossen die Entwicklung 
des Reiches und seine Grundlagen vor Augen führen, 
wie sie sich seit der Machtergreifung tatsächlich und 
rechtlich herausgebildet haben. Die Schrift stellt einen 
aktuellen Verfassungsgrundriß dar, der alles Wesent­
liche über das Reich und seine Grundlagen in knap­
per und allgemein - verständlicher Form bringt. 
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ÖsterrGes. v. 27. April 1896 belr. Raten­
geschäfte. Die Bestimmungen des Ratenge­
setzes von 1935 wirken nur auf Verträge zu­
rück, die im Sinne dieses Gesetzes Raten­
geschäfte sind. Das trifft nicht zu, wenn die 
Zahlung in zwei Teilbeträgen vereinbart 
worden ist. RG.: DR. 1941, 1851 Nr. 18

§§ 565,594 ABGB. Wenn der Erblasser zur 
Abfassung seines Testaments einen von 
einem Dritten verfaßten Aufsatz als Vorlage 
verwendet und nachschreibt, so begründet 
dies weder eine Ungültigkeit nach § 565 
ABGB., noch nach § 594 ABGB. RG.: DR. 
1941, 1851 Nr. 19

§§ 1010, 1489 ABGB. Der Substituent haf­
tet, wenn er nach Gesetz oder Vertrag be­
rechtigt war, einen Substituten zu bestellen, 
nur für Verschulden in der Auswahl dessel­
ben. RG.: DR. 1941, 1851 Nr. 20

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
§§ 91, 104 ff. ZPO. Die Rückgewähr von 

Prozeßkostenvorschüssen, die der Ehemann 
im Scheidungsrechtsstreit seiner Frau ge­
leistet hat, ist im Kostenfestsetzungsverfah­
ren zu regeln. OLG. Köln: DR. 1941, 1854 
Nr. 21

§ 519 Abs. 3 Nr. 2 ZPO. Formularmäßige 
Sätze oder allgemeine Redewendungen über 
die Entwicklung des Rechts sind keine Ber- 
Begr. RG.: DR. 1941, 1854 Nr. 22 (Schnei­
der)

§ 567 ZPO.: Teil 1 Kap. II Art. 1 NotVO. 
v. 14. Juni 1932. Eine sofortige Beschwerde 
gegen die Ablehnung der Wiedereinsetzung 
setzt in Ehesachen die Zulassung des Rechts­
mittels durch das BG. voraus. RG.: DR. 1941, 
1855 Nr. 23

§§ 606, 16 ZPO.; Art. 17, 29 EGBGB.
Ein nach London emigrierter Jude erlangt 

nach englischem Recht nicht ohne weiteres 
dort Wohnsitz, selbst wenn er sich jahre­
lang in London aufhält. Demgemäß kann die 
Zuständigkeit für die Scheidungsklage der 
zurückgebliebenen Ehefrau am letzten ge­
meinsamen deutschen Wohnsitzgericht ge­
geben sein.

Da das englische Recht auf das Recht des 
Gerichtsortes zurückverweist, kommt für die 
Scheidung dieser Ehe deutsches Recht zur 
Anwendung. KG.: DR. 1941, 1855 Nr. 24

§ 627 ZPO. fohrensre îS
Diese Vorschrift ist verfa „  jj,f gê  

Art;  die Berechtigung deS "js0 i# 11 
gemachten Anspruchs ist «
materiellen Recht zu beurt 

Demgemäß entscheide*1’eltionalen' ¡jf 
sich auf Grund des intern»" 
rechts ergebende Recht, fjerarttlc^mo u g iu u im  — - -n der
Heimatrecht darüber, ob 
spruch gegeben ist. KG..
Nr. 25 pie i<SH

§ 90 GKG.; §§ 8, 9 P^lthre» 
nießt als von den zustafl: 
anerkannte milde Stiftung o ^ „ i i#  ' 
gelegenheiten der streitig 1»uSlagen 
Gebühren-, nicht dagege ,
KG.: DR. 1941, 1856 Nr. »

Reichsarbeits8cr‘C(hder T̂ ,

«  32,3 0  Arb o a oi ; £ Ä
Ordnung' und B^biebsordnun^-isgr«^, 
nungsgrundsatz dem Gu 
vor. Demnach kann ein “ V  
recht erworbener Un» f0jcl 

„ „ „ „  Tarifordnung o'i

■ch 3 > >

eine neue ___
RArbG.: DR. 1941,

ji i/vi'v ■ .pr
Tarifordnung ^

1941, l 856

Bewerbungen auf Z if fe ra n z e ig e n  stets mit der 
Ziffernummer kennzeichnen; au ch  a u f  dem  U m ­
s c h la g , dort am besten in der linken unteren Ecke, 
mit Buntstift umrahmt. — Bei B ew erb un g en  auf 
S te lle n a n ze ig e n  niemals Originalzeugnisse, sondern 
mit Namen und Adresse gekennzeichnete Z e u g n is a b s c h rifte n  
beifügen. Auf L ic h tb i ld e  rn  müssen Name und Adresse auf der 
Rückseite vermerkt sein. Unter „Einschreiben“ oder „Eilboten“ 
eingesandte Bewerbungen können nur als „Einschreiben“- oder 
„Eilboten“ -Briefe weitergesandt werden, wenn das Porto hier­
für beigefügt ist. Diese Art Briefe und mehrere Bewerbungsschrei­
ben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf dem äußeren Um

im
Beachtung!

—— • ¡ÜK
schlag die Ziffernummer n ic h t  t" »  ,  (
an die Anzeigenabteilung zu ric 1 ^̂ gjte 
preis: die viergespaltene 4® nver 
45 Rpf.; für Verleger- und F r e ^
56 Rpf.; für Stellen- und e‘n5L pjachrU he^igtr 

anzeigen 25 R p f.; für Familienanzeigen un" ueugesUf, ¿ev’ ß 
Ziffergebühr für Stellenangebote 1.50RM .; 11 . ß ;
legenbeitsanzeigen 50 Rpf. •  A nzeigenscn  u u dv ejll*  
nerstag der Vorwoche, n u r fü r  e ilige  Stellenanz 6 ^  pr» ^  f t  
noch zur V e rfügung  steht, jew eils der M ° nta g n u f ®1| a 
woche. •  Zahlungen fü r  A n z e ig e n b e tr a fU  pen1 ^  )Pr 
Scheckkonto des Deutschen Rechtsverlages Gvn  ’PCI 1 a u f  VCA3 l.yXHCU.CIlC U in c ia u i ,c ig c n  U U U C l l  a u i UVIH ■■■ w v .|,u w .v « * .i.v v u v v < ----------o

„A n ze ig e n -A b te ilu n g “ D eutscher R e c h ts v e rla g  Gm bH., B erlin  W 35, ___ »

I : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : :
:: ::: ::: ::: :::
: : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : :  
:: : :: ::: ::: :::

eutscher R e c h ts v e rla g  Gm bH., B erlin  W 30,

Vertreter(in )
wegen Einberufung des jetzigen 
Vertreters

gesucht.
Rechtsanwalt und Notar 

R u d o l f  H a b e r m a n n ,  
E b e r s w a l d e  (Mark), 

Alsenplatz 1 - Fernruf 3017.

:::::::::: O f f e n e  S t e l l e n
ten°t y s|S

Für  d i e  D a u e r  meines Wehr­
dienstes suche ich

Vertreter
(erfahren. Bürvorsteher Vorhand.) 

Sund ,
Rechtsanwalt und Notar, 

W o l g a s t ,  Breite Straße 21 c.

W i r  suchen zu m  b a l d i g e n  A n t r i t t  e i nen

fü n fte n
f ü r  d i e  B e a r b e i t u n g  d e r  e i n s c h l ä g i g e n  
R e c h t s -  u n d  S t e u e r a n g e l e g e n h e i t e n .

Bewerbungen mit selbstgeschriebenem Lebens­
lauf, Zeugnisabschriften, Lichtbild und Angabe 
des frühesten Eintrittstermins sind zu richten an

Schlesische Elektrizitätswerke A.G.
KATTO W 1TZ, Grundmannstraße 9

Tücht. Bürovorsteher,
zuverläss. u. gew. im Umgang, 
f. eine gutgeh. Praxis in Schle­
sien p. bald od. spät, gesucht. 
Angeb. m.Lichtb.selbstgeschr. 
Lebensl., Zeugn. u. Gehaltsan- 
sprüch. unter A.1675 an Anz.- 
Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

A n w a lts ^  uVe
p e r f  ’

mit -
Be w  e r b u n S ^ e r t ^ e  
schriften

00

W ir suchen

Bürohräffe
die in Mahn- und Zwangsvoßs ^vva11 ^  
..................... j  A.K»u«recht .uie in mann- unu j- w«“ &- heve®111 ",
Urkundensteuer- und Arbeitsr

'sal

5 U W 1C  r t l l g i l U C  U C I  U , . — --------  • A b t e *

erbeten unter A . 1676 an Anzei„

Bewerbungen mit Lebenslauf, ZenS". und ^  pen15 
sowie Angabe der Ochaltsansp«

Rechtsverlag, Berlin W

Kammergerichtsanwalt
zur Mitarbeit in B e r l i n e r  
Praxis (Tauentzienstraße) 

gesucht.
Angebote unter A . 1673 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

W ir suchen einen
M itarbeiter

für bald oder später: zunächst 
Vertreter für den zum Wehrdienst 
einber. jüng. Sozius (Rechtsauw., 
Ass. od. sonst, pens. Volljuristen). 
Notar Dr. Scheuermann und 
Dr. Innecken,  Rechtsanwälte, 

B e r l i n  SW 68, Fried richstr. 208.

Anzeigenschluß
d e r  V o r w o c h e !  D e u * s 1
G. m. b. H., A n z e i g e n - A b t e i lu

L ü t z o w u f e r  18. Tel. 22 40 86
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V S ? 01* Dr.,
■ U d l ^ e x mina

4 1i Schaft " .der Pr ¡vaten
!6?4 an Anx^'lgebote unter
D̂ 7 r - Abteilr

i'echtsverlag,
’ Lütïowufer 18

Volljuristin,
36 Jahre alt (Prädikats-Examen 
Juli 1941), sucht vielseitig Jurist. 
Wirkungskreis. Norddeutschland 
bevorzugt. Angeb. u. A . 1671 an 
Anz.-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35,Lützowufer 18.

— ——f f  6’ .........
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verschiedener A r t::

lc h  b i n als

e ‘ m  Ą Kcrhtsanuialt
mts.

Land .  u n d  O b e r l a n d e s g e r i c h t

Zu§el
assen Posen

^en' Mein Büro befindet sich

en’ ^Hhelmstraße 3  b.
in

^ r > Jo s tes , Rechtsanwalt.

Reil“ ?1» *  :„Peic

■’-r.

™US i ^ V n aB-, tp0 . UHgB. 33.

S 5 ,  eten-
Ks'”

a r i» g  5 7

IU|* ijD
^ ” Ô ç C | l 5 0

Suche: T le u m an n , V e rs ich e ­
ru n g s-  

Jahrbuch 1925 bis 1939.

Çeôe
a h :

B e rg e r, Sfrafklauseln in den 
Papyrusurkunden. 1911 ( 10. - )  
4 . - M . /  H a n d e ls g e s e tze  des 
E rd b a lls . 3. (le tzte) A ufl. in 
20 O rigm albänden (1080. ) 
6 7 5 .- M . /  S to lz e i,  E n tw ick ­
lung des gelehrten Richter­
tunis in deutsch. Territo rien . 
2 Bde. 1872 (2 4 ,-)  5.80 M . /  
V a rg la ,  J ., Abschaffung der 
S fraiknechtschaff. Studien z. 
Strafrechtsreform . 2 Bände. 
1897 (2 6 .-)  12 .- M .

J. E. Thom a, D resden-A .
Mathildenstraße 1.

G u t g e h e n d e
Rechtsanwalts- und 

Notarpraxis
'n Hannover  durch Todesfal

zu übernehmen.
Angebote an:
Rechtsanwalt Dr. S c h m i d t II 

Hannover ,  Rustplatz 8.

c'he Stell,

^ ¡ g e

Werden am ehesten durdi

ln dcr

I W
A « >ewahrheiï?tsachCi

oresse g e f n n d e n

Stüs¿áb sil,d j,
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,ltle VerítíÜJ1.?. ein. (h,mud.<:!i?tL,s
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'•«»erlaß
b te i l  un g

P e ^ r u f l l f , I O W « I C r  1 8

Sie b itte

|s»erla$ ombU
'  A b 11 ■

224086

©on bbuti)
M  (ftcoftbcniicbcn <£cbboit:ccbte

(unter ßSerittfjidjtigunft ber öftcrreiditftßen, 
mcmcllnit&tfdjcn, fitöctenöcutjdjcn ttitit 

Suitatflcr ßäcfttmmunßcn)
uon 2>e. £W© 'IRwmccfcc

Diedjtäanwolt am DhertanbcSgericfjt $amm (SSJeftf.) uni) Katar 
ffiitjlic i) bc5 (grbhofredhtSauäfchuffeS ber Mabemte fitr ®cut|(J)c? SRed)t

unter SKitavbeit mm 2 > r. 2 B o I f  $ o m f e  8ie<§t5amn. tnSerttn

/¿efyum diqkeit
unb erfdjöpfenbe Darstellung finb bas SRerfmal ber ©aumecEcridjen 
(Erläuterungen, bie ben fragen unb ©ebiirfniUen ber Praxis in  allen 
te ilen  gerecht werben. 3 U jeher $rage i[ t  felbftänbig unter uerant* 
roortungsbcroiifttcr wiffenfcbaftltcber Sluseinanberfefcung m it Schrift­
tum unb 9ied)tfpred)ung Stellung genommen. Die (Erläuterungen 31t 
jebem Paragraphen ftnb mci)t w illfürlicb aneinanbergcreiljt, jonberu 
jeweils in  einen größeren faftematijdjen 3ufammenbana gcriicfl, ber aus 
einer jebem Paragraphen beigegebenen än^altsiiberjtdjt erfennbar ift.

/lu i(ü iid ic k  le iicm dd t
werben alle einfdjlägigen Sftebengcbietc, wie ©erfabrensred)t, Soll* 
ftrecfungsredjt, ftoftenreebt, Steuerredjt, ©erjid)erungsred)t, ebenfo wie 
bas Gdjulbrecijt, ©runbjtücfsrecbt, (Erbrecht. (Ein reichhaltiges S d jrift- 
tumsocr3cid)nis uor allem and) 31t ben ein3elnen ©ejttmmungen er= 
möglidjt bem ©enuber eine über ben Dtaljmen eines £anbbud)es 

binausgebenbe wiijenjcbaftüdje SBeiterarbext.

Umfang 1104 ©eiten «roftüttah. © jl. fleh, iprctö i»t»! 26.50

©e3iebbar burd) gutgefübrte ©udjbaublungen ober unmittelbar d. b.

® eclae Sc. Otto ©cbmiM Ä©., Ilöln. öanjabauS

S o e b e n  e r s c h i e n  i n  2. A u f l a g e :

9er Preußifdie Cruiörnt
(Oberbürgermcifter)

ßefege, Dcrorbnungen unb Crlaffe mit flnmcrliungen 
unb Dcuoßifungen

von Dr.habil.Hans Joachim Met te

A lien, die über das geltende M ietpreisrecht Bescheid wissen müssen, 
bietet die G esetzessam m lung von M e tte  ein praktisches und hand­
liches Kompendium  des geltenden M ietpreisrechts, w ie  bisher noch 
keines Vorgelegen hat. D er gesamte aus Gesetzen, Verordnungen, 
Erlassen, grundsätzlichen Entscheidungen usw. bestehende Stoff 

in d r e i  T e i l e n

I. Allgemeines Mietrecht,
II. An die Preisbehörde für Mieten sich wendendes Mietrecht,

III. Kriegsbestimmungen
ist sinnvoll geordnet und durch Verw eisungen so geschickt unterein­
ander verbunden, daß das Übersehen irgendeiner V o rschrift oder 
Richtlin ie schlechthin ausgeschlossen ist. D ie Sam m lung ist ein 
einzigartiges Zeugnis fü r die E n tw ick lun g , die das deutsche M ie t­
e n d  P a c h t - )  Recht im  Lau fe der le tzten 4 Jahre genommen hat. Das  
Buch Ist fü r den an der Prax is  des M ie trechts  B eteiligten, sei 
es als Behörde, sei es als Betroffener, ein w ertvo lles H ilfsm itte l. 
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In  4., e rw e ite rte r und verbesserter Auflage lieg t vor:

D a s  S ta n d a rd w e rk  des G nadenrechts

D a s  g e f n m t e  D c u t f d i e

G n a d o n r c c h t

Bon Obcrregierungsrot 10. ITIciifchcll
Stellvertretender Leiter des Hauptamtes für Gnadensachen 

der Kanzlei des Führers der NSDAP.

In seiner 4. Auflage bringt der „Gnaden-Menschell“  eine Fülle 
neuen Materials. Neben sehr zahlreichen weiteren Anmer­
kungen ist allein der Haupttext um etwa 60 Gesetze, Ver­
ordnungen usw. vermehrt worden. Das Werk ist damit 
wieder auf den neuesten Stand gebracht! Beachtlich ist vor 
allem, daß das Gnadenrecht der Wehrmacht, der und 
der Polizei neu bearbeitet worden ist und den wichtigen 
Straffreiheitsgesetzen zahlreiche Anmerkungen beigegeben 
wurden. Ferner w.urdon bei der Neugestaltung des Werkes 
die Bedürfnisse der Gnadenstellen des Staates und der Be­
wegung, bei denen der „Gnaden-Menschell“  je tzt allgemein 

benutzt wird, in  erhöhtem Maße berücksichtigt.
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lieg* v°r‘ln  3 ., e r w e i t e r t e r  A u f l a g e

D as g ru n d le g e n d e  W e r k  d e r j t a u m ig l

von Univ.-Prof. Dr. Carl S c h m i t t .
p re u ß .^

Völkerrechtlich^
GroßraumordriU*19
mit Interventionsverbot für raumfremde

 ̂tll (Jtj
,,Die vorliegende Arbeit ist eine der wertvollste1 1 t& 
des Völkerrechts der letzten Jahre, denn sie entha
reiche neuartige Gedanken, sondern fordert durch 1 . ¿er / v
Gestaltung eine Stellungnahme der Wissenschaft 
heraus, sehr zugunsten der wissenschaftlichen Gesa 
Setzungen um ein neues Völkerrecht.** xüi&tif' •

Gengenbach in ,,Deutschlands Ertte  ̂^

Dieses neue Werk des bekannten deats^.^ ¡n. ^  
rechtslehrers Prof. Dr. Car l  Schmitt irn1".ivr.nieiviuv.io ‘ * W4* 1 • '-'u* 1  ̂̂  “ *” . i tlQCIt *’ j.p[l

Auslände größtes Aufsehen erregt und » ur0päisC" ( 
Gegenstand längerer Abhandlungen in e^  jn k̂ ri 
und außereuropäischen Zeitungen. ^ en"rcien kanrl,eI,.

$0

Zeit schon in dritter Auflage vorgelegt we ^  
beweist dies, daß das Buch nicht so s£r r r(Ißtist’ m 
schaftler anspricht, wie jeden, der sich °.e^ 0 ^ ^ ,  
wir eine Zeitenwende miterleben und .fl| 
größten aller Revolutionen, derRaumrev0

c 70r M
Umfang: 64 Seiten, LW- »• ^fl„
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DER STAATSANWALT
u n d  sein A r b e i t s g e b i e t  m i t  B e i s p i e l e n

Von

DR. K A R L  B U R C H A R D I unter Mitwirkung von DR. GERH. KLEM PAH-5
STAATSANWALT IN BEROBERSTAATSANWALT IN BERLIN

¡tu f̂l
du»1

1 hxi\e\
Das neue Werk führt in den Aufgabenbereich des Staatsanwalts beim Landgericht ein und gibt Ratschläge 1111 ^
sachliche und formelle Erledigung seiner Amtsgeschäfte. Dem erfahrenen Staatsanwalt erleichtert es seine Ar  ̂ N  .] 
gäbe der Vorschriften, die sonst an vielen Stellen verstreut sind, und hilft bei der Ausbildung der Referen a staatsa11"' ¡V- j 
aber hilft es in seiner kurzen Ausbildungszeit bei der Staatsanwaltschaft, die formalen Schwierigkeiten d  ̂  ̂(
liehen Dienstes zu überwinden und zu dem sachlichen Kern seiner Aufgaben vorzudringen. Aufbau und pieu5̂  - -**•’
anwaltschaft werden geschildert und die Folgerungen aus dem Aufsichts- und Weisungsrecht der vorgesetz 
Darstellung des Geschäftsganges werden Grundsätze für den Schriftverkehr und den Umgang mit dem Publikm® „ahn1® 
Ermittlungsverfahren ist besprochen, die Fahndungsmaßnahmen, das Recht der Untersuchungshaft, der Best ie jgeO 
einsicht. Das Verhältnis zum Verteidiger wird erörtert. Beispiele für Einstellungsbescheide und A n k l a g e s c h r i f t v 
mäßige Gestaltung. Hauptverfahren und Hauptverhandlung werden besprochen und Ratschläge für den Scblti  ̂jgs St® 
gen Ausführungen über Rechtsmittel, außerordentliche Rechtsbehelfe und Wiederaufnahmeverfahren, die Au 8  ̂ ulJd 5̂
nach der Rechtskraft, insbesondere in Strafvollstreckung und Gnadenverfahren, über Straflöschungssach^^ 
tung in Entschädigungssachen. Ein Überblick über die sonstigen Aufgaben des landgerichtlichen StaatsanvV
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